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rechte Spalte, letzter Absatz des Abschnittes 2, hinter „ ... übernom­
men werden.": 

„Da hier der Flächennutzungsplan und der Bebauungsplan, 
deren Darstellungen bzw. Festsetzungen u. a. aus zahlreichen 
Kompromissen und Entscheidungen zustandekommen, nur noch 
diejenigen Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege enthält, denen der Träger der Bauleitplanung im Rahmen 
der Abwägung seine Zustimmung gegeben hat, bleibt vom 
eigentlichen Entwicklungsteil des Landschaftsplanes (§ 2 Abs. 2 
BNatSchG) in der Regel nur noch ein Torso übrig." 
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linke Spalte, Zeile 5 

„ .. . . nur einer obersten Landesbehörde ... " 

linke Spalte, zweiter Absatz, 3. Spiegelstrich, Zeile 2 

„ .... zuständigen obersten Landesbehörde ... " 
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rechte Spalte, Abschnitt 7, 4. Absatz, hinter „ ... ausgeschlossen wer­
den können.": 

„Es sollte vermieden werden, dem Naturschutz und der Land­
schaftspflege eine Aufgabe zu übertragen, mit der sie zwangs­
läufig zum Vertreter von Erholungs- und Fremdenverkehrs­
interessen werden müssen." 

Die im Heft aufgetretenen Fehler wollen Sie bitte entschuldigen. 
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Einführung 

Nachdem das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) seit 
Ende 1976 in Kraft ist, hält es der Deutsche Rat für Landes­
pflege für geboten, eine Studie über nAnalyse und Fortent­
wicklung des neuen Naturschutzrechts in der Bundesrepu­
blik Deutsch landcc zu erarbeiten. 

Zu diesem Zweck hat er ein Symposi um veranstaltet, das 
vom 19. bis 21. Mai 1980 unter Leitung von Professor Dr. Er­
win STEIN, Bundesverfassungsrichter a. D„ in Schlangen­
bad bei Wiesbaden mit f inanzieller Förderung durch das 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten, stattgefunden hat. Anläßlich dieses Symposiums sind 
die folgenden Sachbereiche von den nachgenannten Sach­
verständigen in Einzelthemen behandelt worden: 

Professor Dr. Heinhard STEIGER, Universi tät Gießen: 

Die rechtliche Bedeutung der Ziele und Grundsätze des Bun­
desnaturschutzgesetzes und der Ländernaturschutzgeset­
ze. 

Professor Dr. Jürgen SALZWEDEL, Universität Bonn: 

Vergleichende Übersicht Ober die Anpassung der Länderna­
turschutzgesetze nach den Regelungsgegenständen an das 
Bundesnaturschutzgesetz und über die Ausfüllung der Er­
mächtigungen des Bundesnaturschutzgesetzes durch die 
Länder. 

Dr. Franz-Josef PEINE, Universität Bielefeld: 

Vereinbarkeit des nordrhein-westfäl ischen Landschaft sge­
setzes vom 18. Februar 1975 mit dem Bundesnaturschutzge­
setz. 

Professor Dr. Gunter KISKER, Universität Gießen: 

Kommunaler und staatlicher Vollzug der Ländernatur­
schutzgesetze - ein Vergleich. 

Professor Dr. Gerhard OLSCHOWY, Universität Bonn/Deut­
scher Rat für Landespflege: 

Niedersch lag des Naturschutzrechts in den Fachplanungen. 

Professor Dr. Rudolf STICH, Universität Kaiserslautern: 

Die Rechtsverbindlichkeit der Landschaftsplanung in den 
Landesnaturschutzgesetzen, das Verhältn is der Land­
schafts- und Raumplanung zur Fachplanung nach diesen 
Gesetzen und die Integration der Landschaftsplanung in die 
Bauleitplanung - ein Problemabriß. 

RD Dr. Eberhard HEIDERICH, Ministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt Baden-Württemberg, Stuttgart: 
Die Ausgleichsabgabe im System der Eingriffsregelung der 
Naturschutzgesetze. 

MR Erwin BAUER, Ministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten NRW, Düsseldorf: 
Die Regelung der Verursacherhaftung nach dem Bundesna­
turschutzgesetz und den Ländernaturschutzgesetzen. 

Professor Dr. Norbert KNAU ER, Universität Kiel: 
Möglichkeiten, Praktikabilität und Effizienz der Naturschutz­
regelung im Naturschutzrecht. 

Professor Dr. Eckard REHBI NDER, Universität Frankfurt/M .: 

Die Kontrolle der Pestizidanwendung durch das Recht des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. 

Professor Dr. Berndt HEYDEMANN, zoologisches Institut 
der Universität Kiel: 
Arten- und Biotopschutz im Naturschutzrecht - ein Ver­
gleich unter Berücksich tigung des Problems einer großflä­
chigen Verwendung von Herbiz iden und Insekt iziden - so­
wie d ie Artenschutzverordnung des Bundes und der Länder. 

MR Josef SCHILLINGER, Ministerium für Ernährung, Land­
wi rtschaft und Umwelt Baden-WO rttemberg, Stuttgart: 

Die Bedeutung des Naturschutzfonds. 

RD Dr. Erich GASSNER, Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Bonn: 
Die Regelung im Bund und in den Ländern über die Erholung 
in Natur und Landschaft und des Betretensrechts in den Na­
turschutzgesetzen und anderen Gesetzen. 
ROR Wolfgang WEITZEL, Hessisches Ministerium für Lan­
desentwicklung, Umwelt, Landwirtschaft und Forsten, Wies­
baden: 

Die Regelung der Bürgerbeteiligung in der Planung für Natur 
und Landschaft unter besonderer Berücksichtigung des 
Bundesbaugesetzes. 

Dr. Christoph SENING, Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 
München: 

Die Verbandsbeteil igung und die Verbandsklage nach den 
Naturschutzgesetzen im Bund und in den Ländern. 

Professor Dr. Herrmann SOELL, Universität Regensburg: 

Kritische Gesamtwürdigung der Natursch utzregelungen im 
Bund und in den Ländern. 

Anschließend haben die Teilnehmer des Symposiums die 
aufgeworfenen Probleme mit den Referenten eingehend dis­
kutiert. 

Ein vom Deutschen Rat für Landespflege eingesetzter Ar­
bei tsausschuß, dem die Herren 
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Professor Dr. Erwin Stein, Gießen, als Vorsitzender, 

Professor Dr. Konrad Buchwald, Hannover, 

Professor Dr. Paul Leyhausen, Wuppertal, 

Professor Dr. Gerhard Olschowy, Bonn, 

Professor Dr. Eckard Rehbinder, Frankfurt und 

Professor Dr. Heinhard Steiger, Gießen, 

angehörten, hat aus den Ergebnissen des Symposiums eine 
Studie vorbereitet und dem Rat als Entwurf vorgelegt. 

Auf der Ratsversammlung am 21. November 1980 in Bonn 
wurde der Entwurf beraten und die folgende Stellungnahme 
bes eh lossen. 

1. Zum Verhältnis von Bund und Ländern im 
Naturschutzrecht 

Das Bundesnaturschutzgesetz vom 20. Dezember 1976 ist 
ein Rahmengesetz nach Artikel 72 GG. Gemäß § 4 
BNatSchG sollen die Länder innerhalb von zwei Jahren nach 
dem Inkrafttreten, d. h. bis zum 24. Dezember 1978, Anpas­
sungs- und Ausfüllungsvorschriften erlassen. 

Bisher haben die Länder Berlin, Bremen, Hessen, Rheinland· 
Pfalz, Nordrhein-Westfalen und das Saarland (BerlNatSchG 
vom 30. Jan. 1979 - GVBI S. 183 -; BremNatSchG vom 17. 
Sept. 1979 - GBI S. 345 -; HessNatG vom 19. Sept. 1980 -
GVBI S. 309 - ; RhPf LPllG vom 5. Feb. 1979 - GVBI S. 37 
- ; Nordrh.-Westf. LPflG vom 18. Feb. 1975 - GVBI S. 190 -
geändert durch G vom 6. Mai 1980 - GVBI S. 498 -; 
Saarl.NSchG vom 31. Jan. 1979 - Amtsbl. S. 147 - ) solche 
Vorschriften erlassen. Entwürfe liegen den Parlamenten der 
Länder Hamburg und Niedersachsen vor. 1 n den Ländern Ba­
den-Württemberg, Bayern und Schleswig-Holstein 
(Bad.Wü rtt.NatSchG vom 21. Okt. 1975 - GBI S. 654 -; 
Bayer.NatSchG vom 27. Juli 1973 - GVBI S. 437 - zuletzt 
geändert am 24. März 1977 - GVBI S. 101 -; Schlesw.­
Holst.LPflegG vom 16. April 1973 - GVOBI S. 122 - zuletzt 
geändert am 20. Dez. 1977 - GVOBI S. 507 - ) sind bisher 
keine Entwürfe zur Novell ierung der vor dem Bundesnatur­
schutzgesetz erlassenen Gesetze vorgelegt worden. 

In der zögernden Erfüllung der Verpflichtung aus § 4 
BNatSchG durch die Länder ist ein für den Naturschutz 
nachtei liges, verfassungsrechtlich bedenkliches und ein für 
das föderalistische Prinzip gefährl iches Vollzugsdefizit zu 
sehen, das nachträg lich denen recht zu geben scheint, die 
für eine Vollkompetenz auf dem Gebiet des Naturschutzes 
eingetreten sind. Dieser Mangel wird nur zum Teil dadurch 
ausgeglichen, daß der Gesetzgeber in§ 4 Satz 3 einige Re­
gelungen des Bundesnaturschutzgestzes für unmittelbar 
verbindlich erklärt hat, so vor allem die Zie le(§ 1), die Grund­
sätze(§ 2) und die Aufgaben der Behörden und öffentlichen 
Stellen (§ 3). 

Die Bestimmung der Ziele in § 1 des Gesetzes gibt dem Na­
turschutz und der Landschaftspflege für Handlungsziel, 
Handlungsgegenstand, Handlungsrichtung und Handlungs­
form geltende und konstituierende Maßstäbe; allerdings be· 
tont der Gesetzgeber sie zu einseitig anthropozentrisch, auf 
Nutzung ausgerichtet und vernachlässigt dadurch den Ei­
genwert der Natur, der nur in§ 13 Abs. 1 Nr. 3, § 17 Abs. 1 Nr. 
2 und § 22 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ausdrücklich anerkannt 
ist. 

Die Ziele werden durch die Grundsätze in§ 2 BNatSchG so­
wie durch Best immungen In ei nigen Landesnaturschutzge­
setzen inhaltlich entfaltet und komplettiert. Einige dieser 
Grundsätze sind so hinreichend deutlich und konkret abge­
faßt, daß sie für das Handeln der zuständigen Behörden un­
mittelbar anwendbar sind. Andere sind hingegen so allge­
mein formuliert, daß sie der weiteren Präzisierung bedürfen, 
um anwendbar zu werden. Diese Präzisierung ist durch er-
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gänzende Landesnaturschutzgesetze nu r zum Teil vorge­
nommen worden. 

Inhalt lich zu weitgehend erscheint die Formulierung des Ab­
wägungsgebotes in§ 1 Abs. 2 und§ 2 Abs. 1, da diese den 
Naturschutz und die Landschaftspflege auf die gleiche Ebe­
ne mit Nutzungen zu Lasten der Natur stellt, deren Grundla­
ge in Wirklichkeit die Natur ist. Vorzuziehen wäre zumindest 
eine entsprechende Formulierung der Abwägung, die wie§ 2 
Abs. 2 des Hess. Naturschutzgesetzes auf das Erfordernis 
der überwiegenden Gründe des Gemeinwohls abstellt. Da­
bei kommt es auch auf eine differenzierte Abwägung und 
Berücksichtigung der besonderen Merkmale des Raumes 
sowie der persönlichen Verhältnisse der dort lebenden Men­
schen an. 

Leider hat das BNatSchG darauf verzichtet, wichtige Rege­
lungen überhaupt zu treffen; so enthält es keine Vorschrif· 
ten über Wander- und Radfahrwege, über den freien Zugang 
zu Gewässern, über die Freihaltung von Ufern, Küsten, Berg­
kuppen und Steilhängen vor Bebauung und übe r Durchgän· 
ge für die Allgemeinheit. Unvollkommen geregelt ist auch 
der Artenschutz, da er den Biotopschutz bisher nicht ausrei­
chend umfaßt, der eine notwendige Voraussetzung für den 
Artenschutz ist. 

Vor allem feh lt in § 6 BNatSchG eine verbindliche Verknüp­
fung von Landschaftsplanung und Bauleitplanung. Auch ist 
die Regelung über Eingriffe in Natur und Landschaft (§ 8) 
nicht unmittelbar verbindlich. 

Wenn auch anerkannt werden muß, daß in einem föderal isti· 
sehen System Sachbereiche des Naturschutzes in den ein· 
zeinen Ländern verschieden geregelt werden können und 
zweckmäßigerweise auch geregelt werden soi len, so ist 
doch zu bedauern, daß in bestimmten Sachfragen, so z. B. in 
der Landschaftsplanung, die Regelungen der Länder zu ei­
ner erheblichen Rechtsuneinhei t lichkeit geführt haben. 

2. Zur Landschaftsplanung - Orientierung raumbezogener 
Planungen an den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

Das BNatSchG schafft die Grundlage für die Landschafts­
planung. Es versteht unter Landschaftsplanung das Land­
schaftsprogramm, den Landschaftsrahmenplan und den 
Landschaftsplan(§§ 5 und 6). Der Deutsche Rat für Landes­
pflege sieht auch im Landschaft spflegerischen Begleitp lan 
einen Vorgang der materiellen Landschaftsplanung, weil er 
ebenfalls ein Mittel ist, um durch Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege unvermeidbare Eingrif· 
fe auszugleichen, soweit es zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege erforder lich ist 
(§ 8 Abs. 2 und Abs. 4). 

Obwohl im BNatSchG nicht vorgesehen, ist der in einigen 
Landesnaturschutzgesetzen (§ 9 Bad.-Württ. NatSchG, Art. 3 
Abs. 2 Bayer. NatSchG, § 11 Rh.-Pf. LPflG) verankerte und in 
der Planungspraxis anderer Länder sich findende »Grünord­
nungsplan« der materiellen Landschaf tsplanung zuzurech­
nen, weil er für die Bauleitp lanung Maßnahmen zur Erhal­
tung und Gestaltung der Landschaft zum Inhalt hat. 

So begrüßenswert es ist, daß das BNatSchG und in seiner 
Ausfüllung die Landesnaturschutzgesetze Ebenen und In­
strumente der Landschaftsplanung deutlicher als bisher re­
geln, so hat doch der Verzicht auf durchgreifende bundes­
rechtllche Bestimmungen über die Verbindlichkei t sowoh l in 
§ 5 als auch vor allem In§ 6 BNatSchG erh ebliche Nachteile 
für die Klarhei t, Best immt heit, Einheitlichkeit und damit 
letzten Endes fü r die Wirksamkeit der landesrecht lichen Ver­
bindlichkeitsregelung zur Folge. Die Instrumente der so ver­
standenen Landschaftsplanung sind in den Ländern Im Hin­
blick auf ihre Verbindlichkeit sehr verschieden ausgestaltet. 
So werden nur in einigen Ländern die Landschaftsprogram-



me auch Teile der Landesentwicklungprogramme, wie auch 
die Landschaftsrahmenpläne nur in einigen Ländern Be­
standteile der Regionalpläne oder regionalen Gebietsent­
wick lungspläne sind (Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, 
Bayern, Saarland). Nur insoweit nehmen sie auch an der Ver­
bindlichkeit dieser Raumordnungspläne teil. 

Besonders verschieden sind die gesetzlichen Regelungen 
für das Verhältnis des Landschaftsplanes zur Bauleitpla­
nung. So werden die Landschaftspläne zwar in der Regel 
von den Gemeinden, in Nordrhein-Westfalen jedoch von den 
Landkreisen, aufgestellt. In Rheinland-Pfalz entfällt die Auf­
stellung eines eigenen Landschaftsplanes völlig, da er von 
vornherein im Flächennutzungsplan enthalten ist (§ 17 
LPflG). Während sich der Landschaftsplan in der Regel ge­
mäß§ 1 Abs. 1 BNatSchG auf das gesamte besiedelte und 
unbesiedelte Gemeindegebiet erstreckt, beschränkt er sich 
in Nordrhein-Westfalen nach Auffassung des Rates sogar in 
unzulässiger Weise auf den Außenbereich(§ 10 LSchG). Dar­
aus ergeben sich auch erhebliche Unterschiede in der Ver­
bindlichkeit der Landschaftspläne für die Bauleitplanung, 
zumal diese in den einzelnen Ländern selbst noch nicht ein­
mal eindeutig geklärt ist. Auch die Verbindlichkeit der Grün­
ordnungspläne ist in den Gesetzen der Länder, die sie veran­
kert haben, nicht eindeutig geregelt. Im allgemeinen werden 
sie der Planungsstufe des Bebauungsplanes zugeordnet. 

Weiterhin ist das Verhältnis von Bundesnaturschutzgesetz 
und Landesnaturschutzgesetzen zu den Fachplanungen un­
geklärt. Es bestehen eine ganze Reihe von Zweifelsfragen. 
Zu unterscheiden sind sicher verschiedene Ebenen. Soweit 
Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne in 
die Instrumente der Raumordnung und Landesplanung ein­
gegangen sind, werden s ie an deren Verbindlichkeit für die 
Fachplanungen als Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
Anteil haben. Soweit die Fachplanungsgesetze eigene Na­
turschutzklauseln enthalten, sind die Naturschutzbelange 
mit Hilfe der Naturschutzgesetze durch den Grundsätzeka­
talog des § 1 BNatSchG und dessen Ergänzungen in den 
Landesnaturschutzgesetzen näher konkretisiert, wobei die­
se nicht abschließend sind, also weitere hinzutreten kön­
nen. Soweit Abwägungsklauseln ohne Bezug auf das Natur­
schutzgesetz in den Fachplanungsgesetzen vorhanden 
sind, sind künftig die Natursch utzregelungen als »Belange« 
einzustellen. Erhebliche Probleme stellen sich aber auf der 
Ebene des Verhältnisses des Landschaftsplanes zu den 
Fachplanungen. Es kommt dabei insbesondere darauf an, 
wer den Landschaftsplan nach der jeweiligen landesrechtli­
chen Regelung aufstellt und welche Verbindl ichkei t ihm da­
bei zugeordnet wird.§ 6 BNatSchG trifft dazu überhaupt kei­
ne Regelung und überläßt diese Frage den Ländern. Soweit 
der Landschaftsplan von den Gemeinden aufgestellt wird, 
was in allen Ländern mit Ausnahme Nordrhein-Westfalen 
der Fall ist oder sein wird, entsteht gegebenenfalls ein Drei­
ecksverhältnis: Landschaftsplan - Bauleitpläne - Fach­
pläne. 

Wenn oder soweit die Landschaftspläne in die Bauleitpla­
nung integriert werden, sei es als Teilplan, sei es in einzel­
nen Elementen, reicht ihre Verbindlichkeit gegenüber der 
Fachplanung nur so weit, wie die der Bauleitplanung insge­
samt. Es gelten dann die Regeln des Bundesbaugesetzes 
(BBauG). Das bedeutet einerseits eine Anpassung der Fach­
planung an den Flächennutzungsplan gemäß§ 7 BBauG, so­
weit die zuständigen Behörden an dessen Erstellung gemäß 
§ 2 Abs. 5 BBauG beteiligt waren und nicht widersprochen 
haben, und andererseits die Unabhängigkeit von Bebau­
ungsplänen gemäß§ 38 BBauG für die dort genannten Fach­
planungen, soweit nicht der Bebauungsplan lediglich Fest­
setzungen des Flächennutzungsplanes aufnimmt. Für ande­
re nach§ 38 BBauG nicht privilegierte Fachplanungen, z. B. 
Energiefernleitungen, Planungen für Kraftwerkstandorte 
und andere indus trielle Großvorhaben, Flurbereinigungen 

u. a., sind Festsetzungen der Bebauungspläne im allgemei­
nen und damit auch die naturschützenden und landschafts­
pflegerischen Maßnahmen der Landschaftspläne verbind­
lich, soweit nicht andere spezielle Vorrangregelungen beste­
hen. Offen hingegen ist das rechtliche Verhältnis, soweit die 
gemeindlichen Landschaftspläne nicht Bestandteil der Bau­
leitplanung, insbesondere des Bebauungsplanes werden, 
oder wegen der Eigenart ihres Inhaltes - z. B. Artenschutz 
- nicht werden können. Eine analoge Anwendung der§§ 7 
und 38 BBauG erscheint nicht möglich, wenn es sich auch 
bei den Landschaftsplänen um kommunale Planung han­
delt, ist zumindest aber zweifelhaft. Landschaftspläne könn­
ten dann im Verhältnis zur Fachplanung allenfalls als eine 
- wenn auch nicht derart formalisierte - eigene Fachpla­
nung angesehen werden. Dann könnten die Grundsätze des 
Verhältnisses von Fachplanungen zueinander gelten. Das 
bedeutet, daß auch hier allenfalls die Beachtung der Fest­
setzung als »Belange« gemäß den Regelungen der jeweili­
gen Fachplanungsgesetze in Betracht kommen kann. Aber 
diese Einschätzung ist nicht zweifelsfrei, da die Land­
schaftspläne in der Regel nicht in einem förmlichen Plan­
feststellungsverfahren festgesetzt werden. Soweit die Land­
schaftspläne nicht von den Gemeinden aufgestellt werden, 
so in Nordrhein-Westfalen, wo sie die Landkreise erstellen, 
wird wohl das rechtliche Verhältnis über die Bauleitplanung, 
die ihrerseits die Festsetzung des Landkreises umzusetzen 
hat, vermittelt werden. 

Eindeutig geregelt ist lediglich das Verhältnis des »Land­
schaftspflegerischen Begleitplanes«, der die Ausgleichs­
maßnahmen als Teil des Fachplanes festsetzt, da sie nach 
BNatSchG Bestandteil der Fachpläne sind. Damit nehmen 
sie am Planfeststellungsverfahren teil und erhalten die glei­
che Verbindlichkeit wie die Fachpläne. 

Generell muß die Frage gestellt werden, ob die Länder, so­
weit sie die Verbindlichkeit der Landschaftspläne nur über 
die Bauleitplanung glauben regeln zu können, nicht hinter 
dem zurückbleiben, was§ 6 Abs. 4 BNatSchG ihnen tatsäch­
lich gestattet. Nach Ansicht des Rates gibt diese Vorschrift, 
indem sie die Länder ermächtigt zu regeln, inwieweit die 
Landschaftsplanung für die Bauleitplanung verbindlich ist, 
den Ländern die Möglichkeit, einen Landschaftsplan unmit­
telbar für die Bauleitplanung verbindlich zu machen, soweit 
dies mit höherrangigem Recht zu vereinbaren ist (vg l. z.B. 
§ 4 Abs. 2 und 3 HessNatG). 

Deshalb erscheint die unmittelbare Integration der Inhalte 
von Landschaftsplänen - also ohne Aufstellung eines eige­
nen Landschaftsplans - in Flächennutzungspläne, wie 
dies nach dem Landespflegegesetz von Rheinland-Pfalz die 
Regel ist, besonders problematisch, weil der den Natur­
schutz und die Landschaftspflege betreffende Inhalt 
zwangsläufig begrenzt ist. So kann z. B. der gesamte Be­
reich des Artenschutzes nicht in einen Bauleitplan übernom­
men werden. 

3. Zu Eingriffen in Natur und Landschaft und ihrem 
Ausgleich 

Eine wesentliche Fortentwicklung des Naturschutzrechts 
ist, daß die Eingriffe in Natur und Landschaft und ihr not­
wendiger Ausgleich im Bundesnaturschutzgesetz eine ge· 
setzliche Regelung gefunden haben. Sie wirkt sich beson­
ders auf die Fachplanungen aus, die in der Regel als »Ein­
griffsplanungen« zu erachten sind. Die Regelung des § 8 
BNatSchG ist insoweit unzulänglich, als s ie die Kontrolle 
privater Eingriffe im Gegensatz zu den öffentlichen Eingrif­
fen lediglich mit bereits in anderen Gesetzen niedergelegten 
Regelungen verknüpft, die die Rechtmäßigkeit des privaten 
Handelns von einer Genehmigung, Erlaubnis oder Bewilli­
gung abhängig machen oder auch nur an eine Anzeige bin­
den. 
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Die Länder können allerdings weitergehende Regelungen 
treffen, wie es z. B. In den§§ 6 und 7 HessNatG geschehen 
ist. 

Im übrigen verwirklicht§ 8 Abs. 2 BNatSchG Im Vollzug des 
im politischen Raum seit langem propagierten Verursacher· 
prinzips die Haftung des Verursachers für nicht ausgleich· 
bare Eingriffe. Durch die Formulierung »ist zu verpflichten« 
ist die Verpflichtung der Behörden strenger als in§ 3 Abs. 2, 
der nur eine Unterstützungspflicht enthält. 

Die Regelung des Ausgleichs ist im Prinzip sinnvoll. Aller· 
dings ist sie mit den Problemen der fehlenden Quantifizier· 
barkeit ökologischer Schäden behaftet. Das zeigt sich ganz 
deutlich an der Bemessungsgrundlage für die Ausgleichs· 
abgabe nach den Regelungen in Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen. 

Über das Verhältnis der Ausgleichsmaßnahmen untereinan· 
der enthält das BNatSchG keine ausdrückliche Regelung. 
Im Interesse des Naturschutzes sind sie wie folgt zu staf· 
fein: 

Zunächst ist die Ausgleichsmaßnahme am Ort des Eingriffs 
vorzunehmen. Wenn sie dort nicht möglich ist, z. B. bei der 
Vernichtung eines Feuchtgebietes, so ist eine Ersatzmaß· 
nahme abseits des Eingriffsortes geboten. Wenn beides 
nicht möglich ist, ist der Eingriff durch einen Geldbetrag 
(Ausgleichsabgabe) mit der Auflage auszugleichen, die Mit· 
tel ausschließlich für Zwecke des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu verwenden. 

Die Ausgleichsabgaben müssen auf Ausnahmen be· 
schränkt bleiben, um einen »Freikauf« durch den Verursa­
cher auszuschließen. Für einen Eingriff mit ökologischen 
Folgen gibt es ohnehin keinen äquivalenten Ausgleich. 

Die Ausgleichsabgaben in Geld werden in einigen Ländern 
in einen Naturschutzfonds geleitet - das gilt auch für Geld· 
bußen und Geldstrafen - , mit dessen Hilfe geschützte und 
schutzwürdige Gebiete angekauft oder andere Maßnahmen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege durchgeführt 
werden können. Dem gleichen Zweck dienen auch die Natur· 
schutzstiftungen, die erfreulicherweise bereits in einigen 
Ländern (Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein) einge­
richtet worden sind. 

4. Zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Um vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft auszu­
schließen und für unvermeidbare Eingriffe entsprechende 
Auflagen und Ausgleichsmaßnahmen festlegen zu können, 
kommt der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) im Zeit· 
punkt der Vorplanung oder Voruntersuchung eine entschei· 
dende Bedeutung zu. Die UVP soll ein Instrumentarium sein, 
das mögliche Umweltveränderungen oder -belastungen auf· 
zeigt und abschätzt. In der Bundesrepublik Deutschland 
wurde diese Art der Prüfung bereits im Umweltprogramm 
der Bundesregierung vorn 14. Oktober 1971 vorgesehen. Als 
erste Anordnung mit verbindlichen Konsequenzen hat die 
Bundesregierung mit Wirkung vorn 22. August 1975 einen 
Beschluß über »Grundsätze für die Prüfung der Urnweltver· 
träglichkeit öffentlicher Maßnahmen des Bundes« gefaßt. 
Diese regeln den Geltungsbereich, den Prüfungszweck, die 
Durchführung der Prüfung, die Beteiligung und den Prü· 
fungsablauf. 

Der Umweltbericht 1976 der Bundesregierung erläutert die 
Grundsätze für die Prüfung der Umweltverträglichkeit öf­
fentlicher Maßnahmen des Bundes. Er führt u. a. hierzu aus: 

»Die Grundsätze machen der gesamten Bundesverwal· 
tung eine formalisierte Prüfung aller öffentlichen Maß­
nahmen des Bundes auf ihre Umweltverträglichkeit zur 
Pflicht (neben Rechts· und Verwaltungsvorschriften 
auch Programme und Pläne, Verwaltungsakte, Verträge, 
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sonstige nach außen wirksame Handlungen). Alle Behör· 
den und Stellen des Bundes und ihre zuständigen Be· 
diensteten sind danach gehalten, bei Vorarbeiten zu öf· 
fentlichen Maßnahmen die Frage der Umwelt belastung 
so früh wie möglich ausdrücklich zu stellen und berü hrte 
Umweltbelange im weiteren Verfahren zu berücksichti· 
gen; Ziel ist es, schädliche Umwelteinwirkungen zu ver· 
meiden oder sie wenigstens so gering wie möglich zu 
halten oder auszugleichen.« 

Es heißt dann weiter: 

»Diese Grundsätze finden keine Anwendung, soweit in 
oder aufgrund von Rechtsvorschriften spezielle Bestim· 
mungen zum Schutz der Umwelt getroffen sind.« 

Dies bedeutet, daß alle Fachplanungen mit eigenen Plan­
feststellungsverfahren, die erfahrungsgemäß besonders tief 
in den Naturhaushalt und das Bild der Landschaft eingrei­
fen , von der unmittelbaren Verbindl ichkeit der Grundsätze 
ausgenommen sind. Das sind z. B. Straßenplanung, wasser· 
bauliche Planung, Bergbau, Abfallbeseit igung und Flurbe· 
reinigung. 

Abgesehen von der geringen Wirksamkeit dieser Grundsät· 
ze haben bislang auch nur drei Länder eigene Grundsätze 
oder Verwaltungsvorschriften für die Umweltverträglich­
keitsprüfung erlassen, nämlich Bayern, Saarland und Berlin. 
Die Empfehlung des Rates von Sachverständigen für Um· 
weltfragen im »Umweltgutachten 1974« (ST-Drucksache 
7/2802), die materiellen Grundsätze der Umweltverträglich­
keitsprüfung und die Verfahrensregeln in einem Bundesge­
setz zu regeln, erscheint vo ll berechtigt und sollte gründlich 
geprüft werden. In Anwendung des Aktions programmes der 
Europäischen Gemeinschaft für den Umweltschutz hat die 
Kommission am 11. Juni 1980 den Entwurf einer Richt linie 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung für öffentliche und 
private Vorhaben vorgelegt , die gerade im Bereich des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege für Fachplanungen, 
Planfeststellungen u. a. erhebliches Gewicht erlangen kann. 

5. Zum Arten· und Biotopschutz 

Der Artenschutz ist im BNatSchG nicht hinreichend gere· 
gelt, weil es keinen Biotopschutz außerhalb von Natur· 
schutzgebieten und von Naturdenkmalen vorsieht, Art en 
aber nur dann nachhaltig geschützt werden können, wenn 
auch Biotope geschützt werden. Der Biotopschutz hat auch 
in den Naturschutzgesetzen der Länder bisher keine ausrei­
chende Regelung erfahren. 

In der freien ungeschützten Landschaft ist der In § 20 
BNatSchG vorgesehene Schutz nicht zu erreichen. Dem Na­
turschutzrecht fehlt hier die Möglichkeit des flächendecken­
den Schutzes wichtiger Biotope. Hier wird ebenfalls der 
Nachteil deutlich, daß der Bund seine Gesetzgebungskorn· 
petenz nicht ausgeschöpft hat. 

Als Unterfall des Arten· und Biotopschutzes stellt sich die 
Frage der Kontrolle der Pestizidanwendung. Weder das gel· 
tende Pflanzenschutzrecht noch das geltende Naturschutz­
recht kont.rollieren nach Ansicht des Rates die Pestizidan­
wendung ausreichend. In diesem Zusammenhang ist auch 
auf die R.egel ung Bremens (§ 28 Abs. 3 BremNatSchG) und 
von Rheinland-Pfalz(§ 7 LPflG) hinzuweisen. Sie muß auch 
im Zusammenhang m it der Landwirtschaftsklausel im 
BNatSchG gesehen werden. langfristig ist zu überlegen, ob 
es nicht sinnvoll ist, daß der Bundesgesetzgeber im Interes­
se des Naturschutzes und der Landschaftspflege seine 
pflanzenschutzrechtliche Kompetenz ausschöpft und die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln umfassend regelt. 
Eine bloße Anpassung an das Chemikaliengesetz dürfte 
nicht ausreichen. Es ist ein Alarmzeichen, daß die Pflanzen, 
nicht zuletzt auch Tannen, Kiefern, Lärchen und Fichten als 



Folge der Belastung durch Umweltgifte gegen Schädlinge 
anfällig werden und ihre Widerstandsfähigkeit verl ieren. Die 
Zunahme von Windwurf, Schneebruch und Schädlingsbefall 
muß als Symptom einer Destabilisierung der Waldökosyste­
me gewertet werden. 

Die Bundesartenschutzverordnung darf nicht dazu führen, 
daß die Behandlung von einheimischen, verwilderten und 
eingebürgerten Arten nivelliert und damit ihre Unterschiede 
aufgehoben werden. 

6. Zu Schutzgebieten, Nationalparken und Naturparken 

6.1 Integrierte und repräsenta tive Schutzgebietssysteme 

Der heutige Gebietsschutz für Naturschutzaufgaben ist un­
zureichend. Zahl und Fläche der Nat urschutzgebiete (NSG) 
haben in der Bundesrepublik Deutschland während der letz­
ten drei Jahrzehnte zwar beachtlich zugenommen. Dasselbe 
gilt für die Landschaftsschutzgebiete (LSG) innerhalb wie 
außerhalb der Naturparks, für Naturdenkmale und geschütz­
te Landschaftsbestandteile. Im Durchschnitt der Bundesre­
publik Deutschland liegt der Flächenanteil der NSG bei 
0,9 % (1978). Dieser Flächenanteil schwankt zwischen 40 % 
in den Kalkhochalpen und 0,01 % in intensiv genutzten 
Landschaftsräumen. 

Bei der Beurteilung des wachsenden Flächenantei ls an NSG 
müssen jedoch folgende Tatsachen berücksichtigt werden: 

Die meist geringe Größe der NSG, die Belastungen infol­
ge Überlagerung und Tangierung durch andere Nutzun­
gen, durch Immissionen sowie fehlende bzw. unzurei­
chende Pflegemaßnahmen beeinträchtigen die Schutz­
funktion der Gebiete erheblich. 

Die Auswahl der heutigen NSG ist nicht repräsentativ für 
das natürliche Potential an Ökosystemen der Regionen 
und Länder. Auswahl wie Unterschutzstellung blieben 
häufig dem Zufall überlassen, erfolgten jedenfalls nicht 
nach übergeordneten Gesichtspunkten des Bedarfs an 
für die Regionen repräsentativen schutzwürdigen Ökosy­
stemen. 

Qualitativ und quantitativ entspricht das derzeitige Sy­
stem von Schutzgebieten nicht dem ökologischen Be­
darf. 

Ausgehend vom Oberziel der Landespflege, die natürlichen 
Lebensgrundlagen der Gesellschaft zu sichern und zu ent­
w ickeln, sind zwei wesentliche Teilziele anzustreben: 

- die ökologisch wie gestalterisch optimale Kombination 
von Nutzungen (d. h. deren Umweltvert räglichkeit) und 

- integrierte Schutzgebietssysteme. 

Solche integrierten Schutzgebietssysteme sind am ehesten 
in der Lage, die Ziele des Naturschutzes unter den heutigen 
Umweltbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
erfüllen, nämlich 

- die Sicherung von Landschaftsräumen und Landschafts­
bestandteilen mit ökologisch stabilisierender Wirkung 

- die Sicherung von Landschaftsräumen und Landschafts­
bestandtei len mit Bedeutung für das Landschaftsbild 

- die Sicherung von Landschaftsräumen und Landschafts­
bestandteilen zur Dokumentation der Landschaftsge­
schichte 

die Sicherung von Landschaftsräumen und Landschafts­
bestandteilen mit Bedeut ung für Forschung, Lehre und 
Bildung. 

Unter »integrierten Schutzgebietssystemen« werden ver­
standen: 

Die Integration verschiedener Schutzkategorien (Schutz­
formen) mit dem Ziel einer für die betreffenden Land­
schaftsräume optimalen Schutzwirkung. 

Die opt imale Verteilungsstruktur der geschützten natur­
nahen Ökosysteme zueinander und im Gesamtraum. 

Integration verschiedener Schutzkategorien bedeutet z.B. 
die Sicherung eines Naturschutzgebietes gegenüber Rand­
wirkungen der umgebenden Kult urlandschaft durch eine 
Pufferzone aus Landschaftsschutzgebieten oder die Überla­
gerung von international anerkannten Feuchtgebieten 
durch den Schutz als Naturschutzgebiet. 

Diese Schutzgebietssysteme sollten zugleich repräsentativ 
für das naturnahe Potential an Ökosystemen einer Region 
bzw. eines Landes sein. 

Als Instrumente zur Durchsetzung kommen in Frage: 

- Aufnahme in den Zielkatalog des Bundesnaturschutzge­
setzes (§§ 1 und 2 in Verbindung mit § 13). 

- Aufnahme in die Ziele der Naturschutzplanung als Teil 
der Landschaftsplanung (Landschaftsprogramm, Land­
schaftsrahmenpläne, Landschaftspläne). 

6.2 Nationa/parke 

Nach Internationaler und nationaler Regelung sowie nach 
der öffentlichen Meinung soll ten National parke die höchste 
Schutzintensität des gebietsmäßigen Naturschutzes genie­
ßen. Die Realitäten im Nationalpark Bayerischer Waid und 
im Alpen- und Nationalpark Berchtesgaden am Königssee 
sowie die Gegebenheiten in den weiteren potentiel len Räu­
men entsprechen nicht diesen Normen und Vorstel lungen. 
Eine Reihe von Zielkonflikten machen eine Realisierung des 
in den int ernat ionalen Konventionen und Im Bundesnatur­
schutzgesetz umrissenen Nationalparkkonzeptes z. Z. in 
entscheidenden Punkten schwierig. 

Die Schutzräume der vorhandenen und potentie llen Natio­
nalparke wie der dafür projektierten Gebiete sind teilweise 
oder ganz Lebens- und Wirtschaftsräume der dort ansässi­
gen Bevölkerung. Mehrfachnutzungen bzw. die Belassung 
derzeitiger Nutzungen neben den Forderungen des Natur­
schutzes sind daher in keinem der Projekte vollständig aus­
zuschließen. Eine Zonierung der künftigen Parke nach diffe­
renzierter Schutzintensität bietet hier Teillösungen. 

Die Zielsetzungen für Nationalparke gegenüber den Natur­
parken sind von vornherein nicht k lar inhalt lich präzisiert. 
Die Diskussion um den Anteil des Erholungsverkehrs ist seit 
Beginn der Nationalparkplanungen nicht verstummt. 

Ungenügend ist die gesetzliche Absicherung der National­
parke. Die Gesetzestexte lassen in der Interpretation hin­
sichtlich der Fassung der Schutzverordnungen, w ie insbe­
sondere der verwaltu ngsmäßigen Zuständigkeiten (Unter­
stellung der Nationalparkämter), einen zu weiten Spielraum. 

In den beiden bestehenden Nationalparken haben sich Kon­
flikte der Naturschutzfunktionen mit den folgenden Nut­
zungsansprüchen ergeben: 
- Landwirtschaft bzw_ Almwirtschaft 

- Forstwirtschaft bzw. holzverarbeitendes Gewerbe 

- Jagd (bei überhöhten Rot- und Rehwildbeständen) 
- Fremdenverkehr (Nationalpark als Attraktion für Mas-

sentourismus; Infrastrukturen wie Li fte, Skipisten). 

1 n anderen, evtl. als mögliche Nationalparke vorgesehenen 
Räumen sind ähnliche Konfl ikte mit Nutzungsansprüchen 
wie Wassergewinnung (Naturschutzpark Lüneburger Heide), 
Fremdenverkehr und Küstenschutz (nord frieslsches Watten-
meer) bereits vorprogrammiert. · 

Bei der kaum zu verhindernden Verquickung von Verwal­
tungszuständigkeiten mit der Vertretung von wirtschaft li-
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chen Interessen des betreffenden Raumes, wie z. B. des 
Fremdenverkehrs, kommt der Zuordnung der Nat ionalpark­
verwaltung eine entscheidende Bedeutung zu. Im Interesse 
der Realisierung des gesetzlichen Auftrages sollte ein Na­
tionalpark nur einer Landesbehörde unterstellt werden. 

Aus allen vorliegenden Erfahrungen bei der Errichtung und 
Verwaltung von Nationaiparken in der Bundesrepublik 
Deutschland ergeben sich folgende Notwendigkeiten, die 
bei einer Novellierung von § 14 BNatSchG berücksichtigt 
werden sollten: 

- Grundsätzlich sollten bestehende wie vorgesehene Na­
tionalparkgebiete ohne Einschränkungen den Schutzsta­
tus als Naturschutzgebiet erhalten. In de r Schutzverord­
nung sind Nebennutzungen, die dem Schutzziel entge­
genstehen, auszuschließen (»Vollnaturschutzgebiet«). 
Pflegenutzungen sind lediglich dort zu garantieren, wo 
die Erhaltung naturnaher bzw. kulturhistorisch wertvoller 
Landschaften solche Maßnahmen erforderlich machen. 

Mindestens die Kernzone, möglichst das gesamte 
Schutzgebiet, sollten voll oder überwiegend im Eigentum 
der öffentlichen Hand oder anderer geeigneter Träger 
sein. 

- Die Nationalparkverwaltung muß direkt der für den Na­
turschutz zuständigen Landesbehörde unterstellt wer­
den, um örtliche und regionale, dem Schutzzweck entge­
genstehende Interesseneinflüsse auf die Verwaltung des 
Parkes auszuschließen. 

6.3 Naturparke 

Der überwiegende Flächenanteil der Naturparke wurde als 
Landschaftsschutzgebiet gemäß §§ 5 und 9 des Reichsna­
turschutzgesetzes (RNG) geschützt. Der Naturschutzpark 
Lüneburger Heide, der Naturpark Siebengebirge sowie klei­
nere Flächen der übrigen Naturparke wurden als Natur­
schutzgebiete gemäß§ 4 RNG unter Schutz gestellt. In die 
deutsche Gesetzgebung für Naturschutz und Landschaft s­
pflege wurde der Begriff Naturpark erst seit 1973 mit den 
neuen Landesnaturschutzgesetzen und 1976 mit dem neuen 
Bundesnaturschutzgesetz aufgenommen. Seitdem wird zur 
rechtsgültigen Gründung eines Naturparkes eine Landes­
verordnung nötig. Zuvor hatte der Naturpark durch Landes­
planungsgesetze seine Legaldef inition erhalten, so durch 
das Landesplanungsgesetz von Rheinland-Pfalz(§ 2, Nr. 12), 
das die Schaffung von Naturparken den Grundsätzen und 
Zielen der Raumordnung und Landesplanung unterwirft (vgl. 
§§ 2 und 9). Dies wird im Landespflegegesetz von Rheinland­
Pfalz (§ 14 Abs. 1) bestätigt. Der Wortlaut des Bundesnatur­
schutzgesetzes und der Ländergesetze macht ebenfalls 
deutlich, daß Naturparke als Planungskategorien aufzufas­
sen sind. 

Die deutschen Naturparke umfassen naturnahe Kulturland­
schaften, mit einer, im Vergleich zu anderen, intensiver ge­
nutzten Landschaftsräumen hohen natürlichen Erholungs­
eignung in visueller wie ökologischer Hinsicht. Bei der Aus­
wahl der Gebiete ist ihre Eignung als Erholungsgebiete nach 
Landschaftscharakter (Landschaftshaushalt und -bild), wirt­
schaftlicher Struktur und Lage zu den Verdichtungsräumen 
entscheidend. In den Begründungen zum Naturparkpro­
gramm des Vereins Naturschutzpark wird die Sicherung der 
Naturausstattung der Parkräume mit einem hohen Anteil na­
turnaher Ökosysteme als Voraussetzung naturnaher Erho­
lung sowie ökologischer Ausgleichsfunktionen besonders 
betont. Das bedeutet die Sicherung der Naturausstattung 
durch Flächenschutz, eine Behandlung durch Maßnahmen 
der Landschaftspflege und damit die Zielsetzung, die Natur­
parke zu nVorbildslandschaftencc zu machen. 

Charakteristisch für den deutschen Naturparkgedanken ist 
die Verbindung von Schutz und Pflege der Landschaft und 
ihres lebendigen Inhaltes mit der Gestaltung der Landschaft 
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als Erholungsraum. In der Formulierung des BNatSchG (§ 16 
Abs. 1 und 2) wird einseitig die Erholungsf unkt ion, nicht 
aber die ökologische Aufgabenstellung festgelegt. 

Aus umweltpolitischer Sicht bedenklich sind in einer Rei he 
von Naturparken die Entwicklungen durch Massentouris­
mus, zu intensive Erschließung und die Zunahme der Ferien­
dörfer und Wochenendhausgebiete(zwischen 1971und1974 
um 55 %). 

Überwiegend sind die Planungen und Maßnahmen der Fach­
behörden noch unzureichend auf die Zielsetzungen der Na­
turparke ausgerichtet. Dies trifft weitgehend auch für die 
Bauleitplanung der Gemeinden in den Parken und ihrem Um­
land zu, sowohl in gestalterischer wie ökologischer Hin­
sicht. Vielfalt und Naturnähe, aber auch Stabilität und 
Selbstregulationsvermögen der landschaftlichen Ökosy­
stemkomplexe werden durch die Eingriffe reduziert oder zer­
stört und damit die Ausgleichsfunktionen der Naturparke 
für städtisch-industrielle Räume in Frage gestellt. 

Nach den bisher gültigen Richtlinien zur Verwendung der 
Förderungsmittel für Naturparke wurden diese zweckgebun­
den überwiegend für neue Infrastrukturen für Freizeit und 
Erholung bereitgestellt (Parkplätze, Rundwanderwege, 
Schutzhütten, Grillplätze usw.). Demgegenüber fehlt es an 
entsprechenden Landschaftsplänen (Entwickl ungsplänen), 
an Mitteln für Pflege- und Gestaltungsmaßnahmen sowie 
Geräten und Personal hierfür, Mitteln für Flächenkauf für 
Naturschutzgebiete, Mitteln für Informationszentren für die 
Öffentlichkeitsarbeit gerade auch gegenüber der im und am 
Naturpark wohnenden Bevölkerung sowie an Mitteln für die 
dringend nötigen, landespflegerlsch vorgebi ldeten Ge­
schäftsführer. 

Die in relativ kurzer Zeit erfolgte Verwirklichung des aus pri­
vater Initiative entwickelten Naturparkprogrammes (1956) 
muß als eine umwelt- und raumordnungspoiitisch hervorra­
gende Leistung gewertet werden. Das System der Naturpar­
ke hat für die Menschenmassen der Verdichtungsräume erst 
die Voraussetzungen einer landschaftsgebundenen Wo­
chenend- und Ferienerholung geschaffen. In den kommen­
den Jahren wird es nötig, nicht nur die Erholungsfunktion zu 
sichern, sondern auch planmäßig die Naturschutz- und öko­
logischen Ausgleichsfunktionen besser als bisher durch 
Flächenschutz zu ermöglichen und durch landschaftspfle­
gerische Maßnahmen weiter zu entwickeln. Nur so kann die 
im Gründungskonzept als notwendig erkannte Doppelfunk­
tion der Parke zum Tragen kommen. Auf die Phase der Grün­
dungen und der Einrichtungen für den Erholungsverkehr 
muß nun eine Phase des Ausbaues und der Entwicklung 
nach landespflegerischen Grundsätzen folgen. 

Um die Entwicklung in diesem Sinne steuern zu können, 
wird folgendes nötig: 

- Die Doppelfunktion der deutschen Naturparke sollte 
auch im Gesetzestext des BNatSchG § 16 Abs. 1 und 2 
wie der Landesnaturschutzgesetze klar verankert wer­
den. 

- Die Landschafts- und Einrichtungspläne sollten nicht 
nur dem Erholungsverkehr, sondern auch der ökologi­
schen Schutzfunktion der Parke gerecht werden. 

In den Landschaftsplänen sollten präzise Vorschläge für 
die Durchführung von Schutz- und Pflegemaßnahmen 
enthalten sein. Grundlage hierfür ist eine Biotopkartie­
rung. 

- Voraussetzung für eine wirkungsvolle Durchführung von 
Schutz- und Pflegemaßnahmen in den Naturparken ist 
die Bereitstellung von Sachmitteln für Ankauf oder Pacht 
ökologisch wertvoller Flächen, für Schutz- und Pf lege­
maßnahmen und eine ausreichende Besetzung der Ge­
schäftsstellen mit ökolog isch, landschaftsplaneri sch 
und landschaftspflegerisch geschultem Personal. 



- Neue Naturparke sollten nur nach einem auf Bundes­
bzw. Landesebene einheitlichen Kriterienkatalog ausge­
wiesen werden. 

7. Zur Erholung in Natur und Landschaft 

Unbefriedigend im Hinblick auf die Rechtseinheit im Bun­
desgebiet ist ferner das Betretensrecht im BNatSchG be­
handelt. § 27 BNatSchG gewährleistet das Betretungsrecht 
nur in Form eines Mindeststandards und läßt weitergehende 
Regelungen der Länder unberührt. 

Damit beläßt es der Bundesgesetzgeber bei den divergieren­
den Konzepten in Form der nord- und westdeutschen Lö­
sung einerseits, die grundsätzlich ein allgemeines Betre­
tungsrecht außerhalb von Wegen, Pfaden, Feldrainen, Bö­
schungen, Öd- und Brachflächen sowie anderer landwirt­
schaftlich ungenutzter Flächen nicht regelt, und dem prinzi­
piell freien Betretungsrecht der Länder Baden-Württemberg 
und Bayern andererseits. 

In Bayern stellt Art. 22 NatSchG im Anschluß an das Grund­
recht des Art. 141 Abs. 3 BV klar, daß 

»al le Teile der freien Natur, insbesondere Wald, Bergwei­
de, Fels, Ödungen, Brachflächen, Auen, Uferstreifen, 
Moor und landwirtschaftlich genutzte Flächen .. . von je­
dermann unentgeltl ich betreten werden können«. 

Außerhalb der Nutzzelt dürfen deshalb auch Felder und Wie­
sen, anders als nach den nord- und westdeutschen Natur­
schutzgesetzen, betreten und auch zu sportlicher Betäti­
gung einschließlich des Reitens benutzt werden. 

Eine Regelung, die ein umfassendes Betretungsrecht bun­
deseinheitlich gewährleistet, hätte der Bund auch aufgrund 
seiner Rahmenkompetenz erlassen können. Den Ländern 
hätte ein erheblicher Gestaltungsspielraum für die eigene 
Gesetzgebung bei den Beschränkungsmöglichkeiten des 
freien Betretungsrechtes verbleiben können. Mit der den 
Ländern belassenen Regelungsbefugnis hätte insbesondere 
den Gefährdungen begegnet werden können, die durch eine 
Übernutzung der Landschaft im Nahbereich entstehen. 

Bestimmungen über den freien Zugang zu Gewässern feh len 
zwar im BNatSchG, finden sich aber in verschiedenen Lan­
desgesetzen, so in § 42 Bad.-Württ.NatSchG, Art. 31 
Bayer.NatSchG, § 37 BlnNatSchG, § 40 NRW LSchG, § 7 
Rh Pf LPflG, § 6 Saarl.NatSchG, § 17 Abs. 6 Schlesw.­
Holst.LWG. Außerdem enthalten einige Landesgesetze Be­
stimmungen über die Erhaltung anbaufreier Zonen, so§ 44 
Bad.-Württ.NatSchG, § 41 NW LSchG, § 6 Abs. 2 Saarl. 
NatSchG, § 17a Abs. 1 Schlesw.-Holst. LWG. 

Die in den Ländern Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfa­
len und Schleswig-Holstein festgelegte anbaufrele Zone von 
50 m muß als ein erster Schritt in dieser Richtung gewertet 
werden. Es wäre im Interesse ökologisch wirksamer Uferzo­
nen sehr erwünscht, wenn diese Regelung auf 100 - 150 m 
ausgedehnt und in allen Bundesländern eingeführt werden 
könnte. Es sollte auch erreicht werden, daß sich die anbau­
freie Zone nicht nur auf Hochbauten, sondern auch auf Ver­
kehrsbauten erstreckt. 

Der Zielsetzung, zur Erhaltung ökologisch wirksamer Ufer­
bereiche anbaufreie Zonen von 100 - 150 m festzusetzen, 
wird besonders die Regelung des Saarlandes gerecht; denn 
nach § 6 Abs. 2 Saarl.NatSchG wird die Tiefe des Bauver­
bots nicht gesetzlich vorgeschrieben, sondern im Land­
schaftsrahmen- oder Landschaftsplan festgesetzt. Damit 
kann je nach Schutzwürdigkeit und Schutzbedürftigkeit ei­
nes Uferbereiches eine variable Gestaltung der Tiefe der 
Verbotszone erreicht werden. 

Die Erholung als eigenständiger Nutzungsanspruch an die 
Landschaft überlagert viele andere Nutzungsansprüche; für 

bestimmte Formen hat sie eigenen Flächenbedarf. Auf die­
sen Flächen sind die klassischen Ziele des Naturschutzes, 
nämlich die Erhaltung von Lebensräumen von Pflanzen und 
Tieren, in der Regel nicht mehr erfüllbar, und von diesen Flä­
chen geht eine mehr oder weniger ausgedehnte negative 
Fernwirkung auf naturnahe Landschaftsteile aus. Der Stör­
einfluß auf Natur und Landschaft ist vielgestaltig und reicht, 
wegen des großen Interesses der Erholungssuchenden an 
Natur und Landschaft, z. B. auch in die Naturschutzgebiete 
hinein. Etwa 50 % der Naturschutzgebiete werden durch 
Freizeitaktivitäten in Anspruch genommen, vor allem, wenn 
sie in der Nähe von Verdichtungsräumen und Erholungs­
schwerpunkten liegen und wenn sie offene, also für Erho­
lung und Freizeit nutzbare Gewässer aufweisen. Camping­
und Caravanplätze konzentrieren sich hauptsächlich am 
Wasser; fast 65 % aller Plätze befinden sich in einem Ufer­
bereich von etwa 500 m. Besonders gefährdet sind Verlan­
dungszonen der Ufer, weiterhin Moore, Dünen und Heiden 
sowie Biotope mit empfindlichen Tier- und Pflanzenarten. 
Der Agrarbericht 1978 der Bundesregierung verweist darauf, 
daß im Durchschnitt des Bundesgebietes die Belastung des 
Waldes aus der Schutz- und Erholungsfunkt ion gut 44 DM je 
ha Waldfläche beträgt, wovon 86 % auf Mehraufwendungen 
und 14 % auf Mindererträge zurückgeführt werden. In den 
Verdichtungsgebieten ist die Belastung wesentl ich höher 
als im Durchschnitt aller Waldflächen. Sie wird dort mit 144 
DM je ha beziffert, in Kurzerholungsgebieten mit 54 DM und 
in Ferienerholungsgebieten mit 41 DM je ha. 

Solange die Erholungsnutzung kein eigenes Fachplanungs­
instrumentarium besitzt, wird es als zweckmäßig erachtet, 
sie im Rahmen der Landschaftsplanung zu berücksichtigen 
und so zu entwickeln, daß die Ziele des Naturschutzes nicht 
beeinträchtigt werden. Naturschutz und Landschaftspflege 
dürfen daher nicht »Anhängsel« des Nutzungsanspruchs Er­
holung sein oder gar mit ihm identifiziert werden. Eine der 
wesentlichen Schwierigkeiten liegt jedoch in der Zielset­
zung vieler Gemeinden, ein »Erholungsgewerbe« auf- und 
auszubauen, wodurch in aller Regel der Konflikt mit dem Na­
turschutz vorbereitet wird. 

Die Befriedigung der Naturschutzbedürfnisse durch Betre­
tungsverbote bzw. begrenzte Betretungsrechte kann grund· 
sätzliche Planungsfehler nicht mehr ausgleichen. 

8. Zur Landwirtschaftsklausel - Zur Ökologie 
des Landbaues 

Das Gesetz enthält zugunsten der Land- und Forstwirtschaft 
gegenüber anderen Nutzungen in verschiedenen Zusam­
menhängen Klauseln, die der »ordnungsgemäßen Landwirt· 
schaft« gegenüber dem Naturschutz und der Landschafts­
pflege den Vorrang einräumen (§ 1 Abs. 3, § 8 Abs. 7, § 15 
Abs. 2, § 22 Abs. 3). Damit sind erhebliche Konflikte zwi­
schen Landwirtschaft und Naturschutz und Landschaf ts­
pflege vorprogrammiert. Diese Landwirtschaftsklauseln be­
treffen verschiedene Ebenen. § 1 Abs. 3 stel lt sich als eine 
Einschränkung der Verwirklichungsmöglichkeit der Ziele 
und Grundsätze dar und wirkt sich vor allem auf der Ebene 
der Planung aus. § 8 Abs. 7 nimmt hingegen im Wege der 
Fiktion bestimmten tatsächlichen Eingriffen in Natur und 
Landschaft ihren rechtlichen Eingriffscharakter und befreit 
sie damit von den rechtlichen Bindungen. § 15 Abs. 2 ermög­
l icht es der Landwirtschaft, auch in Landschaftsschutzge­
bieten tätig zu werden. § 22 Abs. 3 läßt die Vernichtung und 
Verdrängung von Wi ldpflanzen und Wildtieren zu, wenn sie 
im Rahmen »ordnungsgemäßer land- und forst- oder fische­
reiwirtschaftlicher Bodennutzung« erfolgen. 

Die Vorschriften leiden zunächst darunter, daß sie verschie­
den formuliert sind. Während § 1 Abs. 3 (ähnlich auch § 22 
Abs. 3) von »Ordnungsgemäßer Landwirtschaft« schlechthin 
spricht, verwendet § 8 Abs. 7 die Formulierung »im Sinne 
dieses Gesetzes ordnungsgemäße Landwirtschaft«. Nir-
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gendwo im Gesetz wird aber »ordnungsgemäß« näher be­
stimmt. Es ist dieser Begriff also allenfalls aus den übrigen 
Bestimmungen des Gesetzes zu erschließen. Damit tritt die 
Fragwürdigkeit des Begriffes »ordnungsgemäß« deutlich 
hervor. 

Landwirtschaft ist eine ökonomische Tätigkeit zur Nutzung 
des Bodens und der Natur. Naturschutz und Landschafts­
pflege richten sich hingegen nach unökonomischen Ge· 
sichtspunkten aus, die sogar nanti«-ökonomisch wirken kön­
nen, und stellen keine Nutzung von Natur und Boden dar. 
Landwirtschaft hat daher Handlungsziele und Handlungs­
formen, die Naturschutz und Landschaf tspflege im günstig­
sten Falle im Nebeneffekt mitbeeinflussen, keinesfalls aber 
zu ihrem Ziele haben. Dabei ist zudem noch zwischen Natur­
schutz und Landschaftspflege zu unterscheiden. Landwirt· 
schalt hat in der Vergangenheit zwar nicht naturschützend, 
wohl aber landschaftspflegend gewirkt. Unsere heutige 
Landschaft ist weitgehend durch Land- und Forstwirtschaft 
geprägt worden. Manche Formen herkömmlicher Landwirt· 
schalt, wie das Beweiden von Berg- oder Heideflächen, kön­
nen diesen Effekt auch heute noch haben. 

»Ordnungsgemäße« Landwirtschaft ist weithin ökonomisch 
ausgeprägte Landwirtschaft zur Produktion von bestimmten 
wenigen Nutzpflanzen, einigen Tierarten und anderen Pro­
dukten. Diese Produktion richtet sich mehr und mehr nach 
industriellen Methoden und zielt auf Masse. Sie ist heute in· 
tensive Bodennutzung. Sie bedient sich der Maschinen, des 
künstlichen Düngers, der Pestizide und Herbizide zur Ab· 
stützung. Im Jahr 1950 wurden pro ha 65 DM für Dünger aus­
gegeben, 1977 waren es 305 DM. Der Pflanzenschutz kostete 
die deutsche Landwirtschaft 1950 60 Mio. DM, 1977 aber be­
reits 770 Mio. DM. Die Landschaft ist gebietsweise eintönig 
geworden, große Weizen·, Mais- und Rübenfelder herrschen 
vor. Viele landwirtschaftliche Betriebe haben sich speziali· 
siert. 

Diese Umstände haben weitgehend zur biologisch-ökologi­
schen Verarmung und Belastung der Landschaft und zu mo­
notonen Landschaftsbildern geführt. Trotz der Bemühungen 
der Flurbereinigung, die ökonomischen Interessen der Land­
wirtschaft und die Ansprüche der Landschaftspflege auszu­
gleichen, haben viele Verfahren der Flurbereinigung den ge­
wünschten Erfolg nicht gezeigt. 

Die Landwirtschaft orient iert sich in den Produktionsweisen 
in möglichst geringem Maße an den Erfordernissen und 
Rhythmen der Natur, sondern versucht, die Natur nach öko­
nomisch bestimmtem Vorgehen zu unterwerfen und Mangel­
erscheinungen, die dadurch hervorgerufen werden könnten, 
künstlich auszugleichen. Das führt in vielen Bereichen zu 
tiefgreifenden Landschaftsveränderungen, um maschinen­
gerechte Feldbewirtschaftung zu erreichen, zur Verdrän­
gung von Wildtieren und Wildpflanzen, Trockenlegung von 
Feuchtgebieten und anderen erheblichen Veränderungen 
des Wasserhaushaltes, Einebnen von Buckelwiesen, Zerstö­
rung ökologisch wichtiger Biotope, Landschaftsbestandtei­
le und Schutzpflanzungen, evtl. sogar in letzter Konsequenz 
zur Zerstörung der genutzten Böden selbst. 

Hinsichtlich einer zukünftigen Entwicklung ist daher zu er­
wägen, die Reichweite der ökologisch unbefriedigenden 
Landwirtschaftsklausel durch einen Negativkatalog von 
nicht mehr tragbaren Eingriffen einzuschränken. 

9. Bürgerbeteiligung und Verbandsbeteiligung 

Das BNatSchG kennt keine Bürgerbeteiligung, wie § 2 a 
BBauG sie vorsieht, sondern nur eine Verbandsbeteiligung, 
die in § 29 BNatSchG geregelt ist. In das die Entscheidung 
der Naturschutzbehörden vorbereitende Verfahren sind die 
Bürger also nicht einbezogen. Dies wirkt sich als erheblicher 
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Nachteil für den Naturschutz und die Landschaftspflege in­
sofern aus, als die in den Verfahren der Naturschutzbehör­
den ergehenden Entscheidungen oft in die Rechte der Bür­
ger eingreifen, die sie infolge ihrer Nichtbetei ligung aber 
nicht wahrnehmen können; eine nachträgliche gerichtliche 
Kontrolle dieser Eingriffe mangels richterlicher Kontroll­
dichte ist meist unvollständig, reicht also nicht aus. Die Bür­
gerbeteiligung beugt auch der Gefahr mangelnder Ei nhei t· 
lichkeit, die durch die differenzierten Zuständigkeiten der 
Fach· und Naturschutzbehörden bedingt ist, vor und ist ein 
Korrektiv gegenüber der bürokrat ischen Verwaltung. 

Dieser verfahrensrechtlichen Position der Bürgerbeteil igung 
kommt eine unmittelbare Schutzfunktion im Interesse der 
Bürger zu (vgl. hierzu BVerfG Besch. v. 20. Dez. 1979 in N7W 
1980 s. 759). 

Die Verbandsbeteiligung nach§ 29 BNatSchG erkennt diese 
für die Bürgerbeteiligung sprechenden Gründe durchaus an. 
Das grundlegende Motiv dieser Regelung ist, anerkannte 
Verbände, deren Zweck vorwiegend die Förderung der Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist, vor der 
Entscheidung zu beteiligen, um ihren Sachverstand zu nut­
zen und dadurch den Wi llensbi ldungsprozeß durch die Viel­
falt der Meinungen und durch klärende Diskussionen zu för­
dern. Mit diesem Beteiligungsrecht der Verbände korrespon­
diert eine für die Verwaltungsbehörden bestehende Beteili­
gungspflicht anerkannter Verbände. 

Es ist anzuerkennen, daß§ 29 BNatSchG Ober die allgemei­
nen Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes vom 25. Mai 1976 und der inhaltlich gleichen Verfah­
rensgesetze der Länder (z. B. Art. 42 Bayer. NatSchG, § 37 
RhPf. LPflG und§ 50 Schlesw.-Holst.LPfleG) hinausgeht, die 
aber nur noch insoweit fortgelten, als das Landesrecht (z. B. 
Art. 42 Bayer.NatSchG) Ober die Fälle des§ 29 Abs. 1 Nr. 1 -
4 BNatSchG hinaus noch die Mitwirkung von anerkann t en 
Verbänden zuläßt. 

Auffallend ist bei der Regelung des§ 29 BNatSchG, daß die 
Mitwirkungsbefugnisse der anerkannten Verbände sehr eng 
sind, wenn in die Natur eingegriffen wird. Sie sind dagegen 
weit, wenn Verordnungen, z. B. zum Schutz bestimmter Ge­
biete, erlassen oder Maßnahmen der Landschaftsplanung 
vorgenommen werden sollen. 

Bei der Würdigu ng der Bedeutung des§ 29 BNatSchG sollte 
auch nicht übersehen werden, daß§ 29 Abs. 1, Nr. 2 und 3 
auf Bundesebene kaum eine Rolle spielt. Äußerst selten 
sind auch die Planfeststellungsverfahren im Sinne des§ 29 
Abs. 1 Nr. 4; hier denkbare Fälle können sich auch aus Art. 
87 Abs. 1, Art. 89 Abs. 2 GG, § 36 Abs. 3 BBahnG, § 14 BWas­
serstraBenG ergeben. 

Über die Auswirkungen des § 29 BNatSchG und der Mitwir­
kung im Verwaltungsverfahren läßt sich mangels Erfahrun­
gen zwar noch nichts sagen, aber an der prakt ischen Wirk­
samkeit für eine größere Effektivität des Naturschutzrechts 
gegenüber ökologischen Interessen ist nicht zu zweifeln. 

Auch an der prakt ischen Wirksamkeit für eine größere Effek­
tivität des Naturschutzrechts gegenüber ökonomischen In· 
teressen ist nicht zu zwei feln, zumal wenn die Verbandsbe· 
teiligung im Verwaltungsverfahren durch eine Verbandskla­
ge ergänzt wi rd. 

10. Zur Verbandsklage 

Das BNatSchG kennt eine Verbandsklage nicht, die einem 
nach§ 29 BNatSchG anerkannten Verband die Befugnis ge­
währt , unter bestimmten Voraussetzungen die Verletzung 
von Normen des Naturschutzrechtes, die öffentliche Inter­
essen schützen und somit keine Drittschutzfunktionen ha· 
ben, mittels Klage geltend zu machen. Nur die Länder Bre­
men und Hessen haben eine Verbandsklage eingeführt (§§ 



44 - 46 BremNatSchG und § 36 HessNatG). Die Anfang 
1980 erklärte Absicht des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Klagerecht einzuräumen, ist 
bis jetzt nicht realisiert worden. Zwecks Vermeidung einer 
Rechtszersplitterung müßte sich der Gesetzgeber alsbald 
über die Einführung einer Verbandsklage von Bundes wegen 
entscheiden. 

Der Deutsche Rat für Landespflege hat sich schon bei den 
Beratungen des BNatSchG im Jahre 1975 für die Einführung 
einer Verbandsklage ausgesprochen. Er hat auch der er­
wähnten Initiative des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zugestimmt. An dieser Ansicht 
hält er nach nochmaliger eingehender Prüfung des Für und 
Wider fest, deren Erörterung im einzelnen nicht Sache die­
ser Analyse sein kann. 

In der Diskussion sollte mehr ins Bewußtsein gerückt wer­
den, daß die Einführung der Verbandsklage nicht so sehr ein 
juristisches als vielmehr ein naturschutzpolitisches Pro­
blem, und die juristische Ausgestaltung nur ein Mittel zum 
Zweck ist. Die Verfolgbarkeit des materiellen Naturschutz­
rechts muß aus zivilisations-ökologischen Gründen erwei­
tert werden, wenn man aufgrund des Vollzugsdefizits im Be­
reich der natürlichen Umwelt dem weiteren Verbrauch öko­
logisch wertvoller Natur wirkungsvoll entgegentreten will; 
sie ist auch ein Korrektiv gegenüber der großen Anzahl von 
möglichen Befreiungen von Verpflichtungen, die sich aus 
§ 31 BNatSchG ergeben. Die Verbandsklage nimmt deshalb 
eine Sonderstellung ein, weil Naturschutz und Landschafts­
pflege keine Nutzungsansprüche geltend machen, hingegen 
aber Natur und Landschaft durch verschiedene Nutzungen 
in der Substanz belastet oder zerstört werden. Die Gefahr ei­
ner Ausdehnung der Verbandsklage auf andere Rechtsge­
biete besteht daher nicht. 

Die Verbandsklage ist eine notwendige Ergänzung zum indi­
viduellen Rechtsschutz, der unser Rechtssystem bis auf ge­
wisse Ausnahmen beherrscht. Das bedeutet: Eine Klage­
möglichkeit ohne Rücksicht auf individuelle Betroffenheit 
des jeweiligen Klägers besteht nicht(§ 42 Abs. 2; § 113 Abs. 
1Satz1; Abs. 4 Satz 1; § 47 Abs. 2 Satz 1 VerwGO), schließt 
sie aber auch, wie der Vorbehalt des § 42 Abs. 2 VerwGO 
zeigt, nicht grundsätzlich aus. Demgegenüber dient die Ver­
bandsklage nicht dem Schutz subjektiven Rechts, sondern 
dem Schutz kollektiver öffentlicher Rechtsgüter, die der All­
gemeinheit zustehen, aber von ihr prozessual nicht wahrge­
nommen werden können, weil ein Betroffener, somit ein zur 
Klage Befugter, nicht vorhanden ist. Es geht also bei der 
Verbandsklage nur um die Durchsetzung allgemeiner öffent­
licher Interessen oder Natur und Landschaft schützender 
Maßnahmen als solche, die sich nicht gegen unmittelbar Be­
troffene richten, mithin um eine verbesserte Rechtsverfolg­
barkeit im Bereich des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege. 

Die Verbandsklage ist damit eine konsequent verfassungs­
immanente Fortbildung des Rechtsschutzes, die aber nicht 
von jedermann (Popularklage), sondern nur von anerkannten 
Verbänden geltend gemacht werden kann. Sie dient dazu, 
bestimmte Umweltschutzbereiche, die mit der lndividual­
rechtsschutzkontrolle nicht erfaßt werden können, der ob­
jektiven Rechtskontrolle aus zivilisations-ökologischen 
Gründen zu unterwerfen. Sie hat lediglich die Rechtmäßig­
keit des Handelns der Verwaltungsbehörden zu überprüfen 
und schränkt deren Ermessensspielraum nicht ein. 

Zu diesen Ergänzungs-, Schutz- und Kontrollfunktionen tritt 
eine Ausgleichsfunktion der Verbandsklage insofern hinzu, 
als eine solche Klage dem sozioökonomischen Druck der In­
teressenverbände wirksamer entgegentreten kann. Schließ­
lich kommt ihr auch eine Stabilisierungsfunktion zu, weil sie 
zur Eindämmung von partikularen Bürgeraktionen und Bür­
gerinitiativen bei trägt, indem sie aufgestaute Unzufrieden-

heit abbaut und Mißhelligkeiten beseitigt. infolge der Vor­
schaltung durch die Verbandsbeteiligung am Verwaltungs­
verfahren hat sie auch eine Präventivfunktion, die die Zahl 
der Klagen einschränken wird. Nicht zu unterschätzen ist 
auch der edukatorische Effekt für die Verwaltung, die wegen 
der Klagemöglichkeit sorgfältiger prüfen und auch Alternati­
ven Raum geben w ird. Dadurch verleiht sie auch der Mitwir­
kung von anerkannten Verbänden ein größeres Gewicht. Die 
vorbeugende Wirkung ist somit größer als die intervenieren­
de Wirkung. 

Die Klagebefugnis sollte einerseits nur Verbänden minde­
stens auf Landesebene, andererseits aber nicht nur Dach­
verbänden oder gar nur einem Dachverband zuerkannt wer­
den. Eine Beschränkung der Rechtsverfolgbarkeit für einen 
oder mehrere Dachverbände hemmt den Informationsfluß 
und führt ähnlich wie eine Konzentration auf nur eine öffent­
liche Stelle zu fehlender Flexibilität. Das Problem einer Zu­
sammenfassung von Bundesverbänden zu einem Dachver­
band stellt sich deshalb nicht, weil - wie ausgeführt - nur 
in wenigen Fällen bundesunmittelbare Entscheidungen ge­
troffen werden, die sich auf den Geltungsbereich des Bun­
desverbandes erstrecken. 

Die bundesrechtliche Regelung sollte auch Vorschriften 
über das Verhältnis der Verbandsklage zur Verwaltungsge­
richtsordnung vorsehen(§ 113 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 
1; § 58 Abs. 1; § 70 Abs. 1; § 74 Abs. 2 VerwGO). 

Schließlich müßte die Frage der Beiladung im Sinne des§ 65 
VerwGO, die einer besonderen Kostenregelung, etwa in An­
lehnung an den § 247 Aktiengesetz, bedarf, geklärt werden 
(vgl. hierzu§ 2 Abs. 3, § 13 GKG; § 162 Abs. 3 VerwGO). 

Der Deutsche Rat für Landespflege erachtet es für bedenk­
lich, statt die Verbandsklage einzuführen, den Naturschutz­
beauftragten mit Klagerecht auszustatten, weil er auch bei 
völliger Unabhängigkeit gegenüber den Fachressorts man­
gels Durchsetzungschancen seine Aufgabe nicht erfüllen 
könnte, nämlich das bestehende Übergewicht ökonomi­
scher Interessen über ökologische Belange auszuschalten. 

11. Zum staatlichen und kommunalen Vollzug der 
Ländernaturschutzgesetze 

Die einschlägigen Gesetze der meisten Flächenstaaten, 
z. B. die der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland­
Pfalz und des Saarlandes, haben in den Landkreisen die un­
tere staatliche Verwaltungsbehörde (Landrat, Landratsamt, 
Kreisverwaltung u. a.) zur unteren Naturschutzbehörde ge­
macht. Dabei ist freilich in Rechnung zu stellen, daß die 
überall anzutreffende personelle Verzahnung von Selbstver­
waltung und unterer staatlicher Verwaltungsbehörde (»ja­
nusköpfiger« Landrat u. a.) die Abgrenzung von staatlichem 
und kommunalem Bereich in der Praxis häufig (und zwar 
überwiegend zugunsten der Selbstverwaltung) überspielt. 

In den großen Kreisstädten, Stadtkreisen und kreisfreien 
Städten und anderen ist die Kommunalisierung des Natur­
schutzes weiter fortgeschritten. Hier werden die Vorschrif­
ten der Naturschutz-, Landschafts- und Landespflegegeset­
ze von kommunalen Behörden als Aufgabe zur Erfüllung 
nach Weisung vollzogen. Drei Länder, nämlich Hessen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein, schreiben 
diese Art des Vollzugs auch für die Landkreise vor. Nach 
hessischem Recht ist die obere Naturschutzbehörde dann 
sogar noch gehalten, sich bei der Ausübung ihres Wei­
sungsrechts grundsätzlich auf »allgemeine Weisungen« zu 
beschränken. Von hier aus ist der Sprung zur Einstufung des 
Naturschutzes als Selbstverwaltungsangelegenheit nicht 
mehr allzu weit. 

Insgesamt läßt sich ein Trend in Richtung Kommunalisie­
rung feststellen. Das ist nicht unbedenklich, da Naturschutz 
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und Landschaftspflege im kommunalen Bereich über keine 
Interessenvertretung verfügen, die stark genug wäre, um 
sich gegen die dort recht schlagkräftig organisierten Inter­
essen der gewerblichen Wirtschaft, der Landwirtschaft, 
aber auch der privaten Bauinteressenten durchzusetzen. 

Muß man zwischen den beiden beschriebenen Möglichkei­
ten wählen, so verdient die weniger stark kommunalisierte 
Betreuung des Naturschutzes durch die untere staatl iche 
Verwaltungsbehörde den Vorzug. 

Angesichts der problematischen Schwächung des Natur­
schutzes durch Kommunalisierung erscheint es wichtig, die 
kommunalisierte Naturschutzbehörde wenigstens durch 
Ausstattung mit Fachkräften zu stärken. Nichtfachleute 
dürften gegenüber den erwähnten örtlichen Interessen 
kaum eine Chance haben. 

Zur Erhaltung eines Gleichgewichtes zwischen diesen örtli­
chen Interessen einerseits und den Belangen des Natur­
schutzes andererseits trägt es auch bei, wenn durch die Re­
gelung des Berufungsverfahrens sichergestellt wird, daß die 
Mitglieder der Naturschutzbeiräte sich wirklich dem Natur­
schutz und der Landschaftspflege verpflichtet fühlen. Wo 
dies der Fall ist, läßt sich ein Teil des durch Kommunalisie­
rung eingebüßten Terrains dadurch wiedergewinnen, daß 
man den Naturschutzbeirat (wie im HessNatG § 34 Abs. 3) 
mit der Befugnis ausstattet, in Streitfällen die Entscheidung 
der oberen Naturschutzbehörde zu verlangen (Devolutivef­
fekt). 

12. Zur Ergänzung des Strafrechts 

Der Deutsche Rat für Landespflege begrüßt, daß das Natur­
schutzrecht durch das 18. Strafrechtsänderungsgesetz vom 
28. März 1980 zur Bekämpfung der Umweltkriminalität we­
sentlich ergänzt worden ist, dadurch der sozialschädliche 
Charakter der Umweltdelikte anerkannt und in das Bewußt­
sein der Allgemeinheit gebracht worden ist. Hierdurch wird 
die Effizienz des BNatSchG erhöht. Von besonderer Bedeu­
tung ist, daß der strafrechtliche Schutz sich in das Vorfeld 
von Verletzungen erstreckt, indem er die Strafbarkeit an ab­
s trakte Gefährdungstatbestände knüpft. Diese erfassen ty­
pisch gefährliche Handlungen, ohne den Nachweis eines 
konkreten Schadens oder einer konkreten Gefahr im Sinne 
der konkreten Wahrscheinlichkeit eines schädigenden Erfol­
ges zu verlangen. Hinzuweisen ist insbesondere auf§ 329 
StGB, der dem Schutz von Gebieten dient, die in besonde­
rem Maße durch schädigende Umwelteinwirkungen beein­
trächtigt werden können, sowie die Naturschutzgebiete und 
die National parke schützt. § 304 StGB ist nun auf die Be­
schädigung oder Zerstörung eines Naturdenkmals ausge­
dehnt. Zu bedauern bleibt, daß das Gesetz davon absieht, 
die Amtsträger strafrechtlich verantwortlich zu machen und 
einze lne Vorschriften nicht effektiv genug sind. Um das Um­
weltdefizit zu beseitigen, ist es unabweisbar, zwei Problem­
kreise strafrechtlicher Verantwortl ichkeit von Amtsträgern 
zu lösen: einerseits für das Unterlassen pflichtgemäßen Ein­
schreitens gegen umweltschädigendes Verhalten dritter 
Personen, andererseits für die Fehlerhaftigkeit behördlicher 
Planung und Erteilung von Genehmigungen. 

13. Zu Ausbildung, Forschung und Organisation 

Das BNatSchG kann infolge seines Charakters als Rahmen­
gesetz keine Bestimmungen über Ausbildung, Forschung 
und Organisation enthalten. Dennoch muß diesen Proble­
men besondere Aufmerksamkeit durch die Länder gewidmet 
werden, weil eine angemessene Lösung dieser Sachproble­
me unabdingbare Voraussetzung für die Effizienz des Natur­
schutzrechts ist. 
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Die vorhandenen Ausbildungsstätten sowohl auf Universi­
tätsebene als auch auf Fachhochschulebene, in denen 
Grundlagen der Landschaftsökologie, der Landschaftspla­
nung, der Landschaftspflege, des Naturschutzes und der 
städtebaulichen Grünordnung vermittelt werden sollen, rei­
chen von der Zahl her aus. Sie müssen aber, was personelle, 
sachliche und räumliche Ausstattung betrifft, weiter ausge· 
baut werden, so daß die Qualität der Ausbildung und die 
Qualifikation der Absolventen verbessert wird. Unbedingt er­
forderlich erscheint eine Erweiterung der Lehrpläne, was ju­
ristische Grundlagen und die Durchsetzung landespflegeri­
scher Belange betrifft, so vor allem im Bereich der Eingriffs· 
planung. Hier sollte wesentlich mehr auf die spätere plane­
risch-praktische Tätigkeit, z. B. bei Behörden, vorbereitet 
werden; hier könnte es auch notwendig sein, Ergänzungs­
studiengänge einzurichten, da nicht alle Absolventen eine 
Referendarlaufbahn einschlagen können oder wollen. 

Da die Durchsetzung umweltrelevanter Erfordernisse immer 
wichtiger wird, erscheint es zweckmäßig, auch im Studium 
der Juristen die Ausbildung auf naturwissenschaftliche 
Grundlagen hin zu erweitern, so daß eine Spezialisierung 
möglich ist. So sollte auch hier die Möglichkeit eines Ergän­
zungsstudiums in naturwissenschaftlicher Richtung erwo­
gen werden. 

Was den Bereich der Forschung betrifft, so ist festzustellen, 
daß Grundlagenforschung für den Natur- und Umweltschutz 
generell gefördert wird, so zum Beispiel durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft. Es wäre zu begrüßen, wenn die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft einen eigenen Fachaus­
schuß für Landschaftsökologie, Naturschutz und Land­
schaftsplanung mit eigenen Gutachtern einrichten würde. 

Für den Bereich angewandter Forschung sei auf die ent­
sprechenden Bundesforschungsanstalten hingewiesen. Die 
Veröffentlichungen des Umweltbundesamtes (Umweltfor· 
schungskataloge) helfen, sich über laufende und abge­
schlossene Forschungsarbeiten zu in formieren. Zu bemän­
geln ist, daß die Forschung außerhalb der Hochschulen auf· 
grund mangelnden Personals und nicht hinreichender Mittel 
selten in der Lage ist, den Anforderungen, die sich aufgrund 
des notwendigen Vollzugs der vor liegenden Gesetze erge· 
ben, gerecht zu werden. So sind einige Länder zwar bereits 
dabei, arbeitsfähige Landesanstalten oder Landesämter für 
Natur- und Umweltfragen aufzubauen, andere Länder haben 
dagegen noch gar nicht damit begonnen. 

Die öffentliche Organisation des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ist durch die Einrichtung von oberen, hö­
heren und unteren Behörden geregelt; dennoch sind Um­
weltziele nur schwer durchzusetzen, da die Behörden zu· 
meist unzureichend ausgestattet sind und immer noch ein 
Mangel an qualifiziertem Personal besteht. Es sollte geprüft 
werden, ob nicht ggf. Stellen aus anderen Fachbereichen, 
deren Aufgaben rückläufig sind, auf den Sektor Naturschutz 
und Landschaftspflege verlagert werden, soweit nicht die 
erforderlichen Stellen eingerichtet werden können. 

Die aufgrund des BNatSchG vorgesehenen Beiräte müssen 
in ihrer Zusammensetzung und Arbeitsweise so eingerichtet 
werden, daß sie die Behörden unabhängig und mit der nöti­
gen fachlichen Qualifikation beraten können. Soweit keine 
Landesstellen mit Landesbeauftragten für Naturschutz und 
Landschaftspflege mehr vorhanden sind, sollen die Beiräte 
die Aufgaben dieser bewährten Einrichtung übernehmen. Es 
kann als eine gute Lösung erachtet werden, wenn die Vorsit­
zenden des Beirats zugleich die Funktion des Naturschutz­
beauftragten übernehmen. 

14. Zum Umweltbewußtsein und zur Umweltverantwortung 

Selbst wenn die gesetzlichen Regelungen auf dem Gebiet 
des Naturschutzes und der Landschaftsp flege ergänzt und 



verbessert werden, wie in dieser Stellungnahme gefordert 
wird, so ist dies nicht ausreichend und bedarf zur Durchset· 
zung eines gestärkten Umweltbewußtseins und erhöhter 
Umweltverantwortung der gesamten Bevölkerung. Einzel· 
personen, Verbände und Medien haben in den letzten zehn 
Jahren in erheblichem Maße dazu beigetragen, Fragen der 
Umweltbelastung, -zerstörung, aber auch -gestaltung in die 
breite Öffentlichkeit zu tragen und deren intensive und fort· 
dauernde Diskussion anzuregen. Die ganz überwiegende 
Zahl der Politiker war zunächst geneigt, sowohl die Dring­
lichkeit der Probleme als auch die Nachhaltigkeit ihrer Ein· 
Wirkung auf die Öffentlichkeit zu unterschätzen; auch jetzt 
ist nur erst ein kleiner Teil von Abgeordneten in Bund, Län· 
dern und Gemeinden davon überzeugt, daß Natur- und Um­
weltschutz als zumindest gleichrangig mit Energieversor· 
gung, Arbeitslosigkeit, innerer und äußerer Sicherheit usw. 
zu behandeln, ja unabdingbar mit ihnen verknüpft sind. 

Auch in der Öffentlichkeit selbst herrscht immer noch -
ausgesprochen oder unausgesprochen - die Vorstellung, 
die wesentlichen Umweltprobleme könnten einzeln und oh­
ne wesentliche Rückwirkungen auf andere Bereiche gelöst 
werden. Hauptsächlich ist dies durch folgende Faktoren be· 
dingt: 

Unser gesamtes Ausbildungs- und Erziehungssystem hat 
sei jeher, besonders aber seit dem Ende des zweiten Welt­
krieges, die Unterrichtung unserer Kinder und der Jugend in 
biologischen zusammenhängen stark vernachlässigt. Es 
verwundert daher nicht, daß die Mehrzahl unserer Bürger al· 
ler Berufe und Bildungsformen außerstande ist, die innere 
Verknüpfung aller menschlichen Lebensäußerungen mitein· 
ander zu sehen und zu begreifen, daß auch Wirtschaft und 
Gesellschaft Teilbereiche solcher Lebensräume sind und 
nicht gesunden bzw. gesund bleiben können, wenn man ih· 
nen erlaubt, das Gesamtgefüge des Lebendigen zu einseitig 
zu sehen und weitgehend zu stören. 

Die einseitige Betonung von Maß und Zahl in der modernen, 
vorwiegend technisch orient ierten Naturwissenschaft hat 
den Blick für qualitative Probleme verst ellt. Man meint, 
wenn man Luft· und Wasserverschmutzung beseitige oder 
doch verringere, für Sauberkeit der Ortschaften sorge, hier 
und da etwas auf dem Gebiet der Grünordnung und -gestal· 
tung leistet, dann müsse dabei doch schließlich wieder eine, 
wenn nicht heile, so doch annehmbare Umwelt herauskom­
men. Ohne die auf diesem Wege tatsächlich erreichten Er· 
folge in irgendeiner Weise schmälern zu wollen, muß doch 
festgestellt werden, daß insgesamt diese Hoffnung trüge­
risch ist. Es handelt sich eben nicht um eine Summierung 
von Einzelfaktoren, sondern um ihr miteinander vernetztes, 
der menschlichen Natur gemäßes System, ein Gefüge, das 
als Ganzes, eben als Ökosystem reagiert. 

Es bedarf der Hervorhebung, daß die wesentlichen Umwelt· 
probleme, die durch die Technik entstehen, nicht wieder mit 
einer Art Supertechnologie ins Lot zu bringen sind. Die tech· 
nokratischen Superstrukturen, die in eine unbestimmte Zu­
kunft weisen, erfordern gerade eine erhöhte Verantwortung 
des Menschen, wenn ein Ausglei~h von Natur und Technik 
erreicht werden soll. Schulen und Hochschulen, Kirchen, 
Verbände und Parteien und nicht zu letzt Presse, Rundfunk 
und Fernsehen obliegt die Aufgabe, Bewußtsein und Verant· 
wortung des Menschen für die Sicherung der natürlichen 
Umwelt als Lebensgrundlage der Gesellschaft zu wecken 
und zu entfalten. 

Es ist daher zu begrüßen, daß die Ständige Konferenz der 
Kultusminister am 17. Oktober 1980 eine Empfehlung zur 
Umwelterziehung in der Schule verabschiedet hat, die einen 
Katalog von Grundsätzen und Zielen der Erziehung zu Um· 
weltbewußtsein und Umweltschutz enthält. 

15. Zusammenfassende Empfehlungen 

Die vorstehende Stellungnahme enthält bereits eine Reihe 
von Empfehlungen, die nachstehend zusammengefaßt wer­
den: 

1. Zum Verhältnis von Bund und Ländern im Naturschutz­
recht 

Die Länder sollten ih re Landesgesetze für Naturschutz 
und Landschaftspflege, soweit vor dem BNatSchG erlas­
sen, baldmöglichst novellieren und dem Bundesrahmen­
gesetz anpassen. 

Die Länder, die noch keine Gesetze für Naturschutz und 
Landschaftspflege erlassen haben, sollten ihre Entwürfe 
ebenfalls baldmöglichst als Gesetze verabschieden. 

Die im BNatSchG und den Landesnaturschutzgesetzen 
enthaltenen Grundsätze sollten so präzise formuliert 
werden, daß sie anwendbar sind. 

Die Abwägungsgebote nach § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 
BNatSchG sollten so abgeändert werden, daß im Zwei­
felsfall aus Gründen des Gemeinwohls Natur und Land­
schaft eine Priorität einzuräumen ist, weil Nutzungsan­
sprüche an den Raum in der Regel zu ihren Lasten ge· 
hen. 

2. Zur Landschaftsplanung - Orientierung raumbezogener 
Planungen an den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

Alle raum- und landschaftsbezogenen Planungen, wie 
Landesplanung, Bau leitplanung und Fachplanung, soll· 
ten sich künftig besser an den Zielen und Belange[l von 
Naturschutz und Landschaftspflege ori entieren, als dies 
bislang der Fall war. Das setzt die Ausarbeitung von 
Landschaftsprogrammen und die Aufstellung von Land· 
schaftsrahmenplänen voraus, in denen sich die Ziele von 
Naturschutz und Landschaftspf lege niederschlagen. 

Die in § 5 BNatSchG festgelegten Landschaftsrahmen· 
pläne sollten grundsätzlich als Teilpläne von Regional· 
und Gebietsentwicklungsplänen aufgestellt werden und 
somit als Ziele die Raumordnung und Landesplanung 
auch in der Bauleitplanung beachtet werden. 

Die in§ 6 BNatSchG fehlende verbindliche Verknüpfung 
von Landschaftsplanung und Bauleitplanung und damit 
ihre Verbindlichkeit für die Bauleitplanung bedarf einer 
eindeutigen bundes- und landesgesetzlichen Regelung; 
sie sollte auch in deri Ländern nicht wesentlich vonein· 
ander abweichen. Auch sollte sichergestellt sein, daß ein 
vollständiger Landschaftsplan (einschließlich Maßnah· 
men für den Arten· und Biotopschutz) vorliegt, bevor Bau· 
leitpläne aufgestellt werden (z. B. im Rahmen der ge· 
meindlichen Entwicklungsplanung). 

Soweit in den Fachplanungsgesetzen Abwägungklau· 
sein ohne Bezug auf das BNatSchG vorhanden sind, soll· 
ten künftig die Naturschutzregelungen als Belang einge­
stel lt werden. 

Es bedarf einer Regelung, wieweit vorhandene Land­
schaftspläne in der Fachplanung zu beachten sind. Es 
wäre von Vorteil, wenn die zuständigen oberen Landes­
behörden Richt linien über die Berücksichtigung von Na· 
turschutz und Landschaftspflege in den einzelnen Fach­
planungen erlassen würden. 

Die zuständigen Behörden sollten darauf drängen, daß 
die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten besser ge· 
nutzt werden und damit das Vollzugsdefizit abgebaut 
wird. 
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3. Zu den Eingr iffen in Natur und Landschaft und ihrem 
Ausgleich 

Die aufgrund§ 8 Abs. 9 BNatSchG von den Ländern zu er­
lassenden Vorschriften über Ersatzmaßnahmen, so auch 
Ausgleichsabgaben in Geld, müssen auf berechtigte 
Ausnahmen beschränkt bleiben, um einen »Freikauf« 
durch den Verursacher auszuschließen. 

Ausgleichsabgaben wie auch Geldbußen und Geldstra­
fen dürfen nur für Zwecke des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege verwendet werden, was z. B. über ei­
nen Naturschutzfonds möglich ist. 

4. Zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

- Die Grundsätze für die Prüfung der Umweltverträglich­
keit öffentlicher Maßnahmen des Bundes vom 22. Au­
gust 1975 sollen dahingehend erweitert werden, daß sie 
auch für Fachplanungen verpflichtend sind, fü r die »in 
oder aufgrund von Rechtsvorschriften spezielle Bestim· 
mungen zum Schutz der Umwlt« erlassen sind. Diese Be­
st immungen sind zumeist nicht ausreichend und können 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht ersetzen. 

Die Ländern soll ten, soweit nicht bereits geschehen -
ebenfalls Grundsätze für die Prüfung der Umweltverträg­
lichkeit mit Verbindlichkeit für die Fachplanungen auf­
stellen. 

Die im Umweltgutachen 1974 (BT-Drucksache 712802) des 
Rates von Sachverständigen enthaltene Empfehlung, die 
materiellen Grundsätze der Umweltverträgl ichkeitsprü­
fung und das Verfahren in einem Bundesgesetz zu re­
geln, sollte gründlich geprüft werden. 

5. Zum Arten- und Biotopschutz 

Die bundesgesetzlichen Regelungen über den Arten­
schutz müssen auch den Biotopschutz einbeziehen, wei l 
er eine Voraussetzung für den Artenschutz ist. 

Der Bundesgesetzgeber sollte im Interesse des Natur­
sch utz und der Landschaftspflege seine pflanzenschutz­
rechtliche Kompetenz voll ausschöpfen und nicht nur die 
Zulassung, sondern auch die Anwendung von Pflanzen­
schutzmitte ln umfassend regeln. Damit soll auch -
wenn notwendig - eine Einschränkung des Einsatzes 
von Bioziden und Pestiziden erreicht werden. 

Die Anwendung von Pestiziden sollte in Zukunft ausrei­
chend kontrolliert werden. 

6. Zu Schutzgebieten, Nationalparken und Naturparken 

Ein w irksamer Gebietsschutz setzt ein integriertes 
Schutzgebietssystem voraus, das in den Zielkatalog des 
BNatSchG (§§ 1 und 2 in Verbindung mit § 13) aufgeno­
men werden soll. 

Nationalparke sollen grundsätzlich ohne Einschränkung 
den Schutzstatus eines Naturschutzgebiet es erhalten, 
um Zielkonflikte mit Nutzungsansprüchen auszusch lie­
ßen. 

Die Verwaltung eines Nationalparks soll direkt der für 
den Naturschutz zuständigen Landesbehörde unterstellt 
werden, um regionale und örtliche dem Schutzzweck ent­
gegenstehende lnteressenseinflüsse auszuschließen. 

Naturschutzgebiete und ökologisch wertvolle Flächen in 
National- und Naturparken sollen soweit wie möglich mit 
öffentlichen Mitteln oder mit Hilfe von Naturschutzfonds 
und Naturschutzstiftungen angekauft und damit Nutzun­
gen ausgeschaltet werden, die zu Beeinträchtigungen 
des Schutzzweckes führen können. 

Sch utzwürdige Gebiete sollen ebenfalls erfaßt und in 
Karten dargestellt werden, wie dies für wertvolle und 
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schutzwürdige Biotope in einigen Ländern berei ts ge­
schehen ist. 

In Naturparken sollten nicht nur die Erholungsfunktion 
sichergestellt, sondern auch die ökologischen Aus­
gleichsfunktionen durch Flächenschutz ermöglic ht und 
durch landespflegerische Maßnahmen weiterentwickelt 
werden. Diese Doppelfunktion soll sich auch im Text des 
BNatSchG (§ 16 Abs. 1 und 2) und den Landesgesetzen 
niederschlagen. 

Landschaf ts- und Einrichtungspläne sollten in ihrem In­
halt der Vie lfachfunktion der Naturparke entsprechen 
und d ie für Schutz, Pflege und Entwicklung erforderli­
chen Maßnahmen enthalten. 

Für Schutz-, Pflege· und Entwicklungsmaßnahmen in Na­
turparken sollen ausreichende Geldmittel zur Verfügung 
gestellt und die Geschäftsstellen mit ökologisch und 
landschaftspflegerisch geschultem Personal besetzt 
werden. 

7. Zur Erholung in Natur und Landschaft 

Das Betretungsrecht, so auch der Zugang zu Wald, Ge· 
wässern und freier Landschaft, sollte bundeseinheitl ich 
geregelt werden. 

Im Interesse ökologisch wirksamer Gewässerufer bedarf 
die Freihaltung von Uferzonen (in einer Tiefe von minde­
stens 50 m, besser 100 - 150 m) vor Bebauung einer ge­
setzlichen Regelung, die s ich nicht nur auf Hochbauten, 
sondern auch auf Verkehrsbauten erstreckt. 

Auch Küsten, Bergkuppen und Steilhänge sollen grund­
sätzlich nicht mit Häusern bebaut werden. 

- Solange die frei raumbezogene Erholung kein eigenes 
Fachplanungsinstrumentarium besitzt, wird es als 
zweckmäßig erachtet, sie im Rahmen der Landschafts­
planung zu berücksicht igen und so zu entwickeln, daß 
Konflikte mit Natur und Landschaft weitgehend ausge­
schlossen werden können. 

Die Erholungsaktivi täten sollen an den Erfordernissen 
von Natursch utz und Landschaftspflege ausgerichtet 
werden. 

8. Zur Landwirtschaftsklausel - Zur Ökologie 
des Landbaues 

Die im BNatSchG verbindlich formulierte Landwirt­
schaftsklausel ist wegen ihrer Fragwürdigkeit nicht 
mehr aufrechtzuerhalten. 

Es sollte ein Negativkatalog solcher landwirtschaftlicher 
Maßnahmen aufgestellt werden, die als Ei ngriffe in Na­
tur und Landschaft zu erachten sind, um die öko logisch 
unbefriedigende Landwirtschaftsklausel einzuschrän­
ken. 

Es ist notwendig, künftig die ökologischen Belange auch 
im Landbau stärker zu berücksicht igen (vgl. auch Emp­
feh lungen zum Arten- und Biotopschutz). 

Neben einer Regelung über die Beschränkung der An· 
wendung von Pf lanzenschutzmitteln sollte auch die Fra­
ge einer Beschränkung der Verwendung von Düngemit­
teln geprüft werden. 

9. Zur Bürgerbeteiligung und Verbandsbeteiligung 

Da das BNatSchG keine Bürgerbeteiligung, wie sie§ 2 a 
BBauG vorsieht, kennt, sollte sie in ähnlicher Weise im 
Naturschutzrecht verankert werden und auch in der 
Landschaftsplanung zum Tragen kommen. 



10. Zur Verbandsklage 

Um eine Rechtszersplitterung in den Bundesländern zu 
vermeiden, sollte der Bundesgesetzgeber bald für den 
Naturschutz und für die Landschaftspflege eine Ver­
bandsklage für die nach § 29 BNatSchG anerkannten 
Verbände einführen, für die sich der Rat bereits anläßlich 
der Beratungen zum BNatSchG im Jahre 1975 eindeutig 
ausgesprochen hat. 

11. Zum staatlichen und kommunalen Vollzug der Landes­
naturschutzgesetze 

Die Zuständigkeiten der Ministerien sowie nachgeordne­
ter Staats- und Kommunalbehörden sollten verbessert 
und so abgegrenzt werden, daß Überschneidungen, 
Lücken und Zweifel auf ein Mindestmaß beschränkt blei­
ben. 

Der Rat gibt der Betreuung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege durch die untere staatliche Behörde 
den Vorzug gegenüber dem sich abzeichnenden Trend 
zur Kommunalisierung, die wegen des Interessenkonflik­
tes problematisch sein kann. 

Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden müssen ausreichend mit Fachkräften ausge­
stattet werden, um ihre Aufgaben als Träger öffentlicher 
Belange erfüllen zu können. 

12. Zur Ergänzung des Strafrechts 

Amtsträger, die es unterlassen, pflichtgemäß gegen um­
weltschädigendes Verhalten dritter Personen einzu­
schreiten, müssen zur Verantwortung gezogen werden. 

Auch die Verantwortlichen für fehlerhafte behördliche 
Planungen und fehlerhafte Erteilungen von Genehmigun­
gen müssen strafrechtlich belangt werden können. 

13. Zur Ausbildung, Forschung und Organisation 

Die Lehrpläne für die Ausbildung von Fachkräften der 
Landespflege müssen dahingehend erweitert werden, 
daß rechtliche Grundlagen ausreichend vermittelt und 
die Durchsetzung naturschützerischer Belange, vor al­
lem im Bereich der Eingriffsplanung, in die Ausbildung 
einbezogen werden. Außerdem sollten die Hochschulen 
und Universitäten der Nachausbildung ihren Absolven­
ten, vielleicht in den Semesterferien, größere Aufmerk­
samkeit schenken. 

Es sollten Lehrstühle für Ökologie eingerichtet und öko­
logische Lehr- und Studiengänge vorgesehen werden. 

Neben den Fachrichtungen, die in Natur und Landschaft 
eingreifen, sollte in Zukunft auch im Studium der Juri-

sten die Ausbildung auf naturwissenschaftliche Grund­
lagen erweitert werden. 

Es wäre zu begrüßen, wenn die Deutsche Forschungsge­
meinschaft einen eigenen Fachausschuß für Land­
schaftsökologie, Naturschutz und Landschaftsplanung 
mit eigenen Gutachtern einrichten würde. 

Um die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständi­
gen Behörden ausreichend mit qualifiziertem Personal 
ausstatten zu können, sollten ggf. Stellen aus anderen 
Fachbereichen, deren Aufgaben rückläufig sind, auf den 
Sektor Landespflege verlagert werden. 

Die aufgrund des BNatSchG berufenen Beiräte sollen so 
zusammengesetzt sein, daß sie die Behörden unabhän­
gig und mit der nötigen fachlichen Qualifikation beraten 
können. Soweit keine Landesstellen mit Landesbeauf­
tragten mehr vorhanden sind, sollten die Beiräte die Auf­
gaben dieser bewährten Einrichtung übernehmen und 
der Beiratsvorsitzende die Funktion des Beauftragten für 
Naturschutz und Landschaftspflege übernehmen. 

14. Zum Umweltbewußtsein - Umweltverantwortung 

- Schulen und Hochschulen, Kirchen, Verbänden und Par­
teien, vor allem aber auch allen Massenmedien obliegt 
die Aufgabe, das Bewußtsein und die Verantwortung des 
Menschen gegenüber der Umwelt zu stärken und sich 
hierbei besonders an die Jugend zu richten. 

Im übrigen verweist der Deutsche Rat für Landespflege auf 
seine Studie zur »Grünen Charta von der Mainau« vom 10. 
März 1980, abgedruckt in Heft 34 seiner Schriftenreihe (S. 
279 ff.), und nimmt hier insbesondere Bezug auf S. 281 bis 
283 (Naturschutz), S. 288 (Bundesnaturschutzgesetz), S. 289 
(Flurbereinigungsgesetz) und S. 2901291 (Schlußfolgerungen 
und Zielsetzungen). 

Die vorstehende Stellungnahme wurde dem Herrn Bundes­
präsidenten als Schirmherrn des Rates, dem Herrn Bundes­
kanzler, den beteiligten Bundes- und Landesministerien und 
-senatoren sowie den Bundes- und Landesparlamenten mit 
der Bitte zugesandt, sie für ihre weitere gesetzgeberisc.he 
Tätigkeit und die Durchführung der Gesetze auszuwerten. 

Sprecher: .. 
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Heinhard Steiger 

Die rechtliche Bedeutung der Ziele und Grundsätze des 
Bundesnaturschutzgesetzes und der Ländernaturschutzgesetze 

1. Vorbemerkungen 

Das Bundesnaturschutzgesetz ist am 24. Dezember 1976 in 
Kraft getreten. In diesem Gesetz ist in§ 4 eine Frist von zwei 
Jahren vorgesehen, um dieses Rahmengesetz durch Länder­
recht, sei es durch neues Recht, sei es durch Anpassung be­
stehenden Rechts, auszufüllen. Diesem Gesetzesauftrag 
sind noch nicht alle Länder nachgekommen. Mehrere Geset­
ze sind auch erst nach dem Ablauf der Frist am 24. Dezem­
ber 1978 erlassen worden. Ich sehe in dem Verhalten der 
Landesgesetzgeber nicht nur ein verfassungsrechtlich be­
denkliches, sondern ein für das föderalistische Prinzip ge­
fährliches Vollzugsdefizit, das nachträglich denen Recht zu 
geben scheint, die für eine Vollkompetenz eintraten. Dieses 
Verhalten kann auch in Zukunft immer wieder für weitere 
Kompetenzwünsche des Bundes herangezogen werden. 

Für die Ziele und Grundsätze ist dieses Anpassungsdefizit 
allerdings insofern weniger von Bedeutung, als sie gemäß 
§ 4 Satz 3 mit Inkrafttreten des Gesetzes am 24. Dezember 
1976 unmittelbare Geltung erlangt haben. Aber ihre Verwirk­
lichung ist eben oft sehr lange Zeit oder auch noch für eine 
längere Zukunft nicht in vollem Umfange sichergestellt. 

Nur für den Katalog der Grundsätze s ieht das Gesetz vor, 
daß die Länder Ergänzungen vornehmen können. Davon ha­
ben einige Länder in verschiedener Weise Gebrauch ge­
macht. Jedoch ergeben sich für Baden-Württemberg und für 
Hessen nicht unbedeutende Abweichungen auch in anderen 
Punkten. Baden-Württemberg hat einen weiteren Zielkata­
log als§ 1 Bundesnaturschutzgesetz; Abs. 3 zählt auch den 
Schutz der Wildpf lanzen und der freilebenden Tierwelt, ihres 
Lebensraumes und ihrer Arten dazu. Eine parallele Bestim­
mung befindet sich zwar, wenn auch allgemeiner formuliert, 
in§ 2 Bundesnaturschutzgesetz als Grundsatz 10. Diese un· 
terschiedliche Regelung hat jedoch auch inhaltliche Bedeu­
tung, wie ich unten darlegen werde. Außerdem wird in § 1 
Abs. 5 Bad.-Württ. NatSchG für Maßnahmen und Planung 
die Beachtung der Erfordernisse der Raumordnung und Lan­
desplanung vorgeschrieben. Das ergibt sich allerdings auch 
für die Landschaftspläne aus§ 5 BNatSchG. Der hessische 
Entwurf enthält eine m. E. erhebliche Präzisierung des Ver· 
hältnisses des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
anderen Interessen in seinem § 2 Abs. 2. Ich zitiere: »Von 
den Vorschlägen der Naturschutzbehörde kann abgewichen 
werden, wenn dies aus anderen überwiegenden Gründen 
des Gemeinwohls notwendig ist«. Alle genannten Abwei· 
chungen sind m. E. zulässig, da sie weder dem Wortlaut 
noch auch den Prinzipien des Naturschutzes des Bundes wi­
dersprechen. 

II. Funktionsanalyse 

Ich möchte nunmehr versuchen, die rechtlichen Funktionen 
der Ziele und Grundsätze zu analysieren. 

a) Ziele 

Das Gesetz bezieht Ziele und Grundsätze dergestalt aufein­
ander, daß jene durch diese verwirklicht werden sollen. Die 
»Ziele« des§ 1 haben also eine fundierende Funktion. Aus­
gehend von einer Parallelisierung zur Systematik des Bun­
desraumordnungsgesetzes bestimmt SCHMIDT-ASSMANN 
in Anlehnung an den Zielbegriff des § 1 des ROG die Ziele 
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des Naturschutzes und der Landschaftspflege als zwar um­
fassende, aber noch nicht konkretisierte raum bezogene Auf­
gabenbeschreibung oder Aufgabenumschreibung, in der der 
Gegenstand der Aufgabe, die Betrachtungsweise des Ge· 
genstandes und die Handlungsaufträge bezeichnet seien 1. 
Ich möchte§ 1 BNatSchG als die rechtsverbindliche Konsti­
tution des Handlungssystems Naturschutz und Land­
schaftspflege ansehen, bestimmt nach Handlungsziel: Si­
cherung der Lebensgrundlagen und der Erholungsmöglich­
keiten der Menschen; nach Handlungsgegenstand: Schutz 
von Natur und Pflege der Landschaft; nach Handlungsricht· 
punkten (Zielei. e. S.): Leistungsfähigkeit des Naturhaushal­
tes, Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, Pflanzen- und Tier­
welt, Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft; und schließlich Handlungsformen: Schützen, Pfle­
gen, Entwickeln2. Diese generelle Konstitutionsnorm wird in 
den weiteren Abschnitten des Gesetzes inhaltlich und im 
Hinblick auf Verfahren, Maßnahmen etc. und auch durch die 
Landesnaturschutzgesetze entfaltet. Diese Normen ihrer­
seits vermitteln die Inhalte der Konstitutionsnorm, was z. B. 
bedeutet, daß sie auch von ihr her zu interpretieren sind. Wo 
weitere Entfaltungen und Vermittlungen fehlen, kann gege· 
benenfalls ein unmittelbarer Rückgriff auf sie möglich sein. 
Wo in anderen Gesetzen auf Naturschutz und/oder Land­
schaftspflege Bezug genommen wird, vermitteln diese Nor· 
men ihrerseits die Konstitutionsnorm des§ 1. Meines Erach­
tens unterscheidet sich§ 1 Abs. 1 BNatSchG daher wesent· 
lieh von § 1 ROG, obwohl auch dort »Ziele der Raumord­
nung« bestimmt werden. Der Inhalt dieser Normen be­
schränkt sich jedoch darauf, drei nebeneinanderstehende, 
von einander unabhängige, heterogene Handlungsziele fest­
zulegen: Sicherung der freien Entfaltung der Persönlichkeit, 
Berücksichtigung des Ziels der Wiedervereinigung, Schaf­
fung und Förderung der Voraussetzungen für die Zusam­
menarbeit im europäischen Raum. Im BNatSchG hat hinge­
gen, wie dargelegt, die Norm eine in sich viel genauere 
Struktur. Handlungsziel, Handlungsgegenstand, Hand­
lungsrichtpunkte (Ziele i. e. S.) und Handlungsformen sind 
dergestalt aufeinander bezogen, daß sie ein in sich ge­
schlossenes Ganzes bilden. Der Unterschied gegenüber§ 1 
ROG wird u. a. auch darin deutlich, daß das Abwägungsge­
bot im ROG an die Grundsätze in§ 2 Abs. 2 ROG anschließt, 
im BNatSchG jedoch an die Zielbestimmung in § 1 Abs. 2. Im 
ROG sind die »Ziele« Maßstäbe der Abwägung; im 
BNatSchG sind sie Objekte der Abwägung untereinander 
und mit anderen. Zum dritten werden in § 5 BNatSchG die 
Ziele, nicht aber die Grundsätze für die Planung in bezug ge­
nommen, während in§§ 4 und 5 ROG die Grundsätze des§ 2 
ROG Maßstäbe sind. 

b) Grundsätze 

Gemäß § 2 Satz 1 haben die Grundsätze die Funktion, der 
Verwirklichung der Ziele zu dienen, d. h. Naturschutz und 
Landschaftsplanung als Handlungssystem werden hier in­
halt lich entfaltet und konkretis iert. Allerdings sind diese 
Grundsätze nicht erschöpfend. Die Grundsätze erscheinen 
als Handlungsgebote in indikativischer Form. Sie vermitteln 
als solche die Handlungsinhalte des § 1 Abs. 1 in Hand­
lungsanweisungen. Das schließt einen unmittelbaren Rück­
griff auf jene zwar nicht aus, zumal die Kataloge auch in ih­
rer Erweiterung durch die Länder nicht abschließend sind. 
Aber die Vermittlung durch die »Grundsätze« erlaubt es, ein-



deutiger das Handeln der Adressaten, d. h. der staatlichen 
Behörden zu steuern, genauer auf seine Wirkungen im Na­
turschutz und in der Landschaftspflege hin einzustellen und 
zu kontrollieren. Die · Grundsätze sollen Naturschutz und 
Landschaftspflege operationalisierbar machen. 

Ob und inwiewei t das gelingt, hängt einerseits von dem Be­
stimmtheitsgrade der Grundsätze selber ab, zum anderen 
von den zu steuernden administrativen Tätigkeitsinhalten 
und -formen. Denn es ist nicht auszuschließen, daß die je­
weils konkrete Situation auch für die Anwendbarkeit relativ 
unbestimmter Grundsätze klare Anwendungsinhalte ergibt. 
Aber diese Grundsätze in Form von Geboten sind in ihrer Be­
stimmtheit doch sehr verschieden, weil, wie SCHMIDT­
ASSMANN zu Recht bemerkt, die Tatbestände in dem Grad 
ihrer Konkretheit sehr verschieden sind 3. In einigen Num­
mern handelt es sich nur um Ergänzungen oder gar um ab­
gewandelte Wiederholungen der Handlungsan leitungen des 
§ 1Abs.1, so ganz eklatant die Nr. 1; aber auch die Nr. 3 ist 
relativ unbestimmt, ebenso die Nr. 4. Aber gerade die beiden 
letztgenannten Grundsätze können in Verbindung mit einem 
konkreten Sachverhalt sehr wohl eine genauere Bedeutung 
erlangen. Andere Grundsätze hingegen weisen einen recht 
weitgehenden Konkretisierungsgrad bereits in sich selbst 
auf, z. B. Nr. 5 insbesondere im 2. Satz, die Nr. 6 insbesonde­
re 3. Halbsatz, die Nr. 9 auch hier wieder insbesondere der 2. 
Halbsatz; das gilt zum Teil auch für die ergänzenden Grund­
sätze in den Landesgesetzen, so z. B. für einige der hessi­
schen zusätzlichen Vorschriften, etwa die Nr. 1 oder die 
Nr. 2. Für einige haben die Tatbestandsmerkmale eine relati­
ve Weitläufigkeit. Es wird für diese eine zum Teil erhebliche 
weitere Konkretisierungsarbeit zu leisten sein, wobei der Ju­
rist auch hier, wie im gesamten Umweltbereich und nicht 
nur dort, auf Aussagen anderer Wissenschaftler angewie­
sen ist. Diese Konkretisierungsarbeit unbestimmter Geset­
zesbegriffe ist aber dem Juristen eine geläufige Tätigkeit. 
Daher können die Grundsätze auch nicht generell nur als 
Richtpunkte oder Belange angesehen werden; dies scheint 
mir eine zu weitgehende Reduktion ihrer Funktionen. 

Die Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege vollzieht sich in verschiedenen Tätigkeitsweisen der 
Verwaltung, die SCHMIDT-ASSMANN nach Planung und ad­
ministrativen Einzelmaßnahmen unterscheidet 4. Die Grund­
sätze sind prinzipiell auf beide gleichermaßen bezogen und 
stellen für beide rechtlich verbindliche Handlungsanleitun­
gen dar. Einige werden aber nur für die eine oder die andere 
dieser Handlungsweisen Wirkung entfalten können. Meines 
Erachtens ist es jedoch aufgrund der Formulierung nicht zu­
lässig, § 2 primär als Planungsnorm zu deuten s. Das würde 
im übrigen zu einer Funktionsbeschränkung führen, die dem 
komplexen System des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege nicht gerecht wird. Nur wenn auch die administrati­
ven Einzelmaßnahmen alle durch Planung vermittelt wür­
den, wäre eine solche Reduktion zulässig. Aber das ist ja 
heute - Gott sei Dank - bei weitem noch nicht der Fall. 
Auch die fehlende Systematik und Rangfolge der Grundsät­
ze innerhalb des Kataloges, die bei den um Ländergrundsät­
ze noch ergänzten Katalogen noch erheblicher ist, deutet 
eher auf die Notwendigkeit einer Einzelbetrachtung der 
Grundsätze als auf eine Gesamtbetrachtung der Norm hin. 
Außerdem stellt§ 2 Abs. 1 Satz 1 auf den nEinzelfall« ab. Da­
mit ist nicht der »Einzel fall« im Sinne des allgemeinen Ver­
waltungsrechts zur Abgrenzung des Verwaltungsaktes von 
einer Norm gemeint, sondern der jeweilige konkrete Hand­
lungszusammenhang, sei es eine Planung, sei es ein admini­
strativer Einzelakt. 

Dem bisher Gesagten steht m. E. die sogenannte dreifache 
Schranke des § 2 Abs. 1 Satz 1 nicht entgegen. Denn diese 
ist nicht auf den Inhalt und die allgemeine Funktion von Zie­
len und Grundsätzen bezogen, sondern auf ihre Verwirkli­
chung im jeweils konkreten Einzelfall ; d. h. diese Schranke 

bestimmt die rechtliche Wirkung für das jeweilig konkrete 
administrative Handeln bei der konkreten Problembewälti­
gung. Auf diese rechtliche Wirkung ist nunmehr näher einzu­
gehen. 

III. Rechtswirkung 

a) Unmittelbarkeit 

Gemäß§ 4 Satz 3 sind Ziele und Grundsätze unmittelbar in 
den Ländern verbindlich. Sie bedürfen also keiner Umset­
zung durch den Landesgesetzgeber mehr. Die Verbindlich­
keit bezieht sich aber nur auf staatliches Handeln, nicht auf 
das Handeln von Privatpersonen6. 

b) Organschaftliches Handeln 

1. Gebunden ist zunächst der Landesgesetzgeber. Das gilt 
nicht nur für diejenigen Gesetze, die unmittelbar Natur­
schutz und Landschaftspflege zum Gegenstand haben, son­
dern m. E. auch für die Gesetze, die Naturschutz und Land­
schaftspflege mit betreffen. Allerdings sind dabei auch an­
dere Bundesgesetze mit in Betracht zu ziehen und gemäß 
dem bundesgesetzlich festzustellenden Verhältnis der Ge· 
setze zueinander die landesgesetzlichen Regelungen zu 
treffen. Das wird vor allem für Gesetze im Rahmen der Lan­
desplanung Bedeutung erlangen können. Wie das Verhält­
nis zueinander ist, ist jeweils im Einzelfall festzustellen. 

2. § 3 Abs. 1 überträgt die Durchführung des Gesetzes be­
sonderen Naturschutz- und Landschaftspflegebehörden. 
Das entspricht einer deutschen Tradition. Allerdings ist da­
bei auch zu berücksichtigen, in welcher Art und Weise diese 
Behörden zu handeln haben. 

3. Gemäß § 3 Abs. 2 haben sonstige Behörden und andere 
Stellen die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege zu unterstützen. Da die Verwirkli­
chung gemäß § 2 nach Maßgabe der Grundsätze erfolgen 
soll, haben diese Behörden und andere Stellen die Grund­
sätze mit heranzuziehen. Unterstützung ist verfahrensmäßig 
dahin näher konkretisiert, daß die Naturschutz- und Land­
schaftspflegebehörden rechtzeitig unterrichtet und ange­
hört werden sollen. Damit ist aber der Inhalt der Unterstüt­
zungspflicht in materieller Hinsicht noch nicht erfüllt. Was 
das in concreto bedeutet, hängt von den zu bewältigenden 
Problembereichen ab und auch vor allem von den Hand­
lungsformen, Planungen und administrativer Einzelmaßnah­
men. 

c) Handlungsformen 

1. Planungen 

Abgesehen von den Planungen nach dem BNatSchG, die in 
§§ 5 und 6 geregelt sind, kommen die raum integrierenden 
Planungen nach dem ROG, den Landesplanungsgesetzen 
und dem BBauG einerseits und die Fachplanungen nach 
den Fachplanungsgesetzen andererseits in Betracht?. Hier 
sind zwei Kategor ien zu unterscheiden, jene die Verweisun­
gen auf Naturschutz und Landschaftspflege in verschiede­
ner Form enthalten und jene Planungsgesetze oder Pla­
nungsregelungen, die solcher nNaturschutzklauseln« 
(SCHMIDT-ASSMANN) entraten. Für die erste Kategorie gilt, 
daß durch die Naturschutzklauseln in komprimierter Form 
auf die Ziele und Grundsätze des Naturschutzgesetzes ver­
wiesen wird. Durch das Naturschutzgesetz sind m.E., und 
hier erweist sich wieder die wesentliche Funktion der Kon­
stitutionsnorm des§ 1 Abs. 1.aber auch der Grundsätze des 
§. 2, Naturschutz und Landschaftspflege inhaltlich in allge­
meiner Form definiert. Sie werden Ober die Naturschutzklau­
seln in diese Planungen hinein vermittelt. Ihre Rechtswir­
kung ist daher zunächst jedenfalls keine unmittelbare, son­
dern eine mittelbare. Sie werden damit al lerdings auch den 
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in diesen Gesetzen vorgesehenen Voraussetzungen und Be· 
dingungen der Verwirklichung, vor allem dort genannten Ab· 
wägungsgeboten unterworfen. Ob daneben noch Raum für 
eine unmittelbare Wirkung besteht, Ist jeweils im Einzelfall 
zu prüfen; in der Regel wird das aber aller Voraussicht nach 
nicht der Fall sein. Voraussetzung ist im übrigen natürlich, 
daß sich die Grundsätze überhaupt als planungsrelevante 
Aussagen begreifen lassen. Das ist nicht für jeden Grund· 
satz der Fall. 

Soweit Planungsgesetze keine derartigen Naturschutzklau· 
sein enthalten, kommt den Zielen und Grundsätzen, wie 
SCHMIDT-ASSMANN zu Recht dargetan hats, ebenfalls eine 
abwägungsrelevante Bedeutung zu, da sie Elemente des bei 
jeder Planung zu beachtenden Gemeinwohls sind. Das gilt 
vor al lem für lnfrastrukturplanungen, besonders bei Ver­
kehrswegeplanungen und Planfeststellungen. Hier gibt es 
zum Teil inzwischen Regelungen zur Umweltverträglich· 
keitsprüfung, die allerdings keinen rechtsnormativen Cha­
rakter haben. Diese beziehen aber auch Belange des Natur· 
schutzes und der Landschaftspflege ein. Sie erfahren durch 
§ 1 und § 2 BNatSchG nähere Konkretisierung. SCHMIDT­
ASSMANN nennt außerdem auch Entwicklungs-, Haushalts­
und Stellenpläne. Die Unterstützungspflicht des § 3 Abs. 2 
konkretisiert sich somit materiell über die Abwägungen. 

Soweit Planungen von höherrangigen Plänen abhängig sind 
und diese bereits Aussagen zu Naturschutz und Land· 
schaftspflege enthalten, sind diese für die niederrangigen 
Planungen im Rahmen der rechtlichen Vorschriften verbind­
lich, unabhängig davon, ob in den Planungsgesetzen selber 
Naturschutzklauseln enthalten sind oder nicht. 

2. Administrative Einzelmaßnahmen 

Schwieriger ist die Frage der rechtlichen Wirkung für die ad· 
ministrativen Einzelmaßnahmen zu beantworten, insbeson­
dere für Genehmigungen, Erlaubnisse etc. aber auch für 
sonstiges rechtliches und insbesondere tatsächliches Han­
deln. Die Pflicht zur Unterstützung der Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege bedeu­
tet eine Ergänzung, aber keine Überlagerung der sonstigen 
Pflichten 9. Mehr kann den Behörden aber auch nicht aufge­
geben werden, da sie ja eben die anderen Gesetze zu vollzie­
hen haben. Aber sie haben doch, soweit möglich, diese so 
zu vollziehen, daß die genannten Ziele erreicht und die 
Grundsätze verwirklicht- werden. Wie das geschieht, hängt 
weitgehend von den-anderen Gesetzen ab. Entscheidend ist 
dabei, ob das Gesetz selber abschließend die Voraussetzun­
gen für das administrative Handeln festlegt, oder ob es in ir­
gend einer Weise Raum läßt, daß auf den Naturschutz und 
die Landschaftspflege eingegangen werden kann. Das ist 
einmal dadurch möglich, daß sich spezifische Naturschutz­
klauseln in dem Gesetz finden. Sie vermitteln wiederum die 

· Ziele und Grundsätze des Naturschutz· und Landschafts· 
pflegegesetzes in das jeweilige Spezialgesetz und machen 
diese damit auch in seinem Rahmen anwendbar. Eine ande­
re Möglichkeit ist, daß global auf »sonstige Rechtsvorschrif­
tencc verwiesen wird. SCHMIDT-ASSMANN bestreitet aller­
dings, daß der Inhalt von§ 2 als.Rechtsvor.schriften in die· 
sem Sinne zu verstehen sei, weil ·sie eben zu unbestimmt 
sind 10. Meines Erachtens ist hier eine differenzierende Be· 
trachtung der einzelnen Grundsätze am Platze. Außerdem 
wird man unterscheiden müssen, ob es sich uin die Versa· 
gung von Genehmigungen, die Erteilung von Auflagen oder 
die Begründung von Eingriffen handelt. Für eine Versagung 
von Genehmigungen etc. ist nur dann eine Möglichkeit gege­
ben, sie auf die Grundsätze des§ 2 zu stützen, wenn den Be­
hörden ein Ermessensspielraum eingeräumt wird. 

Man könnte natürlich auch fragen, ob nicht ein Ermessens­
spielraum zugunsten des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege selbst dort eingeräumt werden sollte, wo es 
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ihn sonst bisher nicht gibt, also § 3 Abs. 2 insoweit einen 
weitgehenden umgestaltenden Eingriff in die bestehende 
Gesetzgebung darstellt. Das aber scheint mir nicht gewollt 
und verfassungsrechtl ich wäre es bedenklich. Aber man 
könnte immerhin darüber diskutieren. Für die Erteilung von 
Auflagen sind eine ganze Reihe von Grundsätzen m. E. präzi­
se genug, um Auflagen darauf zu stützen, etwa die Nr. 5, die 
Ausgleichsmaßnahmen bei der Gewinnung von Bodenschät­
zen vorsieht, oder die Nr. 9, wo eine standortgerechte Begrü­
nung vorgesehen wird. Allerdings sind diese Grundsätze 
teilweise schon durch weitere Rechtsvorschriften in den 
Einzelgesetzen konkretisiert, so daß ein unmittelbarer Rück· 
griff in vielen Fällen gar nicht erforderlich ist. Hier ist § 8 
miteinzubeziehen. Auf seine Regelungen ist hier nicht im 
einzelnen einzugehen, aber Abs. 2 hat jedoch eine gewisse 
Bedeutung. Zwar stellt dieser insofern eine halbherzige Re­
gelung dar, als sie die in Satz 1 genannten Pflichten in Satz 2 
an nach anderen Rechtsvorschriften notwendiges behördli­
ches Handeln bindet, also keine neuen Genehmigungstatbe­
stände neben nach anderen Vorschriften bestehenden bei 
Eingriffen in die Natur und Landschaft schafft. Satz 2 ist 
aber nicht etwa dahin zu verstehen, daß die anderen Rechts­
vorschriften auch die in Satz 1 genannten Pflichten materiell 
begründen müßten, sondern dahin, daß die vorgesehenen 
Genehmigungen etc. nur einen formellen Anknüpfungs­
punkt bilden 11 . Die Vorschriften werden durch § 8 Abs. 2 
Satz 1 ergänzt; insoweit stützt er also meine These, daß zu­
sätzliche Auflagen für Naturschutz und Landschaftspflege 
möglich sind. Allerdings gilt leider diese Vorschrift nicht un· 
mittelbar, sondern muß durch Landesgesetzgebung umge· 
setzt werden. Die Regelung zeigt aber m. E. für den vorlie· 
genden Zusammenhang, daß die Grundsätze auch bei Ein­
zelmaßnahmen wirksam werden sollen, weil sie Kriterien für 
»Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspfle· 
ge« i. S. d. § 8 Abs. 2 Satz 1 darstellen. § 8 Abs. 2 geht damit 
sogar über§ 3 Abs. 2 hinaus, als nach der Formulierung »ist 
zu verpflichten« die genehmigende Behörde, die eben in der 
Regel keine Naturschutz- und Landschaftspf legebehörde 
ist, dem Genehmigungsempfänger die genannten Maßnah· 
men aufzuerlegen hat. Sie muß also Naturschutz- und Land· 
schaftspflegegesichtspunkte aufnehmen. 

Insofern ist die Unterstützungspflicht hier konkret als 
Pflicht zum Mitvollzug ausgestaltet. Im übrigen ist die Vor­
schrift des§ 3 Abs. 2 auch eih Argument für die Anwendun­
gen im Einzelfall. Denn was sollte eine Unterrichtung und 
Anhörung der Naturschutzbehörden, wenn daraus von vorn­
herein nichts folgen könnte. Die erwähnte Erweiterung in§ 2 
Abs. 2 des hessischen Entwurfes für ein Naturschutz- und 
Landschaftspflegegesetz stärkt m. E. diese Tendenz noch 
erheblich, da nicht nur ein Gleichrang zwischen den Natur­
schutzinteressen und den anderen vorliegen muß, sondern 
die letztgenannten überwiegenden Charakter haben 
müssen12. 

d) Die dreifache Schranke des § 2 Abs. 1 Satz 1 

Die Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege, wie sie durch die Zielnormen und die Grundsätzenor­
men inhaltlich ausgestaltet werden, ist nun für den jeweili­
gen Einzelfall von vornherein an die sogenannte dreifache 
Schranke des § 2 Abs. 1 Satz 1 gebunden, die ihrerseits das 
in § 1 Abs. 2 formulierte Abwägungsgebot in sich aufnimmt. 
Dadur.ch werden Naturschutz und Landschaftspflege zwar 
auch von Gesetzes wegen relativiert; aber im Grunde enthält 
diese Schranke eine Selbstverständlichkeit. Denn keine 
Staatsaufgabe ist dergestalt absolut, daß sie gegenüber al­
len anderen Vorrang beanspruchen könnte. Es ist die Aufga­
be der Politik, unter den verschiedenen Staatsaufgaben je­
weils nach den Notwendigkeiten der gegebenen Lage einen 
Ausgleich durch Abwägung herzustellen. Allerdings geht es 
hier gegebenenfalls um fundamentale Voraussetzungen, da 



es um die Lebensgrundlagen geht. Sie sind mit anderen In­
teressen nicht ohne weiters gleichrangig, da deren Erfüllung 
nur möglich ist, wenn die Lebensgrundlagen gesichert sind. 
Die Schranke des § 2 Abs. 1 Satz 1 ist bei jedem staatlichen 
Handeln, das auf Naturschutz und Landschaftspflege Be­
zug hat, wirksam, aber in durchaus verschiedener Weise. Je 
weiter der Handlungsspielraum, den das Recht einräumt, 
ist, desto mehr wi rd sie zum Zuge kommen können; je enger 
er ist, desto mehr sind die konkreten Rechtsvorschriften 
maßgebend. Wenn der Gesetzgeber das Erforderliche be­
reits festgestellt hat, auch für die Maßnahmen nach dem 
Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz selbst, bleibt für 
die Behörde keine eigene Abwägungs- oder Abschätzungs­
möglichkeit mehr. 

Die drei Elemente formen im übrigen ein Ganzes. Was erfor­
derlich oder möglich ist, ist nicht unabhängig voneinander 
und davon zu beantworten, was im Abwägungsprozeß als zu 
verwirklichender Belang sich herausgeschält hat, wie die 
Abwägung ihrerseits das Erforderliche und Mögliche in ei­
ner je konkreten Lage mit bedenken muß. Was nicht erfor­
derlich oder nicht möglich ist, kann kein zu verwirklichender 
Belang werden. Das ist vorauszusetzen, wenn nun zu den 
einzelnen Elementen einiges, aber sicherlich nicht alles ge­
sagt werden soll. 

1. Was erforderlich ist , bestimmt sich von dem Handlungs­
ziel und den sie konkretisierenden vier Handlungsinhalten 
des § 1 her. Hier ist eine Bemerkung zur Formulierung des 
Handlungszieles vonnöten. Es ist anthropozentrisch ausge­
staltet. Das ist m. E. eine einseitige verengende Sicht des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. Natur, wenn 
auch in unserem lande heute nur noch als bearbeitete, kulti­
vierte Natur vorhanden, Ist eine autonome eigenwertige, In 
sich selbst stehende Gegebenheit, die dem Menschen nicht 
nur für seine Zwecke, und seien sie noch so weit gespannt, 
überlassen ist. Der Mensch lebt nicht nur von ihr, sondern 
auch in ihr. Er ist ein Teil von ihr. Er trägt für sie eine über 
seine Bedürfnisse und Zwecke hinausgehende allgemeine 
Verantwortung. Nur eine sehr weite Interpretation des Be­
griffs »Lebensgrundlage«, ist diesen Erfordernissen dieser 
Verantwortung angemessen und muß m. E. auch in den Be­
griff des Erforderlichen eingehen 13. Deshalb ist die oben er­
wähnte baden-württembergische Regelung, die Tier- und 
Pflanzenschutz in Abs. 2 schon in den Ziel- und Aufgabenka­
talog getrennt von und neben dem Handlungsziel »Siche­
rung der Lebensgrundlagen des Menschen« in Abs. 1 auf­
nimmt, der Regelung des BNatSchG vorzuziehen, da sie 
doch zum Ausdruck bringt, daß hier ein autonomer eigener 
Wert steht, der neben die Sicherung der Lebensgrundlagen 
des Menschen tritt. 

2. Was das Mögliche im konkreten Fall ist, bestimmt sich 
m. E. nicht einseitig nach den ökonomischen oder gar tech­
nischen Kriterien. Hier wird einerseits die Abhängigkeit vom 
Erforderlichen deutlich, daß es unter Umständen notwendig 
machen kann, daß über das nach bloß ökonomischen, insbe­
sondere profitorientierten Gesichtspunkten Mögliche hin­
ausgegangen wird. Ökologie ist keine Funktion der Ökono­
mie, wie auch die Ökonomie keine Funktion der Ökologie 
sein kann, sondern beide setzen als eigenständige neben­
einanderstehende Notwendigkeiten Maßstäbe für menschli­
ches Handeln. 

3. Wir wissen heute, daß Abwägung beim administrativen 
Handeln ein genereller Vorgang ist, der kaum zu vermeiden 
ist, wenn er auch mit rechtsstaatlichen Idealvorstellungen 
über die Bindung der Verwaltung an das Gesetz nicht ohne 
weiteres zu vereinbaren ist. Allerdings ist die Möglichkeit 
zur Abwägung innerhalb der verschiedenen Formen des ad­
ministrativen Handelns in höchst unterschiedlichem Grade 
eingeräumt. Insbesondere im planerischen Handeln hat die 
Abwägung heute ihren Platz. Sie ermöglicht dem Planer Ziel­
und Zweckauswahlentscheidungen zu treffen, die ihm vom 

Gesetzgeber überlassen worden sind. Die Gesetze sind plu­
rifinal ausgelegt. So hat auch die Abwägungsklausel des 
BNatSchG vor allem für planerisches Handeln Bedeutung 14. 

Auf diese planerische Abwägung zielt die bekannte Defini­
tion des Bundesverwaltungsgerichts, nach der das Abwä­
gungsverbot verlangt, »daß - erstens - eine Abwägung 
überhaupt stattfindet, daß - zweitens - in die Abwägung 
an Belangen eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in 
sie eingestellt werden muß, und daß - drittens - weder die 
Bedeutung der betroffenen, öffentlichen und privaten Belan­
ge verkannt, noch der Ausgleich zwischen ihnen in einer 
Weise vorgenommen wird, d ie zur objektiven Gewichtigkeit 
einzelner Belange außer Verhältnis steht. Innerhalb des so 
gezogenen Rahmens wird das Abwägungsgebot jedoch 
nicht verletzt, wenn sich die zur Planung ermächtigte Stelle 
in der Kollision zwischen verschiedenen Belangen fü r die 
Bevorzugung des einen und damit notwendig für die Zurück­
stellung eines anderen entscheidet« 1s. 

Im Rahmen der Verwirklichung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege werden die Anforderungen aus dem 
Handlungsziel und den Handlungsinhalten untereinander 
und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit 
an Natur und Landschaft abgewogen. Was mit »Anforderun­
gen« gemeint ist, ist nicht ganz k lar. Es sind nicht die Ziele 
des§ 1 Abs. 1, es sind aber auch wohl nicht die Grundsätze 
des§ 2. Es sind wohl die in der jeweils konkreten Lage sich 
anbietenden Notwendigkeiten aus den jeweiligen sachlich 
zu bewältigenden Problemen. KOLODZIEJCOK bezieht den 
Begriff auf die Qualität von Natu r und Landschaft einerseits 
und auf die Nutzungsansprüche andererseits 16. Es findet 
sowohl eine Abwägung der internen Anforderungen unter­
einander, als auch derselben mit externen Anforderungen 
statt. Naturschutz und Landschaftspflege werden damit re­
lativiert, aber, wie bere it~ erwähnt, ist das selbstverständ­
lich. Die eigentliche Schwierigkeit liegt darin, die Kriterien 
oder Maßstäbe der Abwägung dieser verschiedenen Anfor­
derungen unter und gegeneinander zu f inden, die »Metazie­
le« 17. Das Naturschutzgesetz selbst, aber auch andere Bun­
desgesetze einschließlich des Grundgesetzes geben derarti­
ge Metakriterien für die Abwägung nicht oder nicht ohne 
weiteres her. Sie ergeben sich aus den zu bewältigenden 
Problemlagen, deren sachlichen Gegebenheiten und Not­
wendigkeiten zunächst in einer Zusammenschau der ei.n­
schlägigen Gesetze und der sie konkretisierenden weiteren 
oder besonderen Entscheidungen zu bewerten sind. Wo sol­
ches aber nicht mehr möglich ist, d. h. Insbesondere auf der 
obersten Planungsebene, bleibt eine Bewertung gemäß poli­
tischen Zielentscheidungen, die im lichte der Verfassungs­
entscheidungen, vor allem der Grundrechte und des Sozial­
staatsprinzips von den zuständigen Organen, d. h. in der Re­
gel dem Gesetzgeber getroffen werden müssen. Abwägung 
hat so konkret wie möglich zu erfolgen. Dabei werden die 
Grundsätze als Konkretisierungen der vier Handlungsinhal­
te des § 1 eine wesentliche Rol le als Abwägungsmaterial 
spielen. Wie ich oben bereits darlegte, erschöpfen sie sich 
aber keineswegs in dieser Funktion als Abwägungsmaterial. 

4. Die dreifache Schranke des § 2 Abs. 2 Satz 1 wirkt ver­
schieden im Hinblick auf die Behörden, die an der Verwirkli­
chung von Naturschutz und Landschaftspflege beteiligt 
sind, als auch im Hinblick auf deren Tätigkeitsformen. 

Sie w irkt unmittelbar auf die Naturschutz- und Landschafts­
behörden und da insbesondere insoweit diese planend tätig 
sind, weil hier insbesondere das Abwägungsgebot integra­
ler Bestandteil der Planung ist. Sie wirkt aber auch wohl bei 
Einzelmaßnahmen. Wieweit das der Fall ist, wäre nur durch 
eine genaue Analyse der einzelnen Abschnitte des Gesetzes 
und ihrer Konkretisierung durch die Landesgesetze festzu­
stellen. Das ist jedenfalls zum Teil die Aufgabe weiterer Vor­
träge dieser Tagung. 
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Für sonstige Behörden und andere Stellen gilt ja von vornhe­
rein nur das Unterstützungsgebot. Unterstützen schl ießt ge­
gebenenfalls Abwägung ein, um zu prüfen, ob eine Unter­
stützung erforderlich und möglich ist. Außerdem sind diese 
sonstigen Behörden und andere Stellen auch an andere G.e­
setze gebunden. Es ist oben dargelegt worden, daß deren 
planerische Tätigkeit sich nach den dafür maßgebenden Ge­
setzen richtet, die ihrerseits nun einerseits die Ziele und 
Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
vermitteln und anderersei ts eigene Abwägungsgebote ha­
ben bzw. ihnen generell unterworfen sind. Von daher bringt 
m. E. die Schrankentrias kein zusätzliches Element der re la­
tiven Rechtsbindung, wie sie oben bereits entwickelt wor­
den ist. Aber auch für administrative Einzelmaßnahmen er­
gibt sich aus der Schrankentrias wegen der bloßen Unter­
stützungspfl icht keine zusätzliche Relativierung. Im übrigen 
ist aber das Abwägungsgebot als allgemeines Abwägungs­
gebot bei administrativem Einzelhandelns zumindest be­
denklich 1s. Es begrü ndet die Gefahr, weil es die Verwirkli­
chung des Naturschutzes und der Landschaftspflege den 
Vollzugsbehörden, z. B. bei Eingriffsgenehmigungen an­
heim gibt, daß Naturschutz und Landschaftspflege unver­
hältnismäßig zurücktreten.§ 8 Abs. 2 ist m. E. die speziellere 
Vorschrift, die der Abwägungsklausel vorgeht und durch sie 
nicht relativiert werden darf. 

5. Eine sehr bedenkliche und m. E. allenfalls ideologisch 
aber nicht tatsächlich gerechtfertigte Einschränkung der 
Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Natu r- und 
Landschaftsschutzes enthält § 1 Abs. 3, die sogenannte 
Landwirtschaftsklausel. Es ist nicht zu bestreiten, daß land­
wirtschaftliche Kulturarbeit in den vergangenen Jahrhun­
derten wesentlich zur Gestaltung und zur Pflege unserer 
Landschaft beigetragen hat. Die Landschaft, wie wir sie 
heute kennen, ist wesentlich durch land- und forstwirt­
schaftliche Aktivität entstanden. Jedoch hat die landwirt­
schaftliche und forstwirtschaft liche Tätigkeit in den letzten 
Jahrzehnten einen erheblichen Wandel erfahren. Sie hat in­
dustriellen Charakter angenommen. Sie beruht auf Grund­
sätzen, die s ich soweit wie möglich der industriell-techni­
schen Produktion angleichen, soweit das im Rahmen von 
Naturbearbeitung überhaupt möglich ist. Das wirkt sich bis 
in die Produktionsmethoden hinein aus. Sie richtet sich 
nicht mehr nach der Natur, sondern versucht die Natur nach 
sich auszurichten. Das alles ist aber heute ordnungsge­
mäße Landwirtschaft, obwohl es nicht mehr ohne weiteres 
w ie Landwirtschaft früherer Jahrhunderte der Landschafts; 
pflege dient. Ob sie dem Naturschutz dient, ist sogar noch 
zweifelhafter. Die Vermutungsklausel ist daher m. E. nicht 
gerechtfertigt, zumal das, was »ordnungsgemäße« Land­
wirtschaft heißt, heute weithin nicht mehr festzulegen ist, 
sondern sich nach den jewei ligen neuen industriell-techni­
schen Möglichkeiten wandelt. SOELL hat mit Recht auf ver­
schiedene Eingriffe in die Natur hingewiesen, wie Kahl­
schläge, Umbruch wertvoller Feuchtwlesenzonen, Einebnen 
von Buckelwiesen im Gebirge etc„ die zwar ordnungsgemä· 
ße Land-und Forstwirtschaft sein können, aber nicht mehr 
dem Naturschutz oder der Landschaftspflege d ienen 19. 

IV. Schlußfolgerung 

Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege bdürfen für ihre Verwirklichung der Integra­
tion in das Verwaltungshandeln ganz allgemein. Das ist 
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m. E. der eigent liche Sinn des§ 3 in seinen Abstufungen, der 
über die bisherigen Regelungen hinaus Naturschutz und 
Landschaftspflege zu einer allgemeinen Aufgabe der Ver­
waltung erhebt. Meines Erachtens bietet das Gesetz leider 
einige unklare Formulierungen, die letzten Endes nur durch 
die Praxis und die Rechtsprechung unter Hilfestellung der 
Rechtslehre geklärt werden können. Dazu sollte dies ein 
ganz bescheidener Beitrag sein. 
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hess. Gesetz sieht In§ 6 generell eine Genehmigung für Eingriffe 
vor, die nach§ 7 entweder von nach anderen Vorschriften zustän­
digen Behörden im Einvernehmen mit der unteren Naturschutzbe­
hörde oder, falls solche nicht gegeben sind, von dieser erteilt wer­
den. Das geht über §§ 3 Abs. 2 und 8 BNatSchG positiv hinaus. 

12 Das is t inzwischen Gesetz. 
13 Als zu eng emptinden diese Zielformulierung auch Kolodzlej· 

eck/Recken (FN 2), 1107 § 1 Rdnr. 2023. Nach ihrer Auffassung ist 
dieses Motiv in einzelnen Normen, §§ 13, 17, 22 aber auch aner­
kannt. 

14 Zur Abwägungsklausel im Bundesnaturschutzgesetz Schmidt·AB· 
mann (FN 1), S. 3 und 6; Kolodziejcok/Recken (FN 2), 1107 § 1 
Rdnr. 24; Bernatzky/Böhm (FN 2), § 1 Rdnr. 15; Soell (FN 10), S. 5. 

15 BVerwGE 34, 301 . 
16 Kolodziejcok/Recken (FN 2), 1107 § 1 Rdnr. 25. 
17 Dazu näher Steiger, Helnhard: Zur Entscheidung ko ll idierender 

öffentlicher Interessen bei der politischen Planung als rechtli· 
ehern Problem, Fortschritte des Verwaltungsrechts, Festschrift 
für Hans J. Wolf! zum 75. Geburtstag, München 1973, S. 
385- 428, insbesondere S. 423 ff. 

18 Dazu auch Steiger, Heinhard: Zur Einführung einer allgemeinen 
oder einer besonderen Abwägungsklausel in das BlmSchG, Um­
weltrecht ändern? Immissionsschutz und Standortvorsorge, An· 
hörung des Arbeitskreises für Umweltrecht, Beiträge zur Umwelt· 
gestaltung (A 64), Berlin 1978, Anlage 3, S. 150 ff.; ebenso Soell 
(FN 10), S. 5. 

19 Soell (FN 10), S. 5 f . 



Jürgen Salzwedel 

Vergleichende Übersicht über die Anpassung der Ländernaturschutzgesetze, 
gegliedert nach den Regelungsgegenständen, an das Bundesnaturschutzgesetz 
und über die Ausfüllung der Ermächtigungen des Bundesnaturschutzgesetzes 
durch die Länder 

Bei Übernahme des Vortrags wurde signalisiert, daß es auf 
eine Darstellung ankäme, ob und inwieweit die Rechtsein· 
heit gewahrt oder zersplittert sei und in welchem Umfang 
die Länder von den Ermächtigungen des Bundesnatur­
schutzgesetzes Gebrauch gemacht hätten. Damit wird ein 
Maßstab für die Bewertung der Naturschutzgesetze der Län· 
der vorausgesetzt, der bereits der Überprüfung bedarf. 
Kommt es darauf an, im Naturschutzrecht zu einer mög­
lichst wei tgehenden Rechtseinheit, einer möglichst weitge­
henden Übereinstimmung der Ländergesetzgebungen zu 
kommen, können die Ländergesetze in ein System der Gut­
/Schlecht-Bewertung einbezogen werden, bei dem diejeni­
gen gute Noten erhalten, die sich an die von anderen Län· 
dern überwiegend gewählten Regelungen gehalten und Ab· 
weichungen von bundesrechtlich vorgegebenen Musterre­
gelungen vermieden haben? Das w ird man in Frage stellen 
müssen. Rechtseinheit ist kein Wert an sich, schon gar nicht 
im Naturschutzrecht, wo die Anpassung an die natürlichen 
Vorgegebenhei ten und überkommene Schutztraditionen 
sinnvoller sein kann als das Einschwenken auf fremdkonzi· 
pierte Musterregelungen. 

Auch im Wasserrecht, das wie das Naturschutzrecht in Art. 
75 GG nur einer Rahmengesetzgebungskompetenz des Bun· 
des anheimgegeben ist, hat früher alles im Zeichen der For· 
derung gestanden, die überkommene Rechtszersplitterung 
zu beseitigen und die Rechtseinheit endlich herbeizufüh· 
ren 1. Aber auch diejenigen, die heute noch mit Entschieden­
heit eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes fordern, treten kaum noch für ein umfassendes und 
perfektes Bundeswassergesetz ein, das eine vollständige 
Rechtsgleichheit herbeiführen müsse2. Es geht pol it isch 
nur darum, ob bestimmte Reibungsverluste abgebaut wer· 
den könnten, die sich aus landesrechtlichen Verschieden· 
heilen in Bereichen ergeben, in denen das Bedürfnis nach 
grenzüberschreitenden einheitlichen Sch utzbestimmungen 
oder nach Belastungsgleichheit für die Industrie Vorrang 
haben sollte. 

Aus diesem Grunde wird man als Bewertungsmaßstab für 
die Ausfüllung des Bundesnaturschutzgesetzes durch die 
Länder nicht den Grad der Einheitl ichkeit, sondern den Grad 
der Eff izienz heranziehen müssen, den die landesrechtli· 
chen Regelungen zur Erreichung der Ziele der gesamten Ge· 
setzgebung aufweisen. Die landesrechtlichen Instrumente 
sind daraufhin zu beurteilen, w ie wirksam sie Naturschutz· 
belange jeweils durchzusetzen vermögen. Freil ich muß man 
dabei im Auge behalten, daß die offenkundigen Schwächen 
des Naturschutzes nur zu einem geringen Maße auf einem 
Fehlen von Regelungen und an mangelnder Regelungsdich· 
te beruhen, sondern vie lmehr auf Vollzugs- und Durchset· 
zungsdefiziten. Daher verlagert sich die Bewertung weithin 
darauf, welchen Wirkungsgrad die eine oder andere landes· 
rechtl iche Regelung voraussichtlich im Vollzugsstadium er­
reichen wi rd. 

Das Bundesnaturschutzgesetz bemüht sich im ganzen, 
durch ei ne Reihe von verbindlichen Vorgaben oder auch 
durch gewissermaßen halbverbindliche Regelungsmuster 
sicherzustellen, daß ein gewisses Mindestmaß an Effizienz 
des Naturschutzes in den Ländern nicht unterschritten wird. 
Das dabei verfolgte System ist recht vielschichtig. Insge­
samt wird man vier Normbereiche unterscheiden müssen. 

- Im Vordergrund stehen die Vorschriften, die nach § 4 
Satz 3 des Gesetzes unmittelbar gelten, vom Landesge· 
setzgeber also weder besonders aufgenommen zu wer­
den brauchen, noch abgeändert werden können 3. Damit 
sind im wesentlichen verbind lich vorgegeben die Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspfl ege, die 
Grundsätze, nach denen sie verwirklicht werden sollen, 
das Zusammenwirken der Länder bei der Planung, die 
Betei ligung der Bundesbehörden, die Bereitstellungs· 
pflicht für Grundstocke von Bund, Ländern und Gemein­
den sowie die Verordnungsermächtigungen für den zu­
ständigen Bundesminister nach § 22 Abs. 4, § 23 des Ge­
setzes. 

Eine zweite Gruppe von Vorschriften stellt Verpfl ichtun· 
gen für die Landesgesetzgebung fest; dabei geht es vor 
a llem um die Aufstellung von Landschaftsprogrammen, 
Landschaftsrahmenplänen und Landschaftsplänen, um 
das Instrumentarium der Ausgleichspflicht f ür Eingriffe 
In Natur und Landschaft sowie die verschiedenen 
Schutzkategorien vom Naturschutzgebiet bis zu ge­
schützten Landschaf tsbestandtei len4 . 

In einer dritten Gruppe von Vorschriften findet man Er· 
mächtigungen an die Länder, ergänzende Regelungen zu 
treffen oder auch nicht. Hier ist ein Unterschied zu ma­
chen. Teilweise gibt das Bundesrecht dabei eine Rege­
lung vor, von der die Länder aber abweichen könnens. 
Soweit man als Leitbild eine möglichst weitgehende 
Rechtseinheit nimmt, könnte das Bundesgesetz also ei· 
ne Tendenz enthalten, daß solche Regelungen eher ne­
gativ zu bewerten sind, nur mit Bedauern akzeptiert wer­
den. Aber diese Interpretation ist nicht zwingend. Im Ge· 
samtzusammenhang eines landesrechtlichen Schutzsy· 
stems kann sich eine solche Abweichung gerade als 
sinnvoll, ja geboten ausnehmen, um eine höhere Effi· 
zienz des Naturschutzes zu erreichen. In anderen Fällen 
hat die Ausfüllungsermächtigung einen deutlichen Ap· 
pellcharakter, weil die Länder, ohne daß es zu einer förm· 
liehen Verpflichtung gegenüber dem Bund gekommen 
wäre, dort dringend aufgeru fen werden, ergänzende Re· 
gelungen zu treffen s. 

Eine vierte Gruppe von Vorschriften dürfte überflüssiges 
Bundesrecht enthalten, weil es sich kaum um mehr als 
einen Hinweis auf originäre Gesetzgebungszuständig· 
keiten der Länder handel t 7. Es liegt im Wesen des Rah· 
menrechts, daß die Materie nicht ausgeschöpft ist, son­
dern sogar noch Regelungen von ausreichender politi· 
scher Substanz für die Länder übriglassenB. Was danach 
nicht vom bundesrechtlichen Rahmen erwähnt und abge· 
deckt ist, kann der Landesgesetzgeber also ohnehin so 
gestalten, wie es ihm pol itisch wünschenswert er· 
scheint. Bundesrechtl iche Scheinermächtigungen dieser 
Art sind entbehrl ich, jedenfalls dann, wenn sie noch 
nicht einmal den Charakter eines Appells an die Länder 
haben, doch bestimmte Gegenstände in jedem Fall, wie 
auch immer, aufzugreifen. 

Zunächst sollen die Vorschriften der ersten beiden Gruppen 
näher beleuchtet werden. Verbindliche Vorgaben für die 
Landesgesetzgebung, gleichviel ob sie unmitte lbar gelten 
oder noch landesrechtlich aufgegriffen und mit Außenwir­
kung versehen werden müssen, bedürfen einer Rechtfert i· 
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gung aus Art. 75 Ziff. 3 GG; allenfalls können Übergriffe 
noch aus dem Sachzusammenhang zwischen Materien der 
konkurrierenden Gesetzgebung und Naturschutz und Land­
schaftspflege legi timiert werden. Wieweit der Bund im Bun­
desnaturschutzgesetz die ihm damit gesetzten Grenzen be­
achtet hat, wird vielleicht noch Diskussionen auslösen. Da­
bei geht es nicht um die Frage, ob das, was der Rahmen vor­
gibt, im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts den Ländern noch eine Ausfüllung von substantiel­
lem Gewicht ermöglicht. Denn daran kann schlechterdings 
nicht gezweifelt werden. Es geht vielmehr um die Einschrän­
kung, daß der Bund nach dem Grundgesetz nur eine Zustän­
digkeit für Regelungen zum Schutz von Natur und Land­
schaft hat, aber nicht mehr. Seine Aufgabe kann es danach 
grundsätzlich nur sein, ein Mindestschutzinstrumentarium 
vorzu geben oder vorzuschreiben, hinter dem die Länder 
nicht zurückbleiben dürfen. Keineswegs gibt Art. 75 Ziff. 3 
GG dem Bund das Recht, aus Anlaß von Vorschriften zum 
Schutz von Natur und Landschaft die Inanspruchnahme, die 
Nutzung und auch den Verbrauch von Natur und Landschaft 
positiv zu normieren, also gleichzeitig eine Gesetzgebung 
über landwirtschaftliche Nutzung, Erholung, Freizeit und 
Sport mitanzuhängen9. 

Auf einen einfachen Nenner gebracht bedeutet dies: Der 
Bund kann die Länder nicht daran hindern, mehr für den 
Schutz von Natur und Landschaft zu tun, als das Bundes­
recht verbindlich vorschreibt, und deshalb landschaftsstra­
pazierende Nutzungen weiter zurückzuschneiden, als es 
bundespolitisch durchsetzbar war. 

Die Deutung des § 1 Abs. 2 BNatSchG wird dadurch noch 
nicht wesentlich beeinflußt. Denn wenn die Anforderungen 
zum Schutz von Natur und Landschaft untereinander und 
gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit abzu­
wägen sind, so ist damit nicht gesagt, daß landesrecht liche 
Klauseln diese Abwägung nicht noch weiter zugunsten von 
Natur und Landschaft verschärfen könnten. Es muß eine Ab­
wägung stattfinden, aber das Gewicht der sonstigen Anfor­
derungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft kann 
durch Landesgesetz gegenüber den Schutzbelangen zurück­
geschnitten werden. 

Auch die Regelung in§ 1 Abs. 3 BNatSchG, wonach die ord­
nungsgemäße Land- und Forstwirtschaft in der Regel den 
Zielen des Gesetzes dient, steht landesgesetzlichen Klau­
seln nicht entgegen, die die immer zahlreicher werdenden 
Ausnahmefälle deutlich hervorheben 10. 

Aber mit der Regelung des§ 8 Abs. 7 BNatSchG, wonach die 
im Sinne dieses Gesetzes ordnungsgemäße land-, forst- und 
fischereiwirtschaftliche Bodennutzung nicht als Eingriff in 
Natur und Landschaft anzusehen ist, dürfte der Bund sich 
endgültig übernommen haben. Abgesehen davon, daß die 
Relativierung in § 1 Abs. 3 BNatSchG durch die Worte »in 
der Regel« hier nicht wiederkehrt, ist es ganz unübersehbar, 
daß es dabei nicht mehr um den Schutz von Natur und Land­
schaft vor der Landwirtschaft, sondern um den Schutz der 
Landwirtschaft vor Gesichtspunkten des Schutzes von Na­
tur und Landschaft handelt. Das aber hat mit Art. 75 Ziff. 3 
GG nichts mehr zu tun. Art. 74 Ziff. 17 GG, der dem Bund die 
Zuständigkeit für die Förderung der land- und forstwirt­
schaftlichen Erzeugung sowie die Sicherung der Ernährung 
gibt, kann ebenfalls nicht als Rechtfertigung herangezogen 
werden. Auf diesem Wege kann ggf. eine Abwägung der 
nach§ 1 Abs. 3 BNatSchG einander widerstreitenden Inter­
essen gesetzgeberisch stärker zugunsten der Landwirt­
schaft beeinflußt werden. Eine Zusammenschau der Art. 74 
Ziff. 17 GG und Art. 75 Ziff. 3 GG schließt es aber aus, daß 
durch eine apodiktische wahrheitswidrige Festst ellung 
Schadwirkungen für Natur und Landschaft wegretuschiert 
werden, ein absoluter Vorrang der Landwirtschaft also so 
statuiert würde, als wenn sie gegenüber dem Rahmenrecht 
von Bund und Ländern auf dem Gebiet des Naturschutzes 
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exemt wäre. Nach den recht unerfreulichen Vorgängen um 
das Zustandekommen dieser Landwirtschaftsklausel im 
Bundestag und Bundesrat scheint man nunmehr geneigt zu 
sein, den kompetenzwidrigen absoluten Vorrang dadurch 
einzuschränken, daß eine »im Sinne dieses Gesetzes ord­
nungsgemäße land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bo· 
dennutzung« eben nur eine solche sei, die ohne Eingriffe in 
Natur und Landschaft auskommt. Ob man mit dieser gutge­
meinten Rabul istik Schlimmeres wird verhüten können, 
bleibt abzuwarten. Besser wäre das Zugeständnis, daß § 8 
Abs. 7 BNatSchG mit der Einräumung eines absoluten Vor­
rangs und der Fiktion der Unschädlichkeit von in Wahrheit 
extrem schädlichen Bodennutzungsformen mit Art. 75 Ziff. 3 
GG schlechterdings unvereinbar ist. 

Damit ist freilich nicht gesagt, daß die Land- und Forstwirt­
schaft keine Chancen hätte, sich dem Zugriff des Natur- und 
Landschaftsschutzes zu entziehen. Es bleibt nur festzuhal­
ten, daß es nicht Sache des Bundesgesetzgebers ist, den 
Ländern einen solchen absoluten Vorrang der Land- und 
Forstwirtschaft verbindlich vorzugeben. Wenn die Länder 
sich dazu freiwillig hergeben, ist dagegen nichts einzuwen­
den. Denn obwohl der Bund in§ 1 BNatSchG mit der Formu­
lierung der Ziele d es Natur- und Landschaftsschutzes eine 
umfassende und offene Abwägung der widerstreitenden Be­
lange vorgeschrieben hat, liefert doch der viel konkretere§ 8 
Abs. 7 BNatSchG einen sicheren Anhalt dafür, daß die land­
und forstwirtschaftlichen Bodennutzungen, wenn sie nur im 
Sinne des Überkommenen und betriebswirtschaftlich Gebo­
tenen ordnungsgemäß erscheinen, möglichst tabu sein sol­
len. Wenn die zuständigen Landesgesetzgeber diesen Ball 
auffangen, steht d em höherrangiges Recht nicht entgegen. 
Aus Art. 75 Ziff. 3 GG läßt sich jedenfalls unmittelbar kein 
materieller Mindestbestandsschutz für Natur und Land­
schaft zu Lasten der landesgesetzgeberischen Gestaltungs­
freiheit herleiten. Aber im Ergebnis steht fest, daß die natur­
schutzfreundlicheren Kollisionsklauseln der Landesgesetze 
bei verfassungskonformer Handhabung des § 8 Abs. 7 
BNatSchG Bestand haben und dann wirklich eine gewisse 
Mindesteffizienz dieses Schutzes von Natur und Landschaft 
durch das Landesrecht gewährleisten 11. 

Einen zweiten Angriffspunkt für die verfassungsrechtliche 
Kritik liefert § 27 BNatSchG, der den Ländern eine weitere 
Zwangsvorgabe zu Lasten von Natur .und Landschaft prä­
sentiert. Das Betreten der Flur auf Straßen und Wegen so­
wie auf ungenützten Grundflächen zum Zweck der Erholung 
ist danach kraft Bundesrechts gestattet. § 27 Abs. 2 
BNatSchG reduziert das landesgesetzliche Schutzpotential 
dahin, daß das Betreten nur aus wichtigen Gründen, insbe­
sondere aus solchen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege eingeschränkt werden kann. Aber damit ist 
nicht viel gewonnen. Erstens heißt dies, daß die Länder die 
Erholungsnutzung nicht grundsätzlich den Belangen des 
Natur- und Landschaftsschutzes hintanstellen dürfen, son­
dern auf Beschränkungsregelungen von partiellem oder 
punktuellem Charakter verwiesen s ind. Zweitens wird den 
Ländern mit der richterlich unbeschränkt nachprüfbaren 
Klausel vom wichtigen Grund die Darlegungslast zugewie­
sen, daß es ohne diesen partiellen oder punktuellen Ausnah­
meschutz zu einer aktuellen Gefährdung von Natur und 
Landschaft kommen könnte. Damit bleibt den Ländern kein 
großer gesetzgeberischer Entscheidungsspielraum. 

Auch hier verläßt der Bund unter dem Vorwand, eine Rah­
menregelung zum Schutz von Natur und Landschaft vorzu­
geben, das ihm in Art. 75 Ziff. 3 GG eröffnete gesetzgeberi­
sche Gestaltungsermessen. Denn es liegt auf der Hand, daß 
das Jedermannsrecht zum Betreten der Flur nicht zum 
Schutz von Natur und Landschaft beiträgt, vielmehr nur Ge­
fahren heraufbeschwört, die allenthalben mehr und mehr 
sichtbar werden. Die Beispiele für Landschaftszerstörung 
durch Fremdenverkehr, Freizeitnutzung und Sport sowie 



auch die Zugeständnisse zugunsten dieser populären Nut­
zungsmöglichkeiten häufen sich. Die Gefährdung durch die 
Industrie und selbst durch den Straßenbau treten demge­
genüber zum Teil sogar schon zurück. Der Sachverständi­
genrat für Umweltfragen hat auf diese Gefahren deutlich 
hingewiesen; im jüngst erschienenen Nordsee-Gutachten 
wird erneut gefordert, daß .zum Schutz des Wattenmeeres 
stärkere Beschränkungen von Fremdenverkehr und Freizeit· 
nutzung geprüft werden müßten 12. 

Auf diesem Gebiet ist die Rechtfertigungslage des Bundes 
noch prekärer. Denn eine Gesetzgebungskompetenz für 
Touristik, Erholungsnutzung und Sport kommt ihm nicht zu; 
die konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen liefern 
hier noch nicht einmal einen Aufhänger. Das Bedürfnis, sich 
gegenüber möglichst vielen potentiellen Wählern, die ver­
ständlicherweise den freien Gebrauch von Natur und Land­
schaft für sich in Anspruch nehmen wollen, wirksam in Sze­
ne zu setzen, ersetzt eine Bundesgesetzgebungskompetenz 
nicht. Die Rahmenermächtigung, einen Mindestbestands­
schutz von Natur und Landschaft zu gewährleisten, gibt 
nichts dafür her, den Ländern zu verbieten, daß sie im Ge­
gensatz zu§ 27 BNatSchG umgekehrt von einer grundsätzli­
chen Gefährdung von Natur und Landschaft durch ein freies 
Betretungsrecht von jedermann ausgehen 13. 

In der Diskussion dürften freilich zwei Dinge leicht miteinan­
der verwechselt werden, die unterschiedliche Beurteilung 
erheischen: Das Recht der Grundeigentümer, das Betreten 
von Natur und Landschaft über die negative Sachherrschaft 
nach § 903 BGB zu verbieten, und das Recht der Natur­
schutzbehörden, dieses Betreten zum Schutz von Natur und 
Landschaft grundsätzlich auszuschließen. Die Kompetenz 
des Bundes, nach Art. 74 Ziff. 1 GG »bürgerliches Recht« zu 
setzen, schafft ihm die Möglichkeit, die Befugnisse des Ei­
gentümers im Rahmen des Art. 14 Abs. 2 GG aus Gründen 
der Sozialpflichtigkeit zu beschränken. Das kann auch aus 
Motiven geschehen, die außerhalb der dem Bund zugewiese­
nen Regelungsbereiche der Konkurrierenden oder Rahmen­
gesetzgebung liegen14. Da der Bund die konkurrierende Ge­
setzgebungskompetenz zur Schaffung bürgerlichen Rechts 
voll ausschöpfen kann, hindert ihn nichts, die Befugnisse 
des Grundeigentümers zur negativen Sachherrschaft auch 
generell so einzuschränken, daß den Ländern ein Maximum 
an Gestaltungsfreiheit verbleibt, die Nutzung von Natur und 
Landschaft für Erholung, Freizeit und Sport zu ermögli­
chen 15. Aber es ist eine andere Sache, nicht den Eigentü­
mern, sondern den Ländern zu verbieten, die ihnen anver­
traute Natur und Landschaft vor Betretensrechten von jeder­
mann zu schützen. Zwar können die Länder nicht vom Bund 
verlangen, daß er die negative Sachherrschaft der Grundei­
gentümer voll aufrechterhält, damit sie gewissermaßen im 
Wege der Individualverteidigung von Natur und Landschaft 
die Ziele erreichen, die sich durch behördliche Kontrollen 
und insbesondere durch die bescheidenen Möglichkeiten 
von Naturschutzbehörden nur sehr schwer erreichen lassen. 
Art. 75 Ziff. 3 GG sichert den Ländern das Recht zu, Natur 
und Landschaft so weitgehend zu schützen, wie sie wollen, 
auch beliebig weit über den vom Bund vorgeschriebenen 
Mindestbestand hinaus. Allein das Recht, sich dabei im Vor­
feld behördlichen Einschreitens die Verbietungsbefugnisse 
der Eigentümer zunutze zu machen, ist ihnen nicht mitga­
rantiert . 

Die verfassungsrechtliche Kontroverse ist bereits bei Verab­
schiedung des§ 12 BWaldG zwischen Bundesregierung und 
Bundesrat offenbar geworden. Die Bundesregierung hatte 
zunächst undifferenziert auf die Gesetzgebungsermächti­
gungen aus Art. 74 Nr. 1 (Bürgerliches Recht - Regelung 
des Eigentums), Nr. 17 (Förderung der forstwirtschaftlichen 
Erzeugung) sowie »ergänzend« Art. 75 Ziff. 3 GG (Natur­
schutz und Landschaftspflege) Bezug genommen (Bundes-

tags-Drucksache 7/889, S. 23). Mit Recht hat der Bundesrat 
beanstandet, daß der Bund in Wirklichkeit eine Vollkompe­
tenz für Naturschutz und Landschaftspflege auszuschöpfen 
versuchte, die man ihm im Sechsten Bundestag gerade aus­
drücklich versagt hatte (Bundestags-Drucksache a.a.O„ S. 
34). 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnah­
me des Bundesrates beschränkt sich auf die Behauptung, 
ndaß die verschiedenen Funktionen des Waldes eine un­
trennbare Einheit bilden und daß unter den in der Bundesre­
publik Deutschland gegebenen Verhältnissen die Funktio­
nen des Waldes nur gewährleistet sind, wenn diese erhal­
ten, erforderlichenfalls neu angelegt und ordnungsgemäß 
bewirtschaftet wirdu. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, 
daß »der Gesetzentwurf im erforderlichen Umfang Rück­
sicht auf die unterschiedlichen Verhältnisse in den einzel­
nen Ländern nimmt und für bestimmte Bereiche Mindestnor­
men aufstellt, die Raum für weitere landesrechtliche Rege­
lungen lassen« (a.a.0„ S. 40). Zu § 12 BWaldG konkret wird 
noch festgestellt, daß die Änderungen und Ergänzungen 
zum Ziel hätten, »die Vorschrift im Interesse der Rechtssi­
cherheit und der Rechtseinheit zu einer abschließenden Re­
gelung auszugestalten« (a.a.0„ S. 42). Das alles ist schwer 
auf einen Nenner zu bringen. Das freie Betreten für jeder­
mann ist mit Sicherheit keine »Mindestnorm« zum Schutz 
von Natur und Landschaft. Auch als abschließende Rege­
lung zur Förderung der forstwirtschaftlichen Erzeugung 
dürfte sie schwerlich einleuchten. Nur das Zurückdrängen 
der Befugnisse des Eigentümers ist verfassungsrechtlich zu 
halten, auch als abschließende Regelung für den Landesge­
setzgeber. 

Die Konstruktion von Gesetzgebungszuständigkeiten des 
Bundes aus dem Gedanken des Sachzusammenhanges ist 
legitim, muß sich aber in den engen Grenzen halten, die das 
Bundesverfassungsgericht dafür gezogen hat, um eine Aus­
höhlung des Grundsatzbekenntnisses der Art. 30, 70 GG zu­
gunsten der Ländergesetzgebung entgegenzuwirken. Dazu 
heißt es in BVerfGE 3, 421: 

»Es mag dahingestellt bleiben, ob und unter welchen 
Voraussetzungen im einzelnen Gesetzgebungszustän­
digkeiten des Bundes aus dem Gedanken des Sachzu­
sammenhangs abgeleitet werden können. Soviel steht je­
denfalls fest, daß die bloße Erwägung, es sei zweckmä­
ßig, mit einer dem Bund ausdrücklich zugewiesenen Ma­
terie gleichzeitig auch eine verwandte Materie zu regeln, 
nicht zur Begründung einer Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes ausreicht. Ein sogenannter Sachzusammen­
hang vermöchte vielmehr eine Zuständigkeit nur dann zu 
stützen, wenn eine dem Bund ausdrücklich zugewiesene 
Materie verständigerweise nicht geregelt werden kann, 
ohne daß zugleich eine nicht ausdrücklich zugewiesene 
andere Materie mitgeregelt wird, wenn also ein Übergrei­
fen in nicht ausdrücklich zugewiesene Materien unerläß­
liche Voraussetzung ist für die Regelung einer der Bun­
desgesetzgebung zugewiesenen Materie (vgl. Bundes­
recht und Bundesgesetzgebung, Bericht über die Weiri­
heimer Tagung des Instituts zur Förderung öffentlicher 
Angelegenheiten in Frankfurt am Main am 22. und 23. Ok­
tober 1949, S. 192 II 1). Nun kann aber nicht anerkannt 
werden, daß etwa die Regelung der Materien Boden­
recht, Wohnungswesen, Siedlungs- und Heimstättenwe­
sen ohne Regelung des gesamten Baurechts sinnvoll 
nicht möglich se i.u 

Danach wäre es widersinnig, aus der Kompetenzzuweisung 
für Regelungen zugunsten des Schutzes von Natur und 
Landschaft folgern zu wollen, daß der Bundesgesetzgeber 
kraft Sachzusammenhangs auch alle Regelungen zu Lasten 
von Natur und Landschaft treffen könnte, also M indestvor­
gaben statu ieren könnte, die sich auf freieste Entfaltung 
von Erholung, Freizeit und Sport bezögen. Danach kann § 27 
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Abs. 1 BNatSchG bei verfassungskonformer Auslegung 
nicht als eine verbindliche Vorgabe für die Ländergesetzge­
bung gelten; die Naturschutzgesetze der Länder können, 
wenn sie nur wollen, umgekehrt davon ausgehen, daß Jeder­
mannsrechte zum Betreten der freien Flur überall und grund­
sätzlich eine Gefährdung von Natur und Landschaft darstel­
len. Sie brauchen sich nicht um die Darlegungslast zu küm­
mern, daß wichtige Gründe für Beschränkungen eines sol­
chen Rechtes partiell oder punktuell vorl iegen, sie können 
von bloßen Beschränkungen zum vollen Ausschluß überge­
hen. Nur soweit sie dem Eigentümer bürgerlich-rechtliche 
Verbietungsbefugnisse eröffnen wollten, steht § 27 Abs_ 1 
BNatSchG dem grundsätzlich entgegen. In dieser Hinsicht 
dürfte § 27 Abs. 2 BNatSchG einen Vorbehalt für landes­
rechtl iche Regelungen enthalten, Verbietungsbefugnisse 
des Eigentümers aufrechtzuerhalten oder zu begründen. 

Kehrt man zu dem Bewertungsmaßstab der Effizienz der na­
turschutzrechtlichen Regelungen zurück, so drängen sich 
Zweifel auf, ob die besonders betretungsrechtsfreundlichen 
Regelungen in Bayern und Baden-Württemberg16 nun wirk­
lich den Vorzug verdienen vor denen anderer Länder, die 
mehr Zurückhaltung üben und vor allen Dingen die Möglich­
keit der Begrenzung des Betretungsrechtes viel deutlicher in 
Erscheinung treten lassen 11. Es bleibt festzuhalten, daß auf 
diesen Gebieten die Landespolitik aufgerufen ist, ohne bun­
desrechtliche Zwänge zu bestimmen, ob und wieweit ein 
Vorrang des Natur- und Landschaftsschutzes vor den Erho­
lungswünschen der Bevölkerung eingeräumt werden soll. 

Im Ergebnis w ird man feststellen müssen, daß die Effizienz 
der Ländernaturschutzgesetze auch daran gemessen wer­
den kann, wieweit sie über den Mindestbestandsschutz von 
Natur und Landschaft hinausgehen, den der Bund vorgibt 
oder vorschreibt. Dazu gehört auch, daß sie verfassungs­
rechtlich unzulässige Beschränkungen zugunsten der Land­
wirtschaft und zugunsten eines Jedermannsrechts zum Be­
treten von Wald und Flur abschütteln und den ihnen zukom­
menden freien Gestaltungsspielraum auch wirklich aus­
schöpfen. 

In der zweiten und dritten Gruppe von Vorschriften des Bun­
desnaturschutzgesetzes geht es um Ausfüllungspflichten 
und Ausfüllungsermächtigungen. Dabei bildet zunächst§ 2 
BNatSchG mit der Formulierung der Grundsätze des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege einen Schwerpunkt. In 
allen Ländergesetzen ist, wenn auch in unterschiedlicher 
Dichte, von der Ermächtigung des§ 2 Abs. 2 BNatSchG Ge­
brauch gemacht worden, die Grundsätze zu ergänzen 1a. 
Ähnlich ist die Rechtslage für die Ausgestaltung des Instru­
ments der Landschaftspläne19. Überall sind die für die Auf­
stellung der Landschaftspläne zuständigen Behörden und 
öffentlichen Stellen bestimmt, Verfahrensregelungen ge­
troffen und Aussagen über die Verbindlichkeit der Land­
schaftspläne, insbesondere für die Bauleitplanung, ge­
macht worden. Dabei haben sich diese Landschaftspläne 
durchaus in unterschiedlicher Richtung entwickelt. Ange­
sichts der Notwendigkeit, sie der vorgegebenen Behörden­
organisation anzupassen, ist dies aber nicht geeignet, die 
Effizienz grundsätzlich in Frage zu stellen. Die vieldiskutier­
te Sonderregelung in Nordrhein-Westfalen wird hier beson­
ders behandelt 20; es bleibt nur festzustellen, daß die Anpas­
sungsnovelle verfassungsrechtliche Zweifel an der Zuläs­
sigkeit endgültig ausgeräumt haben dürfte. 

Anlaß zu einer besonderen Stellungnahme gibt in diesem 
Zusammenhang die Ausfüllung des§ 8 BNatSchG über Ein­
griffe in Natur und Landschaft durch die Ländergesetze.§ 8 
Abs. 8 BNatSchG dürfte als Vorschrift mit Appellcharakter 
zu interpretieren sein, wonach die Länder aufgefordert wer­
den, den Positiv- oder Negativkatalog für Eingriffe in Natur 
und Landschaft so auszugestalten, daß möglichst wenig 
Unklarheiten im Vollzug übrigbleiben. Einerseits geht es um 
eine Konkretisierung der Generalklausel des § 8 Abs. 1 
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BNatSchG, andererseits darum, die Positiv- oder Negativka­
taloge an leichter faßlichen Kriterien zu orientieren als sie 
§ 8 Abs. 1 BNatSchG vorsieht, dabei also gewissermaßen im 
Sinne der Bekämpfung abstrakter Gefahren Gefährdungs­
und Nichtgefährdungstatbestände zu typisieren. Geht man 
davon aus, daß Rechtseinheit hier kein Wunschbild zu sein 
brauchte, so bleibt gegen die Effizienz auch der unterschied­
lichen Gestaltung der Positiv- und Negativkataloge grund­
sätzlich nichts einzuwenden. Auslegung und praktischer 
Vollzug der Negativkataloge in den Ländern wird aber dar­
aufhin überprüft werden müssen, ob man bei der typisieren­
den Ausklammerung von bestimmten Eingriffen in Natur 
und Landschaft nach § 8 Abs. 1 BNatSchG nicht etwas zu 
weit gegangen ist. 

Nach§ 8 Abs. 9 BNatSchG können die Länder weitergehen­
de Vorschriften über Ersatzmaßnahmen der Verursacher bei 
nicht ausgleichbaren aber vorrangigen Eingriffen treffen. 
Hier ergeben die Ersatzmaßnahmen, Ausgleichsmaßnah­
men, Ausgleichsabgaben ein relativ buntes Bild21. Auf die 
nordrhein-westfälische Regelung ist in diesem Zusammen­
hang besonders hinzuweisen22. 

Den eigentlich zentralen Punkt bi ldet aber die Art und Wei­
se, wie die Ländergesetze auf die dogmatisch ungewöhnli­
che Verweisungsklausel des § 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG 
reagiert haben. Diese Vorschrift ist mit ihrer Verweisungs­
technik ganz und gar ungewöhnlich, sie bi ldet sogar woh l ei­
nen Grenzfall des verfassungsrechtlich noch Hinnehmba­
ren. An sich gibt§ 8 Abs. 1 BNatSchG vor, wann ein Eingriff 
in Natur und Landschaft - vorbehaltlich der erwähnten 
Länderabweichungen nach§ 8 Abs. 8 BNatSchG - vorliegt, 
und§ 8 Abs. 2 BNatSchG knüpft daran die Rechtsfolge: Der 
Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlas­
sen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb ei­
ner zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen, soweit 
es zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich ist. Diese Rechtsf.olge t ritt 
aber nur ein, wenn für den Ei ngriff in anderen Rechtsvor­
schriften des Bundes- und Landesrechts eine behördliche 
Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung, Zustimmung, Plan­
feststellung, sonstige Entscheidung oder eine Anzeige an 
eine Behörde vorgeschrieben ist. Die materielle Unterlas­
sungs- oder Ausgleichspflicht entsteht also nur nach Maß­
gabe von „zufälligerweise" in anderen Gesetzen jeweils ent­
haltenen »fachfremdencc, d. h. nicht naturschutzbezogenen 
Genehmigungsvorbehalten oder Anzeigepflichten. Es liegt 
auf der Hand, daß man aus dem Vorliegen von ausreichen­
den Gründen fü r Genehmigungsvorbehalte oder Anzeige­
pflichten im Bau recht, im Straßenrecht, im Wasserrecht 
usw. nicht ohne weiteres darauf sch ließen kann, daß damit 
auch ausreichende Gründe zum Schutz von Natur und Land­
schaft gegeben sind, dem Verursacher eine materielle Un­
terlassungs- und Ausg leichspflicht aufzuerlegen. Einmal ist 
die Schaffung von Genehmigungsvorbehalten und Anzeige­
pflichten in anderen Fachgesetzen verfahrensrechtlicher 
Natur, besagt also nicht ohne weiteres etwas über den 
Stand der materiellen Verpflichtungen des Betroffenen. 
Vom verfahrensrechtlichen Instrumentarium im einen Fach­
gebiet unmittelbar auf materielle Belastungen im anderen 
rückzuschließen, berührt also eigenartig. 

Aber auch materiell sind die fachlichen Belange in den 
Rechtsgebieten, auf die verwiesen wird, anders geartet, als 
dies etwa nach §§ 1, 2 BNatSchG der Fall ist. Es kommt 
noch ein drittes Bedenken hinzu.§ 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG 
enthält eindeutig eine sogenannte dynamische Verweisung, 
d. h. die materiellen Unterlassungs- und Ausgleichspf lich­
ten werden den Verursachern auferlegt nicht nach Maßgabe 
der im Zeitpunkt des lnkrafttretens des Bundesnaturschutz­
gesetzes vorhandenen fachfremden Genehmigungsvorbe-



halte und Anzefgepflichten, sondern nach dem jeweiligen 
Stand der Bundes- und Landesgesetzgebung. Seit der Notar­
gebührenentscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
steht fest, daß dynamische Verweisungen zwar nicht 
schlechthin unzulässig sind, aber besonders sorgfältiger 
grundrechtlicher Überprüfung bedürfen23. Dabei spielt auch 
der Gesichtspunkt eine entscheidende Rolle, daß über sol­
che dynamischen Verweisungen die Verantwortlichkeit der 
jeweiligen Gesetzgeber für das Ausmaß der noch tragbaren 
oder nicht mehr tragbaren Belastungen des Betroffenen 
nicht wirklich ausgeschöpft werden kann. Der Bundesge­
setzgeber kann sich nur nach Maßgabe der statischen Ver­
weisung orientieren, wie sich§ 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG im 
Zeitpunkt des lnkrafttretens dieses Gesetzes auswirkt, die 
Folgelasten, die sich für die Betroffenen aus Veränderungen 
der Bundes- oder Landesgesetzgebung anderswo ergeben, 
sind nicht kalku liert. Die fachfremden Gesetzgeber könnten 
zwar theoretisch bei ihren Entscheidungen auch den Auto­
matismus des § 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG mitberücksichti­
gen, nehmen aber diese mittelbaren Rechtsfolgen, wie die 
Erfahrung lehrt, regelmäßig nicht in ihren Willen auf; allen­
falls nehmen sie dies achselzuckend zur Kenntnis. Daraus 
ergibt sich wohl wiederum das Bedürfnis nach einer verfas­
sungskonformen Handhabung der Verweisungsklausel, die 
einige Beschränkungen mit sich bringen dürfte. Einmal wird 
man verlangen müssen, daß materiell jeweils ein innerer Zu­
sammenhang stehen muß zwischen den fachfremden mate­
riellen Pflichten, zu deren Gunsten der Genehmigungsvorbe­
halt oder die Anzeigepflicht statuiert ist, und der natur­
schutzrechtlichen Unterlassungs- und Ausgleichspflicht, 
die§ 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG auslöst. In der Regel wird es 
sich schon darum handeln, daß dort mit Recht typisierte ab­
strakte Gefährdungstatbestände erfaßt sind, die auch unter 
dem Aspekt des Schutzes von Natur und Landschaft eine 
Rolle spielen können. Wo dies aber einmal nicht der Fall ist, 
wird man im Wege einschränkender bundesrechtskonfor­
mer Auslegung davon ausgehen müssen, daß eine Unterlas­
sungs- oder Ausgleichspflicht nicht besteht. Eine zweite 
Einschränkung dürfte sich daraus ergeben, daß entgegen 
dem Wortlaut des§ 8 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG nur eine stati­
sche Verweisung, nicht eine dynamische Verweisung gilt; 
damit können jedenfalls Bedenken aus BVerfGE 47, 285 ff. 
ausgeschlossen werden. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß§ 8 Abs. 6 BNatSchG 
die genannten Bedenken nicht ausschließt. Danach gelten 
bei Eingriffen in Natur und Landschaft durch Behörden, de­
nen keine behördliche Entscheidung nach Abs. 2 voraus­
geht, die Absätze 2 bis 5 entsprechend. Zwar wird die mate­
rielle Pflichtenlage darin von dem Stand der Genehmigungs­
vorbehalte und Anzeigepflichten wei tgehend abgekoppelt. 
Das gilt aber nur für behördenveranlaßte Eingriffe in Natur 
und Landschaft; für alle anderen bleibt es bei der recht un­
gewöhnlichen Koppelung. 

Ein Vergleich der Ländergesetze zeigt nun, daß gerade in 
diesem Bereich die Abweichung der Vorschriften ganz au­
ßerordentlich groß ist. Sicherlich schlägt sich darin eine un­
terschiedliche innere Einstellung der Landesgesetzgeber zu 
der Verweisungsklausel selbst nieder. Es lassen sich drei 
Systeme unterscheiden. 

Zunächst gibt es Landesgesetze, die dem bundesrechtli­
chen Modell folgen, indem sie die Verweisung so über­
nehmen wie sie dort vorformuliert ist24. Damit sind diese 
Landesgesetze auch so auszulegen und anzuwenden, 
wie es die vorbehandelte verfassungskonforme Ausle­
gung gebietet, also wohl mit der doppelten Einschrän­
kung, daß ein innerer sachlicher Zusammenhang zwi­
schen den Gefährdungstatbeständen bestehen muß und 
daß die Verweisung statisch, nicht dynamisch zu verste­
hen ist. Da § 8 BNatSchG nicht unmittelbar gi lt, kommt 
es nicht auf den Zeitpunkt des lnkrafttretens des Bun­
desnatursch utzgesetzes, sondern des jeweils ausfüllen-

den Landschaftspflegegesetzes des betreffenden Lan­
des an. 

Bei einer zweiten Gruppe von Ländergesetzen wird die 
Problematik durch eine eigenständige materielle Ergän­
zungsregelung entschärft. So machen sich §§ 6, 7 Ent­
wurf Hessen von dem Stand der Genehmigungsvorbehal­
te und Anzeigepflichten in anderen Gesetzen unabhän­
gig. Der Verursacher des Eingriffs in Natur und Land­
schaft ist materiell unterlassungs- und ausgleichspflich­
tig. Der Eingriff ist kraft Landesrechts generell genehmi­
gungspflichtig. 

In der dritten Gruppe, für die§ 15 Abs. 2 des Berliner Ge­
setzes repräsentativ ist, wi rd für alle Eingriffe in Natur 
und Landschaft, für die in fachfremden Gesetzen kein 
Genehmigungsvorbehalt und keine Anzeigepflicht be­
steht, eine ergänzende Anzeigepflicht vorgeschrieben. 
Damit ist die Einheitlichkeit einer umfassenden materiel­
len Pflichtenlage über die bundesrechtliche Verwei­
sungsklausel mittelbar gewährleistet. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß auch eine rein materielle 
Lösung möglich ist, bei der die Länder nur die materielle 
Unterlassungs- und Ausgleichspflicht für jeden Eingriff 
in Natur und Landschaft umfassend statuieren, ohne 
daß für alle Fälle eine Genehmigungs- oder Anzeige­
pflicht verfahrensrechtlich gewährleistet sein müßte. 

Eine Beurteilung der Effizienz der unterschiedlichen landes­
rechtlichen Regelung kann wohl nur so ausfallen, daß den 
letztgenannten Regelungen der Vorzug gegeben wird. Die 
bloße Übernahme des bundesrechtlichen Verweisungsmo­
dells bleibt mit den dagegen bestehenden Bedenken behaf· 
tet, nötigt zu verfassungskonformen Einschränkungen, die 
Rechtsunsicherheiten heraufbeschwören, gewährleistet 
nicht eine einheitliche materielle Pflichtenlage für alle Ver· 
ursacher von Eingriffen in Natur und Landschaft. Dagegen 
ist die Wahl der einen oder anderen Ergänzungsregelung, 
die diese einheitliche materielle Pflichtenlage gewährlei­
stet, beliebig. 

In den Kann-Bereich der landesrechtlichen Ausfüllung gehö­
ren die Verpflichtungen, die den Eigentümern im Interesse 
der Landschaftsbehörden auferlegt sind und die Pflege­
pflichten im Siedlungsbereich. Hier wird man die Ausfül­
lungsermächtigungen in § 10 Abs. 1 und § 11 Abs. 1 
BNatSchG als Vorschriften mit Appellcharakter zu interpre· 
tieren haben, während die Ermächtigung in dem jeweiligen 
Absatz 2, wonach die Länder weitergehende Vorschriften er­
lassen können, nur eine an sich überflüssige Bezugnahme 
auf den offenen Gestaltungsspielraum enthalten. Im Zusam­
menhang mit den Pflegepflichten im Siedlungsbereich dürf­
te § 13 des Landschaftspf legegesetzes Schleswig-Holstein 
vorbildlich sein. Führt die Vernachlässigung der Bewirt­
schaftung oder Pflege eines unbebauten Grundstücks zu ei­
nem Eingriff in Natur und Lands~haft, kann die Gemeinde in 
geeigneter Weise für die Bewirtschaftung und Pf lege sor­
gen. Der Begünstigte ist verpflichtet, die Bewirtschaftung 
und Pflegemaßnahmen zu dulden; ein die Kosten überstei· 
gender Erlös ist dem Begünstigten auszuzahlen. Diese ge­
meindlichen Befugnisse schränken die Dispositionsbefug­
nisse der Grundeigentümer in sinnvoller Weise ein. 

Einigermaßen umfassend ist die Ausfüllung der bundes­
rechtlichen Vorschriften über die verschiedenen Schutzka­
tegorien von Naturparks bis zu den geschützten Land· 
schaftsbestandtei len 2s. Entsprechendes gilt für den Arten­
schutz26. Unbefriedigend sind noch die Ansätze zum Biotop­
schutz27. 

Einen Schwerpunkt der pol it ischen Auseinandersetzung bil­
den die Regelungen über das Betretungsrecht, über die Of­
fenheit von Durchgängen, den Zugang zu Ufergrundstücken 
und über Erholungsschutzstreifen. Hier ist vom Bund, abge­
sehen von dem bereits behandelten § 27 BNatSchG, nichts 
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vorgegeben. Die Landesgesetze weichen erheblich vonein­
ander ab2B. Auch hier ist aber die Effizienz der landesrechtli­
chen Regelungen nicht unbedingt daran zu messen, wieweit 
sie dem Publikum Tür und Tor öffnen, um Landschaft, Ufer 
und Seen zu nutzen und zu strapazieren. Es würde eine um­
fassende Analyse dieser landesrechtlichen Vorschriften er­
fordern, wenn man endgültige Bewertungen im Rahmen ei­
nes Gut-/Schlecht-Systems wagen wollte. Bel einer solchen 
Analyse müßte aber, wie bereits dargelegt, sorgfältig unter­
schieden werden zwischen der weithin begrüßenswerten Zu­
rückdämmung der Verbietungsbefugnisse des Eigentümers 
und dem Recht der Landschaftsbehörden, Nutzungen aus­
zuschließen und zu beschränken. freilich sollte man auch 
bedenken, daß nach al len Erfahrungen in manchen Fällen 
nur die Aufrechterhaltung der Eigentümerbefugnisse ge­
währleistet, daß der im Interesse des allgemeinen Wohls ge­
botene Schutz von Gewässern oder von Landschaft gewähr­
leistet bleibt. Als Beispiel für eine im Interesse des objekti­
ven Gewässerschutzes sinnvolle und gebotene eigentums­
freundliche Regelung kann§ 33 Abs. 3 LWG NW gelten. Da­
nach kann die Obere Wasserbehörde nim Einvernehmen mit 
dem Gewässereigentümer und den zur Benutzung des Ge­
wässers Berechtigten« für künstliche Gewässer und Tal­
sperren bestimmen, ob und in welchem Umfang der Gemein­
gebrauch an ihnen zulässig ist, sofern dadurch die öffentli­
che Wasserversorgung nicht gefährdet wird. Nur auf diesem 
Wege ist es möglich, dem politischen Druck der Sportver­
bände standzuhalten, die immer mehr auch auf künstliche 
Gewässer und Talsperren drängen. Nur auf diesem Wege 
kann auch die Erholungsnutzung etwa In der Badesaison 
unter der Kontrolle des Eigentümers in Grenzen gehalten 
werden, wie es das öffentliche Wohl gebietet. Denn ein mas­
siver Polizeieinsatz zum Schutz der Gewässer ist weder 
denkbar noch wünschenswert. So muß auch bei der Bewer­
tung landesrechtlicher Regelungen zu Lasten der Grund­
stückseigentümer sehr wohl bedacht werden, ob Land­
schafts-, Ordnungs- und Polizeibehörden stets die Überwa­
chungslücke zu füllen vermögen, die mit dem Wegfall der 
Verbietungsbefugnisse des Eigentümers notwendigerweise 
verbunden ist. 

Auch wer die Protektion des Grundeigentums um des Eigen­
tümers willen nicht will, darf die folgen nicht außer Betracht 
lassen, die für das öffentliche Wohl mit dem Wegfall dieser 
privaten Kontrollen verbunden sind. 
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15 Vgl. BVerfGE 24, S. 367 (386 f f) . 
16 Art. 22, 25 BayNatSchG, § 37 NatSchG BW. 
17 § 35 BLN, § 35 LG NW, § 6 LPflG RP, § 38 LPflgG SH. 
18 § 2 NatSchG BW, § 1 BLN. 
19 §§ 7, 8, 9 NatSchG BW, Art. 3 BayNatSchG, §§ 3, 4, 6, 7, 8 BLN, 

§§ 10 bis 16 LG NW, §§ 9, 10, 11 LPflG RP. 
20 § 10 Abs. 1 und 2 LG NW, §§ 23 bis 32 LG NW. 
21 § 11 Abs. 4 bis 6 NatSchG BW, § 14 Abs. 5 und 6 BLN, § 4 a LPl lG 

RP, §§ 11 , 12 SNG. 
22 § 2 b Entwurf LG NW. 
23 BVerfGE 26, S. 338 (365 ff); 47, S. 285 (312 f). 
24 § 12 NatSchG BW, ARt. 6 Abs. 1 BayNatSchG, § 2 Abs. 3 LG NW, 

§ 4 b LPflG RP, § 8 Abs. 2 LPflgG SH. 
25 §§ 21 bis 25 NatSchG BW, Art. 7 bis 12 BayNatSchG, § 18, §§ 20 

bis 22 BLN, § 12, §§ 14 bis 17 Entwurf Hessen,§§ 16 bis 22 Ent· 
wurf Niedersachsen,§§ 10, 13, 33, 34 LG NW, §§ 14 bis 18 LPflG 
RP, §§ 18 bis 21 SNG, §§ 14 bis 22 LPf lgG SH. 

26 §§ 27 bis 3t NatSchG BW, Art. 14 bis 16, 18 BayNatSchG, §§ 27 
bis 30, § 34 Abs. 1 BLN, §§ 21, 22, 24 Entwurf Hessen,§§ 27 bis 30 
Entwurf Niedersachsen, §§ 44, 45 LG NW, § 19 LPflG RP, §§ 25 
Abs. 2 und 3, 26 Abs. 1, 27, 28 SNG, §§ 26 Abs. 1, 27, 28 LPflgG SH. 

27 § 29 NatSchG BW, Art. 14 Abs. 2, Art. 18 BayNatSchG, §§ 29, 34 
BLN, § 23 Entwurf Hessen, § 29 Abs. 1 Entwurf Niedersachsen, 
§ 47 LG NW, § 19 a LPflG RP, §§ 25 Abs. 1, 26 Abs. 2 SNG, § 26 
Abs. 2, 30 LPflgG SH. 

28 Vgl. zum Betretungsrecht § 37 NatSchG BW, Art. 22, 25 Bay­
NatSchG, § 35 BLN, § 11 Entwurf Hessen, § 35 LG NW, § 38 
LPflgG SH; zur Offenhaltung von Durchgängen§ 42 NatSchG BW, 
Art. 31 BayNatSchG, § 37 BLN, § 35 BremNatSchG, § 40 Abs. 2 
und 3 LG NW, § 13 Abs. 1 LPflG RP, § 6 Abs. 1 SNG; zum Zugang 
zu Ufergrundstücken§ 40 Abs. 1 und 2, § 42 LG NW, § 7 Abs. 1 
LPflG RP, § 6 SNG; zum Erholungsschutzstreifen § 44 NatSchG 
BW. 



Franz-Joseph Peine 

Die Vereinbarkeit des nordrhein-westfälischen Landschaftsgesetzes 
mit dem Bundesnaturschutzgesetz 

1. Ausgangslage und Problemstellung 

Der Bund versuchte Anfang der siebziger Jahre anstelle der 
ihm gern. Art. 75 Nr. 3 GG zustehenden Rahmengesetzge­
bungskompetenz für den Naturschutz und die Landschafts­
pflege eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz für 
diese Sachmaterien zu erlangen. Er beabsichtigte den Erlaß 
eines einheitlichen Bundesnaturschutzgesetzes 1, um das 
als Landesrecht weiter geltende Reichsnaturschutzgesetz 
abzulösen2, weil dieses modernen Erkenntnissen und Erfor­
dernissen nicht mehr genogte3. Der Bundesrat lehnte die 
Änderung des Grundgesetzes ab. Da der Bund (aus seiner 
Sicht konsequenterweise) von der Rahmenkompetenz noch 
keinen Gebrauch gemacht hatte und die Länder von der Not­
wendigkeit einer Neuregelung des Landschaftsschutzes 
überzeugt waren, beschloß der nordrhein-westfälische 
Landtag im Februar 1975 ein die uneingeschränkt weiterbe­
stehende Gesetzgebungskompetenz des Landes voll aus­
schöpfendes Landschaftsschutzgesetz4. 

Das Scheitern des Versuchs, eine konkurrierende Gesetzge­
bungskompetenz für den Naturschutz zu erlangen, führte 
beim Bund zum Erlaß eines aufgrund einer Länderinitiative 
zustande gekommenen, am 24. Dezember 1976 in kraft getre­
tenen Rahmengesetzes5. Es enthielt vom nordrhein-westfä­
lischen Recht im Hinblick auf das planerische Instrumenta­
rium abweichende Regelungen. Nordrhein-Westfalen be­
gnügte sich mit einem einstufigen Instrumentarium, das 
Bundesgesetz sieht aber zumindest ein zweistufiges Instru­
mentarium vor. Die Literatur diskutierte daraufhin unter­
schiedlich eine Anpassungspflichts des Landesrechts. Ob 
und in welchem Umfang diese Pflicht besteht, sollte Gegen­
stand des Vortrags sein. In der Sitzung vom 16. April 1980 
hat der Landtag von Nordrhein-Westfalen das Landschafts­
gesetz NW an das Bundesnaturschutzgesetz angepaßt7 . Die 
ursprüngliche Themenstellung ist deshalb überholt. - Ob 
das geänderte Recht jetzt dem Bundesrecht entspricht, wird 
im folgenden untersucht. Das Thema hat trotz der Änderung 
des nordrhein-westfälischen Rechts nichts an Brisanz verlo­
ren. 

Nach einhelliger Meinung in Rechtsprechungs und Lite­
ratur9 können Rahmengesetze sowohl unmittelbar ver­
bindliches Recht als auch Richtlinien für die Landesgesetz­
gebung enthalten. Es stellen sich - entsprechend den bei­
den möglichen Regelungsgehalten eines Rahmengesetzes 
- zwei Fragen: Wie ist erstens das Verhältnis von verbindli­
chem Bundesrecht und Landesrecht bei gleichlautenden 
oder einander widersprechenden Regelungen zu bestim­
men? (Dazu unter II.). Enthält das Bundesrecht zweitens 
Richtlin ien, denen das nordrhein-westfälische Anpassungs­
gesetz nicht vollständig genügt oder sogar widerspricht? 
Welche Konsequenzen sind bejahendenfalls für das nord­
rhein-westfälische Recht daraus zu ziehen? (Dazu unter III.). 

II. Verbindliches Bundesrecht und das nordrhein-
westfä lische Landesrecht 

§ 4 S. 3 BNatSchG legt die unmittelbare Geltung einer Reihe 
von Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes fest. 

Für die Fragestellung sind die meisten dieser Normen ohne 
Bedeutung: Sie betreffen die Verpflichtung der Länder zur 
Zusammenarbeit, die Beteiligung des Bundes bei bestimm­
ten Verfahren, Ermächtigungen des Bundes und Änderun-

gen von Bundesgesetzen. Es sind also verbindlich geregelt 
Gegenstände, die nicht in die Kompetenz der Länder fallen 
können. Insoweit sind Kollisionen zwischen Bundes- und 
Landesrecht nicht vorstellbar. 

Von Interesse sind hingegen die §§ 1 und 2 BNatSchG, die 
die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land· 
schaftspflege definieren, weil entsprechende landesrechtli­
che Vorschriften vorhanden sind. Theoretisch könnten die 
§§ 1 und 2 des Bundesgesetzes und die§§ 1, 1 a des Landes­
gesetzes miteinander kollidieren. Beide Gesetze normieren 
in diesen Vorschriften die Ziele und Grundsätze des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege. Sie regeln also den 
gleichen Gegenstand. Diesen Gegenstand regeln sie ferner 
sachlich gleich. Die §§ 1, 2 des Bundesgesetzes und die 
§§ 1, 1 a des Landesgesetzes sind sogar wortgleich. Dem­
nach ist die Frage der Vereinbarkeit dieser Normen mitein­
ander ohne weiteres zu bejahen. Von rechtlichem Interesse 
ist, welches Recht jetzt gilt. Nach Art. 31 GG bricht Bundes­
recht jedenfalls entgegenstehendes Landesrecht. Ob bei 
sachlich gleichen Aussagen wie hier das Bundesrecht oder 
das Landesrecht oder beides gilt, ist in der Literatur 
umstritten 10, vom Bundesverfassungsgericht11 noch nicht 
abschließend entschieden. Diese Frage erscheint für diesen 
Sachbereich freilich ohne praktische Bedeutung. Folgt man 
der h. M., die den Anwendungsbereich des Art. 31 GG aus 
seiner Funktion als Kollisionsnorm bestimmt, kann diese 
Norm nur eingreifen, wenn entgegenstehendes Recht vor­
handen ist. Das ist bei den in Frage stehenden Regelungen 
nicht der Fall. Folglich werden die Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege für das Land NW 
verbindlich durch die§§ 1, 1 a Landschaftsgesetz NW fest­
gelegt. 

III. Bundesrichtlinien und das nordrhein-westfälische 
Landesgesetz 

Eine dem ersten Fragenkomplex vergleichbar einfache Ant­
wort kann beim zweiten Fragenkreis, der das Verhältnis der 
Richtliniengesetzgebung des Bundes zum Landesrecht und 
speziell das Problem der Anpassung des Landesplanungs­
systems an die Vorstellungen des Bundes betrifft, nicht er­
zielt werden. Die §§ 5, 6 des Bundesgesetzes sehen - zu­
mindest nach einer Literaturauffassung 12 - als Mittel der 
Realisierung des Naturschutzes und der Landschaftspla­
nung ein dreistufiges Instrumentarium vor, die§§ 9 a, 10 des 
nordrhein-westfälischen Gesetzes hingegen begnügen sich 
mit einem zweistufigen Instrumentarium. Im einzelnen: 
Gern. den §§ 5, 6 des Bundesgesetzes soll sich die Land­
schaftsplanung auf drei Ebenen vollziehen, für jede Ebene 
ist ein bestimmtes Instrumentarium vorgesehen 13: 

Das auf großräumigen Analysen und Diagnosen beru­
hende Landschaftsprogramm stellt die Zielvorstellungen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege für den 
Bereich eines Landes dar. 

Der Landschaftsrahmenplan enthält für Teilbereiche ei­
nes Landes (Regionen) die über die örtlichen Erfordernis­
se hinausgehenden überörtlichen Forderungen und Maß­
nahmen. 

Die Darstellung der örtlichen Erfordernisse und Maßnah­
men ist dem Landschaftsplan vorbehalten. 
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Gern. den §§ 9 a, 10 des Landesgesetzes vollzieht sich die 
Landschaftsplanung auf zwei Ebenen, für jede Ebene ist ein 
bestimmtes Instrumentarium vorgesehen: 

- Für die Regionen werden die Erfordernisse und Maßnah· 
men zur Verwirklichung des Naturschutzes und der Land· 
schaftsp flege im Gebietsentwicklungsplan dargestellt; 
nach der ausdrücklichen Feststellung des Gesetzes er· 
füllt der Gebietsentwicklungsplan die Funkt ion des 
Landschaftsrahmenplans nach § 5 des Bundesgesetzes. 

Für die lokale Ebene ist die Aufstellung eines Land­
schaftsplanes vorgesehen; dieser kann s ich auch auf 
Flächen erstrecken, fü r die der Bebauungsplan land-oder 
forstwirtschaftliche Nutzungen oder Grünflächen fest· 
setzt, wenn sie im Zusammenhang mit den baulichen Au· 
ßenbereichen st ehen. 

Das Land NW kennt mithin die Aufstellung eines Pro· 
gramms fü r das ganze Land nicht , die erste Stufe fehlt; es 
kennt ferner keinen rechtlich eigenständigen Landschafts· 
rahmenplan: auf der zweiten Stufe werden die Gebietsent­
wicklungsplanung und die Landschaftsplanung integriert, 
der Gebietsentwicklungsplan ist (auch) Landschaftsrah­
menplan; auf der dritten Stufe werden Landschaf tsplanung 
und Bauleitplanung separiert, hier stellt sich die Frage, ob 
diese Trennung rechtlich zulässig ist , und ferner die Frage, 
ob der Ausschluß des Innenbereichs von der Landschafts· 
planung im Hinblick auf § 1 Abs. 1 BNatSchG rechtmäßig 
ist. 

Zu unterscheiden s ind demnach zum einen die Frage, ob 
das Instrumentarium des Landes NW im Hinblick auf die 
(behauptete) Dreistufigkeit des Bundesrechts diesem ge­
nügt, diese Frage betrifft die »formelle« Rechtmäßigkeit des 
Landesrechts; zum anderen die Frage, ob das vorhandene 
Ins trumentarium des Landesrechts inhaltlich den Vorstel­
lungen des Bundesrechts entspricht, dies betrifft die nmate· 
riP,lfe« Rechtmäßigkeit des Landesrechts. Seide Komplexe 
werden in der Literatur zum »alten« Landschaftsgesetz NW 
nicht separiert 14, sind aber di fferenziert zu sehen: Aus der 
Tatsache der Einführung einer zweiten Stufe, also einer for­
mellen Erweiterung, folgt nicht, daß das Landesrecht nun­
mehr materiell dem Bundesrecht entspricht. Deswegen 
konnte nicht mit Hilfe inhaltlicher Erwägungen die Notwen­
digkeit einer Anpassungspflicht des »alten« Landesrechts 
verneint werden 1s, zur Bejahung der Notwendigkeit kam es 
auf inhaltliche Erwägungen nicht an 16, weil das Landes­
recht schon nformell« dem Bundesrecht nicht genügte. 

1. Die Vereinbarkeit von Bundesrecht und Landesrecht als 
verfassungsrechtliche Fragestellung 

Die Frage, ob das Landesrecht NW mit dem Bundesrecht 
übereinstimmt, ist erst dann eine rechtlich relevante Frage, 
wenn das Landesrecht mit dem Bundesrecht übereinstim­
men muß. Diese Prämisse, die durchaus umst ritten Ist, ha· 
ben diejenigen Autoren 17, die das Planungssystem des Lan­
des NW mit dem des Bundesnaturschutzgesetzes vergli­
chen haben, verkannt; sie sind sogleich in eine inhaltliche 
Diskussion eingestiegen. Diese Prämisse, die eine verfas­
sungsrechtl iche Fragestellung beinhaltet, ist rechtlich vor­
rangig: Besteht keine Anpassungspflicht, braucht kein Land 
zu handeln, rechtlich ist dann die Vereinbarkeit von Bundes­
und Landesrecht ke ine Frage. Anerkannt ist im Bereich der 
Rahmengesetzgebung zwar, daß ein Land den vom Bund ge­
setzten Rahmen nicht überschreiten darf; es ist aber nicht 
ersicht lich, daß NW mit seinem Landschaftsgesetz diesen 
Rahmen überschritten hat. Entscheidend ist mithin für die 
genannten drei Teilfragen die Vorfrage, ob das Land NW 
überhaupt zur Anpassung seines Landesrechts verpf l ichtet 
ist. 

Die Frage kann nicht mi t dem Hinweis auf§ 4 BNatSchG be· 
antwortet werden, der den Ländern eine solche Verpf lich-
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tung vorschreibt. Das Verhält nis von Bund und Ländern ist 
im Bundesstaat ein verfassungsrechtl iches Problem, nur die 
Verfassung legt Rechte und Pflichten zwischen dem Bund 
und seinen Gliedstaaten fest. Die In§ 4 BNatSchG normier­
te Pflicht ist deshalb nur dann rechtmäßig, wenn die Verfas­
sung diese lnpflichtnahme erlaubt. 

a) Die Rechtspflicht zur Anpassung. Für die Rahmenrechts­
gesetzgebung allgemein bedeutungsvoll ist das Problem: 
Sind die Landesgesetzgeber verpflichtet , ihre Gesetze ei­
nem Rahmengesetz des Bundes anzupassen oder ein das 
Rahmengesetz ausfüllendes Gesetz zu erlassen? Der letzte 
Fall ist der weitergehende. Wenn eine Pflicht zum Gesetzes­
erlaß besteht, dann besteht erst recht eine Anpassungs­
pflicht. Von jenem Fall wird also ausgegangen. 

aa) Vorgefundene Antworten und Kritik. Die Frage der Aus­
füllungspflicht wird in der Literatur nur sehr spärlich erör­
tert. Drei unterschiedliche Antworten lassen sich ausma­
chen: Die ers te behauptet, eine Anpassungspfl icht der Län­
der an ein Rahmengesetz des Bundes existiere nicht, eben­
sowenig gäbe es überhaupt eine Pflicht der Länder, im Be­
reich der Rahmengesetzgebung tätig zu werden; eine zweite 
Position behauptet, eine solche Pflicht bestehe nur dann, 
wenn der Bund diese qua Terminsetzung ausdrücklich vor­
schreibe; die dritte Position schließlich behauptet, diese 
Pflicht bestehe immer. 

Vertreter der ersten Posi tion ist THEODOR MAUNz1s. Erbe­
gründet sie mit folgenden Argumenten: Eine ausdrückliche 
Pflicht der Länder zur Ausfüllung der oder Anpassung an die 
Rahmengesetzgebung des Bundes sehe das Grundgesetz 
nicht vor. Deshalb gelte der für die Gesetzgebung allgemein 
bestehende Grundsatz, der den Gesetzgebungsorganen die 
Freihei t lasse, ein Gesetz zu verabschieden oder nicht. Dem· 
nach sei es Angelegenheit der Länder, ob sie tätig werden 
wol len; nur dann, wenn sie tätig werden, seien sie durch den 
vom Bund gesetzten Rahmen In ihrer gesetzgeberischen 
Freiheit gebunden. MAUNZ meint allerdings, das Problem 
der Verpflichtung eines Landes zum Gesetzeserlaß werde 
nicht auftreten, da die Länder ein Interesse daran hätten, 
die Ausfüllung vorzunehmen. 

Die zweite Auffassung, ein Land sei zu r Ausfüllung oder An­
passung nur dann verpf l ichtet, wenn der Bund sie vorschrei­
be, vert ritt MICHAEL PORTOFF 19. Eine ausdrückliche Be· 
gründung für seine These liefert er nicht. 

Die dritte Ansicht vertritt HANS NAWIASKv20. Er argumen­
tiert: Das Rahmengesetz sei in gewissem Maße unsel bstän­
dig und bilde erst durch Hlnzufügung eines Landesgesetzes 
ein in sich geschlossenes Gesetzgebungswerk. Wenn das 
Rahmengesetz kein Torso bleiben solle, müsse dem Bund 
die Möglichkeit zur Verpflichtung der Länder zugesprochen 
werden, das Gesetz auszufüllen; denn anderenfalls wären 
unerträgliche Lücken in der Realis ierung der der Gesell­
schaft obliegenden Angelegenheiten die Folge. 

Die Begründungen, soweit sie gel iefert werden, überzeugen 
nicht. Gegen MAUNZ ist festzustellen, daß aus der Tatsache 
des Fehlens einer ausdrücklichen Anweisungsmöglichkeit 
im Grundgesetz nicht auf eine allumfassende Freiheit der 
Landesgesetzgeber geschlossen werden darf, denn es gibt 
im Bundesstaat ungeschriebene Rechtssätze, d ie die Frei­
heit der Staaten im Umgang miteinander limitieren oder so­
gar bestimmte Handlungen fordern. Die Begründung von 
MAUNZ ist folg lich zumindest unvollständig. Gegen NA­
WIASKY ist festzuhalten, daß er letztlich faktisch und nicht 
ju ristisch argumentiert. Er geht darüber hinaus von fa lschen 
tatsächlichen Prämissen aus: Die Gefahr der Nichtregelung 
bestimmter Sachbereiche ist nur gegeben, wenn ein Land 
seine Kompetenzen vor Erlaß des Rahmengesetzes nicht ge· 
nutzt hat, das war z. B. bezüglich des Landschaftsschutzes 
in Nordrhein-Westfalen nicht der Fall; das Bundesrahmen­
gesetz bleibt zwar ein Torso, wenn ein Land Oberhaupt nicht 



tätig wird, die Frage ist aber, ob es einen Torso nicht geben 
darf. 

bb) Die Lösung. Überzeugen die vorgefundenen Antworten 
nicht, ist eine eigene zu finden. Ausgangspunkt ist der Sinn 
und Zweck der Rahmengesetzgebung im Bundesstaat. 

(1) Der Sinn und Zweck der Rahmengesetzgebung. Die Rah­
mengesetzgebung gibt dem Bund die Möglichkeit, bei Vor­
liegen der Voraussetzungen des Art. 72 GG Richtlinien für 
die Gesetzgebung der Länder zu erlassen. Wenn ein Bedürf­
nis nach bundesgesetzlicher Regelung besteht (wann das 
der Fall ist, regeln die Nrn. 1 - 3 des Art. 72 Abs. 2 GG) darf 
der Bund tät ig werden, muß aber den Ländern die Möglich­
keit lassen, die Regelungen den unterschiedlichen Verhält­
nissen der Länder anzupassen. Das folgt bereits aus dem 
Begriff Rahrnengesetzgebung21. Die Rahmengesetzgebung 
ist, von der Art der Regelungstechnik aus betrachtet, des­
halb für solche Sachmaterien gedacht, für die einerseits im 
gewissen Grade eine einheitliche Regelung im Bundesge­
biet notwendig erscheint, andererseits aber die länderbe­
dingten Unterschiede es nicht sinnvoll erscheinen lassen, 
die Materie in jeder Beziehung einheitlich zu regeln. Schlag­
wortartig läßt sich formulieren: Mit Hilfe der Rahmengesetz­
gebung soll soviel Rechtseinheit, vorn bundesstaatlichen In· 
teresse aus gesehen, wie nötig, und soviel Rechtsvielfalt, 
vorn länderstaatlichen Interesse aus gesehen, wie möglich 
erreicht werden. 

Sinn und Zweck dieser Art der Regelung ist mithin, beim Ge­
setzeserlaß dem Bundes- wie dem Landesinteresse Rech­
nung zu tragen. 

(2) Folgerungen. Dieser Sinn und Zweck der Rahmengesetz­
gebung nötigt zu bestimmten Folgerungen: Eine erste ist die 
inhaltliche Begrenzung der Regelungsbefugnis des Bundes 
zwecks Wahrung der Länderinteressen. Er ist auf eine Teilre­
gelung eines Gegenstandes beschränkt, er darf nur Gesetze 
der Qualität erlassen, die nicht für sich allein bestehen kön­
nen, sondern darauf angelegt sein müssen, durch Landesge­
setze ausgefü llt zu werden. Was den Ländern zur Regelung 
verbleibt, muß dem Landesgesetzgeber Entscheidungen von 
substantiellem Gewicht, muß Raum für eigene Wil lensent­
scheidungen lassen, muß die Möglichkeit freier gesetzgebe­
rischer Gestaltung offenhalten. Kurz gesagt: Das Bundesge­
setz muß ausfüllungsfähig und ausfüllungsbedürftig sein22. 
Eine zweite Folgerung ist im Hinblick auf die Wahrung des 
Bundesinteresses, also der partiellen bundeseinheitlichen 
Regelung der Sachmaterie, daß die Länder ihr Recht dem 
Bundesrecht anpassen, sei es in Form des erstmaligen Ge­
setzeserlasses, sei es in Form der Rechtsänderung. Da die 
Richtlinien des Bundes nicht unmittelbar verbindlich sind, 
bedürfen s ie der Umsetzung durch Landesrecht. Der Bund 
ist auf das Tätigwerden der Länder angewiesen23. Dem In­
teresse des Bundes genügen die Länder mithin nur dann, 
wenn sie Landesrecht entsprechend den Bundesrichtl inien 
schaffen. Wenn sie das nicht tun, widerspricht ihr Unterlas­
sen dem Bundesinteresse und läßt den Sinn und Zweck des 
Instituts Rahmengesetzgebung leerlaufen. Eine dritte Fol­
gerung ist, daß die Gesetze, die die Länder zwecks AusfO I· 
lung des bundesrechtlich gesteckten Rahmens erlassen, 
Landesrecht bleiben24. 

Aus diesen Erörterungen folgt hingegen nicht, daß dem 
Bund nunmehr das Recht zustehe, die Länder zum Erlaß 
oder zur Anpassung von Gesetzen verpflichten zu können. 
Dies ergibt sich aus zwei Gründen. Erster Grund: Zum erst­
maligen Erlaß von ausfüllenden Gesetzen sind die Länder 
nur dann gehalten, wenn sich die vor Erlaß eines Rahmenge­
setzes bestehende Freiheit der Kompetenzwahrnehmung 
durch das Inkrafttreten des Rahmengesetzes in eine Pflicht 
zur Kompetenzwahrnehmung verwandelt. Diese Rechts­
pflicht kann ihren Geltungsgrund nur in einer bereits ge­
schehenen oder zumindest drohenden Verletzung des 

Rechts eines anderen haben. Die Pflicht zum Handeln der 
Länder korrespondiert mit dem Recht auf Handeln eines 
zweiten, in concreto des Bundes. Im Bere ich der Gesetzge· 
bung kommt es entscheidend auf Kompetenzverletzungen 
an. Diese Auffassung folgt zuerst aus der allgemeinen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, die fest­
stellt, die Länder dürfen die Kompetenzen des Bundes nicht 
verletzen. Sie folgt darüber hinaus aus der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts25 vorn 1. Dezember 1954, 
die die Rahmengesetzgebung betrifft: Das Gericht hat fest­
gestellt, ein erlassenes Rahmengesetz des Bundes be­
schränke die Länder in ihrer Kompetenz zum Gesetzeserlaß. 
Wenn ein Land sich nicht innerhalb des Rahmens halte, den 
der Bund gesteckt habe, verletze es die Kompetenzvertei­
lung zwischen Bund und Ländern, also Art. 75 und 30 GG. 

Der Bund kann somit auch im Bereich der Rahmengesetzge­
bung die Länder verpflichten, dann, wenn sie tätig werden, 
den gesetzten Rahmen zu beachten. Dieses Urteil betrifft 
zwar nicht die hier in Rede stehende Sachlage, bestätigt 
aber die These, der im Bund-Länder-Verhältnis allgemein 
geltende Satz, daß die Länder nur dann zum Handeln oder 
Unterlassen verpflichtet sind, wenn sie ansonst en Rechte 
des Bundes verletzen, gilt auch im Bereich der Rahmenge­
setzgebung. Die Rechtspflicht der Länder zum Handeln 
kann aus dem Sinn und Zweck der Rahmengesetzgebung 
noch nicht folgen, der Sinn und Zweck dieses Instituts liefe 
nur leer, wenn sie nicht bestünde; die Möglichkeit der Sinn­
entleerung beinhaltet freilich noch nicht die Pflicht zur Sinn­
erfüllung. Auf die Kompetenzverletzung kommt es entschei­
dend an. Diese ist mit dem Recht auf Kompetenzbeachtung 
gekoppelt. - Die Pflicht zur Wahrung der Interessen des 
Bundes durch die Länder, auch Sinn der Rahmengesetzge­
bung, fo lgt zweitens nicht unmittelbar aus dem Prinzip der 
Bundestreue, das ebenfalls Handlungspflichte[l normiert. 
Die Bundestreue meint die Pflicht von Bund und Ländern, in 
ihrem Verhalten den gemeinsamen Interessen Rechnung zu 
tragen26. Die Literatur betont zwar, der Bund sei auf das 
Handeln der Länder angewiesen, stellt aber nicht fest, die 
Rahmengesetzgebung beinhalte ein gemeinsames Interes­
se von Bund und Ländern. Sie stellt diese Frage nicht und 
kann somit aus ihrer Beantwortung keine Folgerung ziehen. 

Nach alledem besteht ein Recht des Bundes auf Gesetzeser­
laß durch die Länder nur dann, wenn das Unterlassen eines 
Landes entweder die Kompetenz des Bundes verletzt, oder 
aber die Rahmengesetzgebung ein gemeinsames Interesse 
von Bund und Ländern beinhaltet. In beiden Fällen steht 
dem Bund ein Anspruch auf Wahrung seiner Kompetenzen 
oder Interessen zu, dieser ist dann, nur anders gefaßt, das 
Recht auf Verpflichtung der Länder zum Gesetzeserlaß. 

(3) Rahmengesetzgebung als gemeinsame Gesetzgebung 
von Bund und Ländern. Solange in diesem Bereich die Kom­
petenz zum Gesetzeserlaß nur so gesehen wird, daß sie dem 
Bund, wenngleich auch sachlich eingeschränkt, zustehe, 
gilt der allgemeine Satz, daß ein Nichtstun auch niemandes 
Recht verletzt. Denn das Unterlassen der Länder bestreitet 
oder verletzt bei dieser Sichtweise ja nicht das Recht des 
Bundes zum Erlaß des Rahmengesetzes. Diese Beurteilung 
ändert sich freilich sofort, wenn man die Regelung der Mate­
rien, die der Rahmengesetzgebung unterfallen, als eine 
Bund und Ländern gemeinsam zustehende betrachtet, die 
der Realisierung eines gemeinsamen Interesses dient. Wäre 
diese Sichtweise zulässig, müßten die getrennten Kompe­
tenzen infolge der gemeinsamen Interessenwahrung einver­
nehmlich ausgeübt werden. Diese Sichtweise ist, soweit sie 
das Recht des Bundes betrifft, im Ergebnis anerkannt: Eine 
zu weitgehende Gesetzgebung des Bundes verletzt das In­
teresse der Länder und ihre Kompetenz, das hat das Bun­
desverfassungsgericht27 bereits klar ausgesprochen, je­
doch nicht von dem hier vorgelegten Ansatzpunkt aus; geht 
man von diesem Ergebnis aus, muß folgerichtig gelten: Ein 
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Leerlaufen der Gesetzgebung des Bundes durch die Länder 
verletzt sein Interesse und seine Kompetenz. Zugleich wäre 
im letzteren Fall das Prinzip der Bundestreue verletzt, da ein 
Unterlassen der Länder die Pflicht zur Berücksichtigung und 
Realisierung des gemeinsamen Interesses negierte. Die An­
nahme, die Rahmengesetzgebung ist eine gemeinsame von 
Bund und Ländern, vereint mithin die beiden oben angege­
benen Lösungsvarianten. 

Die unter (1) erfolgte Herausarbeitung des Sinn und Zwecks 
der Rahmengesetzgebung war sinnvoll , obwohl sie dort 
nicht zu einem unmittelbaren Ergebnis führte. Denn das Er­
gebnis ermöglicht die dargestellte Sicht der Rahmengesetz­
gebung: Die Regelung der dem Art. 75 GG unterfallenden 
Sachmaterien steht Bund und Ländern nur gemeinsam zu. 
Denn nur unter der Geltung dieser Auffassung kann dem 
Ziel , das der Verfassunggeber mit der Einführung der Rah­
mengesetzgebung verfolgte28, genügt werden: Ein aus­
schließliches Handeln der Länder oder ein Nichtvollzug des 
Bundesgesetzes führt zur Unerreichbarkeit des notwendi­
gen Maßes an bundeseinheitiicher Regelung, eine gewisse 
Einheitlichkeit des Rechtes aber ist ein gewolltes Ziel; eine 
ausschließliche oder konkurrierende Gesetzgebung des 
Bundes führte nicht zu dem gewollten Maß an Rechtsviel­
falt, die (begrenzte) Rechtsvielfalt ist aber ebenfalls ein ge­
wolltes Ziel. Zur Erreichung dieser beiden in der Rahmenge­
setzgebung angelegten Ziele müssen Bund und Länder zu­
sammenarbeiten, nur unter diesen Umständen entsteht eine 
das Bundes- wie das Landesinteresse berücksichtigende 
Regelung. Rechtlich erscheint dieser zu verwirklichende Zu­
stand nur erreichbar, wenn man die Rahmengesetzgebung 
als eine Sondergesetzgebung betrachtet, die Bund und Län­
der zwecks Wahrung ihrer Interessen zu gemeinsamem Han­
deln verpflichtet. Die Gesetzgebung im Bereich der Rahmen­
gesetzgebung ist mithin zwar eine zwischen Bund und Län­
dern aufgeteilte, aber mit Blick auf die erst vollziehbares 
Recht erzeugende Gesamtregelung eine gemeinsam wahr­
zunehmende Kompetenz. 

Diese Sichtweise, die allein dem Sinn und Zweck der Rah­
mengesetzgebung genügt, erzeugt zugleich die Klammer, 
die Bund und Länder in der Art und Weise der Kompetenz­
wahrnehmung miteinander verbindet und die Ober das Ent­
weder/Oder in der Wahrnehmung der Gesetzgebungskompe­
tenz hinausgeht. 

Gilt diese Aussage, ist das Ins-Leere-laufenlassen eines 
Bundesrahmengesetzes als Folge der Untätigkeit eines Lan­
des eine Kompetenzverletzung gegenüber dem Bund und zu­
gleich eine Verletzung des Prinzips der Bundestreue, weil 
das Land das Interesse des Bundes negiert. Der Bund hat 
deshalb das Recht, von den Ländern den Erlaß von Gesetzen 
zu verlangen, die ein Rahmengesetz ausfüllen. 

(4) Diskussion möglicher Einwände. Die Li teratur problema­
tisiert die Frage der Einordnung der Rahmengesetzgebung, 
freilich unter einem anderen Aspekt. Kernpunkt des Streites 
ist, ob die Rahmengesetzgebung eine eigenständige Gesetz­
gebungsart des Bundes oder aber ein Unterfall der konkur­
rierenden Gesetzgebung sei29. Die hier vertretene Auffas­
sung braucht zu diesem Problem keine Stellung zu beziehen. 
Dieser Streit betrifft die hier vertretene Auffassung nicht. 
Abgesehen davon, daß dieser Streit weitgehend fruchtlos 
ist, wei l er sachlich nichts bewirkt, da Art. 75 GG auf die Vor­
aussetzungen verweist, die Art. 72 GG für ein Tät igwerden 
des Bundes aufstellt, hat er den Blick verstellt für den Sinn 
und Zweck dieses Instituts, aus dem heraus es allein »mate­
riell« zu charakterisieren ist. Wenn Sinn und Zweck dieser 
Art der Regelung ist, dem Bundes- wie dem Landesinteresse 
Rechnung zu tragen, dann erfordert dies auch eine über die 
bisherige Diskussion hinausreichende spezielle Charakteri­
sierung als Gesetzgebungsart. Das gegen die hier vorge­
nommene Einordnung mögliche Hauptargument, die Art. 70 
ff. GG regelten die Gesetzgebung des Bundes, grenzten also 
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Rechte des Bundes und der Länder voneinander ab, verfängt 
nicht: Denn daß die Rahmengesetzgebung auch eine Ab­
grenzung bewirkt, wird nicht bestritten, im Gegenteil, sie 
wird vorausgesetzt; es wird nur bestritten, daß mit dieser 
Abgrenzung der Sinn der Rahmengesetzgebung abschlie­
ßend erkannt ist. Denn es handelt sich bei ihr nicht aus­
schließlich, sondern auch darum, wie die sachlich abge­
grenzten Kompetenzen wahrgenommen werden sollen, näm­
lich, dem Sinn und Zweck des Instituts entsprechend, der 
optimalen Interessenbefriedigung beider. Der angesproche­
nen Art und Weise der Wahrnehmung steht die Abgrenzung 
nicht entgegen. 

Ein zweiter Einwand könnte davon ausgehen, die vorgenom­
mene Charakteris ierung treffe nur für den Fall zu, daß der 
Bund von seinen Rechten Gebrauch macht; da dies aber 
nicht zwingend sei, könne von diesem Fall ausgehend nicht 
die Charakterisierung der Gesetzgebungsart vorgenommen 
werden. Dieser Einwand übersieht, daß die Charakterisie­
rung der Rahmengesetzgebung von den dem Bund zuste­
henden rechtlichen Möglichkeiten auszugehen hat und 
nicht von dem Fall, ob er die rechtlichen Möglichkeiten auch 
nutzt. Da der Bund Rahmengesetze erlassen darf, stellt sich, 
unabhängig von seiner Handlungsbereitschaft die Frage, ob 
und wie Bund und Länder, vom Sinn und Zweck des Instituts 
aus gesehen, zusammenzuarbeiten haben. 

(5) Ergebnis. Verfangen die Gegeneinwände nicht, darf a1s 
Ergebnis festgehalten werden, daß aus Gründen der Vermei­
dung einer Kompetenzverletzung des Bundes und der Verlet­
zung des Prinzips der Bundestreue der Bund das Recht hat, 
von den Ländern die Ausfüllung eines Rahmengesetzes zu 
verlangen. Er darf dazu auch angemessene Fristen setzen. 
Ein Unterlassen eines Landes wird nach Fristoberschrei­
tung verfassungswidrig. Das gleiche gi lt für die Anpassung 
von Landesrecht an Bundesrecht. 

2. Der konkrete Rechtsvergleich 

a) Die Bewertung des Fehlens der ersten Stufe im Landes­
recht. Das Land NW kennt die landesweite Planung im Be­
reich des Naturschutzes nicht. Als rechtliches Defizit wäre 
dieser Tatbestand zu werten, wenn das Bundesrecht diese 
Planung defini tiv vorschreibt. Der Inhalt des§ 5 BNatSchG 
wird somit zum Problem: Enthält er in der Tat, wie 
BERNATZKY/BÖHM30 behaupten, die Verpflichtung zur Be­
reitstellung eines dreistufigen Instrumentariums? Schreibt 
er (auch) die landesweite Planung vor? § 5 lautet: 
Die überörtlichen Erfordernisse ... werden ... für den Be-· 
reich eines Landes in Landschaftsrahmenplänen oder31 für 
Teile des Landes in Landschaftsrahmenp länen dargestellt. 

BERNATZKY/BÖHM32 liefern für ihre These keine Begrün­
dung. Eine solche kann m. E. auch nicht geliefert werden. 
Der Wortlaut des Gesetzes bildet nach a/Jen lnterp"retations­
regeln die Grenze der Auslegung. Das Gesetz spricht von 
»oder«. Oder kann zweierlei bedeuten: Zum einen Entwe­
der/Oder, das bedeutet, das Landesgesetz muß entweder 
die Verpflichtung zur Aufstellung eines Landschaftspro­
gramms oder aber eines Rahmenplans enthalten, zum ande­
rem kann »Oder« bedeuten, der Landesgesetzgeb.er darf die 
Aufstellung von beiden zur Verpflichtung erheben, muß das 
aber nicht, er muß nur die Aufstellung einer der beiden Mög­
lichkeiten vorschreiben, welche der Landesgesetzgeber 
wählt, ist in sein Belieben gestellt. In keinem Fall d~rf »Oder« 
In der Weise interpretiert werden, daß aus ihm ein nund«, ein 
Sowohl-als-auch wird. In letzterem Sinn interpretieren 
BERNATZKY/BÖHM das Wort. Diese Interpretation ist nicht 
haltbar. 

Zieht man aus den beiden Bedeutungsvarianten von »oder« 
die Konsequenz, besteht nach Bundesrecht nur ein zweistu­
figes Planungssystem. Der Landesgesetzgeber Ist folglich 
nur verpflichtet, eines von beiden Instrumenten einzuführen. 



Ob er mehr darf, ist im Hinblick auf die Fragestellung ohne 
Belang. 

Als Ergebnis ist mithin festzuhalten: Das Fehlen der ersten 
Stufe im Landschaftsgesetz NW ist rechtlich nicht zu bean­
standen. 

b) Das Fehlen eines vom Gebietsentwicklungsplan unab­
hängigen Landschaftsrahmenplans. § 5 Abs. 1 BNatSchG 
sieht die Darstellung der Erfordernisse und Maßnahmen zur 
Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge für den Bereich eines Landes in einem Landschaftspro­
gramm oder für Teile eines Landes in Landschaftsrahmen­
plänen vor. Nach § 5 Abs. 2 BNatSchG sollen die raumbe­
deutsamen Erfordernisse und Maßnahmen des Pro­
gramms/der Pläne in die nach§ 5 Abs. 1 S. 1 und 2 und Abs. 
3 ROG bestehenden Programme/Pläne der Länder aufge­
nommen werden. Demnach scheint das Bundesrecht auf 
den ersten Blick von folgender Vorstellung auszugehen: Zu­
nächst sollen rechtlich selbständige, also unabhängig von 
den Programmen und Plänen des ROG bestehende Land­
schaftsprogramme/Landschaftsrahmenpläne aufgestellt, 
dann sollen (n icht müssen) in einem zweiten Schritt deren 
Festsetzungen in die Programme/Gebietsentwicklungsplä­
ne integriert werden. Idealvorstell ung des Gesetzgebers ist 
somit im Ergebnis die Existenz eines Programms/Planes, 
das/der alle raumbedeu tsamen Maßnahmen und Erforder­
nisse, nicht nur die der Landschaftsplanung, enthält. Die In­
tegration ist das Ziel. Es ist in NW, das, wie ausgeführt, zu 
Recht nur die Landschaftsrahmenplanung kennt, erreicht, 
§ 9 a LandschaftsG; insoweit entspricht das Landesrecht 
dem des Bundes. Jedoch scheinen sich das Bundes- und 
das Landesrecht im Hinblick auf den Weg zur Zielerreichung 
zu unterscheiden: Das Landesrecht NW kennt einen eigen­
ständigen, von der Gebietsentwicklungsplanung unabhängi­
gen Landschaftsrahmenplan nicht; der Gebietsentwick­
lungsplan erfü l lt auch die Funktion des Landschaftsrah­
menplans,§ 9 a LandschaftsG. Rechtsfrage ist mithi n: Sieht 
das Bundesgesetz in jedem Fall die Aufstellung eines von 
der Gebietsentwicklungsplanung unabhängigen Land­
schaftsrahmenplanes vor? Bei positiver Beantwortung die­
ser Frage enthielte das Landesrecht NW ein rechtliches De­
fizit. Diese Frage ist freilich nicht positiv zu beantworten. 
Dem Gesetz kann nur die Verpflichtung entnommen werden, 
isolierte Programme/Pläne dann rechtsverbindlich aufzu­
stellen, wenn das Landesrecht die fakultativ erlaubte Inte­
gration nicht vors ieht. Für diese These sprechen folgende 
Erwägungen: 

Der Wortlaut des Gesetzes schreibt erstens an keiner Stelle 
ausdrücklich die isolierte Aufstellung eines Programms/von 
Plänen vor, es s ieht nur vor, daß die Erfordernisse und Maß­
nahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in einem Landschaftsprogramm/Land­
schaftsrahmenplan dargestellt werden; damit schließt das 
Gesetz nicht aus, daß diese Darstellungsfunktion auch die 
Programme/Gebietsentwicklungspläne der Länder erfüllen 
können. Nach dem Bundesgesetz ist zweitens allein ent­
scheidend die Existenz eines Programms/Planes, das/der 
die landschaftsplanerischen Erfordernisse und Maßnahmen 
rechtlich verbindlich festste llt. Dieses Ziel kann nach dem 
Wort laut des Bundesgesetzes auf zwei Wegen erreicht wer­
den: Zum einen durch rechtlich sel bständige Program­
me/Pläne, zum anderen durch Festsetzungen landschafts­
planerischer Erfo rdernisse und Maßnahmen in Program­
men/Plänen der Länder, also durch Integration der. Land­
schaftsplanung in die allgemeine Landesplanung. Im Hin­
blick auf diese beiden Möglichkeiten ist das Gesetz zu inter­
pretieren. Sieht das Gesetz die Integration nicht vor; bedarf 
es der eigenständigen Programme/Pläne, sieht das Landes­
recht die Integration jedoch vor, und kann dieses Ziel ohne 
die Zwischenstation eines eigenständigen Programms/Pla­
nes erreicht werden, dann kann auf ihn verzichtet werden, 
weil ihm im Falle der Aufnahme landschaftsplanerischer Er-

fordernisse und Maßnahmen in das Programm/die Pläne 
letztlich keine rechtliche Relevanz zukommen soll. Die ge­
nannte Zwischenstation ist nicht notwendig, weil die Auf­
nahme landschaftsplanerischer Erfordernisse und Maßnah­
men in das Programm/die Pläne der Länder nicht von deren 
vorheriger Festlegung in eigenständigen Programmen/Plä­
nen abhängt. Auch für die in § 5 Abs. 2 BNatSchG vorgese­
hene Abwägung ist eine solche formale Festsetzung nicht 
Voraussetzung. Demnach können von ihrer Funkt ion ausge­
hend drittens die §§ 5 Abs. 1 und 2 BNatSchG durchaus 
sinnvoll in der Weise interpretiert werden, daß es der Auf­
stellung eigenständiger Programme/Pläne nur dann bedarf, 
wenn die fakultativ vorgesehene Integration nicht erfolgt. In 
dieser Situation hat das isolierte Programm/der Plan einen 
Sinn, weil dann nur durch ihn landschaftsplanerische Erfor­
dernisse und Maßnahmen festgesetzt werden können. 

Gegen dieses Ergebnis kann nicht der Wortlaut des Geset­
zes ins Spiel gebracht werden. Weder läßt sich aus dem 
Wort »Darstellung« noch aus dem Wort »Aufnahme« der 
raumbedeutsamen Maßnahmen und Erfordernisse schlie­
ßen, es bedürfe in jedem Fall der Aufstellung recht lich selb­
ständiger Landschaftsprogramme/-pläne. Ferner ist zu be­
denken, daß das Gesetz im Hinblick auf die beiden Realisie­
rungsmöglichkeiten der Landschaftsplanung formuliert ist. 
Da die Integration aber nicht zwingend vorgeschrieben ist, 
war nötig, in § 5 Abs. 1 BNatSchG einen Grundsatz aufzu­
stellen, im Abs. 2 dann die weitere Möglichkeit der Länder zu 
formulieren. Diese Technik setzt der wörtlichen Interpreta­
tion eine Grenze. Sinn und Zweck der Norm sprechen ferner 
ebenfallls nicht gegen diese Interpretation. Und letztl ich 
kann gegen sie nicht vorgebracht werden, die Landschafts­
programme und Landschaftsrahmenpläne sollen mehr sein 
als bloße Teilprogramme und Teilpläne der Landesplan ung, 
weil sie auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, die 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie auf die Vielfalt der 
Landschaft bezogen seien und deshalb mehr erforderten als 
eine zweidimensionale Aussage in einem nur raumbezoge­
nen Plan33. Die Beschreibung der Landschaftsprogram­
me/Pläne ist zweifellos richtig, nur schließt dies doch nicht 
aus, daß solche Aussagen in einen Gebietsentwicklungs­
plan aufgenommen werden können. Denn alle diese Aussa­
gen betreffen einen konkreten Raum, s ind raumbezogen, 
sind raumbedeutsam. Von der Aufnahmefähigkeit dieser 
Aussagen in die Programme/Pläne der Länder geht § 5 Abs. 
2 BNatSchG aus. 

Demnach bedarf es für den Fall der Integration von Land­
schaftsplanung und (allgemeiner) Landesplanung der Auf­
stellung eines vom Gebietsentwicklungsp lan unabhängigen 
Landschaftsrahmenplans nicht. In diesem Fall kann der Ge­
bietsentwicklungsplan dessen Aufgabe übernehmen. Es 
darf deshalb festgestellt werden: Auch in diesem Punkt 
stimmt das Landesgesetz NW mit dem Bundesrecht über­
ein. 

c) Vergleich der lokalen Planung nach Bundes- und nord­
rhein-westfälischem Landesrecht. § 6 Abs. 4 BNatSchG gibt 
den Ländern das Recht, das Verfahren der Aufstellung von 
Landschaft splänen, d ie dafü r zuständigen Behörden, sowie 
den Grad der Verbindlichkeit der Pläne insbesondere für die 
Bauiei tplanung eigenständig zu regeln. Eine bestimmte in­
haltliche ·vorgabe durch den Bund existiert diesbezüg lich 
nicht. Der Bund hat den Ländern ferner die Mögl ichkei t ein­
geräumt zu bestimmen, daß Darstellungen des Landschafts­
planes als Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleit­
pläne aufgenommen werden. Den Ländern sind demnach 
zwei Varianten eröffnet. Von der ersten Variante, der Einfüh­
rung eines recht lich selbständigen Landschaftsplans als 
Mittel zur Realisierung des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege, also der Verpfl ichtung zur Aufstellung eines 
Fachplans, hat das Land NW Gebrauch gemacht. Die Kreise 
sind für die Planaufstellung zuständig, die Verbind lichkeit 
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der Pläne regelt das Landschaftsgesetz. Auf Normen, die 
das Verhältnis zu Bauleitplänen betrifft, konnte das Gesetz 
verzichten, da der Landschaftsplan sich insoweit nur auf 
land- oder forstwirtschaftlich genutzte Flächen sowie Grün­
flächen erstreckt. Festzuhalten ist nach alledem, daß in for­
mel ler Hinsicht die lokale Landschaftsplanung, wie sie das 
nordrhein-westfälische Recht vorsieht, von den Vorstellun­
gen des Bundes gedeckt ist, insoweit also ebenfalls eine 
Diskrepanz zwischen Bundes- und Landesrecht nicht vor­
handen ist34. 

Fraglich ist nur noch, ob das Landesrecht nicht zwingend 
vorsehen muß, landschaftspflegerische Pläne auch für sol­
che Gebietsteile vorzuschreiben, die bauleitplanerisch er­
faßt sind, weil § 1 Abs. 1 BNatSchG sowohl die besiedelte 
als auch die unbesiedelte Landschaft erfaßt. § 10 des Lan­
desgesetzes schreibt nur als Möglichkeit die Erstreckung 
des Landschaftsplanes auf die land- und forstwirtschaftlich 
genutzten Grundstücke oder auf Grünflächen vor, soweit sie 
sich im baulichen Außenbereich befinden. Für den beplan­
ten und nichtbeplanten Innenbereich schließt das Gesetz 
konkludent die Aufstellung eines Landschaftsplanes aus. 
BERNATZKY/BÖHM 35 gehen in ihrer Kommentierung inci­
·qent davon aus, infolge der Geltung des § 1 Abs. 1 
BNatSchG müsse der Landschaftsplan als Institut für den 
genannten lokalen Bereich Anwendung finden. 1. a. R. werde 
der konkrete Plan, so ihre Auffassung, auch den gesamten 
Planungsbereich erfassen, weil sich nur auf diese Weise al­
le Sachbereiche des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege darstellen ließen. Gilt diese These, besteht in NW im 
Hinblick auf den Geltungsbereich des Landschaftsplanes 
ein Regelungsdefizit. 

Dieser (bislang anzunehmende) Mangel wird in NW nicht da­
durch behoben, daß § 6 Abs. 4 S. 3 BNatSchG den Ländern 
die Möglichkeit gibt, Darstellu·ngen des Landschaftsplanes 
als Darstellungen oder Festsetzungen in die Bauleitpläne 
aufzunehmen. Denn zur Mängelbeseitigung setzt diese Mög­
lichkeit erstens voraus, daß sich der Landschaftsplan auch 
auf den Innenbereich erstreckt, und zweitens bedarf es 
zwecks Realisierung der Festsetzung im Bebauungsplan der 
gesetzlichen Regelung. An beidem fehlt es. 

Obwohl der Landschaftsplan nach nordrhein-westfälischem 
Recht nicht den Innenbereich erfaßt, kann nicht davon ge­
sprochen werden, im Hinblick auf § 1 Abs. 1 BNatSchG be­
stehe für den Naturschutz und die Landschaftspflege inso­
weit ein Regelungsdefizit. Denn es ist nicht gesagt, daß die 
örtlichen Erfordernisse des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege unbedingt und ausschließlich in Landschafts­
plänen festgelegt werden müßten. § 6 schränkt die Pflicht 
zur Aufstellung von Plänen ein, wenn er sagt, ihre Aufstel­
lung sei geboten, soweit dies aus Gründen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege erforderlich ist. Sieht nun 
das Landesrecht vor, daß diese Situation nicht eintritt, weil 
andere Instrumente den Naturschutz im Innenbereich s i­
chern, dann darf, weil die Funktion des§ 6 BNatSchG nicht 
tangiert wird, angenommen werden, daß die Aufstellung ei­
nes Landschaftsplanes insoweit nicht erforderlich ist und 
daß auf das Institut insoweit verzichtet werden kann. Dieser 
Fall ist in NW gegeben. Gern.§ 34 LandschaftsG kann im be­
planten und unbeplanten Innenbereich die untere Land­
schaftsbehörde Naturschutzgebiete und Naturdenkmale 
durch ordnungsbehördliche Verordnung festsetzen. Zur Si­
cherung dieser Maßnahmen können Eingriffe in den Natur­
haushalt oder die Landschaft untersagt werden. Die Ge­
meinden können durch Satzung den Schutz des Baumbe­
standes regeln. Es wird mithin an Landschaftstei len und an 
Sicherungsmöglichkeiten alles erfaßt, was im Innenbereich 
durch einen Landschaftsplan auch erfaßt werden könnte, 
durch den Plan selbst aber noch nicht realisiert ist, weil die­
ser z. B. im Hinblick auf Naturschutzgebiete noch des Voll­
zuges bedarf. 
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In NW ist mithin die Erstreckung des Landschaftsplanes auf 
den Innenbereich tatsächlich nicht notwendig und deshalb 
auch von der Funktion des § 6 Abs. 1 BNatSchG aus be­
trachtet rechtlich nicht gefordert. In diesem Punkte stimmt 
das Landesrecht NW folglich ebenfalls mit dem Bundes­
recht überein. 

IV. Ergebnisse 

Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege wer­
den durch die§§ 1, 1 a LandschaftsG NW geregelt. In allen 
geprüften Punkten stimmt das Landesrecht Nordrhein­
Westfalen mit dem Bundesrecht überein. Ein Regelungsdefi­
zit existiert nicht. · 
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487• 



Gunter Kisker 

Kommunaler und staatlicher Vollzug der Landesnaturschutzgesetze 
ein Vergleich1 

1. Das Problem 

1 n Rechtswissenschaft und Rechtsprechung sowie in jenen 
politischen Debatten, die der Verabschiedung von Landes· 
naturschutzgesetzen in jüngerer Zeit vorausgegangen sind, 
findet sich immer wieder die Feststellung, Natur- und Land­
schaftsschutz seien »i hrem Wesen nach« eine staatliche 
Aufgabe und deshalb durch staatliche Behörden oder zu­
mindest unter intensiver staatlicher Kontrolle zu vollziehen. 

Freilich ist es wie auch in anderen Fällen juristischer »We­
sensschau« nicht ganz einfach, klare Aussagen darüber zu 
erhal ten, was denn nun konkret die Einordnung von Natur­
und Landschaftsschutz als »Staatliche Aufgabe« rechtfer­
tigt. Es gibt ja doch unterschiedliche Motive für solche Zu­
ordnung; etwa den Wunsch nach landesweiter Einheitlich­
keit im Bereich der Schulverwaltung, die Notwendigkeit ei­
nes die Grenzen des Kreises überspringenden, koordinierten 
Einsatzes der vorhandenen sächlichen und personellen Mit­
tel der Polizei oder die hochgradige Spezialisierung sowie 
betriebswirtschaftliche Erfordernisse bei der Forstverwal­
tung. 

Erwägungen dieser Art scheinen mir bei dem Plädoyer für 
die Einordnung des Vollzugs von Natur- und Landschafts­
schutz unter die »von ihrem Wesen her« staatlichen Aufga­
ben zum indest nicht im Vordergrund stehen. Gewiß liegt es 
nah, etwa die Affinität dieser Aufgaben zu denen der Forst­
verwaltung oder der (ja auch überwiegend staatlichen) Jagd­
und Fischereiverwaltung aufzuzeigen. Es ist auch nicht zu 
übersehen, daß die im Landschaftsschutz häufig erforderli­
che grenzüberschreitende Koordination leichter ist, wenn 
die zu koordinierenden Behörden (hier also die Naturschutz­
behörden) eindeutig in die staatliche Verwaltungshierarchie 
eingebaut sind. - Aber den entscheidenden Punkt hat, wer 
so argumentiert, noch nicht beim Namen genannt. Dieser 
entscheidende Punkt ist doch wohl die Sorge, daß Natur­
und Landschaftsschutz im kommunalen und kantonalen Be­
reich Ober keine Lobby verfügen, die stark genug wäre, sich 
gegen die doch durchweg recht schlagkräftig organisierten 
Interessen der gewerblichen Wirtschaft, der Landwirtschaft 
aber auch der privaten Bauherren durchzusetzen. 

Deshalb vor allem also der Ruf nach dem Staat als Natur­
schützer oder negativ formuliert: deshalb die Bedenken ge· 
gen die Kommunali sierung des Vollzugs der Naturschutzge­
setze. Ich halte diesen Ruf und entsprechend diese Beden­
ken für grundsätzlich berechtigt. Freilich kann ich mir nicht 
die Bemerkung verkneifen, daß man in jüngerer Zeit gele­
gentlich davon gehört hat, daß Interessenten, welche den 
Natur- und Landschaftsschutz für so wichtig nicht halten, 
auch in der staatlichen Verwaltung nicht ohne Einfluß sind. 

Kommunalisierung des Vollzugs der Naturschutzgesetze 
steht also in dem Verdacht, aus den erwähnten Gründen zu 
dem vielbeklagten Vollzugsdefizit im Natur- und Land­
schaftsschutz beizutragen. Aus Gründen der Fairneß ist frei­
lich darauf hinzuweisen, daß auch andere Faktoren in uner­
freulicher Weise dieses Vollzugsdef izit vermehren; insbe­
sondere die unzureichende Ausstattung der Naturschutzbe­
hörden, gleichgültig ob das nun kommunale oder staatliche 
Behörden s ind. - Die Ausstattung der speziell mit dem Voll­
zug von Natur- und Landschaftsschutz betrauten Stellen ist, 
gemessen am Ideal eines konsequenten Vollzugs, in minde­
s tens zweifacher Hinsicht unzureichend: Einmal fehlt es die-
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sen Stellen an den für solchen Vollzug erforderlichen Kom­
petenzen: Naturschutzbehörden verfügen nur in relativ ge­
ringem Umfange über Entscheidungs· bzw. Mitentschei­
dungsbefugnisse. Nach geltendem Bundes- und Landes­
recht müssen sie sich weithin mit der Rolle des Entwerfens 
oder Beratens zufriedengeben: Das Landschaftsprogramm, 
der Landschaftsrahmenplan und der Landschaftsplan wer­
den nicht durch die Naturschutzbehörden festgestellt. Das 
ist Sache von Regierungen, Trägern der Regionalplanung 
und Trägern der Bauleitplanung. Auch für die Abwehr von 
Eingriffen in Natur und Landschaft sind gerade in den gra· 
vierenden Fällen nicht die Naturschutzbehörden, sondern 
die jeweils mit den anstehenden Maßnahmen befaßten an­
deren Fachbehörden, z. B. die Straßenbaubehörden2, be­
traut (§ 8 II 2 und 3 BNatSchG). Gewiß, die Naturschutzbe­
hörden sind anzuhören (Benehmen; §§ 3 II, 8 V BNatSchG). 
Sie können Anregungen machen und Bedenken vorbringen. 
Aber durchsetzen können sie sich im Konfliktsfalle mangels 
Mitentscheidungsbefugnis (Einvernehmen) häufig nicht. 

Hinzu kommt die vielfach3 unzureichende personelle Aus· 
stattung der Naturschutzbehörden. Unzureichend, sowohl 
was die Quantität als was die Qualität (die aufgabengerech­
te Spezialausbildung) angeht. Es liegt auf der Hand, daß un· 
ter solchen Voraussetzungen wenig Aussicht auf konse­
quenten Gesetzesvollzug besteht. Auf diese Misere ist hier 
in Hessen anläßlich der Beratungen des Naturschutzgeset­
zes im Jahre 1979 mehrfach hingewiesen worden: In der An­
hörung vor den Ausschüssen für Umweltfragen sowie für 
Landwirtschaft und Forsten4 wurde von einem Vertreter des 
Naturschutzzentrums Hessen zur Frage der Quantität unwi­
dersprochen behauptet, es stünden auf der Kreisebene im 
Durchschnitt nur 0,8 Sachbearbeiter für Aufgaben des Na­
turschutzes zur Verfügung. - Was die Qualität der Ausstat­
tung angeht, so heißt es in der Begründung des Regierungs­
entwurfs zu § 31 HeNatG: nEs wird weder für notwendig 
noch für erstrebenswert gehalten, die Naturschutzbehörden 
mit naturwissenschaftlich geschultem Personal auszustat­
ten. Zur fachlichen, insbesondere zur wissenschaftlichen 
Beratung der Naturschutzbehörden Ist die Landesanstalt 
für Umwelt die geeignete lnstitution.«5 Auch das wurde in 
dem erwähnten hearing heftig kritisiert; freili ch ohne 
Erfolgs. 

Es ist nicht meine Aufgabe, diesen Gründen für das Voll­
zugsdefizit im Natur- und Landschaftsschutz weiter nachzu­
gehen. Dennoch scheint es mir wichtig, auf sie hinzuweisen. 
Die Schwierigkeiten für den Vollzug muß man in ihrer Häu­
fung sehen, um sie richtig bewerten zu können: Wo Natur­
schutzbehörden in eine Organisation eingebunden werden, 
die relativ offen ist für lnteressenteneinfluß, wird sich ihre 
mangelnde Ausstattung besonders fatal auswirken. Gerade 
in einer solch schwierigen Situation sollten sie um des kon­
sequenten Vollzuges willen so ausgestattet sein, daß sie 
durch die Qualität ihrer Arbeit zu überzeugen vermögen. 

2. Rollenverteilung zwischen Staat und 
Kommunalverwaltung 

Vor diesem Hintergrund darf ich nunmehr der Frage nach 
der Rollenverteilung zwischen Staat und kommunaler 
Selbstverwaltung beim Vollzug der Landesnaturschutzge­
setze im ei nzelnen nachgehen: Dabei beschränke ich mich 
auf die Erörteru ng dieses Problems für die Flächenstaaten 



der Bundesrepublik Deutschland. In bezug auf die Stadt· 
staaten Berlin, Bremen und Hamburg kann man nicht von ei­
ner Konkurrenz zwischen staatlichem und kommunalen 
Vollzug sprechen. 

Eine weitere von der Sache her selbstverständliche Ein­
schränkung des Untersuchungsgegenstandes folgt daraus, 
daß staatliche und kommunale Verwaltung nur hinsichtlich 
der unteren Naturschutzbehörde, also auf der Ebene des 
Landkreises bzw. der großen Kreisstädte miteinander kon­
kurrieren. Für die obere und oberste Naturschutzbehörde 
stellt sich unser Problem deshalb nicht. 

2. 1 Übersicht Ober mögliche Arten der Rollenverteilung 

Wenn man Nuancen vernachlässigt, so stehen in unserem 
administrativen System auf der Ebene der Landkreise vier 
Möglichkeiten der Rollenverteilung zwischen Staat und 
Selbstverwaltung (Landkreis, große Kreisstädte) zur Diskus­
sion: 

Zu ersterem: Vollzug durch rein staatliche Behörden. Das 
bedeutet auf der Ebene des Kreises: Vollzug durch untere 
s taatliche Sonderbehörden. Die allgemeine staatliche Ver­
waltung auf der Kreisebene ist ja, wie an zweiter Stelle aus­
zuführen sein wird, in allen Flächenstaaten der Bundesrepu­
blik Deutschland, zumindest durch das Organ Landrat 
(Oberbürgermeister, Oberkreisdirektor) mit der kantonalen 
Selbstverwaltung verzahnt. - Diese Art des Vollzuges bie· 
tet am ehesten Gewähr dafür, daß der Einfluß lokaler ge­
werblicher, landwirtschaftl icher und sonstiger Interessen 
auf den Vollzug der Naturschutzgesetze in Grenzen gehal· 
ten w lrd7. 

An zweiter Stelle ist zu nennen: Vollzug durch staatliche Be· 
hörden, die personell und organisatorisch mit der kantona­
len Selbstverwaltung verzahnt sind. Diese Verzahnung ist, 
wie schon erwähnt, für die allgemeine Verwaltung auf der 
Kreisebene in den Flächenstaaten der Bundesrepublik 
Deut schland charakteristisch. Sie betrifft nicht nur die Per­
son des Behördenvorstandes (Landrat, Oberbürgermeister, 
Oberkreisdirektor), sondern z. T. auch die anderen Bedien· 
steten: Diese Bediensteten werden z. B., soweit sie Ange­
stellte sind, von den Kreisen (ohne große Begeisterung)8 ge­
stellt. ferner dürfen in der Regel Angehörige der staatlichen 
Verwaltung auch mit kantonalen Angelegenheiten befaßt 
werden und umgekehrt. - Diese Verzahnung führt im Ergeb­
nis, und das ist ja auch gewollt, zu einer intensiven Koordi· 
nation von kommunaler und staatl icher Aufgabenerfüllung 
auf der Kreisebene; darin enthalten auch zu einem Aus­
gleich der Interessen: Kein »janusköpfiger« Landrat kann als 
staatliche Behörde gänzlich außer acht lassen, daß er als 
Kreisorgan Rücksicht auf die politischen Kräfte Im Kreis 
nehmen muß. Fü r die Beantwortung der Frage, wie stark sol· 
eher Zwang eingeschätzt werden muß, ist von Bedeutung, 
ob der Behördenvorstand und das mit dem Vollzug der 
»Staatsaufgabe« betraute Personal dienstrechtl ich dem 
Land oder dem Kreis zuzurechnen ist: Einern Landrat, der 
Staatsbeamter ist (st aatl icher Landrat), wi rd es im Konflikts­
falle leichterfallen, sich dem Druck lokaler Interessen zu wi· 
dersetzen als einem Landrat, der als kommunaler Wahlbe­
amter (kommunaler Landrat) fungiert. Ist gar die Entwick­
lung hin zu einer Parlamentarisierung der Kommunalverwal· 
tung weit fortgeschritten, muß also der kommunale Landrat 
»Seinen Hut nehmen«, wenn seine Partei die Mehrheit im 
Kreisrat verliert, dann hat er politisch allen Grund, beson­
ders »rücksichtsvoll« und »kooperativ« zu sein. 

Auf solche Feinheiten, die ich hier freilich nicht im einzelnen 
referieren kann, wird man bei der Beantwortung unserer Fra­
ge, ob im Einzelfall der Vollzug sachgerecht geregelt wurde, 
achten müssen. Jedoch läßt sich wohl für alle Formen der 
hier an zweiter Stelle erwähnten Art des Vollzugs sagen, daß 
sie sich dem Einfluß lokaler Interessen, die dem Natur- und 

Landschaftsschutz gleichgültig oder krit isch gegenüberste­
hen, jedenfalls stärker öffnen als der Vollzug durch eine rein 
staatliche Sonderbehörde. 

Der nächste Schritt in Richtung auf Kommunalisierung ist 
die Übertragung des Vollzuges staatlicher Aufgaben an die 
Landkreise bzw. kreisfreien Städten zur Erfüllung nach Wei· 
sung. In diesem Fall ist die vollziehende Behörde und ihr 
Personal sowohl organisationsrechtlich wie dienstrechtlich 
dem Kreis zugeordnet. Die Kontrolle des Staates über den 
Vollzug wird durch das Band der Fachaufsicht hergestellt. 
freilich sollte man sich über die Intensi tät einer so gesicher­
ten staatlichen Steuerung keine Illusionen machen. Die 
Fachaufsicht kann zwar die Verwaltungsorgane des Kreises 
durch Ermessensrichtlinien nan die Leine« legen. Sie kann 
auch auf die Korrektur von Entscheidungen hinwirken, die 
sie für unangemessen hält. Es w ird ihr aber mit solchen Me· 
thoden schwerlich gelingen, eine etwa vorhandene Tendenz, 
den Interessenausgleich stets zu Lasten des Naturschutzes 
zu suchen, wirksam zu zügeln. Sie kann insbesondere nichts 
daran ändern, daß die Bediensteten des Landkreises be­
strebt sein werden, »keinen Ärger« mit ihrem Dienstherrn zu 
bekommen. Vielfach wird sie von Vorgängen, die einer Wür­
digung unter dem Gesichtspunkt des Natur- und Land· 
schaftsschutzes bedürften, überhaupt nicht oder zu spät er­
fahren. 

Bei Gesprächen in Vorbereitung dieses Vortrages bin ich ge­
legent lich auf die Ansicht gestoßen, daß in der Praxis (was 
die Absicherung des Vollzuges gegen den Einf luß über­
mächtiger lokaler Wirtschaftsinteressen angeht) zwischen 
Vollzug durch die Kreisverwaltu ng (den Land rat) als staat l i· 
ehe Behörde und Vollzug von Weisungsau fgaben durch die 
kommunale Abteilung der Kreisverwaltung kein relevanter 
Unterschied bestehe. In beiden Fällen sei der Landrat zu 
vielfacher Rücksichtnahme genötigt. In beiden Fällen habe 
aber auch die höhere Naturschutzbehörde die Mögl ichkeit, 
durch Weisungen korrigierend einzugreifen. 

Mir scheint, daß dieser Hinweis jedenfalls für jene Länder, 
die den Landrat »kommunalisiert« und womöglich gar noch 
nparlamentarisiert« haben, weitgehend zutrifft. Auch in die­
sen Fällen bleibt aber bedeutsam, daß beim kommunalen 
Vollzug (anders als beim staatlichen Vollzug) das staatliche 
Weisungsrecht gelegentlich noch weiter abgeschwächt 
wird; so z. B. dort, wo das Gesetz den staalichen Fachauf­
sichtsbehörden vorschreibt, sich grundsätzlich auf »allge­
meine Weisungen« zu beschränken. Angesichts des lokalpo­
lit ischen Drucks, unter denen der Landrat gerade in bezug 
auf konkrete Projekte steht, ist diese weitere Zurücknahme 
staatlicher Gewalt für den Natur- und Landschaftsschutz 
von erheblicher praktischer Bedeutung. 

Die vol le Kommunalisierung sch ließlich ist dann erreicht, 
wenn der Gesetzesvollzug zur Selbstverwaltungsangelegen­
heit erklärt, der staatliche Einfluß also auf die Möglichkeiten 
der Rechtsaufsicht beschränkt wird. 

Bevor wir uns der Frage zuwenden, für welche dieser Voll­
zugsformen sich die einzelnen Länder der Bundesrepublik 
Deutschland entschieden haben, ist noch auf folgendes hin­
zuweisen: Vielfach bin ich auf die Ansicht gestoßen, daß ei­
ne Kommunalisierung von Natur- und Landschaftsschutz 
geradezu im Interesse besserer Aufgabenerfüllung liege, 
weil die Kreise eher als die Länder bereit seien, sich auch fi­
nanziell zu engagieren9. Im Falle einer Kommunalisierung 
bestehe auch eher die Chance, Gemeinden und Bürgern 
klarzumachen, daß es letztlich um »ihre Sache« gehe. 

Dazu Ist zu sagen: Richtig scheint, daß ein ärmlich ausge­
statteter staatlicher Vollzug gegen Kommunalisierungsbe­
strebungen schwerlich auf Dauer verteidigt werden kann. 
freilich ist, wie etwa das positive Beispiel Bayern 10 zeigt, 
die Qualität der Ausstattung staatlicher Naturschutzbehör­
den nicht per Definitionen ärmlich, sondern das Ergebnisei-
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ner politischen Entscheidung des Parlaments. Was die Fra­
ge des positiven lokalen Engagements für Natur- und Land­
schaftsschutz im Falle der Kommunalisierung angeht, so 
muß man jedenfall vorläufig wohl noch befürchten, daß d·ie­
ses Engagement eher zur Errichtung von Trimm-Dich-Pfaden 
und Parkanlagen als zu einer systematischen Natur- und 
Landschaftspflege unter Berücksichtigung langfristiger 
ökologischer Zielsetzungen hinausläuft. Freilich kann man 
nicht ausschließen, daß insoweit gerade durch die Kommu­
nalisierung ein Prozeß des Umdenkens gefördert wi rd. 

2.2. Anwendung dieses Rasters auf die gegenwärtige 
Rechtslage in den Ländern der Bundesrepublik 
Deutschland 

Wenn wir uns nun fragen, welche der genannten Methoden 
in der Staatspraxis für den Vollzug der Ländernaturschutz­
gesetze angewendet werden, für welches Ausmaß von Ver­
staatlichung bzw. Kommunalisierung man sich hier also ent­
schieden hat, so ist als erstes zu konstatieren, daß noch nir­
gendwo in der Bundesrepublik Deutschland der Vollzug von 
Natur- und Landschaftsschutz konsequent zur Selbstverwal­
tungsaufgabe der Gemeinden bzw. Gemeindeverbände ge­
macht worden ist. Die Vorstellung, daß es sich hier um »ih­
rem Wesen nachu staatliche Aufgaben handelt, ist noch le­
bendig genug, um das zu verhindern. Freilich wird man hin­
zufügen müssen, daß die Art, in der etwa der hessische Ge­
setzgeber das Institut der »Aufgaben zur Erfüllung nach 
Weisung« für den Natur- und Landschaftsschutz ausgestal­
tet, diese Aufgaben durchaus in die Nähe von Selbstverwal­
tungsaufgaben rückt. Darauf wird zurückzukommen sein11. 

So wie sich Naturschutz als Selbstverwaltungsaufgabe vor­
läufig noch nirgendwo findet, so finden sich, soweit ich se­
he, auch umgekehrt keine unteren Naturschutzbehörden, 
die als untere staatliche Sonderbehörden ausgestattet 
sind 12. Derartiges ist freilich in jenen Tagen, als nach dem 
Abflachen der Bildungswelle die Umweltschutzwelle auf die 
Höhen bundesweiter Popularität zurollte, vorgeschlagen 
worden. Eine vom Bundesbeauftragen für Naturschutz ein­
berufene Arbeitsgruppe aus neun ausgewählten Vertretern­
des Deutschen Rates für Landespflege, des Deutschen Na­
turschutzringes und der Arbeitsgemeinschaft Deutscher Na­
turschutzbeauftragter arbeitete damals (1971) unter dem 
Vorsitz von Erwin STEIN den Entwurf eines Bundes-Landes­
pflegegesetzes aus13. In dessen§ 38 II 1 hieß es: »Die Lan· 
despflegebehörden sind besondere Behörden.« Mit »beson­
deren Behörden« waren hier, wie angesichts der Organisa­
tion der Selbstverwaltung auf Kre isebene wohl selbstver· 
ständlich, staatliche Sonderbehörden gemeint. 

Ich habe eben nicht nur aus Gründen der Vollständigkeit 
aufgezählt, von wem dieser Entwurf eines Landespflegege­
setzes ausgearbeitet wurde. Hier waren engagierte Natur­
schützer unter s ich. Sie zogen damals und ziehen noch heu­
te (wie etwa das hearing vor den zuständigen Ausschüssen 
des Hessischen Landtages im Jahre 1979 belegt) einen 
staatlichen Vollzug dem kommunalen Vollzug aus den oben 
genannten Gründen vor. Vertreter der Interessenorganisa­
tionen der Gemeinden und Kreise, also z. B. Vertreter des 
Deutschen Landkreistages, waren bei der Formulierung des 
Entwurfes nicht mit von der Partie. Sonst wäre§ 38 II anders 
ausgefallen: Finden sich doch schon zu jener Zeit (1971) in 
den einschlägigen Gesetzen Formulierungen wie die in§ 3 II 
der HeLKO, der besagt: »die vorhandenen (staatlichen) Son­
derverwaltungen sind möglichst aufzulösen; sie sind, wenn 
sie nicht auf die Gemeindeverwaltungen überführt werden, 
auf die Kreisverwaltung zu überführen. Neue Sonderverwal­
tungen sollen grundsätzlich nicht errichtet werden.« 

Hinter solchen programmatischen Willensäußerungen 14 

steckt das Postulat von der »Einheit der Verwaltung«, also 
die durchaus berechtigte Sorge, daß eine allzu große Zahl 
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von Sonderbehörden die nun einmal nicht zu umgehende 
Aufgabe der Koordination, des Interessenausgleichs Ober 
Gebühr erschweren würde. Die Verwirklichung dieser Forde­
rung läuft auf der Ebene der Landkreise notwendig auch auf 
eine gewisse nKommunalisierung« hinaus, weil wir hier eine 
wi rklich kommunalfreie (auch nicht über eine Organunion 
mit dem Landkreis verzahnte) allgemeine staatliche Verwal­
tung gar nicht kennen. 

An einer Kommunallsierung der staatl ichen Verwaltung ha­
ben die Kreise seit Durchführung der Gebietsreformen in 
den Ländern der Bundesrepublik Deutschland ein verstärk­
tes Interesse. Sie führen seitdem eine Art von Zwei·Fronten­
Krieg gegen die Begehrlichkeit der größer und selbstbewuß· 
ter gewordenen Gemeinden einerseits und der Landesver­
waltungen andererseits: Die Gemeinden drängen auf Ver­
mehrung ihrer Kompetenzen (auf Kosten auch der Landkrei­
se), die Landesverwaltung ist nicht leichthin bereit, die Krei· 
se durch Abgabe von Kompetenzen für das zu »entschädi­
gen«, was diese auf Drängen der Gemeinde etwa preisgeben 
sollten. 
Gemeinden und Kreise weisen zu Recht darauf hin, daß man 
sie über die Schmerzen der Gebietsreform mit dem Hinweis 
hinweggetröstet hat, sie würden im Rahmen der Funktional­
reform mit umfassenderen Kompetenzen ausgestattet 
werden 1s. Nach ihrer Auffassung ist es insoweit weithin bei 
Absichtserklärungen geblieben. Jedoch lassen sich (aus der 
Sicht der Kreise), gerade was die Kommunalisierung der 
staatlichen Sonderverwaltung angeht, einige Fortschritte 
registrieren 16. Zumindest liegt die Begründung neuer staat­
licher Sonderbehörden wohl In aller Regel nicht mehr im 
Rahmen des politisch Durchsetzbaren. - Sie entspricht für 
den Naturschutz übrigens auch nicht der Verwaltungstradi­
tion. Der Vollzug von Vorschriften des Naturschutzrechts 
war schon seit Erlaß der VO zur Durchführung des Reichsna­
turschutzG insoweit »an-kommunalisiert«, als er der Kreis­
polizeibehörde, d. h. dem Landrat (bzw. in den Stadtkreisen 
dem Bürgermeister) anvertraut war17. Man bediente sich al­
so jener verzahnenden Vollzugsform, die wir oben an zweiter 
Stelle erwähnt haben. 

Die meisten einschlägigen Gesetze der Flächenstaaten, 
z. B. die einschlägigen Gesetze der Länder Baden-Württem­
berg 1a, Bayern 19, Rheinland-Pfaiz20 und des Saarlandes21 

halten sich für die Landkreise in dieser Tradition. Untere Na­
turschutzbehörde ist der Landrat (das Landratsamt, die 
Kreisverwaltung) als untere staatliche Verwaltungsbehörde. 
Dabei muß man freilich berücksichtigen, daß die Verzah· 
nung von allgemeiner staatlicher Verwaltung und Verwal· 
tung des Kreises als Selbstverwaltungskörperschaft heute 
intensiver ist als z. Z. des ReichsnaturschutzG, und daß in­
nerhalb dieses verzahnten Gefüges die Position der Selbst· 
verwaltungskörperschaft Kreis stärker geworden ist. Dies 
u. a. deshalb, weil überall, außer in Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland, der Landrat (Oberkreisdirektor) kommunaler Wahl­
beamter (nicht Staatsbeamter) ist. Hinzu kommt die oben er­
wähnte, besonders in Hessen deutlich spürbare Tendenz zur 
Parlamentarisierung des Landrates. 

Als Aufgaben zur Erfüllung nach staatlicher Weisung wer­
den die Vorschriften der Naturschutz-, Landschafts- und 
Landespflegegesetze hingegen zumeist in den großen Kreis­
städten, Stadtkreisen etc. der Flächenstaaten der Bundesre­
publik Deutschland vollzogen. Drei Länder, nämlich 
Hessen 22, Nordrhein-Westfalen23 und Schleswig-Holstein24 

schreiben diese Art des Vollzugs auch für die Landkreise 
vor. Besonders hervorzuheben ist, daß nach hessischem 
Recht die obere Naturschutzbehörde gehalten ist, sich bei 
Ausübung dieses Weisungsrechts grundsätzlich auf »allge­
meine Weisungen« zu beschränken25; ein weiterer Schritt in 
Richtung auf Vollkommunalisierung. 

In Hessen hat man freilich zunächst erwogen, ob nicht dem 
Vollzug durch den Landrat bzw. den Oberbürgermeister als 



Behörden der Landesverwaltung der Vorzug zu geben sei. 
Ein Referentenentwurf von 1978 (§ 30) sah dies noch vor. Mi­
nisterialverwaltung und Natu rschutzverbände haben sich 
mit d iesem Vorschlag jedoch gegen die Wünsche vor allem 
der Landkreise nicht durchsetzen können. Das künftige He­
NatG wird also wohl bei der schon bislang für den hessi­
schen Naturschutz (nicht aber den Landschaftsschutz)26 
geltenden Vollzugsform (Aufgabe zur Erfüllung nach Wei­
sung) bleiben. Auch die grundsätzliche Beschränkung der 
Weisungsbefugnis auf »allgemeine Weisungen« dürfte bei­
behalten werden. Jedoch sollen Einzelweisungen aus­
nahmsweise statthaft sein; insbesondere dann, »wenn Fälle 
von übergeordneter oder örtlicher Bedeutung von besonde­
rem öffentlichem Interesse vorliegen«.27 

3. Möglichkeiten der Kompensation 

Unter diesen Umständen ist die Abwehr übergroßen lokalen 
Interessendrucks vielerorts wohl nur noch durch Organisa­
tion von lokalem poli tischen Gegendruck möglich. Dies ent­
spricht ja auch durchaus der hinter der Forderung nach 
nKommunalisierung« stehenden Tendenz zur politischen In­
tegration im Kreis. Es käme also darauf an, den politischen 
Parteien vor Ort klarzumachen, daß sich eine Vernachlässi­
gung von Natur- und Landschaftsschutz lokalpolitisch für 
sie negativ auswirkt. Das ist kein Plädoyer für die »Grünen«, 
aber doch ein Anerkennen der Tatsache, daß in einer immer 
stärker pol itisierten Verwaltung auch der Naturschutz poli­
tisch werden muß, wenn er nicht untergehen wi ll. Welche 
Chancen er insoweit hat, wage ich nicht zu beurteilen. Je­
doch sollte man die lokal politisch aktivierbare Potenz von 
Vereinen, die dem Natur- und Landschaftsschutz naheste­
hen, nicht unterschätzen. 

Gegendruck läßt sich übrigens auch durch eine entspre­
chende Nutzung von Institutionen wie den Beiräten oder der 
Verbandsklage erzeugen. Je weiter die Kommunalisierung 
fortschreitet , um so w ichtiger wird das. Die genannten Inst i­
tutionen sollen auf dieser Tagung in besonderen Referaten 
behandelt werden. Deshalb darf ich mich mit diesem Hin­
weis begnügen. Immerhin sei aber erwähnt, daß der (was die 
Kommunalisierung angeht) bedenklich weitgehende hessi· 
sehe Entwurf eines Landesnaturschutzgesetzes nicht nur 
den Naturschutzbeirät en die Möglichkeit geben will, in 
Streitfällen die Entscheidung der vorgesetzten (staatlichen) 
Naturschutzbehörde zu fordern (Devolutiveffekt)2B. Bemer­
kenswert is t auch die in Bremen bereits ausgeführte29 Ab­
s icht, für abgegrenzte Fälle die Verbandsklage30 einzufüh· 
ren. 

Anmerkungen 

Vortrag, gehalten am 21. 5. 1980 im Rahmen des vom Deutschen 
Rat für Landespflege veranstalteten Symposiums über "Analyse 
und Fo rtentwicklung des neuen Naturschutzrechts«. 

2 Vgl. dazu H.·W. SCHROETER, Die Bedeutung des Bundesnatur· 
schutzgesetzes für die fernstraßenrechtliche Planung, DVBI. 
1979, s. 14 ff. 

3 Ausnahmen (vgl. z. B.: Art. 37 III des BayNatSchG) seien hier aus­
drücklich anerkannt. 

4 Hess. Landtag, 9. Wahlperiode, Stenographischer Bericht, 12. Sit· 
zung des Ausschusses für Umweltfragen, 10. Sitzung des Aus­
schusses für Landwirtschaft und Forsten am 14. 11. 1979, S. 139. 

5 Hess. LT-Drucks. 9/1 565, S. 42. 

6 FN 4, S. 135 ff. 

7 freilich nur, wenn die staatliche Sonderbehörde nicht zugleich 
mit der Betreuung gegenläufiger Interessen befaßt ist, wie etwa 
das Landwirtschaftsamt nach§ 13 Nr. 2 des HeNatG. 

8 Vonseiten der Landkreise wird gern darauf hingewiesen, daß bei 
Übertragung des Vollzugs in die Verantwortung der Kreise und 
kreisfreien Städte (als Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung) mit 
einer besseren Ausstattung zu rechnen sei. Das wurde in der Dis­
kussion dieses Vortrages durch Beispiele belegt. 

9 Vgl. auch oben FN 8. 

10 Vgl. oben FN 3. 

11 Vgl. unten bei und nach FN 25. 

12 Jedenfalls nicht als ausschließlich dem Naturschutz und (vom In­
teresse her) gleichgerichteten Funkt ionen dienende untere staat­
liche Sonderbehörden. Vgl. aber oben FN 7. 

13 Abgedruckt bei E. STEIN, Grundfragen des Unweltschutzrechts, 
In: Jahrbuch für Naturschutz und Landschaftspflege, Band 20 
(1971), S. 16 (31 ). 

14 Zum folgenden vgl. neuestens: B. STÜER, Funkt ionalreform und 
kommunale Selbstverwaltung, 1980, S. 31 ff. mit unfänglichen 
weiteren Hinweisen. 

15 Zum Zusammenhang von Gebietsreform und Funktional reform 
vgl. B. STÜER, FN 14, S. 22 ff. 

16 Zum Stand der Funktional reform vgl. G. SEELE, Kreisaufgaben, 
in: Der Landkreis, 1976, S. 285 ff. und die Neugliederung der Krei· 
se - eine erste Bilanz, in: Der Landkreis, 1978, S. 494 (500 !.) so· 
wie B. STÜER, FN 14, S. 37 ff. 

17 § 1 II der Verordnung zur Durchführung des Reichsnaturschutzge­
setzes v. 31. 10. 1935 (RGBI. 1, S. 1275) in Verbindung mit§ 3 II 
prPVG v. 1. 6. 1931 (GS S. 77). 

18 § 48 1 Nr. 3 NatSchG, § 13 1 Nr. 1 LVG, § 1 II I 2 LKO. 

19 Art. 37 11Nr.3 NatSchG in Verbindung mit Art. 37 1 LKO und Art. 37 
1 NatSchG. 

20 § 30 1 LandespflegeG. 

21 § 30 1 2 NatSchG. 

22 Nach geltendem Recht: Naturschutz: § 1 II Gesetz über Zustän­
d igkeiten nach dem RNatSchG. Anders freilich für Landschafts­
pf lege: § 13 LandschaftspflegeG. - De lege ferenda: § 31 Ent­
wurf NatSchG, LT-Drucks. 911565, S. 21 . 

23 § 4 1 3 und II LandschaftsG in Verbindung mit § 3 1 OBG. 

24 § 47 II I LandschaftspflegeG. 

25 § 1 II Gesetz über Zuständigkeiten nach dem RNatSchG. 

26 Vg. FN 7. 

27 § 31 IV Entwurf HeNatG, LT·Drucks. 911565, S. 21. 

28 § 35 III Entwurf HeNatG, LT-Drucks. 9/1565, S. 22. 

29 Vgl. §§ 44 ff. NatSchG. Dazu J. LÜTHGE, Die Verbandsk lage im 
Bremischen Naturschutzgesetz, NJW 1980, S. 1037 ff. 

30 § 37 Entwurf HeNatSchG, LT-Drucks. 9/1565, S. 23. 
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Gerhard Olschowy 

Niederschlag des Naturschutzrechts in den Fachplanungen 

1. Einleitung 

Wenn in diesem Beitrag das Naturschutzrecht in Beziehung 
zu den Fachplanungen gesetzt werden soll, so betrifft das in 
erster Linie solche Fachplanungen, die aufgrun d besonde· 
rer gesetzlicher Regelungen einem eigenen Planteststel­
lungsverfahren unterliegen. Das sind vor allem 

- Verkehrsplanung 
- Flurbereinigung 

- Bergbau nach den Berggesetzen 

- Abgrabungen nach den Ländergesetzen 
- Wasserbau und Wasserwi rtschaft 
- Anlage von Deponien nach dem Abfallbeseitigungsge-

setz. 

Es ist eine langjährige Erfahrung, daß landschaftsschädi· 
gende Eingriffe vornehmlich von Fachplanungen ausgehen. 
Es muß daher als eine wesentliche Fortentwicklung des Na­
turschutzrechts seit dem Reichsnaturschutzgesetz heraus­
gestellt werden, daß das Bundesnaturschutzgesetz vom 20. 
Dezember 1976 den »Eingr iffen in Natur und Landschaft« ei­
nen besonderen Paragraphen gewidmet hat. So heißt es in 
§ 8, daß Eingriffe im Sinne dieses Gesetzes Veränderungen 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen sind, die die Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder das Landschafts­
bild erheblich oder nachteilig beeinträchtigen können. Es 
heißt dann weiter: 

»(2) Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, 
vermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Land­
schaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchti­
gungen innerhalb einer zu bestimmenden Frist durch 
Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege auszugleichen, soweit es zur Verwirklichung der 

· Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege er· 
forderlich ist.cc 

Welche Möglichkeiten sind nun für Naturschutz und Fach· 
planung gegeben, um vermeidbare Eingriffe zu unterlassen 
und unvermeidbare auszugleichen? 

Das sind in erster Linie 
- die rechtzeitige Prüfung der Umweltverträglichkeit eines 

Projektes, 

- das Instrument der Landschaftsp lanung, 
- die Festlegung von Ausgleichsmaßnahmen im Fachplan 

oder in einem Landschaftspflegerischen Begleitplan und 
die frühzeitige und gleichberechtigte ·z usammenarbeit 
der Fachverwaltung mit der für Naturschutz und Land· 
schaftspf lege zuständigen Behörde. 

Nach meinem Dafürhalten kommt der Prüfung der Umwelt­
verträglichkeit zum Zeitpunkt der Vorplanung oder Vorunter­
suchung eine entscheidende Bedeutung zu. Die „ umweltver­
träglichkeitsprüfungcc (UVP) soll ein Instrumentarium sein, 
das mögliche Umweltveränderungen oder sogar Belastun­
gen aufzeigt, voraussagt und abschätzt. 1970 verabschiede­
ten die USA ein Gesetz - »Nat ional Environmental Policy 
Actcc (NEPA) - , in dem zum ersten Mal dargelegt wird, daß 
fü r Gesetzesänderungen oder Entwicklungsprojekte mit Um­
weltbedeutung eine Art Umweltverträglichkeitsprüfung (En­
vironmental Impact Statement) vorberei tet werden muß. Das 
amerikanische System übte aufgrund seines Erfolges einen 
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beträchtlichen Einfluß auf die Bestrebungen anderer Länder 
aus. 1 n der Bundesrepublik Deutschland wurde diese Art der 
Prüfung bereits im Umweltprogramm der Bundesregierung 
vom 14. Oktober 1971 festgelegt. Als erste Bekanntmachung 
mit verbindlichen Konsequenzen hat die Bundesregierung 
mit Wirkung vom 22. August 1975 einen Beschluß über 
»Grundsätze für die Prüfung der Umweltverträg lichkeit ö f­
fentlicher Maßnamen des Bundescc gefaßt. Sie sollen den 
Geltungsbereich, den Prüfungszweck, die Durchführung der 
Prüfung, die Beteiligung und den Prüfungsab lauf regeln. 

Der Umweltbericht 1976 erläutert noch einmal die Grundsät­
ze für die Prüfung der Umweltverträgl ichkeit öffent licher 
Maßnahmen des Bundes. Er führt hierzu aus: 

»Die Grundsätze machen der gesamten Bundesverwal­
tung eine formalisierte Prüfung aller öffentlichen Maß­
nahmen des Bundes auf ihre Umweltverträglichkeit zur 
Pflicht (neben Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
auch Programme und Pläne, Verwaltungsakte, Vert räge, 
sonstige nach außen wirksame Handlungen). Alle Behör­
den und Stellen des Bundes und ihre zuständigen Be­
diensteten sind danach gehalten, bei Vorarbeiten zu öf­
fentl ichen Maßnahmen die Frage der Umweltbelastung 
so früh wie mögl ich ausdrücklich zu stellen und berührte 
Umweltbelange im weiteren Verfahren zu berücksichti· 
gen; Ziel ist es, schädl iche Umwelteinwirkungen zu ver­
meiden oder sie wenigstens so gering wie möglich zu 
halten oder auszugleichen.« 

Dann heißt es weiter: 
»Diese Grundsätze finden keine Anwendung, soweit in 
oder aufgrund von Rechtsvorschriften spezielle Bestim­
mungen zum Schutz der Umwelt getroffen sind.cc 

Das bedeutet, daß alle Fachplanungen mit eigenen Planfest­
stellungsverfahren, die erfahrungsgemäß besonders tief in 
den Naturhaushalt der Landschaft eingreifen, von der un­
mittelbaren Verbindl ichkeit der Grundsätze ausgenommen 
sind. Das sind die Straßenplanung, die wasserb,au liche Pla­
nung, Bergbau, Abfallbeseitigung und Flurbereinigung. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat inzwischen durch Beschluß vom 18. März 1977 diese 
Grundsätze für seinen Geschäftsbereich eingeführt, jedoch 
dahingehend eingesch ränkt, daß sie »nicht auf ein geson­
dertes Prüfungsverfahrencc abzielen. Wie aber soll die Um­
weltverträg lichkeit geprüft werden, wenn kein Prüfungsver­
fahren s tattfindet? Auch lassen sich die Grundsätze nicht 
eindeutig über den Zeitpunkt der Umweltverträglichkeits­
prüfung aus. 

Abgesehen von der ger ingen Wirksamkeit dieser Grundsät­
ze haben bislang auch nur drei Länder eigene Grundsätze 
oder Verwaltungsvorschriften für die Umweltverträg lich­
keitsprüfung erlassen, nämlich Bayern, Saarland und Berlin. 
Die Empfehlung des Rates von Sachverständigen für Um­
weltfragen im »Umweltgutachten 1974« (ST-Drucksache 
7/2802), die materiellen Grundsätze der Umweltverträg lich­
keitsprüfung und die Verfahrensregeln in einem Bundesge­
setz zu regeln, erscheint voll berechtigt und sollte gründlich 
geprüft werden. 

Das Instrument der Landschaftsplanung - jedenfalls so­
weit es den Landschaftsrahmenplan und Landschaftsplan 
betrifft - hat zwar im Bundesnaturschutzgesetz und den 
entsprechenden Ländergesetzen eine gesetzl iche Grundla-



ge erhalten, sie hat jedoch, wenn von Berlin und in einge­
schränktem Maße von Nordrhein-Westfalen abgesehen 
wi rd , keine unmi ttelbare Rechtsverbindlichkeit, weil ihr ein 
eigenes Planfeststellungsverfahren fehlt. Ihre Wirksamkeit 
hängt davon ab, ob und wieweit ihre Inhalte, Ziele und Maß· 
nahmen von anderen rechtswirksamen Planungen übernom­
men werden. Es wird weiterer gesetzlicher Regelungen oder 
doch verbindlicher Richtlinien und Erlässe durch die Länder 
bedürfen, um die Ziele und Vorschläge 
- der Landschaf tsrahmenpläne in die Regionalpläne, 

- der Landschaftspläne in die Bauleitpläne und Fachpläne 
verbindlich zu übernehmen oder als Teilpläne anzuerkennen 
und an der Rechtsverbindlichkeit gesetzlich fundierter Plä­
ne tei lhaben zu lassen (vgl.§ 6 Abs. 4 BNatSchG). Dies aber 
muß erreicht werden, um die Ziele der Landschaftsplanung 
zum Tragen zu bringen. 

Der Gesetzgeber hat es, t rotz begründeter Vorschläge sach· 
verständiger Gremien, versäumt, der Landschaftsplanung 
für bestimmte Fälle, so z. B. der 

Ausweisung von Nationalparken, 
Ausweisung von Naturparken, 
Ausweisung von Landespflege- oder Landschaftspflege­
bereichen, 

und den dazu erforderlichen Schutz-, Pflege- und Gestal­
tungsmaßnahmen ein eigenes Planfeststellungsverfahren 
mit eigener Rechtsverbindlichkeit einzuräumen. Dies wäre 
auch deshalb gerechtfertigt gewesen, weil diese Bereiche 
zumeist weder mit Regionalplänen noch mit Bauleit- oder 
Fachplänen abgedeckt werden können. Das Rechtsinstru­
ment der eigenen Planfeststellung hätte den sektoralen 
Fachplanungen Naturschutz und freiraumbezogene Erho­
lung ei ne weit höhere Wirksamkeit verliehen, als es mit dem 
derzeit geltenden rechtlichen Instrumentarium mögl ich ist. 

2. Gesetzliche Grundlagen 

2.1 Bundesgesetze 

Im folgenden soll insbesondere auf die Landschaftsplanung 
in der Fachplanung eingegangen werden, wei l hier mit dem 
»Landschaftspflegerischen Begleitplan« ein Instrument ge­
geben ist, das int egrierter Bestandteil des Fachplanes und 
damit rechtsverbindlich ist. In§ 8 BNatSchG, der die Eingrif­
fe in Natur und Landschaft behandelt , heißt es: 

»(4) Bei einem Eingriff in Natur und Landschaft, der auf· 
grund eines nach öffent lichem Recht vorgesehenen 
Fachplanes vorgenommen werden soll, hat der Pla­
nungsträger die zum Ausgleich dieses Eingriffs erforder­
lichen Maßnahmen des Natursch utzes und der Land­
schaftspflege im einzelnen im Fachplan oder in einem 
landschaftspflegerischen Begleitplan in Text und Karte 
darzustellen; der Begleitplan ist Bestandteil des Fach­
planes.« 

Eine gesetzliche Grundlage hat der Landschaftspflegeri· 
sehe Begleitplan auch im Flurbereinigungsgesetz in der ge­
änderten Fassung vom 16. März 1976 erhalten. In § 41 heißt 
es, daß die Flurbereinigungsbehörde im Benehmen mit dem 
Vorstand der Teilnehmergemeinschaft einen Plan über die 
gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen aufstellt, so 
insbesondere auch »Ober die wasserwirtschaftlichen, bo­
denverbessernden und landschaftsgestaltenden Anlagen 
(Wege- und Gewässerplan mit landschaftspf legerischem 
Begleitplan)«. 

Ob nun die Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege im Fachplan sel bst oder in einem Land­
schaftspflegerischen Begleitplan dargestellt werden sollen, 
hängt vom Umfang der Maßnahme·n, vom Maßstab, von der 
Lesbarkeit und Übersicht lichkei t des Fachplanes ab. Der 
Fac hplan darf nicht überlastet und damit fü r den Nichtfach-

mann, vor allem den Bürger, unverständlich werden. Es w ird 
im Interesse einer exakten und leicht erfaßbaren Darstel­
lung zumeist zweckmäßig sein, d ie Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege in einen gesonderten 
Landschaftspf legerischen Begleitplan aufzunehmen. Da 
dieser Bestandtei l des Fachplanes ist, nimmt er am Plan· 
feststellungs- und Genehmigungsverfahren teil und hat so­
mit die gleiche Rechtsverbindlichkeit wie der Fachplan. 

2.2 Ländergesetze 

Die Bundesländer, die ihre Ausfüllungsgesetze zum Bundes­
naturschutzgesetz bereits erlassen bzw. novelliert haben -
es sind dies Rheinland-Pfalz, Saarland, Nordrhein-West­
falen, Hessen Berlin und Bremen - , haben sich, was die 
Ausgleichsmaßnahmen in der Fachplanung anbetrifft, weit­
gehend an den Text des Bundesrahmengesetzes gehalten. 
Die erforderlichen Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege sind im Fachplan oder in einem Land­
schaftspflegerischen Begleitplan darzustellen; der Begleit­
plan ist Bestandtei l des Fachplanes. Im Naturschutzgesetz 
des Saarlandes heißt es zusätzlich, daß er am Genehmi­
gungsverfahren tei ln immt, und im Naturschutzgesetz von 
Bremen, daß er am Planfeststellungs- und Genehmigungs­
verfahren teilnimmt. Rheinland-Pfalz hat mit Datum vom 9. 
April 1979 Hinweise für den Vollzug der Eingriffsregelung 
nach dem Landespf legegesetz erlassen. Hier werden auch 
Angaben zu den erforderlichen Planunterlagen für den Land­
schaftspflegerischen Begleitplan gemacht. So heißt es u. a.: 

Die Planunterlagen sollen fo lgenden Inhalt aufweisen: 

»-Erläuterungsbericht, Übersichtsplan, Lageplan, Höhen-
plan, Längs- und Querschnitte, Bestandsbeschreibung. 
Gestaltungsplan über Art und Umfang der Ausgleichs­
oder Ersatzmaßnahmen (z. B. Darstellung der techni­
schen und pf lanzlichen Bau- und Gestal tungselemente, 
Erdmodellierung, Materialien, Farben, Formen). 

Kosteneinschätzung. 

Der landespflegerische Begleitplan ist von einer qualifzier­
ten Fachkraft zu erstellen.« 

Die Novelle zum Landschaftsgesetz von Nordrhein-West­
falen vom 26. Juni 1980 legt in § 4 die Verursacherpflichten 
mit dem Ausgleich von Eingriffen und dem Verfahren eben­
falls in enger Anlehnung an das BNatSchG fest. In dem neu­
en § 4 wird, ähnlich wie im Landespflegegesetz von Rhein· 
land-Pfalz und im Hess. Naturschutzgesetz, auch im einzel­
nen festgelegt, welche Maßnahmen als Eingriffe gelten und 
welche nicht; dies bedeutet einen erfreulichen Beitrag zu r 
Klärung und Auslegung des Begriffs »Eingriff« . So heißt es: 

»(2) Als Eingriff gelten 

1. die oberirdische Gewinnung von Bodenschätzen, 
2. Aufschüttungen ab 2 m Höhe und mit einer Grundfläche 

von mehr als 400 qm, 
3. die Errichtung oder wesentliche Erweiterung von Flug­

plätzen, Mülldeponien und Campingplätzen, 
4. die Errichtung oder wesentliche Umgestaltung von 

Schienenwegen und Straßen sowie die Errichtung von 
Gebäuden im Außenbereich, 

5. der Ausbau von Gewässern, 
6. die Entwässerung von Mooren, Sümpfen und Brüchen 

sowie die Beseitigung von Tümpeln und Weihern mit ei· 
ner Fläche von mehr als 100 qm, 

7. das Verlegen oberirdischer Versorgungs- oder Entsor­
gungsleitungen im Außenbereich, 

8. das Verlegen unterirdischer Versorgungs-, Entsorgungs­
oder Materialtransportleitungen (Pipelines) im Außenbe­
reich, 

9. die Umwandlung von Wald, 
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10. die Beseitigung von Hecken, soweit sie prägende Be­
standteile der Landschaft sind. 

(3) nicht als Eingriffe gelten 
1. d ie im Sinne dieses Gesetzes und des Bundesnatur­

schutzgesetzes ordnungsgemäße land-, forst- und fi­
schereiwirtschaftliche Bod~nnutzung , 

2. Erdwälle für den Lärmschutz an Straßen- und Schienen­
wegen, 

3. Abgrabungen geringen Umfanges für den Eigenbedarf ei-
nes land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes.« 

Ausführlich werden in § 2 b der Novelle die Ersatzmaßnah­
men an einem anderen Ort und der Ersatz in Geld geregelt. 

Die Zusammenarbeit mit der Forstwirtschaft und der Land­
wirt schaft wi rd in § 27 Abs. 3 geregelt, wonach die Forstbe­
hörden für Waldflächen, die Landwirtschaftskammern fü r 
die landwirtschaftlichen Nutzflächen »und über die landwirt­
schaftliche Betriebsstruktur« Fachbeiträge für den Land­
schaftsplan erarbeiten. 

In§ 29, in dem die Genehmigung des Landschaf tsplanes ge­
regelt wird, heißt es im geänderten Absatz 3: 

»Die Fachplanungsbehörden können der Genehmigung 
des Landschaftsplans widersprechen, wenn dieser der 
Fachplanung (§ 16 Abs. 2) zuwiderläuft. Hat eine Fach­
planungsbehörde der Erteilung der Genehmigung wider­
sprochen, so kann diese nur mit Zustimmung der ober­
sten Landschaftsbehörde im Einvernehmen mit dem 
fachl ich zuständigen Minister ertei lt werden. Ist ein Ein­
vernehmen nicht herzustellen, so kann der Minister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Landesregie­
rung anrufen.« 

Es ist zu erwarten, daß die Ländergesetze für Naturschutz 
und Landschaftspflege, die vor dem Bundesnaturschutzge­
setz erlassen und noch nicht novelliert worden s ind, s ich in­
hal t lich stärker unterscheiden als die Ausfüllungsgesetze. 

Schleswig-Holstein hat in seinem Landschaftspflegegesetz 
i. d. F. vom 20. Dezember 1977 in § 8, der die Landschafts­
pflegerischen Begleitpläne bei Eingriffen behandelt, noch 
folgende Regelung getroffen: 
n(5) Landschaftspflegerische Begleitpläne werden im Ein­

vernehmen mit der obersten Landschaftspflegebehör­
de aufgestellt. Bedarf der Fachplan einer behördlichen 
Genehmigung, so ist die Genehmigung Insoweit im Ein­
vernehmen mit der obersten Landschaftspflegebehör­
de zu erteilen. Im übrigen werden die nach Absatz 8 er­
forderlichen Maßnahmen im Einvernehmen mit der un­
teren Landschaftspflegebehörde bestimmt.« 

Das Naturschutzgesetz von Baden-Württemberg i. d. F. vom 
10. Febr. 1976 und 30. Mai 1978, das in§ 9 die Landschafts­
pläne und Grünordnungspläne behandelt, enthält in Abs. 2 
folgende Regelung: 
n(2) Berühren Fachplanungen Belange des Naturschutzes 

und der Landschaftspflege und werden dabei Aus­
gleichs- oder Gestaltu ngsmaßnahmen(§ 11 Abs. 2) er­
forderl ich, so sind diese im Fachplan in Text und Karte 
näher darzustellen, soweit nicht Bundesrecht entge­
gensteht. Die planerische Festlegung der Ausgleichs­
oder Gestaltungsmaßnahme erfolgt im Benehmen mit 
der Naturschutzbehörde.« 

Hier wird der Landschaftspflegerische Begleitplan nicht be­
sonders angesprochen. Jedoch heißt es dann im III. Ab­
schnitt, der auch die Eingriffe in Natur und Landschaft und 
ihren Ausgleich behandelt, unter§ 12: 
n(2) Die zuständige Behörde kann zur Vorbereitung der Ent­

scheidungen innerhalb einer von ihr zu bestimmenden 
Frist die Vorlage von Nutzungs- und Abbauplänen so­
wie Gestaltungs- und Reku ltivierungsplänen ver­
langen.« 
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Das Bayerische Naturschutzgestz i. d. F. vom 24. März 1977 
hat in Art. 6 (Schutz der Natur) folgende Regelung getroffen: 

n(2) Im Rahmen behördlicher Gestattungsverfahren für Vor-
haben im Sinne des Abs. 1 können innerhalb einer an­
gemessenen Frist nach Einreichung des Gestattungs­
antrages vom Unternehmer Gestaltungspläne (Rekulti­
vierungspläne, Bepflanzungspläne) verlangt werden, 
die Festsetzungen über landschaftspflegerische und 
-gestalterische Maßnahmen zum Ausgleich der mit 
dem Vorhaben verbundenen Landschaftsschäden ent­
halten.« 

Die vor dem Bundesnaturschutzgesetz erlassenen und noch 
nicht novellierten Ländergesetze für Naturschutz und Land­
schaftspflege enthalt en, wenn von Schleswig-Holstein ab­
gesehen wi rd, keine Aussagen über einen Landschaftspfle­
gerischen Begleitplan als Bestandteil des Fachplanes und 
auch keine eindeutigen Regelungen über die Teilnahme der 
Abgrabungs-, Rekultivierungs- oder Gestaltungspläne an 
dem Genehmigungs- und Planfeststellungsverfahren. 

Die noch im Entwurfsstadium befindlichen Naturschutzge­
setze von Hamburg und Niedersachsen halten sich weitge­
hend an die Forderungen des Bundesnaturschutzgesetzes. 
Im Niedersächsischen Gesetzentwurf ist noch die interes­
sante Bestimmung enthalten, daß der Planungsträger bei ei­
nem Eingriff eine gutachterliche Stellungnahme des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege bei der zuständigen 
Naturschutzbehörde zu beantragen hat. 

3. Spezielle Fachplanungen 

In einigen Fachplanungen haben das Naturschutzrecht u~d 
die Landschaftsplan ung bereits in erfreulichem Maße Ein­
gang gefunden, weshalb auf s ie nachfolgend eingegangen 
werden soll. 

3.1 Straßenplanung 

Dem Bundesfernstraßengesetz i. d. F. vom 18. August 1976 
können nur wenige Verpfli chtungen des Planungsträgers 
gegenüber Natur und Landschaft entnommen werden. Das 
in § 17 (»Planfeststel lung«) enthaltene Abwägungsgebot 
kann dahingehend ausgelegt werden, daß sich die Straßen­
planung nicht einseitig über Belange des Naturschutz~s 
und der Landschaftspflege hinwegsetzen kann. Auch die 
Landesstraßengesetze enthal ten keine speziellen Bestim­
mungen, wenn vom Landesstraßengesetz von Rhei~land­
Pfalz i. d. F. vom 1. August 1977 abgesehen wird, wo in § 5 
festgelegt ist, daß in der Planfeststellung die aufgrund des 
Landespflegegesetzes notwendigen Maßnahmen einbezo­
gen werden können. 

In einem Rundschreiben des Bundesministers für Verkehr 
vom 18. Juni 1976 heißt es: 

nDie zwischenzeitlich eingetretene Entwicklung gebietet 
es, bereits bei der Erarbeitung der Unterlagen für die Be­
stimmung der Linie nach§ 16 FStrG Gesichtspunkte der 
Ökologie und der Wirtschaftlichkeit verstärkt und zumin­
dest soweit zu berücksichtigen, wie dies bei dem ört lich 
möglichen Spielraum der Linie möglich ist. Es wird ange­
sichts der gesteigerten Bedeutung dieser Fragen in Zu­
kunft nicht mehr genügen, diese erst bei der weiteren 
Planung im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zu 
überlegen.« 

Es heißt dann weiter: nNeben der Untersuchung der Aus­
wirkungen eines Straßenprojektes auf d ie verschiedenen 
Schutzgebiete kommt heute auch einer Prüfung der er­
kennbaren ökologischen Auswirkungen erhöhte Bedeu­
tung zu. Es müssen daher auch Fragen wie die z:erstö­
rung wertvoller Biotope, Überbeanspruchung von Okosy­
stemen und Gefährdung seltener Arten behandelt wer­
den, soweit dies im Planungsstadium bereits möglich ist. 



Sofern derartige Beeinträchtigungen erkennbar sind, ist 
bereits bei Aufstellung der Verfahrensunterlagen darauf 
einzugehen«. 

Es wird dann in dem Rundschreiben auf die vom Bundesmi­
nist er des Innern herausgegebenen Grundsätze für die Prü­
fung der Umweltverträglichkeit öffentlicher Maßnahmen des 
Bundes hingewiesen und festgestellt, daß sie nicht auf Stra­
ßenbauvorhaben des Bundes nach FStrG anzuwenden sei­
en, "weil in den§§ 16 ff. FStrG und § 41, 42 BlmSchG bereits 
spezielle Bestimmungen zum Schutze der Umwelt und zur 
Prüfung der Umweltverträglichkeit bestehen«. Dies sollte so 
ausgelegt werden, daß die zuständige Behörde gehalten ist, 
eine entsprechende Prüfung der Umweltverträglichkeit vor­
zunehmen und, wenn die Trasse eine erhebliche Umweltbe­
einträchtigung erkennen läßt, auch alternative Trassen in 
die Prüfung einzubeziehen. 

Die gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staats­
ministerien des Innern und für Landesentwick lung und Um­
weltfragen über »Naturschutz und Landschaftspflege im 
Straßenbau« vom 28. März 1979 befaßt sich in Ziff. 2 mit der 
Betei ligung der Naturschutzbehörden im Straßenbau und in 
Ziff. 3 eingehend mit der »landschaftspflegerischen Pla­
nung« und dem Landscha"ttspflegerischen Begleitplan. Die 
landschaftspflegeri schen Maßnahmen sind im Fachplan 
oder in einem Landschaftspflegerischen Begleitplan, der 
Bestandteil des Fachplanes ist, darzustellen, wenn 

der Fachplan sonst unübersichtlich würde oder 
Natu r und Landschaft wesentlich über die Trasse hinaus 
beein trächtigt werden. 

Der Landschaftspfleger ische Begleitplan enthält 

nachrichtlich rechtsverbindlich festgesetzte Vorgaben 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 

d ie Darstellung des Zustandes von Natur und Land­
schaft , 
die zu erwartenden Belastungen und Beeinträchtigungen 
(„zur Umwelterheblichkeit und zur Umweltverträgl ichkeit 
ist aus der Sicht des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege eingehend Stellung zu nehmen.«) und 
die zur Erhaltung und Sicherung der Leis tungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und der V ielfalt und Eigenart von 
Natur und Landschaft sowie die zur Behebung der Ein­
griffe erforderlichen Maßnahmen. 

In Zi ff. 4 heißt es, daß die im Fachplan oder im Landschafts­
pflegerischen Begleitplan dargestellte landschaftspflegeri­
sche Planung Gegenst and der Planfeststellung wi rd. 

Die im Jahre 1966 vom Bundesminister für Verkehr heraus­
gegebenen »Richtlinien für die Entwurfsgestaltung im Stra­
ßenbau« (RE 1966) sehen vor, daß bei Eingriffen in die Land­
schaft bereits beim Vorentwurf , der dem Bundesminister für 
Verkeh r vorgelegt wird, ein Landschaftsplan - nach der 
heutigen Definition ein Landschaftspflegerischer Begleit­
plan - aufzustellen ist. Er soll den vorhandenen Bewuchs 
aufzeigen und Hinweise auf die vorgesehenen Maßnahmen 
zur landschaftlichen Einbindung der Baustrecke geben. Im 
späteren Bauentwurf ist in jedem Falle ein solcher Plan auf­
zustellen. In einem gemeinsamen Niedersächsischen Rund­
erlaß des Ministers für Wirtschaft und des Ministers für Er­
nährung, Landwirtschaft und Forsten vom 20. Dezember 
1977 wird u. a. ausgeführt: 

„2.0 

Im Rahmen der gesamtplanerischen Begutachtung des 
RE-Vorentwurfs wird festgelegt, ob und für welchen Be­
reich des Straßenbauvorhabens ein landschaftspf legeri­
scher Begleitplan aufgest ellt werden soll, oder ob es 
ausreicht, die Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in den Straßenbauplänen darzustel­
len. Der landschaftspflegerische Begleitplan oder die 

entsprechenden Ausweisungen im Fachplan sind von 
der Straßenbauverwaltung auf der Grundlage der gut­
acht lichen Stellungnahme bzw. der gemäß Nr. 1.0 be­
nannten Flächen und Objekte aufzustellen. 

Nach Möglichkeit soll auf einen landschaftspflegeri­
schen Begleitplan verzichtet werden. Er ist jedoch aufzu­
stellen, wenn 
a) Eingriffe in das Landschaftsgefüge notwendig wer­

den, die tiefgreifende Auswirkungen auf den Natur­
haushalt und das Landschaftsbild auslösen können; 

b) Maßnahmen zur Erhaltung besonders schutzwürdiger 
Bereiche, wie z. B. Naturdenkmale, Naturschutz- oder 
Landschaftsschutzgebiete, notwendig sind. 

2.1 
Der landschaftspflegerische Begleitplan besteht aus 
Plan und kurzem Erläuterungsber icht. Er muß klar, über­
sichtlich und als Grundlage für d ie Landschaftsbauar­
beiten geeignet sein. 
Er soll enthalten: 

2.2 

die Flächennutzung auch der an die Straße grenzen-
den Flächen; · 

die Lebensstätten schutzwürdiger Pf lanzen und Tie­
re, die geschützten oder schützenswert_en Teile von 
Natur und Landschaft; 
die Maßnahmen, die zur Erhal tung oder Sicherung der 
vorgenannten Stätten oder Landschaftsteile erforder­
lich sind; 
eine landschaftsgerechte Geländegestaltung, Ein­
grünung aller Straßenkörper einschließlich der im 
Fachplan dargestell ten Nebenanlagen und Nebenbe­
triebe; 
besondere Maßnahmen in den Bereichen, in denen 
besonders schwerwiegende Eingriffe in den Natur­
haushalt und das Landschaftsbi ld vorgenommen 
werden sollen oder in denen besonders schutzwürdi­
ge Pflanzen, Tiere oder Landschaftsteile vorkommen. 

Der landschaftspflegerische Begleitplan ist in der Rege l 
im Maßstab des " RE-Bauentwurfs« zu fertigen. Er gehört 
zu den Planfests tellungsunterlagen.« 

Abschließend zur Straßenplanung sei erwähnt , daß der Aus­
schuß »Landschaftsgesta ltung« der Forschungsgesell­
schaft für das Straßenwesen die »Richtlinien für die Anlage 
von Straßen - Landschaftsgestaltung (RAS-LG)« abge­
schlossen hat. In ihnen sind die Ausgleichsmaßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspfl ege sowie die Land­
schaftsplanung in der Straßenplanung ausführlich behan­
delt. Es b leibt zu hoffen, daß sie bald vom Bundesverkehrs­
minister für die Länder verb indlich eingeführt werden. 

3.2 Bergbau nach den Berggesetzen 

Die Berggesetze der Länder (z. B. Niedersachsen, Nordrhein­
Westfalen, Rheinland-Pfalz), die das Preuß. Allg. Berggesetz 
von 1865 ablösen, legen fest, daß sich die polizei liche Auf­
s icht der Bergbehörde auch auf d ie Sicherung und Ordnung 
der Oberflächennutzung und Gestaltung der Landschaft 
während des Bergbaubetriebes und nach dem Abbau er­
streckt. Das Berggesetz von Rheinland-Pfalz hat in § 196 
Abs. 2 Nr. 6 ausdrückl ich auch »die Auswirkungen des Be­
t riebs auf den Landschaftshaushalt« einbezogen. Diese Be­
st immungen sollten ausreichen, um Rekultivierungen des in 
Anspruch genommenen Geländes im Sinne des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege im Rahmen des Betriebspla­
nes vorzunehmen. Die Wirklichkeit zeigt jedoch, daß die Er­
gebnisse unbefriedigend sind. 

Eine wegweisende Ausnahme ist die Regelung im großflä­
chigen Tieftagebau am Niederrhein. Das "Gesetz über die 
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Gesamtplanung im Rheinischen Braunkohlengebiet« vom 
25. April 1950 legt fest, daß für das Gebiet ein Gesamtplan 
aufzustellen ist, was zeitlich, räumlich und sachlich auch in 
Teilabschnitten geschehen kann. Der aufzustellende Ge· 
samtplan umfaßt auch die Gestaltung der Gewässer und 
»die land- und forstwirtschaftliche und allgemeine Land­
schaftsgestaltung unter Berücksichtigung der Denkmal-, 
Natur- und Landschaftspflege«. In § 3 Abs. 6 des Gesetzes 
heißt es, daß die Betriebspläne der im Plangebiet gelegenen 
bergbaulichen Betriebe sowie die Flächennutzungs- und Be­
bauungspläne der Gemeinden mit dem Gesamtplan in Ein­
klang zu bringen sind. 

In der Tat werden nunmehr seit über 25 Jahren die Betriebs­
pläne zur Rekultivierung von Tagebauaufschlüssen, die In 
der Regel 1000 bis 2000 ha Größe umfassen, durch »Land­
schaftsplänen, heute durch »Landschaftspflegerische Be­
gleitplänen, ergänzt. Die in jüngster Zeit aufgestellten Pläne 
zur Rekultivierung der Sophienhöhe im Tagebau Harnbach, 
des Tagebaues Frechen und des Tagebaues Fortuna-Gars­
dorf stellen Betriebspläne oder Sonderbetriebspläne dar, 
die in ihrem Inhalt die Anforderungen eines Landschafts­
pflegerischen Begleitplanes im Sinne von § 8 Abs. 4 
BNatSchG voll erfüllen. Betriebsplan und Landschaftspfle­
gerischer Begleitplan sind zumeist inhaltl ich deckungs­
gleich. 

Mit dem großflächigen Tieftagebau ist zwangsläufig ein tie­
fer Eingriff in Natur und Landschaft verbunden. Dies macht 
es erforderlich, vor dem Aufschluß eine Untersuchung und 
Prüfung der Umweltverträglichkeit vorzunehmen. Im Jahr 
1975 wurde auf Veranlassung des Regierungspräsidenten 
von Köln als Vorsitzender des Braunkohlenausschusses ein 
umfassendes ökologisches Gutachten als vertiefte Umwelt­
verträglichkeitsprüfung für den geplanten Groß- und Tiefta­
gebau Harnbach im Rheinischen Braunkohlengebiet erstellt. 
Neben dem Bergbau waren die Fachgebiete Landschafts­
ökologie und Landschaftsplanung, Geologie und Bodenkun­
de, Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Klimatolo­
gie und Lufthygiene, Vegetationskunde, Zoologie und Erho­
lungsnutzung beteiligt. 

Die Schwerpunkte dieses Gutachtens sind: 
- Erfassung des derzeitigen Zustandes, 
- Aussagen zu den erwarteten ökologischen Auswirkun-

gen des Tagebaues einschließlich der daraus abzuleiten­
den Maßnahmen, 

- Hinweis auf Forschungen und Untersuchungen, die in 
den nächsten Jahren noch in Teilbereichen durchzufüh­
ren sind. 

Die Schwerpunkte lassen erkennen, daß sich das gesamt­
ökologische Gutachten aus 
- einer Bestandsaufnahme der natürlichen Gegebenhei­

ten, 
einer Bewertung der natürlichen Gegebenheiten und des 
geplanten Eingriffs 

und der daraus abzuleitenden Maßnahmen 
zusammensetzt. 

3.3 Abgrabungen (Steine und Erden) nach den 
Ländergesetzen 

Hierunter soll der Kleintagebau, also der Abbau von Sand, 
Kies, Ton und Steinen verstanden werden. 

Spezielle Bundesgesetze für die Behandlung von Entnahme­
stellen des Kleintagebaues gibt es nicht. Die Bundesländer 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen haben Spezialge­
setze für den Kleintagebau erlassen; die Länder Hessen, 
Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, Bayern, Baden-Würt­
temberg, Saarland, Bremen und Berlin haben Abgrabungen 
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und Aufschüttungen in ihren neuen Gesetzen für Natur­
schutz und Landschaftspflege mit geregelt. 

Nach dem Nordrhein-Westfälischen Gesetz zur Ordnung von 
Abgrabungen (Abgrabungsgesetz) i. d. F. vom 18. Februar 
1975 § 3 Abs. 2 Nr. 2 darf die Genehmigung zur Abgrabung 
erteilt werden, wenn die Ziele und Erfordernisse der Raum­
ordnung und Landesplanung sowie die Belange der Bauleit­
planung, der Landschaftsordnung und der Erholung beach­
tet sind. Nach§ 3 Abs. 3 sind die Belange der Landschafts­
ordnung in der Regel beachtet, wenn durch die Nutzung und 
Herrichtung des Abbau- und Betriebsgeländes 

1. das Wirkungsgefüge der Landschaft durch Eing ri ffe in 
die Tier- und Pflanzenwelt, die Grundwasserverhältnisse, 
das Klima und den Boden nicht nachteil ig geschädigt 
wird, 

2. eine Verunstaltung auf Dauer verhindert wird und 
3. Landschaftsteile von besonderem Wert nicht zerstört 

werden. 

Nach§ 4 Abs. 2 muß der Abgrabungsplan alle wesentlichen 
Einzelheiten der Abgrabung und der Herrichtung enthalten, 
so auch insbesondere den 

»3. Nachweis über die fachgerechte Unterbringung des 
Abraums sowie über die Sicherung und Verwendu ng des 
Mutterbodens« 

und die 
»4. Darstellung der Oberflächengestaltung und Wieder­
nutzbarmachung des Abbau- und Betriebsgeländes nach 
Beendigung des Abbaues einschließlich einer Schätzung 
der dafür entstehenden Kosten«. 

Der Betriebsplan nd der Abgrabungs- bzw. Rekultivlerungs­
plan sind hier identisch. Da dieser Plan einem Genehmi­
gungsverfahren unterliegt, ist er auch rechtsverbindlich. Die 
»Verwaltungsvorschri ften zur Einführung des Abgrabungs­
gesetzes« des Ministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten vom 6. August 1973 behandeln in Ziff. 2.4· die we­
sentlichen Einzelheiten der Herrichtung, die der Abgra­
bungsplan enthalten soll. So sollen u. a. insbesondere An­
gaben gemacht werden über 

die spätere Nutzung des Abbaugebietes, 

- die Gestaltung des Geländes nach dem Abbau, insbe­
sondere Ausformung von Böschungen und bleibenden 
Oberflächengewässern, und die späteren Grundwasser­
verhältnisse, 

- die Behandlung und Verwendung von Mutterboden und 
Abraum, 
die Maßnahmen zur Sicherung von Böschungen und 
Ufern, 
die Bodenvorbereitung zur Rekultivierung und für Begrü­
nungsmaßnahmen, 
die beabsichtigten Ansaat-, Bepflanzungs- und Auffor­
stungsmaßnahmen und 
die voraussichtlichen Kosten der Herrichtungsmaßnah­
men, aufgeschlüsselt nach Herrichtungsabschnitten 
und gegliedert in herrichtungsbedingte Kosten oder 
Mehrkosten für Erdarbeiten, Kosten für die Beseitigung 
betriebsbedingter Anlagen und Kosten für die vorgese­
henen Rekultiv ierungsmaßnahmen. 

Die vom Minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
von Nordrhein-Westfalen bekanntgegebenen »Technischen 
Richtlinien zur Herrichtung von Abgrabungsflächen« (Rund­
erlaß vom 22. März 1976) enthalten nähere Angaben über 
den Abgrabungsplan, der aus der Übersichtskarte, dem La­
geplan, dem Abbauplan und dem Herrichtungsplan besteht, 
sowie Empfehlungen über die Gestaltung des Betriebs- und 
Abbaugeländes (Mutterboden, Oberflächengestaltung, 
Steinbruchwände, Böschungen, Begrünung). 



Die von Nordrhein-Westfalen erlassenen »Richtlinien für die 
Zulassung von Bergehalden im Bereich der Bergaufsicht« 
vom 4. September 1967, in der geänderten Fassung vom 21. 
Februar 1972 (MBI. NW 1967 S. 1689 u. MBI. NW 1972, S. 583), 
müssen der Bearbeitung von bergrechtlichen Betriebsplä­
nen, die das Anlegen und die Errichtung von Bergehalden 
zum Inhalt haben, zugrunde gelegt werden. Bergehalden im 
Sinne dieser Richtlinien sind der Bergaufsicht unterstehen­
de Anschüttungen auf der Erdoberfläche und Anschüttun­
gen über die ursprüngliche Geländehöhe hinaus im Bereich 
der Resträume von Tagebauen und Steine- und Erden-Betrie­
ben, die ganz oder überwiegend aus Grubenbergen und Auf­
bereitungsgängen bestehen. 

In Nr. 2.23 der Richtli nien heißt es, daß 11die vorgesehene Ge­
staltung und die Nutzbarmachung der Halde nach der Fer­
tigstellung in einem gesonderten Plan (Landschaftsplan)« 
darzustellen sind. »Bei der Aufstellung des Landschaftspla­
nes soll der Bergwerksbesitzer einen Landschaftsarchitek· 
ten hinzuziehen«. Nach der heutigen Systematik der Land· 
schaftsplanung und verbreiteten Terminologie entspricht 
dies dem »Landschaftspflegerischen Begleitplan« als Teil­
plan des Fachplanes bzw. des Betriebsplanes. 

Im Zulassungsverfahren für den Betriebsplan ist nach Nr. 
3.11 auch die Eingliederung der Halde in die Landschaft, Ih­
re Einwirkung auf Wasser, Boden und Luft sowie ihre späte­
re Nutzung, beispielsweise als Bestandteil eines Erholungs­
gebietes, zu prüfen. Nr. 3.2 der Richtlinien behandelt den 
Standort der Halde; hier heißt es u. a.: 

»3.221 Das Landschaftsbild soll durch die Halde möglichst 
wenig beeinträchtigt werden.« 

»3.222 Der Standort der Halde ist so festzulegen, daß keine 
Nachteile für die Gewässer eintreten oder zu befürch­
tende Nachteile durch entsprechende Maßnahmen 
verhütet oder ausgeglichen werden können.« 

»3.223 Die Halde soll nach Möglichkeit auf Flächen mit land­
und forstwirtschaftlich geringwertigen Böden ange­
legt werden.« 

»3.224 Der Standort soll so gewählt werden, daß insbeson­
dere Gebiete, die dem Wohnen dienen, durch etwaige 
Immissionen möglichst nicht betroffen werden.« 

Nr. 3.3 der Richtlinien behandelt dann die Gestaltung der 
Halde. 

Diese Richtl inien sind für den Bergbautreibenden bindend; 
die Einhaltung wird von der Bergbehörde über die Genehmi· 
gung des Betriebsplanes (einschl. des Landschaftspflegeri­
schen Begleitplanes als Bestandteil desselben) sicherge­
stellt und überwacht. 

Das Niedersächsische Gesetz zum Schutz der Landschaft 
beim Abbau von Steinen und Erden (Bodenabbaugesetz) 
i. d. F. vom 1. Febraur 1978 trägt, wie bereits die Bezeich­
nung des Gesetzes erkennen läßt, den erhöhten heutigen 
Anforderungen Rechnung. Die zuständige Behörde für die 
Genehmigung ist die Landespflegebehörde. Folgender 
Grundsatz, der in § 1 festgelegt ist, bestimmt die Genehmi­
gung, den Abbau und die Herrichtung: 

»(1) Bodenschätze wie Kies, Sand, Mergel, Ton, Lehm, Moor 
oder Steine dürfen nur so abgebaut und die abgebaute 
Fläche muß so hergerichtet werden, daß den folgenden 
Anforderungen entsprochen wird: 

1. Das Wirkungsgefüge der Landschaft darf nicht 
durch Eingriffe in den Boden, die Tier- und Pflanzen­
welt, das Kleinklima, den Wasserhaushalt und an­
dere Landschaftsfaktoren nachhaltig geschädigt 
werden. Es ist insbesondere geschädigt, wenn die 
Nutzbarkeit der Landschaft, ihre Eignung für die Er­
holung oder sonstige in der Landschaft begründete 
Lebensbedingungen für den Menschen beeinträch­
tigt werden. 

2. Die Landschaft darf nicht auf Dauer verunstaltet 
werden. 

3. Landschaftsteile von besonderem Wert sollen er­
halten bleiben. 

4. Die abgebaute Fläche muß entsprechend der Bau­
leitplanung und den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung :wieder genutzt werden können. 

5. Neu entstehende Gewässer sollen Fischen und an­
deren Wassertieren geeignete Lebensbedingungen 
bieten. 

(2) Herzurichten sind auch die Betriebsflächen, die dem 
Abbau gedient haben. Für den Abbau nicht mehr erfor­
derliche Gebäude, Maschinen und sonstige Anlagen 
und Geräte sind zu beseitigen, wenn sie nicht in zuläs­
siger Weise für einen anderen Zweck genutzt werden.« 

Nach§ 5 ist dem Antrag auf eine Genehmigung ein »Abbau­
und Landschaftspflegeplan« beizufügen, aus dem auch die 
Gestaltung und Nutzung des Grundstockes während und 
nach Beendigung des Abbaues ersichtlich sein muß. Die Ge­
nehmigung ist nach§ 7 davon abhängig zu machen, daß der 
Landschaftspflegebehörde eine die voraussichtl ichen Ko· 
sten der Herrichtung deckende Sicherheit geleistet wird. 

Die Hessische Landesanstalt für Umwelt hat eine Richtlinie 
zur »Rekultivierung von Erd· und Gesteinsaufschlüssen«, 
Ausgabe Januar 1975, herausgegeben, die die Planung (»Ge­
staltungs- und Rekultivierungsplanu), den Abbau sowie die 
Gestaltung und Bepflanzung (Landschaftsbau) ausführlich 
behandelt. 

3.4 Agrarplanung und Flurbereinigung 

Wenn heute in vielen Bundesländern im Zusammenhang mit 
der Agrarstrukturellen Vorplanung (AVP) auch Landschafts­
planungen durchgeführt werden, so handelt es s ich hierbei 
doch zumeist um Planungsbeiträge, die gesondert von der 
AVP aufgeteilt wu rden; es handelt sich also nicht um einen 
echten Begleitplan, weil ein Planfeststellungsverfahren 
fehlt. Wie einer Arbeit der Bundesforschungsanstalt für Na­
turschutz und Landschaftsökologie Ober »Erarbeitung von 
Empfehlungen für die Aufstellung von Landschaftsplanun­
gen im Rahmen der allgemeinen Landeskultur und Agrarpla­
nung« entnommen werden kann, werden die landschaftspla· 
nerischen Aussagen oft nur in geringem Maße in die Agrar­
planung übernommen. Dennoch vermag der Landschafts­
pflegerische Beitrag die Aussagen der AVP insbesondere in 
den Bereichen Naturhaushalt, Erholung und Landschafts­
struktur vorteilhaft zu ergänzen, wie er auch landschafts­
pflegerische Stellungnahmen zu anderen Bereichen abge­
ben kann. Auffallend ist die Heterogenität der Pläne, was 
auf das Fehlen von Regelungen für die Landschaftsplanung 
in der Agrarplanung zurückgefü hrt wird. Über die Notwen· 
digkeit, Naturschutzrecht und Landschaftsplanung auch in 
der Agrarplanung künftig ausreichend zum Tragen zu brin· 
gen, besteht kein Zweifel, denn noch immer wi rd mehr als 
die Hälfte der Fläche des Bundesgebietes landwirtschaft· 
lieh genutzt. 

Eine besondere Bedeutung gewinnt die Landschaftspla· 
nung in der Flurbereinigung, weil sich heute ein Flurbereini· 
gungsverfahren über große Flächen - häufig mehrere Ge­
meinden bis zum kreisweisen Verfahren - erstreckt und 
sich die Flurbereinigung immer mehr zu einer lntegralmelio­
ration entwickelt. Sie ordnet nicht nur das Wege- und Ge­
wässernetz neu, sondern weist Flächen für die Land· und 
Forstwirtschaft, für Abgrabungen, fü r den Gemeinbedarf, 
für Versorgungsanlagen, Bau· und Grünflächen, Flächen für 
Erholung und Freizeit und nicht zu letzt auch Flächen für den 
Naturschutz aus. Zudem ist die Flurbereinigung eine Fach­
planung im Sinne einer »Eingriffsplanungcc, weil mit ihr stets 
Eingriffe in den Naturhaushalt und das Bild der Landschaft 
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verbunden sind. In keiner Fachplanung können sich die In­
halte von vorgegebenen Landschaftsprogrammen, Land­
schaftsrahmenplänen und Landschaftsplänen so nieder­
schlagen wie in der Flurbereinigung, d. h. Bestandsaufnah­
me, Bewertung, Maßnahmen und Ziele können in den Land­
schaftspflegerischen Begleitplan integriert und für das Ver­
fahren ausgewertet werden. 

Wie bereits erwähnt, hat der Landschaftspf legerische Be­
gleitplan im Flurbereinigungsgesetz i. d. F. vom 16. März 
1976 In§ 41 eine gesetzliche Grundlage erhalten, und zwar 
als Teil des Wege- und Gewässerplanes. Darüber hinaus ist 
in § 37 des Gesetzes, der die Neugestaltung des Flurbereinl· 
gungsgebietes behandelt, u. a. festgesetzt, daß die Flurbe· 
reinigungsbehörde bei der Durchführung de( Maßnahmen 
vor allem auch den Erfordernissen der Raumordnung und 
Landesplanung und einer geordneten städtebaulichen Ent· 
wicklung, des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der 
Landschaftspf lege, der Erholung wie auch der Gestaltung 
des Orts· und Landschaftsbildes Rechnung zu tragen hat. 

In den vergangenen Jahren sind bereits in allen Bundeslän­
dern Landschaftspflegerische Begleitpläne im Zuge von 
Flurbereinigungsverfahren aufgestellt worden. Sie waren 
aber in ihren Inhalten und in ihrer Qualität sehr unterschied­
lich; manchmal waren es nur Objektpläne oder gar nur Be­
pflanzungspläne im Sinne von Detailplänen. 

Bereits im Jahre 1974 hat der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten Empfehlungen Ober »Flurberei­
nigung und Landespflege« des gleichnamigen Arbeitskrei­
ses herausgegeben, die der inzwischen eingetretenen Ent· 
wlcklung Rechnung tragen. Die Abschnitte 2 und 3 dieser 
Empfehlungen behandeln die Landschaftsplanung im Rah­
men der Flurbereinigung. Soweit keine verbindlichen Land­
schaftsplanungen vorliegen, sind - wie es hier dargestellt 
ist - im Flurbereinigungsverfahren zunächst alle land· 
schaftsrelevanten regionalen planerischen Vorgaben zu­
sammenzufassen, zu konkretisieren und zu einem speziell 
das jeweilige Flurbereinigungsgebiet betreffenden Zusam­
mentrag landschaftsökologischer Grundlagen auszuarbei­
ten. Als Ergebnis der Erörterung mit allen öffentlichen Pla­
nungsträgern werden allgemeine landschaftsökologlsche 
Entwicklungsgrundsätze für das Flurbereinigungsgebiet der 
weiteren Planung zum Wege- und Gewässerplan verbindlich 
zugrunde gelegt. 

Nach den Empfehlungen soll der Plan alle in der Flurbereini­
gung möglichen Maßnahmen enthalten, um eine nachhalti­
ge leistungsfähige und harmonische Kulturlandschaft auf· 
zubauen, zu sichern und ihre Erholungsfunktion zu verbes­
sern. Im einzelnen sollen ausgearbeitet werden: 

1. Eine kartenmäßige Darstellung (Landschaftskarte ana-
log der Wege- und Gewässerkarte) 

2. eine textliche Erläuterung 

3. ein Bauentwurf und ein Kostenvoranschlag. 

Der Abschnitt 4 der genannten Empfehlungen behandelt die 
landespflegerischen Gestaltungsgrundsätze in der Flurbe­
reinigung. So heißt es u. a.: 

»Die Funkt ionsfähigkeit der Kulturlandschaft ist unter 
Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten zu er­
halten und zu entwickeln. Die natürlichen Landschafts­
faktoren sind pfleglich zu nutzen und ihre Funktion mög­
lichst zu verbessern. Die bei der Neuordnung des ländli· 
chen Raumes durch Flurbereinigung mitbestimmenden 
landschaftspflegerischen Gestaltungsgrundsätze bezie­
hen sich auf 

- die Erhaltung und Neuanlage von Grünbeständen 
- die Erschließung der Fluren 

- die Regelung der Wasserverhältnisse 

- die Maßnahmen zum Klima· und Bodenschutz sowie 
zur Bodenverbesserung.« 
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Im Jahre 1977 beauftragte das Land Niedersachsen G. 
HAHN-HERSE und H. KIEMSTEDT damit, ein Modellvorha­
ben für einen Landschaftspflegerischen Begleitp lan in der 
Flurbereinigung durchzuführen. Damit liegt erfreulicherwei­
se eine Richtlin ie und Handlungsanweisung für die Pla­
nungspraxis vor, die dem jetzigen Stand der Gesetzgebung 
und den wissenschaft lichen Erkenntnissen Rechnung trägt. 
Wie die Verfasser in ihrer Arbeit darlegen, erwächst der 
Landschaftsplanung in der Flurbereinigung ähnlich wie in 
einem Landschaftsplan die querschn ittsorientierte Aufgabe 
der Verträglichkeitsprüfung nach ökologischen und visuell­
gestalterischen Kriterien. Dabei rückt dann die Beurteilung 
des Eingriffs durch Meliorations-.und Ausbaumaßnahmen in 
den Mittelpunkt. Der Begleitplan zum Wege- und Gewässer­
plan ist das Endergebnis einer schrittweisen Konkret isie· 
rung von den Ebenen des Landschaftsrahmenplans und des 
Landschaftsplans bis zum Objektplan. Daraus entsteht für 
die beteiligten Planungs-, Aufsichts- und Durchführungsin­
stitutionen die Aufgabe, den Zusammenhang zwischen der 
Vorplanung und dem Begleitplan zu wahren. 

Die Landschaftsplanung des Modellvorhabens gliedert sich 
in folgende drei Planungsabschnitte: 
1. Landespflegerische Vorplanung (Bericht und Planungs­

karte 1) 
2. Rohentwurf zum Begleitplan (Bericht und Planungs­

karte II) 
3. Begleitplan zum Wege- und Gewässerplan (Bericht und 

Planungskarte III) 

- Flächen· und Standortkategorien 
- Landschaftspflegerische Maßnahmen. 

Die Planungsergebnisse für die Vorplanung und den Begleit· 
plan werden in einem Gesamtbericht mi t folgender Gliede· 
rung zusammengefaßt (HAHN-HERSE u. KIEMSTEDT 1978): 

1. Einleitung 

2. Analyse der natürlichen Nutzungsgrundlagen 

3. Sektorale Fachplanung Natur- und Biotopschutz 
4. Sektorale Fachplanung Freizeit und Erholung 
5.Bodenabbau 

6. Erfassung der vorhandenen und geplanten Nutzungsan­
sprüche und Ermittlung ihrer ökologischen und visuell­
gestalterischen Auswirkungen. 

7. Beurteilung der ökologischen Wirkungszusammen hänge 
und der visuell-gestalterischen Beeinträchtigungen 

8. Alternativen der Raum- und Flächennutzung 
9. Entwicklungsziele und Ausführungsvorschläge für die in 

Punkt 8 festgelegte Raum- und Flächennutzung 

10. Maßnahmen in den Bereichen Freizeit und Erholung, Na­
tur- und Biotopschutz, ökologische Stabi lis ierung 

11. Kostenzusammenstellung 

12. Detailaufstellung der Einzelmaßnahmen, Pflanz- und 
Ausführungspläne, Pflegepläne. 

3.5 Wasserbau- und Wasserwirtschaft 

Das Wasserhausha ltsgesetz i. d. F. vom 14. Dezember 1976 
enthält ähnlich wie das Fernstraßengesetz keine bedeuten­
den Regelungen, die Natur und Landschaft betreffen, ob­
wohl Wasserbau und Wasserwirtschaft in der Tat als Fach­
planungen im Sinne von »Eingri ffsplanungen« betrachtet 
werden müssen. Der In§ 6 enthaltene Grundsatz, daß die Er­
laubnisse und Bewilligungen zu versagen sind, soweit eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu erwarten 
ist, ist zu allgemein, um daraus auch Belange des Natu r­
schutzes und der Landschaftspflege ableiten zu können. Die 
Aufstellung von »Wasserwirtschaftlichen Rahmenplänen« 
nach§ 36 kann als ein Fortschritt gegenüber dem vorher gel­
tenden Wasserrecht angesehen werden, wie auch das neue 



Wasserrecht nunmehr das Grundwasser in gleicher Weise 
erfaßt wie das Oberf lächenwasser. Die Länder können Was­
serschutzgebiete ausweisen, um 

Gewässer im Interesse der öffentlichen Wasserversor­
gung zu schützen 
Grundwasser anzureichern und 

- schädliches Abfließen von Niederschlagswasser zu ver­
hüten. 

Der Ausbau von Gewässern w ird in § 31 behandelt, in dem 
es heißt: 

n(1a) Beim Ausbau sind in Linienführung und Bauweise 
nach Möglichkeit Bild und Erholungseignung der Gewäs­
serlandschaft sowie die Erhaltung und Verbesserung 
des Selbstreinigungsvermögens des Gewässers zu be­
achten.« 

Wenn man bedenkt, welch tiefen Eingriff der Ausbau eines 
Gewässers für Natur und Landschaft bedeutet, dann kann 
man ermessen, daß diese gesetzlichen Bestimmungen nicht 
ausreichen. Es ist zwar erfreu lich, daß z. B. beim Ausbau 
des Oberrheins, der Mosel und der Saar Sachverständige 
der Landespflege herangezogen und auch ökologische Gut­
achten angefordert wurden, berücksichtigt wu rden jedoch 
nur wenige der begründeten und berechtigten Vorschläge 
seitens der Landespflege. Es fehlen die hierfür erforderli­
chen gesetzlichen Grundlagen. 

Als ein erfreulicher Fortschritt müssen die Behördenerlasse 
in Nordrhein-Westfalen (2. April 1973), Niedersachsen (5. Ok­
tober 1973), Schleswig-Holstein (22. April 1974), Hessen (26. 
April 1974) und Nordrhe inWestfalen (8. September 1980), die 
die Berücksichtigung von Naturschutz und Landschaftspfle­
ge bei wasserbaulichen Maßnahmen zum Inhalt haben, er­
achtet werden. Nordrhein-Westfalen hat in seinen »Richtli­
nien für den naturnahen Ausbau und die Unterhaltung von 
Fließgewässern« erfreulicherweise auch die Ergebnisse ei· 
ner Arbeit der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz 
und Landschaftsöko logie Ober die Auswirkungen des Ge­
hölzbewuchses an kleinen Wasserläufen des Münsterlan-
des mit ausgewertet. · 

Der Einsatz des Landschaftspflegerischen Begleitplanes in 
Wasserbau und Wasserwirtschaft ist bislang noch nicht, 
wenn von Ausnahmen abgesehen wird, zum Tragen gekom­
men, obwohl er hier einen wesentl ichen Beitrag zum Natur­
schutz und zur Landschaftspflege leisten könnte. 

3.6 Deponien nach dem Abfallbeseitigungsgesetz 

Das Bundesgesetz über die Beseitigung von Abfällen (Ab· 
fallbeseltigungsgesetz) vom 7. Juni 1972 i. d. F. vom 5. Ja­
nuar 1977 hat in § 2 Abs. 1 folgenden Grundsatz festgelegt: 

»Abfälle sind so zu beseitigen, daß das Wohl der Allge­
meinheit dadurch nicht beeinträchtigt wird, insbesonde· 
re dadurch, daß 
1. die Gesundheit der Menschen gefährdet und ihr 

Wohlbefinden beeinträchtigt, 
2. Nutztiere, Vögel, Wild und Fische gefährdet, 

3. Gewässer, Boden und Nutzpflanzen schädlich beein· 
flußt, 

4. schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei­
nigungen oder Lärm herbeigeführt, 

5. die Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege sowie des Städtebaues nicht gewahrt oder 

6. die öffentliche Sicherheit und Ordnung sonst gefähr­
det oder gestört werden. 

Die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Lan­
desplanung sind zu beachten.« 

Mit dem Inhalt dieses Grundsatzes hat das Naturschutz­
recht seinen Niederschlag in der Abfallbeseitigung gefun­
den. In der Praxis der Planung kommt es nun darauf an, die 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspf lege be­
reits bei der Wahl des Standortes einer Deponie zu berück­
sichtigen und später bei der Gestaltung der Deponie. Das 
Gesetz regelt in § 6 die nAbfallbesei tigungspläneu, die die 
Länder nach überörtlichen Gesichtspunkten aufstellen. Im 
Falle der Anlage einer Deponie sollte auch hier grundsätz­
lich ein Landschaftspflegerischer Begleitplan aufgestellt 
werden, wenn er nicht identisch mit dem Abfal lbeseit i­
gungsplan ist. Der Plan unterliegt einem Planfeststellungs­
verfahren nach den §§ 21-29. 

Die Ablösung der Abfalldeponien auf Gemeindebasis durch 
Zentraldeponien der Kreise und kreisfreien Städte läßt er­
warten, daß die Wahl geeigneter Standorte schwieriger ge­
worden ist. Rechtzeitige Umweltverträg lichkeitsprüfungen 
sind auch hier geeignet, die ökologischen Grundlagen für al­
le einsehbar und nachprüfbar auf den Tisch zu legen, wo­
durch der Planungsprozeß nicht verlängert wird, sondern 
verkürzt werden kann. 

4. Abschließende Bemerkung: 

Es ist versucht worden aufzuzeigen, in welchem Umfange 
und mit welchen Untersch ieden sich das Naturschutzrecht 
in den einzelnen Fachplanungen niedergeschlagen hat. Es 
wird weiterer Maßnahmen auf Bundes- und Landesebene be­
dürfen, um die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege ausreichend in allen Fachplanungen zu be­
rücksichtigen. Dies können sein 

- Änderungen bzw. Ergänzungen bestehender Gesetze, 
- Entwicklung von Methoden, um die Prüfung der Um.weit· 

verträglichkeit und die Landschaftsplanung auf den Ebe­
nen der Regionalplanung, der Bauleitplanung und der 
F'achplanung wirksam einsetzen zu können, und 

- Ausarbeitung von Richtlinien für die einzelnen Fachpla­
nungen, in denen neue wissenschaftliche Erkenntnisse 
und praktische Erfahrungen ihren Niederschlag finden, 
um die vorhandenen rechtlichen Grundlagen besser an­
wenden zu können und den Naturschutz und die Land­
schaftspflege stärker als bisher in den Fachplanungen 
zu aktivieren. 
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Rudolf Stich 

Die Rechtsverbindlichkeit der Landschaftsplanung in den 
Landesnaturschutzgesetzen, das Verhältnis der Landschafts- und Raumplanung 
zur Fachplanung nach diesen Gesetzen und die Integration der 
Landschaftsplanung in die Bauleitplanung - ein Problemabriß -

Die etwas langatmige Themenstellung meines Referats lie· 
Be sich leicht in drei Einzelthemen für je eine umfangreiche 
Untersuchung aufteilen, nämlich erstens über die Frage der 
Rechtsverbindlichkeit der Landschaftsplanung in den Lan· 
desnaturschutzgesetzen, zweitens über das Verhältnis der 
Landschafts- und Raumordnung zu den Fachplanungen und 
drittens über die Integration der Landschaftsplanung in die 
Bauleitplanung. Doch lassen sich alle drei Themen auch als 
verschiedene Ansatzpunkte für die Beantwortung der Frage 
betrachten, wie die Sachanl iegen der Landchaftsplanung, 
die im Bundesnaturschutzgesetz und in den Landesnatur­
schutzgesetzen ihren Niederschlag gefunden haben, am 
wirksamsten in eine Planung umgesetzt werden können, die 
»an Ort und Stelle« fü r die Grundstücksnutzung rechtsver­
bindlich ist und damit gewährleistet, daß die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Lebens· 
wi rkl ichkeit zur Geltung kommen. 

Diese Frage ist in der Diskussion über meine Gedanken zum 
Gesamtthema vor dem Deutschen Rat für Landespflege am 
19. Mai 1980 in Schlangenbad allgemein als die »Schicksals· 
trage« des Naturschutzes und der Landschaftspflege In der 
Bundesrepublik Deutschland verstanden worden. Ihr wer­
den deshalb auch meine schriftlichen Darlegungen mit 
Schwergewicht gelten. Doch kann ich wie in meinen mündli· 
chen Ausführungen selbstverständlich das Thema nicht in 
seiner ganzen Breite abhandeln, sondern muß mich darauf 
beschränken, einen Überblick über die wichtigsten Proble· 
me zu geben, um deren Lösung wir uns gemeinsam bemü· 
hen müssen. 

Wenig problembeladen scheint auf den ersten Blick das Ver­
hältnis der Landschaftsplanung zur Raumplanung auf der 
Landes· und Regionalebene zu sein. Die Länder, in denen 
nach dem Inkrafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes be­
stehende Landesgesetze angepaßt oder neue Naturschutz· 
gesetze erlassen worden sind 1, haben die Rahmenregelun· 
gen des Bundes(§ 5 BNatSchG) in unterschiedlicher Weise 
zum Anlaß genommen, über das Landschaftsprogramm und 
die Landschaftsrahmenpläne etwas auszusagen. Am 
schlechtesten sind dabei ausgerechnet in den Flächenstaa­
ten die Landschaftsrahmenpläne weggekommen, für die 
beispielsweise das nordrhein-westfälische Landschaft sge· 
setz in seiner geänderten Fassung nur einen einzigen, wenn 
auch durch einen Strichpunkt geteilten Satz übrig hat 2. Ist 
die Resignation über den geringen Wirkungsgrad der Raum· 
ordnung und damit auch der Regionalplanung schon so weit 
gediehen, daß man sich erst gar nicht mehr ernsthaft darum 
bemüht, bezüglich der Landschaftsrahmenpläne, deren 
raumbedeutsame Erfordernisse und Maßnahmen in die re­
gionalen Raumordnungspläne (in einigen Ländern: Gebiets· 
entwicklungspläne) aufzunehmen sind, nähere Vorstellun· 
gen über die Aufgaben, den Inhalt und die Wirkungen zu ent· 
wicke ln? 

Dabei ergeben sich allein schon aus den unmittelbar rechts· 
verbindlichen Grundsatz· und Zielbestimmungen des Bun­
desnaturschutzgesetzes (§§ 1 und 2) derart viele wichtige 
Aufgaben, deren wirksame Erfüllung auf den überörtlichen 
Ebenen - vor allem auf der Ebene der Region - ansetzen 
muß, weil nur dort die Möglichkeit gegeben ist, das Aufga­
benfeld großräumig zu überschauen, die Lösungsmöglich· 
keit en zu koordinieren und die widerstreitenden örtlichen In· 
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teressen auszugleichen. Als Beispiele seien die Erhaltung 
und Pflege überörtlicher Grünzüge, die Ordnung des oberir· 
dischen Abbaus von Bodenbestandteilen (vor allem der 
Kiesgewinnung in Flußebenen), die Schaffung und Erhal· 
tu ng von Wasserschongebieten und die Immissionsschutz· 
vorsorge3 genannt. 

Gewiß hätten für alle diese Probleme schon bisher mit den 
Instrumenten der Raumordnung Lösungen gesucht werden 
können; zum Teil ist dies auch geschehen. Dennoch müssen 
die Probleme trotz ihres gegenwärtig unbestritten hohen ge· 
sellschaftspolitischen Stellenwerts noch als weitgehend un­
gelöst angesehen werden. Zum Teil sind sie von einer noch 
immer zu stark im wirtschaftlichen Optimierungsdenken ver· 
hafteten Raumordnungsorganisation bisher kaum in ihrer 
Bedeutung erkannt worden. Nun ist aber die Landschafts· 
planung vom Bundesgesetzgeber gerade zu dem Zweck mit 
der Raumplanung verbunden worden, daß in den Raumord· 
nungsplänen auch die Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege mit dem ihnen zukommenden Gewicht 
zu Buche schlagen. Dies wird aber solange nur unzurei­
chend geschehen, als den zuständigen Planungsträgern von 
den Gesetzgebungsorganen im Bund und in den Ländern 
kein exaktes Bild von den Landschaftsrahmenplänen mit ei· 
ner näheren Beschreibung ihrer Aufgaben, ihres Inhalts und 
ihrer Wirkungen gegeben wird. Nur auf diesem Wege erlan· 
gen die Grundsätze und Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege die erforderliche Durchsetzungskraft, 
die sie davor bewahren, bei der »Abwägung mit anderen 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen« (§ 5 Abs.2 
BNatSchG) an den Rand geschoben zu werden. Und nur mit 
klaren gesetzlichen Äußerungen können auch Streitigkeiten 
zwischen den für die Landschaftsrahmenplanung und den 
für die Raumordnung zuständigen Stellen darüber, wem die 
Beurteilung bestimmter Umweltschutzbelange obliegt, ver­
mindert werden. 

Eine Aktivierung der Landschaftsrahmenplanung ist vor al­
lem in den Ländern geboten, die den Gemeinden die Aufstel· 
lung der Landschaftspläne für die örtliche Ebene überlas­
sen4. Dies sei an der extremsten Regelung in dieser Rich· 
tung, die Rheinland-Pfalz mit der vollständigen Integrat ion 
der Landschaftsplanung in die Bauleitplanung getroffen 
hat5, demonstriert. 

In diesem Land sind die örtlichen Erfordernisse und Maß· 
nahmen zur Verwirkl ichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in den Bauleitplänen unter Berück­
sichtigung der natürlichen Gegebenheiten, ihrer Nutzungs­
eignung und Belastbarkeit mit Text, Karte und zusätzlicher 
Begründung (Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan 
und Grünordnungsplan zum Bebauungsplan) näher darzu­
stellen, »Sobald und soweit dies aus Gründen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege notwendig ist«. Dabei 
sind, soweit geboten, der angestrebte Zustand von Natur 
und Landschaft und die notwendigen Schutz·, Pf lege- und 
Entwicklungsmaßnahmen im Flächennutzungsplan als dem 
vorbereitenden Bauleitplan (§§ 5-7 BBauG) darzustellen 
und im Bebauungsplan als dem rechtsverbindlichen Bauleit· 
plan (§§ 8-13 a BBauG) festzusetzen. Darstellungen und 
Festsetzungen dieser Art umfassen im einzelnen 

Flächen, die aus klimatischen Gründen, aus Gründen 
des Gewässer-, des Hochwasser-, des Erosions· oder des 



Immissionsschutzes oder wegen ihrer Bedeutung als Re­
generations- oder Erholungsraum offenzuhalten oder 
freizuhalten· sind oder auf denen eine Nutzungsänderung 
unterbleiben muß, 
Flächen, auf denen im einzelnen zu bestimmende Maß­
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung der 
Landschaft besonders dringlich sind, 

Flächen, auf denen Landschaftsbestandteile zur Erhal­
tung oder Wiederherstellung eines leistungsfähigen Na­
turhaushalts, zur Sicherung von Vielfalt, Eigenart oder 
Schönheit der Landschaft oder aus den weiter oben be­
reits genannten Gründen notwendig und deshalb zu er­
halten oder zu schaffen sind. 

Der Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan und die 
Begründung zum Bebauungsplan sollen Angaben enthalten 
über den vorhandenen Zustand von Natur und Landschaft 
und seine Bewertung nach den gesetzlichen Zielen von Na­
tur und Landschaft, insbesondere über 

das Landschaftspotential mit den wesentlichen Land­
schaftsfaktoren und deren Wechselbeziehungen, 
die Landschaftsnutzungen und deren Auswirkungen auf 
die Landschaft, 
d ie Bewertung der Landschaft nach ihrer Nutzungseig­
nung und ihre Belastbarkeit, gegebenenfalls mit Hinweis 
auf Flächen, auf denen wegen ihrer besonderen Eignung 
oder zur Schonung anderer Landschaftsteile vorrangig 
bestimmte Nutzungen (z. B. Bebauung, Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Abbau von Steinen und Erden) zuzulas­
sen sind. 

Dabei ist auch darzulegen, inwieweit bei Darstellungen und 
Festsetzungen die landschaftlichen Gegebenheiten und die 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land­
schaftspfl ege Beachtung gefunden haben. 

Wenn die Gemeinden diese umfassende Aufgabenstellung 
ernst nehmen und sich zu ihrer Erfüllung der Mithilfe des 
Landschaftsplaners bedienten, braucht uns um die Verwirk­
lichung der Grundsätze und Ziele von Naturschutz und 
Landschaftspflege auf der örtlichen Ebene nicht bange zu 
sein. Wie aber ist gewährleistet, daß dies geschieht? Zu­
nächst einmal dadurch, daß die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege zu den Belangen gehören, die 
die Gemeinden bei der Aufstellung der Bauleitpläne zu be­
rücksichtigen haben (§ 1 Abs. 6 BBauG). Die gesamten 
Grundsatz-und Zielbestimmungen des Naturschutzrechts 
(im Bundesgesetz und in den Landesgesetzen) werden da­
mit zu Beurteilungsmaßstäben dafür, ob die Gemeinden bei 
der Bauleitplanung die planungserheblichen öffentlichen 
und privaten Belange umfassend ermittelt, mit dem ihnen 
zukommenden Gewicht in die Planungserwägungen einge­
stellt und bei der Planungsentscheidung gegeneinander und 
untereinander gerecht abgewogen haben. 

Es handelt sich bei diesen Ausführungen nicht um graue 
Theorie. In einem Normenkontroll-Urteil (§ 47 VwGO), das 
ich vor nicht allzu langer Zeit gegen eine Schwarzwaldge­
meinde vor dem Verwaltungsgerichtshof Baden-Württem­
berg erstritten habe (14. November 1979, III 163/79) und in 
dem ein Bebauungsplan für nichtig erklärt worden ist, der in­
mitten weitgestreuter einstöckiger Bebauung, die weitge­
hend durch Schwarzwaldtannen verdeckt ist, vier mehr­
stöckige Appartementsbauten vorgesehen hatte, heißt es: 
uDie Antragsgegnerin (Gemeinde) hat ferner im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsp lans ... die Belange des Natur­
und Landschaftsschutzes (§ 1 Abs. 5 BBauG a. F.) nicht in 
ihre Erwägungen eingestellt, obwohl dies ebenfalls offen­
sichtlich erforderlich gewesen wäre. Für die Berücksicht i­
gung der Belange des Natur- und Landschaftsschutzes be­
stand besonderer Anlaß, da das Baugebiet ... an einer be­
sonders hervorragenden Stelle am westlichen Abfall des 
Schwarzwaldes in das Rheintal gelegen ist und dieser Be-

reich, wie die vorgelegten Lichtbi lder zeigen und der Augen­
schein des Senats bestätigt hat, von weither eingesehen 
werden kann. Bei der exponierten Stellung des Baugebiets 
inmitten einer besonders reizvollen und von der Bevölkerung 
auch als solche angenommenen Erholungslandschaft drän­
gen sich die Belange des Landschaftsschutzes förmlich auf, 
wenn inmitten einer durch Bäume weitgehend verdeckten 
Einzelhausbebauung mehrere hohe und massige Baukörper 
zugelassen werden, die auch den vorhandenen Wald überra­
gen und von weither sichtbar sein würden.« 

Neben der ausdrücklich statuierten materiell-rechtlichen 
Verpflichtung, die Belange des Natur- und Landschafts­
schutzes zu berücksichtigen, enthält das Städtebaurecht 
nicht wenige Verfahrensregelungen, mit denen sicherge­
stellt werden soll, daß die Anforderungen, die an den Sach­
inhalt der Bauleitplanung gestellt werden, nicht zu kurz 
kommen. So sollen die Gemeinden bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen die Behörden und Stellen, die Träger öffentli­
cher Belange sind, möglichst frühzeitig beteiligen(§ 2 Abs. 5 
BBauG). Zu ihnen gehören auch die Naturschutzbehörden, 
die unter Würdigung der ihnen vorgelegten Entwurfsunterla­
gen für den Bau leitplan erforderlichenfalls Hinweise geben 
können, wo und in welcher Weise ihnen Belange des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege nicht ausreichend be­
rücksichtigt erscheinen. Die Träger öffentlicher Belange 
werden auch von der Auslegung des Planentwurfs mit Erläu­
terungsbericht bzw. Begründung benachrichtigt und sie 
können innerhalb der einmonatigen Auslegungsfrist gege­
benenfalls nochmals Bedenken und Anregungen vorbrin· 
gen, mit denen sich die Gemeindevertretung auseinanderzu­
setzen hat; entspricht sie ihnen nicht, so müssen diese Be­
denken oder Anregungen der Genehmigungsbehörde zur 
Kenntnis gebracht werden (§ 2 a Abs. 6 BBauG). In diesem 
Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß das Verwal­
tungsprozeßrecht die Normenkontrollmöglichkeit auch für 
ujede Behörde« eröffnet, sofern sie durch den Inhalt eines 
Bebauungsplans in der Wahrnehmung der ihr obliegenden 
öffentlichen Belange berührt wird. Es wäre demnach zuläs­
s ig, daß eine Naturschutzbehörde einen Bebauungsplan, in 
dem sie trotz ihrer Hinweise die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege als unzulänglich berücksichtigt 
sieht, dem Oberverwaltungsgericht bzw. Verwaltungsge­
richtshof zur Prüfung vorlegt. Sollte allerdings die Natur­
schutzbehörde derselben Behördeneinheit angehören, de­
ren Teil auch die Plangenehmigungsbehörde ists, so wird 
sie für einen derart igen Normenkontrollantrag kaum die Bil­
ligung der Behördenspitze erlangen. 

Zur Berücksicht igung der Naturschutzbelange trägt nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre zunehmend auch die Be­
teiligung der Betroffenen und der Allgemeinheit bei, die seit 
der Baurechts-Novelle von 1976 in den beiden Stufen der In­
formation und Erörterung (Anhörungsstufe) sowie der Mög­
lichkeit des Vorbringens von Bedenken und Anregungen 
während der einmonat igen Auslegung des Planentwurfs 
(Auslegungsstufe) durchzuführen ist(§ 2 a BBauG). Schließ­
lich ist noch die Überprüfung des Planinhalts durch die Ge­
nehmigungsbehörde (§§ 6, 11 BBauG) anzuführen. Sie ist 
zwar nicht befugt, den ihr vorgelegten Bauleitplan auf seine 
Zweckmäßigkeit hin zu untersuchen; doch kann und muß sie 
die Genehmigung wegen jedes Rechtsverstoßes versagen, 
und damit auch, wenn den zu berücksichtigenden öffentli­
chen Belangen nicht ausreichend Rechnung getragen ist. 

Nun sind mir die »Schwachpunkte« dieser an sich lückenlo­
sen Regelungskette selbstverständlich nicht unbekannt: Es 
ist für eine Naturschutzbehörde unmöglich, eine fehlende 
Landschaftsplanungs-Konzeption im Wege der Beteiligung 
als Trägerin öffentlicher Belange »Von außen« in einen Pla­
nungsvorgang hineinzubringen; nicht selten wird diese Be­
hörde von ihrer Personalausstattung her, in der oft noch der 
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Landschaftsplaner fehlt, dazu auch nicht in der Lage sein. 
Die Bürgerbeteiligung führt mehr zu Zufallstreffern, weil sie 
durchweg von Einzelinteressen und Einzelemotionen be­
stimmt wird und nicht von einer Gesamtschau der Planungs­
probleme. Und auf die Genehmigungsbehörden kann man 
auch nicht in hohem Maße bauen, weil sie vielfach personell 
überfordert sind, wenn es um die Beurteilung geht, ob in ei­
ner Bauleitplanung die Forderungen der Landschaftspla­
nung in genügendem Umfang zur Geltung gekommen sind. 
Die rheinland-pfälzische Regelung versucht diesen Schwä· 
chen damit zu begegnen, daß sie nicht nur die wichtigsten 
Zweckbestimmungen von Flächen, auf die es unter Natur­
schutzgesichtspunkten ankommt, als Kriterien nennt, und 
im Erläuterungsbericht zum Flächennutzungsplan bzw. in 
der Begründung zum Bebauungsplan Rechenschaft darüber 
fordert, daß der Zustand der Landschaft umfassend ermit­
telt und bewertet worden ist, sondern abschließend auch 
noch Äußerungen dazu verlangt, ninwieweit bei Darstellun­
gen und Festsetzungen die landschaftlichen Gegebenheiten 
und die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege Beachtung gefunden haben„. Fehlen sol­
che Äußerungen oder sind sie inhaltlich dünn oder gar nur 
floskelhaft, so wird die Genehmigungsbehörde gewisserma­
ßen schon nach dem Beweis des ersten Anscheins davon 
ausgehen können, daß das Gebot, die örtlichen Erfordernis­
se und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege in den Bauleitplänen 
näher darzustellen, ungenügend befolgt worden ist. 

Hält man dies den Gemeinden vor, so werden sie in aller Re­
gel erwidern, daß sie vergebens nach einem überörtlichen 
landschaftsplanerischen Konzept Ausschau gehalten ha­
ben, von dem sie bei der Landschaftsplanung für den örtli­
chen Bereich hätten ausgehen können. In der Tat, wenn es 
die Aufgabe der Landschaftsrahmenpläne ist, vom Stand­
punkt des Naturschutzes und der Landschaftspflege her An­
gaben aus überörtlicher Sicht zu machen über 
- die künftige Nutzung und Gestaltung der Landschaft im 

Außenbereich, 
die anzustrebende städtebauliche Nutzung und 

Gebiete, in den besondere Maßnahmen zur Verbesse­
rung des Wohn- und Erholungswerts oder zur Beseiti­
gung oder Verhütung von Landschaftsschäden getroffen 
werden müssen 1, 

dann müssen zuerst die Landschaftsrahmenpläne vorhan­
den und bezüglich ihrer raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen in die regionalen Raumordnungspläne über­
nommen sein, bevor die Gemeinden im Rahmen ihrer Flä-

. chennutzungsplanung mit der Landschaftsplanung begin­
nen können. Alles andere erbringt nur Stück- und Flickwerk. 

Hinzu kommt eine weitere wichtige Überlegung: Die raumbe­
deutsamen Planungen und Maßnahmen, die aus einem 
Landschaftsrahmenplan in den regionalen Raumordnungs­
plan übernommen werden, rechnen zu den »Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung«, an die die Gemeinden 
ihre Bauleitpläne »anzupassen« haben (§ 1 Abs. 4 BBauG). 
Ob dieses zwingende Gebot beachtet worden ist, läßt sich 
durch einen Vergleich der Darstellungen des Landschafts­
rahmen- bzw. Regionalplans mit den Darstellungen des Flä­
chennutzungsplans oder den Festsetzungen des Bebau­
ungsplans verhältnismäßig leicht feststellen (ähnlich der 
Feststellung, ob ein Bebauungsplan aus dem Flächennut­
zungsplan »entwickelt" ist, § 8 Abs. 2 BBauG). Was man in 
Planform zum Beurtei lungsmaßstab machen kann, hat auch 
für die Genehmigungsbehörden und die Gerichte eine ganz 
andere Überzeugungskraft als bloß »verbale« ad-hoc-Argu­
mente. Damit schälen sich die Landschaftsrahmenpläne je­
denfalls für die FlächenländerB als die geeigneten Instru­
mente heraus, den überörtl ichen Erfordernissen und Maß­
nahmen zur Verwlrklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in der Bau leitplanung der Gemein-
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den Beachtung zu verschaffen, mag diese Bauleitplanung 
wie in Rheinland-Pfalz die Aufgaben der Landschaftspla­
nung für den örtlichen Bereich mitzuerfüllen haben oder 
mag ihr wie in einigen anderen Ländern eine eigene ge­
meindliche Landschaftsplanung an die Seite zu stellen oder 
vorauszuschicken sein9. 

Nichts anderes gilt für die Geltendmachung der überörtli­
chen Ziele und Erfordernisse des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in Fachplanungsverfahren 10, vor allem 
bei Straßenbaumaßnahmen. Gewiß sind die Naturschutzbe­
hörden auch in diesen Verfahren zu »beteiligen« (vgl. § 3 
Abs. 2 BNatSchG, der unmittelbar gilt). Doch haftet dieser 
Betei ligung die gleiche Schwäche an wie im Verfahren zur 
Aufstellung von Bauleitplänen; sie ist sogar eher noch weni­
ger wirksam, weil im Verhältnis staatlicher Behörden unter­
einander immer ein »Ober" da ist, der einen mit unangeneh­
men Einwendungen daherkommenden »Unter" zum Schwei­
gen bringen kann (ohne daß dieser ein Gericht anrufen könn­
te). Ein Landschaftsrahmenplan dagegen, dessen raumbe­
deutsame Aussagen zum Bestandteil des reg ionalen Raum­
ordnungsplans gemacht worden sind, läßt sich nicht so 
leicht zur Seite schieben. Denn die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung sind von allen staatl ichen und kommu­
nalen Behörden und Planungsträgern bei Planungen und al­
len sonstigen Maßnahmen, durch die Grund und Boden in 
Anspruch genommen oder die räumliche Entwicklung eines 
Gebiets beeinflußt wird, zu beachten (§ 5 Abs. 4 ROG). 

Bleibt noch zu fragen, ob nicht alle aufgezeigten Probleme 
mit einem Schlag gelöst wären, wenn In allen Ländern das 
System der rechtsverbindlichen Überplanung des gesamten 
Außenbereichs der Gemeinden durch Satzung der kreisfrei­
en Städte und Kreise eingeführt würde, wie es das nord­
rhein-westfälische Landschaftsgesetz von 1975 vorgeschrie­
ben hat und wie es mit gewissen Änderungen auch in der 
Neufassung dieses Gesetzes aufrechterhalten worden ist. 
Diesem Gesetz habe ich schon früher bestätigt, daß die Pro­
bleme der Aufgabenstellung, des Sachinhalts und der Wir­
kungen einer Landschaftsplanung bisher nirgends einge­
hender zu durchdringen versucht worden sind als in Nord­
rhein-Westfalen 11. Dies gilt auch heute noch, nachdem eini­
ge Länder sich nach dem Inkrafttreten des Bundesnatur­
schutzgesetzes neues Landesnaturschutzrecht geschaffen 
haben 12. Dennoch ist nicht zu verkennen, daß gerade die dif· 
ferenzierten Ansprüche, die Nordrhein-Westfalen an die 
Landschaftsplanung stellt, mit ein Grund dafür sein werden, 
daß die Aufstellung der Landschaftspläne in diesem Land 
Jahrzehnte in Anspruch nehmen wird. 

Auch sachinhaltlich ist die nordrhein-westfälische Methode 
der Landschaftsplanung nicht geringen Einwendungen aus­
gesetzt. So ist etwa in dem Diskussionsbericht zur Sitzung 
der Sektion III »Landschaft und natürliche Grundlagen« der 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung, die sich 
am 19. Oktober 1979 in Augsburg mit den Problemen der 
»Verwirklichung übergeordneter Ziele der Ressourcensiche­
rung durch Bauleitplanung« befaßt hat, zu lesen (s. Arbeits­
material der Akademie für Raumforschung und Landespla­
nung, Nr. 39, Hannover 1980, S. 94 ff.): nln der Diskussion 
wurde festgehalten, daß das Land Nordrhein-Westfalen auf 
dem eingeschlagenen Weg einer dem Landschaftsplan auf­
erlegten Rechtsverbindlichkeit sich konträr zu den anderen 
Bundesländern verhält. Als Problem wird in dieser Lösung 
die Abstimmung zwischen Landschaftsplanung und Bauleit­
planung gesehen, ohne die Planung nicht denkbar ist. Kri­
tisch angemerkt wurde, daß hier eine neue Planungsebene 
vor die Bauleitplanung geschaltet wurde, die die Bewe­
gungsfreiheit der Gemeinden zumindest im Außenbereich 
einschränkt. Dem wurde die Frage entgegengehalten, ob es 
gerechtfertigt ist, daß das Wertvolle einer Landschaft dem 
»laienhaften« Verstand der ortsbezogenen Gemeinderäte 
überlassen bleiben kann .... Die Kosten für die Land-



schaftsplanung sind hoch. Die Summe be läuft sich auf ca. 
30 Mio. Die Realisierung soll innerhalb von 10 Jahren erfol­
gen. Der Zustand, in dem jede Gemeinde durch einen Bebau­
ungsplan Landschaftsschutzgebiete aufheben konnte, ist 
aufgehoben. Vielmehr muß nun jede Gemeinde die Land­
schaftsplanung anhören und im Fall einer Änderung ein 
förmliches Verfahren durchlaufen. Die Entscheidung, wel­
che Argumente zu gelten haben, wird beim Regierungspräsi­
denten geprüft. Ihm fällt in einer Auseinandersetzung eine 
Schlüsselposition zu, da er ein Zustimmungsrecht hat. Die 
öko logische Karte des Landschaftsplans macht die Gebiete 
mit ökologischem Wert räumlich sichtbar und greifbar. Da­
mit spielt die ökologische Frage auch im politischen Raum 
eine gewichtigte Rolle. Noch ist in Nordrhein-Westfalen kein 
Landschaftsplan verabschiedet, so daß es bisher an Erfah­
rungen mangelt. Man wird zu einem späteren Zeitpunkt ein­
mal eine Zwischenbilanz ziehen müssen.« 

Die beiden letzten Sätze gelten wei tgehend auch für die an­
deren Bundesländer. Ich würde mit ihnen meine Überlegun­
gen abschließen, wenn nicht über einen rheinland-pfälzi­
schen Normenkontroll-Fall verfassungsrechtliche Aspekte 
zutage getreten wären, die das ganze nordrhein-westfäli­
sche System rechtlich in Frage stellen und auch in dem vor­
stehend auszugsweise wiedergegebenen Diskussionsbe­
r icht mit der Überlegung angesprochen worden sind, daß ei­
ne neue Planungsebene vor die Bauleitplanung geschaltet 
worden sei , die die Bewegungsfreiheit der Gemeinden zu­
mindest im Außenbereich einschränke. Die Bezirksregie­
rung Rheinhessen-Pfalz hat am 17. März 1977 die Verord­
nung über das Landschaftsschutzgebiet »Rheinhessisches 
Rheingebiet« erlassen (Staatsanzeiger für Rheinland-Pfalz 
1977 S. 227). Mit ihr sollten die Außenbereiche zahlreicher 
Städte und Gemeinden entlang dem Rhein zwischen Worms 
und Bingen unter Landschaftsschutz gestell t werden; aus­
genommen sollten lediglich die Flächen innerhalb der räum­
lichen Geltungsbereiche von Bebauungsplänen und inner­
halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sein. Auf 
den Normenkontrollantrag eines Grundstückseigentü mers 
hin, der sich gegen einen Bebauungsplan unter anderem mit 
der Begründung wandte, in ihn sei unzulässigerweise ein 
Teil des Landschaftsschutzgebiets einbezogen worden, be­
stät igte das Oberverwaltungsgericht die Rechtsgültigkeit 
des Bebauungsplans, bezeichnete jedoch die Landschafts­
schutzverordn ung als nichtig 13. Da die im früheren Bundes­
baurecht enthal tene Möglichkeit, mit Flächennutzungs- und 
Bebauungsplanung die Wirkungen einer Landschafts­
schutzverordnung ganz oder teilweise zu »verdrängen«, seit 
der Baurechts-Novelle 1976 entfallen ist (Aufhebung des§ 5 
Abs. 6 BBauG 1960), wird nach der Auffassung des rhein­
land-pfälzischen Oberverwaltungsgerichts die durch Bun­
desverfassungs- und -gesetzesrecht gewährleistete Pla­
nungshoheit der Gemeinde durch eine Landschaftsschutz­
verordnung mit dem beschriebenen Inhalt in unzulässiger 
Weise eingeschränkt. 

Die gleiche nAbriegelungsfunkt ion« hat die in Satzungsform 
zu verfestigende nordrhein-westfälische Landschaftspla­
nung, ja sie ergreift gegebenenfalls sogar noch Flächen, die 
in einem Bebauungsplan für die land- oder forstwirtschaft­
liche Nutzung oder a ls Grünflächen festgesetzt sind, wenn 
sie im Zusammenhang mit dem Außenbereich stehen 14. Ob 
der erste Landschaftsplan eines Kreises, wenn er dem Ober­
verwaltu ngsgericht Münster im Normenkontrollverfahren 
von einer Gemeinde mit der Behauptung vorgelegt würde, 
daß s ie sich in ihrer Planungshoheit für die das gesamte Ge­
meindegebiet umfassende Bauleitplanung (vgl. § 5 Abs. 1 
BBauG) verletzt fühle, der richterl ichen Überprüfung stand­
hielte, muß bezweifelt werden. 

Bei soviel Unklarheit über die Zwecke, Aufgaben, Inhalte, 
Wirkungen und Rechtsformen der Landschaftsplanungen 
aller Stufen wäre es verf rüht, sich schon jetzt für ein be-

stimmtes System auszusprechen. Einerseits müssen die 
notwendigen Erfahrungen in der Praxis gesammelt werden. 
Auf der anderen Seite müssen aber auch verstärkt die wis­
senschaftlichen Bemühungen fortgesetzt werden, die Fach­
und Rechtsprobleme der Landschaftsplanung auf al len Ebe­
nen zu durchdringen und für sie nach verläßlichen, praktisch 
brauchbaren und wirkungsvollen Lösungen zu suchen. 

Anmerkungen 

Rheinland-Pfalz: Landesgesetz über Naturschutz und Land· 
schaftspflege (Landespflegegesetz - LPflG - ) in der Fassung 
vom 5. Februar 1979, GVBI. S. 371. 
Berl in: Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege von Ber­
lin (Berliner Naturschutzgesetz - NatSchGBln) vom 30. Januar 
1979, GVBI. S. 183. 
Saarland: Gesetz Nr. 1097 über den Schutz der Natur und die Pfle­
ge der Landschaft (Saarländ isches Naturschutzgesetz - SNG) 
vom 31 . Januar 1979, Amtsbl. S. 147. 
Bremen: Gesetz Ober Naturschutz und Landschaftspflege (Bremi· 
sches Naturschutzgesetz - BremNatSchG) vom 17. September 
1979, GBI. S. 345. 
N'ordrhein-Westfalen: Gesetz zur Änderung des Landschaftsge­
setzes vom 6. Mai 1980, GVBI. S. 498. 

2 S. den durch das Änderungsgesetz (vgl. Anm. 1) in das Land· 
schaftsgesetz neu eingefügten § 15 Landschafts rahmenplan: 
»Die regionalen Erfordernisse zur Verwirklichung des Naturschut­
zes und der Landschaftspf lege werden im Gebietsentwicklungs­
plan dargestellt; der Gebietsentwicklungsplan erfüllt d ie Funktio· 
nen eines Landschaftsrahmenplans nach § 5 Bundesnaturschutz­
gesetz.n 

3 S. dazu § 2 Abs. 1 Nr. 7 BNatSchG: »Luftverunreinigungen und 
Lärmeinwirkungen sind auch durch Maßnahmen des Naturschut· 
zes und der Landschaftspflege gering zu halten.« 

4 Von den neuen Gesetzen s. Rheinland-Pfalz§ 17, Saarland .§ 9. 

5 § 17 des rheinland·pfälzischen Landespflegegesetzes. 

6 Dies ist in Rheinland-Pfalz für alle kreisangehörigen Gemeinden 
(Verbandsgemeinden und verbandsfreie Gemeinden) der Fall, 
we il d ie Kreisverwaltung zugleich untere Naturschutzbehö rde 
und aufgrund der Delegation nach§ 147 Abs. 3 BBauG Genehmi­
gungsbehörde für beide Arten von Bauleitplänen ist; bezügli ch 
der Flächennutzungspläne halte ich diese Delegation für verfehl t. 

7 So etwa§ 16 des rheinland-pfälzischen Landespf legegesetzes. 

8 Die Stadtstaaten verzichten auf den Landschaftsrahmenplan; s ie 
regeln nur die beiden Stufen des Landschaftsprogramms und der 
Landschaftspläne. S. Berliner Naturschutzgesetz§§ 3-13, Bre­
misches Naturschutzgesetz§§ 4- 10. 

9 S. dazu etwa die Regelung in§ 9 des saarländischen Naturschutz­
gesetzes. 

10 Zu den mögl ichen Arten von Fachplanungen, die der Bauleitpla· 
nung der Gemeinden vorgehen, s. d ie nVerlustliste der gemeindli· 
chen Planungshoheit« in § 38 BBauG. Auch Naturschutz und 
Landschaftspflege haben gegenüber diesen Fachplanungen 
durchweg einen schweren (bis nahezu aussichtslosen) Stand, so· 
lange in den Fachplanungsgesetzen noch das Gebot einer umfas· 
senden Umweltvert räglichkeitsprüfung fehlt; s. dazu Näheres bei 
Stich/Läpke/Schöner, Vorschrif ten zur Umweltverträglichkeits· 
prüfung in den Fachplanungen, Forschungsvorhaben 101 01 004 
des Umweltbundesamtes, Berlin 1980, mit Zusammenstellung 
der Literatur zur Frage der Umweltverträglichkeitsprüfung auf S. 
182 ff. 

11 S. Stich, Landschafts- und Grünordnungsplanung in Siedlungs· 
und Außenbereichen - Rechtsgrundlagen, Planungsinstrumen· 
te, Zweifelsfragen, Forderungen-, in: Jahrbuch für Naturschutz 
und Landschaftspflege, Band 25, 1976, S. 63 ff. 

12 Ausführliche Regelungen enthalten auch die Gesetze von Berlin 
und Bremen, s. oben Anm. 8. 

13 Urteil vom 6. März 1979, 10 C 10/78, Natur und Recht 1979, S. 113 
= Zeitschrift für deutsches und internationales Baurecht 1979, S. 
214. 

14 S. dazu die Fassung des§ 10 Landschaftsgesetz durch das Ände· 
rungsgesetz, vg l. oben Anm. 1. 
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Eberhard Heiderich 

Die Ausgleichsabgabe im System der Eingriffsregelung der Naturschutzgesetze 
unter besonderer Berücksichtigung der Regelung in Baden-Württemberg 

1. Einleitung 

Der Deutsche Rat für Landespflege hat sich schon einmal 
mit der naturschutzrechtlichen Ausgleichsabgabe in kurso­
rischer Weise befaßt. In seiner Stellungnahme zu den Ergeb­
nissen des Symposiums »Industrie und natürliche Umwelt« 
hat er »die einsetzende Tendenz, gesetzliche Ausgleichsfor­
derungen für Eingriffe in Natur und Landschaft abzugelten, 
als sehr problematisch angesehen, weil darin die Gefahr ei­
nes Freikaufs von Ausgleichsverpflichtungen verborgen ist« 
und damit die Ausgleichsabgabe im Grundsatz abgelehnt1. 
Baden-Württemberg hat gegenüber dem Deutschen Rat für 
Landespflege damals sein Bedauern darüber ausgespro­
chen, daß der Deutsche Rat in einer so bedeutsamen Frage 
ohne gründliche Aufarbeitung der Problematik ein solches 
Votum abgegeben hat. Es ist daher zu begrüßen, daß im 
Rahmen dieses Symposiums Gelegenheit gegeben ist, die 
damalige Äußerung zu überdenken. 

Baden-Württemberg darf wohl zu Recht als das Land mit der 
längsten und intensivsten Erfahrung auf dem Gebiet der na­
turschutzrechtlichen Ausgleichsabgabe angesehen werden. 
Und zwar nicht erst seit dem Inkrafttreten des Naturschutz­
gesetzes. Ausgleichsabgaben wurden in Baden-Württem­
berg bereits zuvor im Zusammenhang mit Befreiungen von 
Naturschutzgebietsverordnungen festgesetzt. Der direkte 
Bezug von dieser Praxis zu der Regelung des Naturschutz­
gesetzes läßt sich nachweisen. Der Landtag von Baden­
Württemberg hatte sich nämlich schon vor der Regierungs­
vorlage des Naturschutzgesetzes mit der Frageeinernatur­
schutzrechtl ichen Ausgleichsabgabe aufgrund einer gegen 
diese Praxis der Naturschutzbehörden gerichteten Petition 
zu befassen. Der Landtag hatte seinerzeit die Landesregie­
rung beauftragt, einen Gesetzentwurf über die Erhebung ei­
ner Ausgleichsabgabe vorzulegen2. 

Baden-Württemberg steht heute mit seiner Regelung über 
die Ausgleichsabgabe2a nicht mehr allein. Zwar enthält das 
Bundesnaturschutzgesetz bekanntlich keine Ausgleichsab­
gabebestimmung. Es ist inzwischen aber weitgehend aner­
kannt, daß das Bundesnaturschutzgesetz als „ Ersatzmaß­
nahmen der Verursacher bei nicht ausgleichbaren aber vor­
rangigen Eingriffen« im Sinne von § 8 Abs. 9 BNatSchG 
auch die Einführung einer Ausgleichsabgaberegelung 
grundsätzlich zuläßt3. 

Außer dem Naturschutzgesetz von Baden-Württemberg ent­
halten alle nach dem Inkrafttreten des Bundesnaturschutz­
gesetzes ergangenen Anpassungsgesetze4 eine Ausgleichs­
abgaberegelung. Soweit in den übrigen Ländern Gesetzes­
vorlagen existierens, ist dies ebenfalls vorgesehen. 

In der Ausgestaltung ergeben sich jedoch grundsätzlich -
im Hinblick auf die Rechtseinheitlichkeit im Bundesgebiet 
zu bedauernde - Unterschiede, die im folgenden darzule­
gen sein werden. 

II. Verhältnis von Ausgleichsmaßnahmen und 
Ersatzmaßnahmen 

Zum Verständnis der Ausgleichsabgabe soll zunächst auf 
die Unterscheidung von Ausgleichsmaßnahmen und Ersatz­
maßnahmen im Sinne von § 8 BNatSchG eingegangen wer­
den. 
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Das Bundesnaturschutzgesetz regelt expressis verbis ledig­
lich die Verpflichtung zum Ausgleich in Natur in Form von 
Ausgleichsmaßnahmen. Ausgleichsmaßnahmen im Sinne 
von§ 8 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG sind Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege zum Ausgleich unver­
meidbarer Beeinträchtigungen, „soweit es zur Verwirkli­
chung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge erforderlich ist«. Ausgeglichen ist nach§ 8 A?s. 2 Sat_z 4 
BNatSchG ein Eingriff, »wenn nach seiner Beendigung keine 
erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung des Natur­
haushaltes zurückbleibt und das Landschaftsbild land­
schaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist«. 
Während schon nach dem Gesetzeswortlaut beim Land­
schaftsbild nicht nur die Wiederherstellung des alten Zu­
standes zum vollen Ausgleich ausreicht, sondern auch die 
Neugestaltung des Landschaftsbildes vollgültige Aus­
gleichsmaßnahme ist, bereitet die Frage, wann Beeinträch­
t igungen des Naturhaushaltes ausgeglichen sind, offen­
sichtlich Schwierigkeiten. 

Schlagwortartig läßt sich die Problematik anhand folgender 
Falltypen darstellen. 

1. Der Ausgleich ist am Ort des Eingriffs in die Natur im Sin­
ne einer Naturalrestitut ion möglich (z. B. Auffüllen ei ner 
Trocken-Abbaustelle und deren Wiederbepflanzung). 

2. Der Ausgleich ist im räumlichen Zusammenhang mit 
dem Eingriff mit der gleichen Funktion des gestörten Na­
turgutes möglich (z. B. Feuchtbiotop für Feuchtbiotop, 
Trockenrasen für Trockenrasen, Verlegung einer Reiher­
kolonie). 

3. Der Ausgleich ist zwar in räumlichem Zusammenhang 
mit der Eingriffstelle, jedoch nur in ökologisch gleichwer­
tiger Weise möglich (z. B. Feuchtgebiet statt Trockenra­
sen). 

4. Der Ausgleich ist zwar in funktional gleichart iger Weise 
möglich, es besteht aber kein räumlicher Zusammen­
hang mit der Eingriffstelle mehr. 

5. Der Ausgleich ist nur in ökologisch gleichwertiger Weise 
ohne räuml ichen Bezug zum Eingriff möglich. 

Die Frage, was hierbei Ausgleichsmaßnahme Im Sinne von 
§ 8 Abs. 2 BNatSchG oder Ersatzmaßnahme im Si~ne von 
§ 8 Abs. 9 BNatSchG ist , mit anderen Worten, ob eine Aus­
gleichsmaßnahme im engeren Sinne, eine Ausgleichsmaß­
nahme im weiteren Sinne, eine Ersatzmaßname im engeren 
Sinne oder im weiteren Sinne vorliegt, ist noch keineswegs 
abschließend geklärt. Die Literatur ist noch um ei ne brauch­
bare Unterscheidung bemühte. 

Zu den Ausgleichsmaßnahmen soll die Schaffung gleicharti­
ger Funktionen des Natu rhaushaltes, zu den Ersatzmaßnah­
men dagegen die Herstellung gleichwertiger Fun ktionen ge­
hören; beide sollen allerdings in einem räumlichen Bezug 
zum Ort des Eingriffs stehen. Räumlich ist dabei im natur­
räumllch-ökologischen, mit dem Eingriff kausal verbunde­
nen Sinne zu verstehen7. 

An gesetzlichen Definit ionen finden s ich folgende: 

Nach§ 11 Abs. 3 Satz 2 des Saarländischen Naturschutzge­
setzes sind Ersatzmaßnahmen »Maßnahmen, die geeignet 
sind, die durch den Eingriff zerstörten ·oder geschädigten 
Werte und Funktionen des Naturhaushaltes oder des Land-



schaftsbildes in dem von dem Eingriff betroffenen Raum in 
möglichst ähn licher Art und Weise wiederherzustellen«. 

Die gleiche Definition findet sich in§ 11 Abs. 6 Bremisches 
Naturschutzgesetz, § 10 Abs. 6 Entwurf des Niedersächsi· 
sehen Naturschutzgesetzes, und in § 9 Abs. 6 Satz 2 des 
Entwurfs des Hamburger Naturschutzgesetzes. 

§ 5 Abs. 3 des Rheinland-Pfälzischen Landespflegegesetzes 
definiert die Ersatzmaßnahme wie folgt: »Maßnahmen zur 
Verbesserung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbil· 
des, die geeignet sind, die durch den Eingriff gestörten 
Funktionen der Landschaft an einer anderen Stelle zu ge· 
währleisten«. Noch enger versteht das Nordrhein-Westfäli· 
sehe Anpassungsgesetz Ersatzmaßnahmen in§ 5 als 11Maß· 
nahmen an anderer Stelle im Bereich der unteren Land· 
schaftsbehörde, die nach Art und Umfang geeignet sind, die 
durch den Eingriff gestörten Funktionen des Naturhaushal­
tes oder der Landschaft wiederherzustellen«, während das 
Hessische Naturschutzgesetz in § 7 Abs. 3 Satz 2 lediglich 
festlegt, daß die Ersatzmaßnahmen im räumlichen Zusam­
menhang mit dem Eingriff stehen sollen.§ 14 Abs. 5 Satz 4 
des Berliner Naturschutzgesetzes bestimmt, daß Ersatz­
maßnahmen auch an anderer Stelle, als der, auf d ie sich der 
Eingriff unmittelbar auswirkt, gefordert werden können. 

§ 11 Abs. 4 NatSchG Baden-Württemberg schließlich spricht 
im Zusammenhang mit dem Ausgleich auf sonstige Weise 
ebenfalls von Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle, ohne 
diese näher zu bestimmen oder einzugrenzen. Auch das Na· 
turschutzgesetz von Baden-Württemberg enthält somit ent­
gegen PIELOWB die Verptlichtung zur Durchführung von Er­
satzmaßnahmen in Natur. 

Die Grenze zwischen Ausgleichsmaßnahmen und Ersatz· 
maßnahmen ist sicherlich fließend. Allerdings hält der Ver­
fasser die Einschränkung der Ersatzmaßnahmen auf Maß· 
nahmen im räumlichen Zusammenhang mit dem Eingriff 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz nicht fü r zwingend. Ei­
ne solche Maßnahme kann etwa in der Kultivierung einer 
aufgelassenen Kiesgrube in einem anderen Landschaftsteil 
gesehen werden. Solche Ersatzmaßnahmen ohne räumli­
chen Bezug zum Eingriff können al l~rdings nicht mehr Ge· 
genstand eines landschaftspfl egerischen Begleitplanes im 
Sinne von§ 8 Abs. 4 BNatSchG sein9. 

Da die Ausgleichsabgabe qua lege nur Ersatzmaßnahme im 
Sinne von§ 8 Abs. 9 BNatSchG sein kann, ist s ie zur Ersatz­
maßnahme in Natur abzugrenzen und steht mit dieser in un­
mittelbarem Bezug. 

III. Die Regelung der Ausgleichsabgabe in den 
Naturschutzgesetzen der Länder. 

Beim Vergleich der naturschutzrechtlichen Bestimmungen 
der Länder lassen sich im Prinzip zwei unterschiedliche Re­
gelungen der Ausgleichsabgabe feststellen. Nach dem 11Mo· 
dell Baden-Württemberg« greift die Ausgleichsabgabe sub­
sidiär ein, wenn Ausgleichsmaßnahmen in Natur, auch in 
Form von Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle nicht mög· 
lieh sind; nach dem »Modell Rheinland-Pfalz« tritt die Aus­
gleichsabgabe alternativ neben die Durchführung von Er­
satzmaßnahmen. Ein wesentlicher Unterschied besteht dar­
in, daß nach der zweiten Alternative die Ausgleichsabgabe 
nicht greift, wenn Ersatzmaßnahmen nicht konkreti siert 
werden können. Dies ist näher zu erläutern: 

1. Die subsidiäre Ausgleichsabgabe 

Nach dem baden-württembergischen Naturschutzgesetz er­
gibt sich im einzelnen folgender Aufbau des Verursacher­
und Ausgleichsprinzips: 

Unvermeidbare, aber aus überwiegendem öffentlichen Inter­
esse zuzulassende Eingriffe sind 

a) primär durch Maßnahmen in Natur am Ort des Ei ngriffs 
auszugleichen, 

b) sekundär durch ökologisch gleichartige, oder wo dies 
nicht möglich ist, gleichwertige Maßnahmen in Natur an 
anderer Stelle möglichst, aber nicht zwingend, in räumli­
chem Bezug zum Eingriff, auszugleichen (Ersatzmaßnah­
men); 

c) als ultima ratio ist eine Ausgleichsabgabe zu leisten. 

Die Ausgleichsabgabe ist somit für anders nicht ausgleich­
bare Folgen von ausgleichspflichtigen Eingriffen in Natur 
und Landschaft zu entrichten. Die Ausgleichsabgabe steht 
aber stets an letzter Stelle aller möglichen Ersatzmaßnah­
men. Insbesondere besteht kein Wahlrecht für den Verursa­
cher oder für die Gestattungsbehörde zwischen Ersatzmaß­
nahmen in Natur oder Bezahlung einer Ausgleichsabgabe10. 
Hierin liegt ein ganz wesent licher Unterschied zur Regelung 
nach dem 11Modell Rheinland-Pfalz«. 

Dieses System der logischen Abfolge von Ausgleichs· und 
Ersatzmaßnahmen ist Ausfluß eines konsequent durchge­
dachten und angewandten Verursacherprinzips und findet 
darin seine Begründung. Die Ausgleichsabgabe sorgt dafür, 
daß das Verursacher· und Ausgleichsprinzip auch dann An­
wendung findet, wenn Schäden an Natur und Landschaft 
durch den Verursacher im Einzelfall nicht ausgeglichen wer· 
den können, weil weder Ausgleichsmaßnahmen möglich 
noch Ersatzmaßnahmen durchführbar sind. Das Verursa­
cherprinzip muß aber konsequenterweise auch dann gelten, 
wenn der Ausgleich in Natur weder am Ort des Eingriffs 
noch an anderer Stelle möglich ist. Die Ausgleichsabgabe 
bringt somit das Verursacherprinzip auch gegenüber demje­
nigen zur Wirkung, der den Ausgleich in Natur nicht erbrin­
gen kann und die dafür erforderlichen Aufwendungen sonst 
ersparen würde. Insbesondere will die Ausg leichsabgabe 
nicht neue Finanzierungsquellen für den Naturschutz öff· 
nen, sondern den vollständigen Ausgleich von Schäden an 
Natur und Landschaft durch Eingriffe auch dann sicherstel­
len, wenn ei ne konkrete Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahme 
nicht möglich ist11. Dies ist - auch rechtspolitisch gesehen 
- ein wesentlicher Vorte il der Ausgleichsabgabe. Die Aus· 
g leichsabgabe ist daher auch keine Abgabe im abgabe­
rechtlichen Sinne12. 

Dem Beispiel Baden-Württembergs entsprechen im wesent· 
liehen die Gesetze bzw. Gesetzentwürfe von Saarland, Bre­
men, Berlin, Hamburg und Niedersachsen. 

Da in Baden-Württemberg - im Unterschied etwa zur Rege· 
lung im Saarland und in Bremen - Ersatzmaßnahmen nicht 
auf den vom Eingriff betroffenen Raum begrenzt sind, geht 
nach baden-württembergischem Recht auch eine Ersatz· 
maßnahme an anderer Stelle ohne räumlichen Bezug zum 
Eingriffsort der Festsetzung einer Ausgleichsabgabe vor. 

2. Alternative Ausgleichsabgabe 

Einen deutlichen Gegensatz dazu stellt die Regelung in 
Rheinland-Pfalz dar. Nach § 5 Abs. 3 Landespflegegesetz 
Rheinland-Pfalz kann die zuständige Behörde den Verursa­
cher verpflichten, Ersatzmaßnahmen durchzuführen oder 
den erforderlichen Geldbetrag einer Körperschaft des öf· 
!entliehen Rechts zur Durchführung der Ersatzmaßnahme 
zur Verfügung zu stellen. Um den erforderlichen Geldbetrag 
festsetzen zu können, muß die Behörde erst eine geeignete 
Ersatzmaßnahme ermitteln. 

Diese zeitliche und räumliche Koppelung mit der Gestattung 
des Eingriffs bedeutet, daß - bei Fehlen realer Ersatzmaß· 
nahmen - entweder der Berechnung der Ausgleichsabgabe 
unzweckmäßige oder gar unerwünschte Ersatzmaßnahmen 
zugrunde gelegt werden müssen, die in der Praxis nicht rea· 
lisierbar wären, oder auf den Ausgleich ganz verzichtet wer· 
den muß, wenn nicht das Verfahren ruhen soll, bis s ich eine 
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Ersatzmöglichkeit auftut. Gegen die alternative Ausgleichs­
abgabe wurden in der Literatur bereits Bedenken 
erhoben12a. Jedenfalls ist feststellbar, daß die Vorausset­
zungen für die Erhebung einer Ausgleichsabgabe nach ba­
den-württembergischem Recht erheblich enger sind. 

Ähnlich wie in Rheinland-Pfalz ist die Abgaberegelung in Ab· 
schnitt 1 § 5 der Novelle von Nordrhein-Westfalen, wobei so­
gar ein Wahlrecht für den Verursacher gegeben sein soll. Ei­
ne Ausgleichsabgabe ist somit vor allem dann nicht mög­
lich, wenn Ersatzmaßnahmen in Natur nicht konkretisiert 
werden können. Eine etwas abweichende Regelung enthält 
das Hessische Naturschutzgesetz: Hier ist die Ausgleichs­
abgabe zwar ebenfalls subsidiär zu entrichten, wenn Aus­
gleichsmaßnahmen nicht möglich sind, die Behörde kann 
aber auf die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen ver­
zichten und dafür eine Ausgleichsabgabe in Höhe der er­
sparten Rekultivlerungskosten verlangen. 

IV. Höhe der Ausgleichsabgabe und Ausgleichsabgabe-
verordnung von Baden-Württemberg 

Auch bei der Fest legung der Höhe der Ausgleichsabgabe 
gibt es grundsätzlich zwei unterschiedliche Richtungen. Ge­
danklicher Ausgangspunkt aller Regelungen ist dabei, daß 
die ersparten Rekultivierungskosten ein wesent licher Faktor 
für die Berechnung der Ausgleichsabgabe darstellen. Dies 
ist am konsequentesten dort festgelegt, wo die Ausgleichs­
abgabe anstelle von Ersatzmaßnahmen tritt oder treten 
kann13. In den Ländern, in denen die Ausgleichsabgaben 
erst in Betracht kommen, wenn Ersatzmaßnahmen in Natur 
nicht möglich sind, fehlt es meist gerade an vergleichbaren 
Ersatzmaßnahmen. Zwar geht der Gesetzentwurf von Ham­
burg ebenfalls grundsätzl ich von den Kosten aus, die der 
Verursacher aufwenden müßte, wenn er die Ersatzmaßnah­
me durchführen könnte14; in den meisten übrigen Ländern 
bilden die ersparten Rekultivierungskosten nur die Ober­
grenze für die Ausgleichsabgabe15. Im übrigen folgen die 
Länder aber dem Beispiel des Naturschutzgesetzes von Ba­
den-Württemberg, das die Bestimmung der Höhe der Aus­
gleichsabgabe und des Verfahrens zu ihrer Erhebung dem 
Verordnungsgeber überlassen hat. Immerhin hat auch der 
Gesetzgeber von Baden-Württemberg insoweit einen Rah­
men vorgegeben, als die Höhe nach der Dauer und Schwere 
des Eingriffs, dem Wert oder Vorteil für den Verursacher so­
wie nach der wirtschaftlichen Zurnutbarkeit zu bemessen 
ist. Die Schwere des Eingriffes ist dabei in der Regel anhand 
der beanspruchten Fläche oder, bei der Entnahme von Bo­
denbestandteilen, der Menge des entnommenen Materials 
zu berücksichtigen1s. 

Mit der Verordnung Ober die Höhe der Ausgleichsabgabe 
und der Verfahren zu ihrer Erhebung vorn 1. 12. 197717 hat 
Baden-Württemberg im ganzen Bundesgebiet absolutes 
Neuland betreten. Es hat sich sehr schnell gezeigt, daß sich 
die Kosten für Ersatzmaßnahmen schlechterdings nicht ge­
neralisieren, sondern nur bei konkreter Fallgestaltung in et­
wa ermitteln lassen. Nach dem Ausgleichssystem in Baden­
Württemberg ist aber in solchen Fällen keine Ausgleichs­
abgabe, sondern die Ersatzmaßnahme festzusetze~. Es 
blieb daher nichts anderes übrig, als für bestimmte typische 
Fallgruppen Rahmensätze festzulegen, die lediglich annä­
herungsweise an vergleichbaren Ersatzmaßnahmen zu 
orientieren waren. Andererseits waren, wie gezeigt, Wert 
und Vorteil für den Verursacher sowie die wirtschaftliche 
Zumutbarkeit zu berücksichtigen. Außerdem hat sich mäßi­
gend ausgewirkt, daß die Ausgleichsabgabeverordnung _i m 
Einvernehmen mit dem Wirtschaftsministerium, dem Sozial­
ministerium und dem Finanzministerium zu erlassen war. 

Die Ausgleichsabgabeverordnung unterscheidet 3 Gruppen 
von Eingriffsfällen: 
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1. Eingriffe, die s ich überwiegend in der Fläche auswirken, 
mit dem Flächenmaßstab als Regelfall , also praktisch al­
le Bauvorhaben, 

2. Eingriffe, die auf eine Entnahme von Bodenbestandtei­
len gerichtet sind, z. B. Steinbrüche, Kiesgruben, mit 
dem Entnahmemaßstab als Spezialfall und 

3. Eingriffe, bei denen die Bezugnahme auf die Fläche dem 
Wesen des Eingriffs nicht gerecht würde, also insbeson­
dere Turmbauten, mit dem Baukostenmaßstab als Aus­
nahmefall. 

Der Verordnungsgeber hat damit die einfachst mögl iche Un­
terscheidung getroffen, die dem Differenzierungsgebot 
noch entspricht. 

Die Rahmensätze für die Ausgleichsabgabe liegen 
1. beim Flächenmaßstab zwischen 0,50 und 1 DM/m2, 

2. beim Entnahmemaßstab zwischen 0,10 und 0,30 DM/m3, 
3. beim Baukostenmaßstab zwischen 0,5 und 2 % der Bau-

kosten. 

Die Prüfungskriterien für die Festlegung der Höhe der Aus­
gleichsabgabe innerhalb dieser Rahmensätze sind in der 
Ausgleichsabgabeverordnung näher bestimmt. Bei schwer­
wiegenden Eingriffen, insbesondere in geschützte Land­
schaftsteile, Feuchtgebiete, die Ufervegetation oder in den 
Erholungsschutzstreifen an Gewässern können die Rah· 
rnensätze bis zum zweifachen erhöht, bei Vorhaben der öf­
fentlichen Hand bis zur Hälfte ihrer Untergrenze unterschrit­
ten werden, soweit es sich nicht um Unternehmen handelt, 
die auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind1B. 

V. Verwendungszweck 

Dort, wo die Ausgleichsabgabe anstelle einer sonst zu er­
bringenden Ersatzmaßnahme zu zahlen Ist, ergeben sich be· 
zügl ich des Verwendungszweckes keine Probleme; die an 
sich mögliche Ersatzmaßnahme ist damit zu f inanzieren19. 

Nach dem Naturschutzgesetz von Baden-Württemberg fließt 
die Ausgleichsabgabe dem Naturschutzfonds beim Ernäh· 
rungsministerium zu und kann nach dem Wortlaut des Ge­
setzestextes nicht nur zur Förderung von Maßnahmen zum 
Schutze der Natur und zur Pflege der Landschaft, sondern 
theoretisch z. B. auch zur Auszeichnung richtungsweisen­
der Leistungen auf dem Gebiet der Erhaltung der natürli­
chen Umwelt Verwendung finden20. Dies hat bei den Kriti­
kern der Ausgleichsabgabe nach dem baden-württembergi­
schen Naturschutzrecht besonders Anstoß erregt21. In allen 
anderen Ländern ist inzwischen die Verwendung des Auf­
kommens aus der Ausgleichsabgabe in mehr oder weniger 
starkem Umfange für Maßnahmen, die dem Naturhaushalt 
und der Landschaftspflege dienen, festgelegt22. Als exem­
plarisch kann die bremische Verwendungsklausel angese· 
hen werden, die wie folgt lautet: 

»Die Ausgleichsabgabe ist zweckgebunden für die Fi· 
nanzierung von Maßnahmen zu verwenden, durch die 
dem zerstörten Gut entsprechende Werte oder Funktio· 
nen des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes her­
gestellt oder in ihrem Bestand gesichert werden«23. 

Tatsächlich wird die Ausgleichsabgabe auch in Baden-Würt­
temberg aufgrund entsprechender Beschlüsse des Stif­
tungsrats der Stiftung Naturschutzfonds beim Ernährungs­
ministerium ausschließlich für Maßnahmen zum Schutze 
der Natur und zur Pflege der Landschaft verwendet, und 
zwar mindestens zur Hälfte in den Kreisen, in denen sie an­
gefallen ist. In Baden-Württemberg wird zur Zeit erwogen, 
diese Praxis durch Übernahme der bremischen Verwen­
dungsklausel in die Abgabeverordnung rech tl ich zu fixieren, 
um die dahingehenden Bedenken des Bundes, mit dem das 
Land Baden-Württemberg wegen der Verpf lichtung zur Zah-



lung einer Ausgleichsabgabe für eine Bundesfernstraße im 
Strei t liegt, zu zerstreuen. Baden-Württemberg wäre sogar 
bereit, auch hinsichtlich der Verwend ung der Ausgleichsab· 
gabe eine räumliche Bezugnahme zum Entstehungsort der 
Ausgleichsabgabe zumindest als Sollvorschrift aufzuneh­
men. 

VI. Verpflichtung der öffentlichen Hand und laufende 
Ausgleichsabgabe 

Auf zwei Punkte soll noch ausdrückl ich hingewiesen wer­
den: 

1. Verpflichtung der öffentlichen Hand zur Zahlung einer 
Ausgleichsabgabe. 

Bei der Frage der Einführung einer Ausgleichsabgabe stellt 
s ich spätestens bei der Abstimmung mit den Wirtschafts­
und Finanzressorts die Frage einer Privilegierung der öffent­
lichen Hand. Auch der Entwurf des Naturschutzgesetzes 
von Baden-Württemberg sah ursprünglich die Freistellung 
der öffentlichen Maßnahmeträger von der Verp flichtung zur 
Zahlung einer Ausgleichsabgabe vor, »Um bloße Umbuchun· 
gen innerhalb der öffentlichen Haushalte zu vermeidencc24. 
Materiell schien dies durch die im Naturschutzgesetz ange­
legte Gesamtverantwortung der öffentlichen Hand gegen· 
über Natur und Landschaft gerechtfertigt. Der Gesetzgeber 
von Baden-Württemberg hat dies jedoch nicht gelten lassen. 
Er wol lte in diesem Punkt bewußt die Gleichbehandlung der 
öffentlichen Hand mit dem Privatunternehmer und sah die 
Ausgleichsabgabe als ein wirksames Mittel an, die öffentli· 
chen Maßnahmeträger zu einem mögl ichst weitgehenden 
Ausgleich in Natur zu motivieren2s. Die Praxis hat dem Ge­
setzgeber, dies läßt s ich für Baden-Württemberg ohne weite­
res fests tellen, darin recht gegeben. Auch hierin kommt im 
übrigen zum Ausdruck, daß es sich bei der Ausgleichsabga­
be nicht um eine öffent liche Abgabe, sondern um Ersatz· 
maßnahmen zum Ausgleich verbleibender Beeinträchtigun­
gen von Natur und Landschaft handelt. 

2. Lautende Ausgleichsabgabe 

Der Regierungsentwurf des Naturschutzgesetzes von Ba­
den-Württemberg sah darüber hinaus auch eine sogenannte 
laufende Ausgleichsabgabe vor. Dieser laufenden Aus­
gleichsabgabe lag die Erwägung zugrunde, daß die lange 
Dauer eines Eingriffs bereits als ein ausgleichspflichtiger 
Schaden fü r Natur und Landschaft angesehen werden kann. 
Mit der laufenden Ausgleichsabgabe sollte daher ein markt­
konformer Anreiz geschaffen werden, den Umfang des Ein· 
griffs nach Zeit dauer und Flächenausdehnung möglichst 
gering zu halten26. Auch hierin ist der Gesetzgeber aller­
dings dem Regierungsentwurf nicht gefolgt. Er war der An· 
sieht, daß das mit der laufenden Ausgleichsabgabe be­
zweckte Ergebnis durch entsprechende Rekultivierungs-und 
Gestaltungsauflagen gegebenenfalls mit Fristsetzung und 
entsprechendem Verwaltungszwang zu erreichen sein 
müßte27. Das Bundesnaturschutzgesetz läßt eine laufende 
Ausgleichsabgabe sicherlich nicht zu. Bei der in § 14 Abs. 6 
Berl iner Naturschutzgesetz genannten laufenden Aus­
gleichsabgabe handelt es sich lediglich um eine Fäl ligkeits­
regelung. 

VII. Schluß 

In Baden-Württemberg sind sei t Inkrafttreten der Aus­
gleichsabgabenverordnung am 31. 12. 1977 Ausgleichsab· 
gaben in et wa 50 Fällen festgesetzt worden. Die Gesamt­
summe beträgt knapp 2 Mio. DM, wovon, wegen der beson-

deren Fälligkeitsregelung in der Ausgleichsabgabeverord­
nung derzeit ca. 400000 DM beim Naturschutzfonds einge­
zahlt wurden. In 3 Fällen wurden Klagen beim Verwaltungs­
gericht erhoben, darunter die Klage des Bundeministers für 
Verkehr gegen die Festsetzung der Ausgleichsabgabe für 
die A 881 Singen-AllensbachlWest. Bisher liegt erst ein erst­
instanzliches Urteil in einem Verfahren vor, in dem sich die 
Parteien in der Berufungsinstanz verg lichen haben2B. Damit 
bestätigt sich, daß sich die zeitweise geäußerten Befürch­
tungen, die Ausgleichsabgabe werde zu einer übermäßigen 
Belastung der Wirtschaft führen, nicht bewahrheitet haben. 
Auch ein »Ausverkauf der Landschaft« hat nicht stattgefun­
den. Im Gegenteil hat sich die Ausgleichsabgabe als ein 
wirksames Instrument zur Einschränkung des Landschafts­
verbrauchs, als das sie konzipiert wurde, bewährt. 
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345; Nordrhein-Westfäl isches Gesetz zur Änderung des Land­
schaftsgesetzes vom 6. Mai 1980, GVBI. S. 498; Hessisches Na­
turschutzgesetz - HENatG - vom 19. September 1980, GVBI., S. 
309. 

5 Entwurf des Niedersächsischen Naturschutzgesetzes 
. NNatSchGE - vom 28. 9. 1978, LT-Drs. 9/150; Entwurf des Ham­

burgischen Naturschutzgesetzes - HmbNatSchGE - vom 11. 
12. 1979, LT-Drs. 9/1737; in Bayern und Schleswig-Holstein liegen 
noch keine Regierungsentwürfe vor. 

6 Pielow, Veru rsacherhaftung nach dem Bundesnaturschutzgestz, 
Natur und Recht 1979, S. 15 ff„ S. 17; Schroeter, a.a.O., S. 16 f; 
Ficker!, Der Verkehrswegebau im lichte des neuen Naturschutz­
und Landschaftspflegerechts, Bayr. Verw.BI. 1979, S. 681 ff„ S. 
686 ff. 

7 Wegen des Erfordernisses des funktionellen und räumlichen Zu­
sammenhangs s. insbesondere die Stellungnahme der Bundesre­
gierung gegen die Ausgleichsabgabe nach dem Baden-Württem­
bergischen und Saarländischen Naturschutzgesetz, abgedruckt 
in Natur und Recht 1979, S. 105, sowie Literaturhinweise bei 
Anm. 6. 

8 Pielow, a.a.O„ S. 17. 

9 Schroeter, a.a.O., S. 17. 

10 Vgl. Verwaltungsvorschriften zu r Einführung der Verordnung Ober 
die Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzgesetz - VwV­
AAVO - vom 1. 12. 1977, GABI. S. 1614, Nr. 1 4. 

11 Künkele/Schillinger, Naturschutzrecht für Baden-Württemberg, 
Kommentar,§ 11 , Anm. 1. 

12 Zum Ganzen: Heiderich, Die Ausgleichsabgabe im System der 
Eingriffsregelung des Naturschutzgesetzes von Baden-Württem­
berg, Natur und Recht 1979, S. 19 ff .; unter volkswirtschaftlichen 
Aspekten auch: Benkert/Zimmermann, Abgaben lösungen in der 
Natu rschutzpolitik, Natur und Recht 1979, S. 96 ff. 

12a Müller, a.a.O., S. 928. 

13 Vgl. § 5 Abs. 3 LPflG Rheinland-Pfalz; Abschnitt 1 § 5 des Ände­
rungsgesetzes von Nordrhein-Westfalen; § 7 Abs. 3 Satz 1 HE­
NatG. 
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14 § 9 Abs. 7 Satz 2 HmbNatSchGE. 

15 Vgl.§ 11Abs.4 Satz 2 SNG; § 11Abs.8 Satz 2 BremNatSchG; § 9 
Abs. 7 Satz 2 HmbNatSchGE. 

16 § 11 Abs. 6 NatSchG Ba·Wü. 

17 GBI. S. 704; s. dazu Verwaltungsvorschriften des Min isteriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt zur Einführung der Ver­
ordnung über die Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzge­
setz - VwV-AAVO - vom 1. 12. 1977, GABI. S. 1614, Nr. II. 

18 S. im einzelnen: Helderich, a.a.O., S. 21 ff., sowie die Auseinan­
dersetzung mit den Bemessungsgrundlagen bei Benkert/Zimmer­
mann, a.a.O., S. 99 ff. 

19 Vgl. § 5 Abs. 3, 2. Altern. LPflG Rheinland-Pfalz; Abschnitt 1 § 5 
Satz 3 des Änderungsgesetzes von Nordrhein-Westfalen. 

20 Vgl. § 50 Abs. 4 NatSchG Baden-Württemberg; zum Naturschutz­
fonds s. Schlllinger, Oie Bedeutung eines Naturschutzfonds, in 
diesem Heft. 

21 Schroeter, a.a.O„ S. 18 f.: Stellungnahme der Bundesregierung 
gegen die Ausg leichsabgabe nach dem Baden-Württembergi· 
sehen und Saarländischen Naturschutzgesetz, a.a.O. 

22 Vgl. § 14 Abs. 6 Satz 2 NatSchGBln; § 11 Abs. 4 SNG; § 7 Abs. 3 
HENatG. 

23 Vgl. auch § 11 Abs. 7 Satz 2 NNatSchGE; § 9 Abs. 6 Satz 5 
HmbNatSchGE. 

24 Vgl. Regierungsentwurf, Begründung zu§ 11 NatSchGE, LT·Drs. 
6/6200, S. 79; in Berlin sind die öffentlichen Planungsträger von 
der Verpflichtung zur Zahlung einer Ausg leichsabgabe befreit, 
vgl.§ 14 Abs. 6 NatSchGBln. 

25 Künkele/Schil linger, Kommentar,§ 11 , Anm. 13. 

26 Regierungsentwurf, a.a.O. 

21 Künkele/Schillinger, Kommentar, Vorbern. vor§ 10. Anm. 6. 

28 VG-Karlsruhe, Urt. v. 9. 11. 1978, Natur und Recht 1980, S. 34. 

Anstatt die neue Straße am Wald vorbeizuführen, wo die alte Straße verlaufen ist, wurde unverständlicherweise der Wald durchschnitten und 
damit ein vermeidbarer Eingriff vorgenommen. Foto: Olschowy 
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Erwin Bauer 

Die Regelung der Verursacherhaftung nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
und den Ländernaturschutzgesetzen 

1. Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) hat als Rah­
menrecht in seinem § 8 eine umfassende Verursacherrege­
lung eingeführt, die durch eine unmittelbar geltende Vor· 
schritt in § 9 BNatSchG für einen Sonderfall ergänzt wurde. 

Allerdings ist der Bundesgesetzgeber mit dieser Regelung 
nicht in einen gesetzes freien Raum hineingestoßen, wei l die 
vorher in den Jahren 1973 bis 1975 in kraft getretenen Län­
dernaturschutzgesetze schon Verursacherregelungen kann· 
ten. Dies gilt für die Länder Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen 1 und Schlesw ig-Holstein und es galt für die Länder 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz, die ihre Gesetze 
zwischenzeit lich an das Bundesnaturschutzgesetz ange­
paßt haben. 

Diese Länder besaßen also bereits Regelungen über die Ver­
ursacherhaftung als das Bundesnaturschutzgesetz in kraft 
trat. 

Bekanntlich hat das Bundesnaturschutzgesetz für die Län­
der die Pflicht begründet, innerhalb von 2 Jahren nach dem 
Inkrafttreten entsprechende Länderregelungen zu erlassen 
oder bestehende Vorschriften anzupassen 2. Bisher haben 
die Stadtstaaten Berlin und Bremen sowie der Flächenstaat 
Saarland neue Naturschutzgesetze erlassen und die Länder 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ihre Naturschutz· 
gesetze - wie bereits erwähnt - an das Bundesnatur­
schutzgesetz angepaßt. 

Entwürfe für Anpassungsgesetze finden sich derzeit in Bay­
ern, Hamburg, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Hol· 
stein i n den verschiedensten Phasen der Vorbereitung. Teil· 
weise handelt es sich um Entwürfe, die noch in den zustän· 
digen Ministerien beraten werden und teilweise sind die Ge· 
setzentwürfe schon in die Parlamente eingebracht. Diese 
Gesetzgebungsvorhaben sollen bei der folgenden Betrach­
tung unberücksichtigt bleiben, weil nicht mit annähernder 
Sicherheit beurtei lt werden kann, wie die endgültigen ge· 
setzlichen Regelungen aussehen werden. 

Es wird zweckmäßig sein, die Rahmenregelung des Bundes 
als Maßstab anzusehen und daran die Gesetze zu messen, 
die vor dem Inkrafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes 
erlassen wurden und noch nicht angepaßt sind. Sodann sol· 
len die Regelungen untersucht werden, die nach dem In· 
krafttreten des Bundesnaturschutzgesetzes eingeführt wur­
den. 

2. Auszugehen ist davon, daß§ 8 BNatSchG rahmenrechtli· 
chen Charakter hat; er wendet sich also ausschließlich an 
die Landesgesetzgeber3. Der landesrechtliche Gestaltungs­
spielraum, der bei der Anpa~sung an den § 8 bleibt, wi rd 
wahrscheinlich nur gering sein, denn für eine Rahmenvor­
schrift ist die Regelung sehr detailliert und ausführl ich an­
gelegt. Abgesehen von den ausdrückl ichen Ermächtigungen 
in den Absätzen 8 und 9 wird den Ländern daher nicht viel 
anderes übrig bleiben, als die Vorschrift inhaltli ch weitge· 
hend unverändert in das Landesrecht zu transformieren4. 

Wendet man sich dem Inhalt der Vorschrift zu, so enthält§ 8 
Abs. 1 BNatSchG eine Defini ten des Eingriffs. Danach liegt 
ein Eingriff in Natur und Landschaft dann vor, wenn die Ge· 
stalt oder die Nutzung von Grundflächen verändert und da· 
durch die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt 
werden. Diese Legaldefiniton erscheint umfassend, enthält 
aber Einschränkungen in mindestens 4-facher Hinsicht. 

Nur dann kann man von einem Eingriff in Natur und Land­
schaft sprechen, wenn es sich um Veränderungen der Ge­
stalt oder der Nutzung handelt, die entweder die Leistungs­
fähigkeit des Naturhaushalts einerseits oder aber anderer­
seits das Landschaftsbild beeinträchtigen. Es reicht aber 
nicht jede Beeinträchtigung des Naturhaushalts oder des 
Landschaftsbildes aus, sondern diese Beeinträchtigung 
muß zusätzlich erheblich oder nachhalt ig sein. 

Mit der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts spricht das 
Gesetz alle denkbaren Beeinträchtigungen ökologischer Art 
an; während mit dem Landschaftsbild die äußere Erschel· 
nungsform - auch in ihrer ästhetischen, den Naturgenuß 
prägenden Funktion - gemeint sein dürfte 5. 

Das Bundesnaturschutzgesetz hat kein eigenes natur­
schutzrechtliches Verfahren geschaffen, um die Ausgleichs­
pflichten durchzusetzen. Die Ausgleichsverpflichtung ist 
vie lmehr an das Verfahren angehängt, durch das der Eingriff 
zugelassen wird. Voraussetzung ist jedoch, daß für Eingriffe 
in anderen Rechtsvorschriften eine behördliche Bewilli· 
gung, Erlaubnis, Genehmigung, Zustimmung, Planfeststel­
lung, sonstige Entscheidung oder eine Anzeige an eine Be· 
hörde vorgeschrieben ists. 

Die den Eingriff zulassende Behörde verpflichtet danach 
den Verursacher, vermeidbare Beeinträchtigungen von Na­
tur und Landschaft zu unterlassen oder unvermeidbare Be­
einträchtigungen innerhalb einer in der Verwaltungsent· 
scheidung zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen, 

· soweit dies zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege erforder lich ist. Da häufig jedoch 
die andere Behörde nicht Ober ausreichende ökologische 
Kenntnisse für notwendige Ausgleichsmaßnahmen verfügt, 
werden die Entscheidungen und Maßnahmen im Benehmen 
mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen 
Behörden getroffen, soweit nicht im Einzelfall eine weiterge­
hende Form der Beteiligung, insbesondere eine einvernehm· 
liehe Entscheidung, vorgeschrieben ist 7. 

Andererseits sind auch Fälle denkbar, in denen die für Na­
turschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden 
selbst entscheiden. Dies ist stets bei Befreiungen im Rah· 
men des§ 31 BNatSchG der Fall. Bei allen Verwaltungsak· 
ten, die aufgrund dieser Vorschrift ergehen, setzt die für Na­
turschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde 
selbst die Ausgleichsmaßnahmen fest. 

Die Ausgleichspflichten nach § 8 Abs. 2 BNatSchG werden 
mit dem Verwaltungsakt oder mit der anderen Entscheidung 
über den Eingriff in aller Regel durch Nebenbest immungen 
verbunden. Dabei kann es sich um Auflagen, aber auch um 
Bedingungen, Befristungen oder um den Vorbehalt des Wi­
derrufs handeln. 

Bei der Aufnahme von Bedingungen in einen Verwaltungs­
akt ist jedoch zu berücksichtigen, daß die Entscheidung 
nach anderem Recht selbst nicht bedingungsfeindlich sein 
darf. Im übrigen haben Bedingungen den Vorteil, daß das 
Wirksamwerden der Entscheidung vom Eintritt der Bedin· 
gung abhängt. Bei der selbständig durchsetzbaren Auflage 
dagegen könnte der Fall eintreten, daß der Verursacher zwar 
den Eingriff durchführt, die Ausgleichspflichten aber unter­
läßt und sich dabei auf rechtliche oder tatsächliche Unmög­
lichkeit beruft. 
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Das Bundesnaturschutzgesetz enthält auch eine Aussage 
darüber, wann ein Eingriff ausgeglichen ist. Dies ist dann 
der Fall, wenn nach der Beendigung der Maßnahme keine er­
hebliche oder nachhaltige Beeinträcht igung des Naturhaus­
halts zurückbleibt und das Landschaftsbild landschaftsge­
recht wiederhergestellt oder neu gestaltet istB. 

Dem Wortsinn nach ist dies jedoch bei zahlreichen Eingrif­
fen nicht denkbar. Sowohl eine vierspurige Straße, ein Flug­
platz oder eine industrielle Großanlage können auch nach 
Ausgleichsmaßnahmen sowohl eine Beeinträchtigung des 
Naturhaushalts als auch eine Störung des Landschaftsbil­
des darstellen. Letzten Endes wird es bei dieser Bestim­
mung darauf ankommen, daß auf "irgendeine Weise« die ge­
störten Funktionen des Naturhaushalts wieder hergestellt 
werden und das Landschaftsbild bei bleibenden Anlagen 
funkt ionsgerecht neu gestaltet wird. 

Ergibt jedoch die Prüfung des Vorhabens, daß der Eingriff zu 
einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung füh­
ren würde oder daß er nicht im erforderlichen Maße ausge­
glichen werden kann, dann ist der Eingriff zu untersagen, 
wenn bei der Abwägung der Entscheidung die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwä­
gung aller Anforderungen an Natur und Landschaft im Ran­
ge vorgehen9. 

Bei der praktischen Handhabung der Eingriffsregelung ist 
sicherlich davon auszugehen, daß auch in Zukunft erhebli­
che oder nachhaltige Eingriffe in Natur und Landschaft zu­
gelassen werden. Aus diesem Grunde steht die Ausgleichs­
verpflichtung im Vordergrund der Gesamtregelung. Es kann 
z. Zt. auch nur schwer übersehen werden, inwieweit ernst­
haft von der Möglichkeit der Untersagung eines Eingriffs 
Gebrauch gemacht werden wird. Sicherlich ist die Sensibili­
tät der Behörden bei Eingriffen in Natur und Landschaft ge­
wachsen. Dies ist nicht zuletzt auf die allenthalben entste­
henden Bürgerinitiativen zurückzuführen, die sich mit viel 
Energie gegen die weitere Zerstörung von Natur und Land­
schaft stemmen. Dennoch erscheint ungewiß, ob die zustän­
digen Behörden von sich aus diese Vorschrift mit Nach­
druck handhaben werden. 

Parallel zu§ 8 Abs. 2 BNatSchG ist Abs. 4 der Vorschrift zu 
sehen, wonach die Ausgleichsmaßnahmen bei einem nach 
öffentlichem Recht vorgesehenen Fachplan in diesen aufge­
nommen werden sollen. Daneben können aber auch die Aus­
gleichsmaßnahmen in einem sog. landschaftspflegerischen 
Begleitplan dargestellt werden, der seinerseits Bestandteil 
des Fachplanes ist. Während bei "einfachen« Verwaltungs­
akten die Ausgleichsmaßnahmen als Nebenbestimmungen 
in den Verwaltungsakt aufgenommen werden, wird bei der 
Planfeststellung - die rechtlich ebenfalls ein Verwaltungs­
akt Ist - der Verursacher selbst verpflichtet, Ausgleichs­
maßnahmen in seinem Plan vorzusehen. Das bedeutet, daß 
der Verursacher der planfeststellenden Behörde schon im 
Entwurf des Planes seine Vorschläge zum Ausgleich des 
Eingriffs unterbreiten muß. 

Schwer lesbar ist § 8 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG. Danach ist 
das Benehmen oder eine weitergehende Form der Beteili­
gung nicht fÜ~ Entscheidungen vorgeschrieben, die auf­
grund eines Bebauungsplanes getroffen werden. Damit kön­
nen nur Baugenehmigungen gemeint sein, die aber nicht 
aufgrund eines Bebauungsplanes, sondern der Bauordnun­
gen getroffen werden. Durch Gegenschluß ist der Vorschrift 
zu entnehmen, daß dann aber die übrigen Vorschriften des 
§ 8 BNatSchG, insbesondere die Ausgleichspflichten ge­
mäß Abs. 2, auch für Maßnahmen gelten, die aufgrund eines 
Bebauungsplanes zulässig sind. Die Untersagung der Bau­
genehmigung im Hinblick auf § 8 Abs. 3 wird aber nicht in 
Betracht kommen, weil die Abwägung, ob eine Bebauung zu­
gelassen werden soll, bereits bei der Aufstellung des Bebau­
ungsplans getroffen werden muß. Is t die Bebauung durch ei­
nen Bebauungsplan zugelassen, dann gehen dieser eben 
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die Belange von Natu rschutz und Landschaftspflege im 
Range nicht vor10. 

Werden Eingriffe in Natur und Landschaft durch Behörden 
selbst durchgeführt, für die aber nach anderem Recht keine 
behördliche Entscheidung nach Absatz 2 vorausgeht, dann 
muß diese Behörde im Benehmen mit der für Naturschutz 
und Landschaftspflege zuständigen Behörde entscheiden, 
ob der Eingriff durchführbar ist, welche Ausgleichsmaßnah­
men vorzusehen sind oder ob ggf. die Belange des Natur­
schutzes und der Landchaftspflege vorgehen, so daß der 
Eingriff letztlich unterbleiben muß. Dies gi lt für viele Bau­
maßnahmen von Bundes- und Landesbehörden, die keiner 
bauaufsichtlichen Genehmigung bedürfen. 

Bei den Beratungen des Bundesnaturschutzgesetzes ist 
wohl über keine Einzelbest immung so viel diskutiert worden, 
wie Ober die sog. Landwirtschaftsklausel. Diese besagt, daß 
die im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes ordnungsge­
mäße land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennut­
zung nicht als Eingriff in Natur und Landschaft anzusehen 
ist. Die ursprüngliche Formel enthielt nicht die Worte „im 
Sinne dieses Gesetzes„. Diese Wendung wurde erst im Ver­
mittlungsausschuß in das Gesetz aufgenommen. Sie hat da­
zu geführt, daß die Landwirtschaftsklausel fast inhaltsleer 
geworden ist, weil nur noch die ökologisch unbedenkliche 
Bodennutzung nicht als Eingriff anzusehen ist 11. 

Der eigentliche Gestaltungsspielraum für die Länder l iegt in 
den Bestimmungen der Absätze 8 und 9. Absatz 8 enthält die 
Ermächtigung zur Einführung von sog. Positiv- und Negativ­
listen. Die Länder können danach nämlich bestimmen, daß 
bestimmte Maßnahmen, die im Regelfall nicht zu einer er­
heblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung der Lei­
stungsfähigkeit des Naturhaushalts oder des Landschafts­
bildes führen, nicht als Eingriffe anzusehen sind. Sie können 
aber auch gleichfalls bestimmen, daß Veränderungen be­
stimmter Art als Eingriffe gelten, wenn sie regelmäßig -
Ausnahmen sind also eingeschlossen - die Voraussetzun­
gen des Absatzes 1 erfüllen. 

Absatz 9 enthält die Ermächtigung für Ersatzmaßnahmen 
bei Eingriffen, die nicht ausgeglichen werden können, aber 
den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vor­
gehen. Hier sind im wesentlichen Ersatzmaßnahmen und 
die Ausgleichsabgabe gemeint. 

Nach dieser skizzenhaften Darstellung der Regelung des§ 8 
BNatSchG sollen zunächst die wesentlichen Abweichungen 
dargestellt werden, die in den Naturschutz- und Land­
schaftspflegegesetzen enthalten sind, die bereits vor Erlaß 
des Bundesnaturschutzgesetzes Geltung hatten und die 
noch nicht an das Bundesnaturschutzgesetz angepaßt sind. 
Dabei geht es um die Länder Baden-Württemberg, Bayern, 
Hessen und Schleswig-Holstein. im Rahmen dieser kurzen 
Darstellung kann selbstverständ lich nicht allen Verästelun­
gen nachgegangen werden, in denen die einzelnen Landes­
rechte vom Rahmenrecht des Bundes abweichen, sondern 
es kann nur darum gehen, auf die erheblichen Unterschiede 
hinzuweisen. 

3. Bei den Verursacherregelu ngen, die vor dem Bundesna­
turschutzgesetz erlassen worden sind, lassen s ich zwei 
Gruppen unterscheiden. Die eine besteht aus den Regelun­
gen in Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein, die an­
dere aus den Regelungen in Bayern und Hessen. 

a) Die Verursacherregelung im Naturschutzgesetz von Ba­
den-Württemberg atmet schwäbische Gründlichkeit und 
zeigt Freude am Detai l. Gegenüber der Regelung von 
Schleswig-Holstein zeigt sie jedoch zwei entscheidende 
Schwächen. Zum einen ist die Verursacherregelung in 
Baden-Württemberg im Gegensatz zu Schleswig-Hol­
stein auf den Außenbereich beschränkt12, zum anderen 
liegt die Schwäche im Ausmaß der Beteiligung der Natur-



schutzbehörden bei Eingriffen. Nach dem Recht in 
Schleswig-Holstein werden landschaftspflegerische Be­
gleitpläne bei Fachplanungen im Einvernehmen mit der 
obersten Landschaftspflegebehörde aufgestellt 13. Aber 
auch alle übrigen Ausgleichsmaßnahmen, die als Neben­
bestimmung in einen Verwaltungsakt ein fließen, werden 
im Einvernehmen mit der unteren Landschaftspflegebe­
hörde festgelegt. Lediglich bei Eingriffen einer Bundes­
behörde tritt an die Stelle des Einvernehmens das Beneh­
men. 

In keinem der drei anderen hier angesprochenen Landes­
naturschutzgesetze ist eine verg leichbar starke Stellung 
der Naturschutzbehörden vorgesehen. Dadurch gewin­
nen in Schleswig-Holstein die Landschaftspflegebehör­
den einen entschieden stärkeren Einfluß auf die Aus­
gleichsmaßnahmen bei Eingriffen als die Naturschutzbe­
hörden in anderen Bundesländern. Abgesehen von allen 
anderen materiellen Inhalten dürfte sich damit die Verur­
sacherregelung im Landschaftspflegegesetz des Landes 
Schleswig-Holstein als die wirksamste Eingriffsregelung 
überhaupt erweisen. 

Im übrigen wird bei einem Vergleich der Verursacherre­
gelung in Schleswig-Holstein mit der Regelung des Bun­
des deutlich, daß wesentliche Elemente der Bundesrege­
lung Übereinstimmung oder Ähnlichkeiten mit der 
schleswig-holsteinischen Regelung aufweisen. 

Die Beschränkung der Eingriffsregelung auf den Außen­
bereich in Baden-Württemberg läßt sich mit der Rege­
lung im Bundesnaturschutzgesetz nicht vereinbaren. In· 
soweit wird das Naturschutzgesetz in Baden-Württem· 
berg noch an das Bundesnaturschutzgesetz angepaßt 
werden müssen. 

Auffällig ist weiterhin, daß sowohl die Landwirtschafts· 
klausel in Baden-Württemberg14 als auch diejenige in 
Schleswig-Holstein 1s entschieden weiter zugunsten der 
Landwirtschaft gefaßt s ind, als die Regelung in § 8 
Abs. 7 BNatSchG. In Baden-Württemberg gilt die Nut­
zung im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land· und 
Forstwirtschaft nicht als Eingriff. Damit beschränkt sich 
die Landwirtschaftsklausel nicht auf die Bodennutzung, 
sondern erstreckt sich auf die ganze Bandbreite der land­
und forstwirtschaftlichen Tätigkeit, zu der beispielswei· 
se auch die Errichtung von Gebäuden gehört. Noch deut· 
licher ist dies im Landschft spflegegesetz in Schleswig­
Holstein zum Ausdruck gekommen, wo neben der Nut· 
zung ausdrücklich auch die Maßnahmen im Rahmen ei· 
ner ordnungsgemäßen Bewirtschaftung von land· und 
forstwirtschaftlichen Grundstücken genannt werden. 
Diese Regelungen sind nicht nur Schönheitsfehler, sie 
stehen im Widerspruch zur Landwirtschaftsklausel des 
Bundesnaturschutzgesetzes, die eine viel engere Fas­
sung hat und nur die ökologisch unbedenkliche land· und 
forstwirtschaftliche Bodennutzung nicht als Eingriff an· 
sieht. 

Beide Landesrechte kennen schon eine Positiv-Liste mit 
Maßnahmen, die als Eingri ffe anzusehen sind, wenn· 
gleich die Liste im Naturschutzgesetz von Baden-Wort· 
temberg 16 schlanker ist als diejenige im Landschafts· 
pflegegesetz von Schleswig-Holstein 11. 

Ein Vorteil des baden-württembergischen Rechtes ist 
beim Ausgleich von Eingriffen zu sehen. Denn dieses 
Recht kennt Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle und 
Ausgleichsabgaben 10, für die eine Ermächtigungsgrund· 
lage in§ 8 Abs. 9 BNatSchG geschaffen wurde. 

Die Verursacherregelung in Schleswig-Holstein hat da· 
gegen beide rechtlichen Aspekte nicht in die landeseige­
ne Regelung aufgenommen. 

Die Ausgleichsabgabe fließt in Baden-Württemberg in ei· 
nen Naturschutzfonds, der beim Ministerium gebildet 

wird. Die Einzelheiten über die Höhe der Ausgleichsab­
gabe und das Verfahren zu ihrer Erhebung sind durch ei· 
ne Rechtsverordnung geregelt. Grundlagen für die Be­
rechnung s ind danach Dauer und Schwere des Eingriffs, 
der Wert oder der Vortei l, den der Eingriff für den Verur­
sacher bringt und schließlich auch Gesichtspunkte der 
wirtschaftlichen Zumutbarkeit. 

Ein weiterer Vorteil der Verursacherregelung in Baden­
Wü rttemberg ist auch darin zu sehen, daß für Aus­
gleichsmaßnahmen - soweit sie erforderlich sind, um 
die Erfüllung von Auflagen oder sonstigen Verpfl ichtun­
gen zu sichern - eine Sicherhei tsleistung verlangt wer­
den kann 19. In Schleswig-Holstein Ist diese Möglichkeit 
auf Abgrabungen, Aufschüttungen, Auf· oder Abspü­
lungen beschränkt20. 

In beiden Gesetzen finden sich schließlich Regelungen 
fü r die Gewinnung von Bodenschätzen, die nicht dem 
Bergrecht unterliegen21. Nord rhein-Westfalen und das 
Land Niedersachsen haben hier einen anderen Weg ein­
geschlagen. In den beiden letztgenannten Ländern gibt 
es selbständige Abgrabungsgesetze (in Niedersachsen: 
Bodenabbaugesetz), die insgesamt ähnliche, wenn auch 
detailliertere Regelungen für die Rekultivierung von Ab· 
grabungen enthalten. Es entbehrt jedoch nicht der inne· 
ren Logik, Vorschriften über Abgrabungen und Aufschüt· 
tungen in die Verursacherregelungen aufzunehmen, weil 
es sich bei Abgrabungen stets um Eingriffe in Natur und 
Landschaft handelt. Bei der Genehmigung oder Anzeige 
dieser Vorhaben wurde eine originäre Zuständigkeit der 
Naturschutzbehörden begründet. 

Schutzvorschriften wurden schl ießlich noch für den Aus­
bau von Gewässern und für den Schutz von Feuchtgebie­
ten, wie Moore, Sümpfe und Brüche, erlassen, in die 
grundsätzlich keine Eingriffe vorgenommen werden dür· 
fen, es sei denn, daß aus überwiegendem öffentlichen In­
teresse Ausnahmen zugelassen werden 22. Dabei handelt 
es sich jedoch immer um Ermessensentscheidungen der 
Naturschutzbehörden. 

b) Demgegenüber s ind die Eingriffsregelungen im Bayeri­
schen Naturschutzgesetz und im Hessischen Land­
schaftspflegegesetz weit weniger stark ausgeformt. 
Zwar kennt das Hessische Landschaftsp flegegesetz be­
reits eine Posit iv-Liste23, bei der ähnl ich wie im Baden· 
Württembergischen Naturschutzgesetz die Definition 
des Eingriffs mit einzelnen Maßnahmen, die als Eingriffe 
anzusehen sind, verquickt wurde. Im Hessischen Land­
schaftspflegegesetz fehlen aber Regelungen über Si­
cherheitsleist ung, Ersatzmaßnahmen und Ausglelchsab· 
gabe. Wenn man von der Landwirtschaftsklausel24 ab­
sieht, die aber immer noch weitergefaßt ist als die Rege· 
lung im Bundesnaturschutzgesetz, gibt es keine Negativ· 
Liste. In der Landwirtschaftsklausel fehlt nämlich die Be· 
zugnahme auf die ökologisch unbedenkliche Bodennut· 
zung, die im Bundesnaturschutzgesetz enthalten ist. 

Die Verursacherregelung im Bayerischen Naturschutzge­
setz kennt keine Positiv-Liste, keine Ersatzmaßnahmen, 
keine Ausgleichsabgabe und keine Negativ-Liste. Gleich­
wohl hat diese Regelung ähn liche Verfahrensvorschrif· 
ten 25, wie sie im Bundesnaturschutzgesetz getroffen 
wurden. So geht das Bayerische Naturschutzgesetz da­
von aus, daß die Behörde die Ausgleichsmaßnahmen 
festlegt, die den Eingriff zu läßt. Der Unternehmer ist aber 
schon bei der Einreichung seiner Unterlagen verpf lichtet, 
Gestaltungspläne, insbesondere Rekultivierungspläne 
und Pflanzungspläne, mit den Antragsunterlagen einzu­
reichen. Eine Besonderheit der bayerischen Regelung ist 
noch darin zu sehen, daß auch alle Vorhaben in der Na­
tur, die nicht den Naturhaushalt schädigen oder das 
Landschaftsbild verunstalten, wohl aber den Naturge· 
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nuß beeinträchtigen, als Eingriff anzusehen sein 
können 2s. Damit werden auch naturästhetische Ge­
sichtspunkte berücksichtigt. 

zusammenfassend läßt sich feststellen, daß zumindest die 
Regelungen in den Ländern Baden-Württemberg, Bayern 
und Schleswig-Holstein - wenn auch nicht vollständig -
den Anforderungen des Bundesnaturschutzgesetzes ent­
sprechen. In allen Fällen sind jedoch nicht nur bei unterge­
ordneten Einzelfragen sondern auch bei bedeutsameren 
Punkten Anpassungen an das Bundesnaturschutzgesetz 
notwendig oder - soweit die Ermächtigungen in§ 8 Abs. 8 
und 9 BNatSchG reichen - möglich. 

4. Inhaltlich gleichartiger sind naturgemäß die Verursacher­
regelungen in den Gesetzen, die nach dem Inkrafttreten des 
Bundesnaturschutzgesetzes erlassen wurden. In den Län­
dern Berlin, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und Saarland sind insbesondere die Rahmenvorschriften 
des § 8, soweit diese keine Ermächtigungen enthalten, im 
wesentlichen inhaltsgleich übernommen worden. Unter­
schiede zeigen sich dort, wo das Bundesnaturschutzgesetz 
weitergehende Ermächtigungen für das Landesrecht in § 8 
Abs. 8 und 9 Bundesnaturschutzgesetz enthält. Auch die 
Verfahrensregelungen sind nicht überall gleichartig ausge· 
stallet. 

Alle Neuregelungen enthalten Positiv-Listen27 mit Maßnah­
men, die von Gesetzes wegen als Eingriffe anzusehen sind. 
Zwar weichen die Positiv-Listen in ihrem Inhalt voneinander 
ab. Dennoch ist nicht zu verkennen, daß überall die Maßnah­
men, durch die besonders schwerwiegend in die Landschaft 
eingegriffen wird, als Eingriffe genannt sind. In allen neuen 
Rechten sind die Positiv-Listen als unwiderlegliche Vermu­
tung ausgestaltet mit Ausnahme des Landes Berlin, das 
noch weitergehend von Tatsachen ausgeht2B. 

In den hier vorgestellten Länderregelungen ist auch von der 
Ermächtigung des Bundesnaturschutzgesetzes für Ersatz­
maßnahmen und Ausgleichsabgaben entweder durch das 
Gesetz unmittelbar Gebrauch gemacht worden oder es wur­
de eine Ermächtigung im Landesgesetz für den Erlaß einer 
Rechtsverordnung zur Erhebung von Ausgleichsabgaben 
vorgesehen. 

Hinsichtlich der Ausgleichsabgabe weist die Regelung des 
Naturschutzgesetzes des Landes Berlin einen spürbaren 
Mangel dadurch auf, daß es keine Ausgleichsabgabe für 
Vorhaben des Bundes, des Landes Berlin sowie der sonsti­
gen öffentlichen Planungsträger vorsieht29. Dies bedeutet 
nichts anderes, private Verursacher müssen eine Aus­
gleichsabgabe entrichten, wenn Ersatzmaßnahmen nicht 
möglich sind, während öffentliche Planungsträger, die übli­
cherweise die sehr viel stärkeren Eingriffe verursachen, 
nicht zu einer Ausgleichsabgabe herangezogen werden. Die­
se Ungleichbehandlung wird man einem privaten Verursa­
cher nur schwer verständlich machen können. 

Wie nicht anders zu erwarten, entsprechen die Landwirt­
schaftsklauseln in den einzelnen Landesgesetzen der Rege­
lung des Bundesnaturschutzgesetzes3o. Hier zeigt sich der 
Vorteil einer Rahmenregelung, die den Ländern nur geringen 
oder fast keinen Gestaltungsspielraum für abweichende 
Formulierungen läßt. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß das Bundesnaturschutz­
gesetz den Ländern bei einzelnen Verfahrensregelungen 
umfangreichere Gestaltungsmöglichkeiten läßt. Von dieser 
Möglichkeit haben alle Länder ausgiebig Gebrauch ge­
macht. Gleichzei tig wurden diese Verfahrensregelungen mit 
einigen materiellen Regelungen verknüpft, deren Grundlage 
im materiellen Verwaltungsrecht und in den einzelnen Ver­
waltungsverfahrensgesetzen der Länder zu suchen ist. 

Ein Beispiel dafür ist, daß in den Ländern Berlin, Bremen, 
Rheinland-Pfalz und Saarland zur Gewährleistung der 
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Durchführung von Ersatzmaßnahmen und Ausgleichsabga­
ben Sicherheitsleistungen verlangt werden können 31. Diese 
Sicherheitsleistung hat den Vortei l, daß der Verursacher be­
strebt sein wird, die ihm gemachten Auflagen auch tatsäch­
lich durchzuführen. Für den Fall, daß er sich auf rechtl iche 
oder tatsächliche Unmöglichkeit beruft, verfällt die Sicher­
heitsleistung, der dann eine ähnliche Funktion wie der Aus· 
gleichsabgabe zufällt. 

Nicht uninteressant ist, daß die Länder Berlin, Rheinland­
Pfalz und das Saarland für solche Eingriffe, die nach ande­
ren Rechtsvorschriften keiner behördlichen Zulassung, Be­
willigung, Erlaubnis, Genehmigung, Zustimmung u.ä. be­
dürfen, eine Genehmigungspflicht durch die Natu rschutzbe· 
hörde einführen32. Dies wird aber meist nur fü r solche Ein­
griffe gelten, die nicht unter die Positiv-Liste fa llen, weil die 
dort genannten Eingriffe regelmäßig nach anderen Rechts· 
vorschritten genehmigungspflichtig sind. Es werden also 
überwiegend solche Eingriffe in Betracht kommen, die zwar 
unter die Definition des§ 8 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz 
fa llen, im übrigen aber nicht von anderen Rechtsvorschrif­
ten erfaßt werden. Anders als bei den Eingriffen, die in den 
Positiv-Listen genannt s ind, liegt dann aber die Beweislast 
dafür, daß tatsächlich ein Eingriff vorliegt, bei den Natur­
schutzbehörden. 

Viele Verursacher werden Oberhaupt nicht erkennen, daß ei­
ne Entscheidung der Naturschutzbehörde einzuholen ist, 
weil es sich um sonst genehmigungsfreie Vorhaben handelt. 
Diese Schwierigkeiten werden in Natur- und Landschafts­
schutzgebieten vermieden, weil dort durch die Schutzverord­
nungen Verbote bestimmt sind, deren Nichtbeachtung einen 
Eingriff darstellen kann. In diesen Bereichen wird auch das 
Schwergewicht der Vorschrift liegen, während sie außerhalb 
von Schutzgebieten möglicherweise leerläuft, da das Vorha­
ben der Naturschutzbehörde gar nicht erst zur Prüfung und 
Entscheidung vorgelegt werden wird. Die Gesetze von 
Rheinland-Pfalz33 und dem Saarland34 enthalten zusätzli­
che Regelungen für die Folgenbeseitigung nicht genehmig­
ter Eingriffe. So kann u. a. die Fortsetzung des Eingriffs und 
die Wiederherstellung des früheren Zustandes angeordnet 
werden. Wenn der Eingriff genehmigungsfäh ig erscheint, 
können auch noch nachträglich Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt werden. 

Ähnlich wie Schleswig-H olstein enthält auch das Natur­
schutzgesetz von Bremen eine weitergehende Beteiligung 
der Naturschutzbehörden als die meisten anderen Bundes­
länder35. Bei Eingriffen aufgrund eines nach öffentlichem 
Recht vorgesehenen Fachplanes wird zunächst einmal eine 
Stellungnahme der zuständigen Naturschutzbehörde einge­
holt. Auf der Grundlage der gutachtlichen Stellungnahme 
legt der Planungsträger sodann im Einvernehmen mit der 
Naturschutzbehörde die zum Ausgleich des Eingriffs erfor­
derlichen Maßnahmen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege fest. Bei Eingriffen durch Behörden des Lan­
des, der Gemeinden und sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, denen keine behördliche Entscheidung vorausgeht, 
bestimmen diese im Einvernehmen mit der ihnen gleichge­
ordneten Naturschutzbehörde die zur Verwirklichung der 
Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege notwen­
digen Ausgleichsmaßnahmen. Wenn diese Regelung auch 
nicht ganz so weit geht, wie die des Landes Schleswig-Hol­
stein, so bedeutet sie doch eine Aufwertung und Stärkung 
der Naturschutzbehörde bei der Durchführung der Eingriffs­
regelung. 

Abschließend ist noch auf eine Besonderheit des nordrhein­
westfälischen Rechts aufmerksam zu machen, wonach die 
Ausgleichsabgabe für einen Eingriff in Waldflächen oder 
wenn mit der Ausgleichsabgabe Aufforstungen finanziert 
werden sollen, diese nicht an die Landschaftsbehörde fließt, 
sondern unmittelbar der Forstbehörde zur Verfügung ge-



stellt wird36. Die untere Forstbehörde führt die Maßnahmen 
im Benehmen mit der unteren Landschaftsbehörde durch. 
Soweit also Eingriffe Auswirkungen auf Waldflächen haben 
oder Ausgleichsabgaben der Aufforstung dienen, tritt damit 
an die Stelle der Landschaftsbehörde die untere Forstbehör­
de. 

5. Schluß 

Die Regelungen der Länder Berlin, Bremen, Nordrhein-West­
falen, Rheinland-Pfalz und Saarland halten sich an den Rah­
men des Bundesnaturschutzgesetzes und weichen nur in 
Randbereichen von der Rahmenregelung des Bundes ab. 
Selbst von den Ermächtigungen des Bundesnaturschutzge­
setzes ist ein weitgehend einheitlicher Gebrauch gemacht 
worden. 

Gesetzliche Regelungen fehlen nur noch für die Länder 
Hamburg und Niedersachsen, während Anpassungen an 
das Bundesnaturschutzgesetz außerdem noch durch die 
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Hessen und geringfü­
gig auch durch Schleswig-Holstein notwendig erscheinen. 

Schon jetzt läßt sich aber sagen, daß damit auf einem wich­
tigen Gebiet des Naturschutzes weitgehend einheitliche Re­
gelungen erlassen sind - jedenfalls was die materielle Aus­
gestaltung anbetrifft. Für die Durchführung der Vorschriften 
wird entscheidend sein, ob die anderen Behörden, in deren 
Hände die Entscheidungen Ober Ausgleichsmaßnahmen, Er­
satzmaßnahmen und Ausgleichsabgaben gelegt sind, diese 
Regelungen mit dem notwendigen Nachdruck handhaben. 
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Norbert Knauer 

Möglichkeiten, Praktikabilität und Effizienz der Naturschutzregelungen 
im Naturschutzrecht 

1. Ziele des Naturschutzes 

Das Bundesnaturschutzgesetz formuliert als grundsätzli· 
ches Ziel die nachhaltige Sicherung von Natur und Land­
schaft als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraus­
setzung für seine Erholung in Natur und Landschaft. Auf die 
Bedeutung dieser Zielformulierung im Rahmen dieses Sym­
posiums ist schon von STEIGER hingewiesen worden. Weil 
auch vom Gesetzgeber erkannt wurde, daß ein bloßer Schutz 
durch Verbot bestimmter Handlungen fast nie ausreicht, um 
den Naturhaushalt und seine Leistungsfähigkeit, die Natur· 
güter und deren Nutzungsfähigkeit, die Pflanzen- und Tier· 
weit sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur 
und Landschaft zu sichern, wurde die Pflege von Natur und 
Landschaft vorgesehen und für bestimmte Bereiche auch 
die Entwicklung von Natur und Landschaft. 
Nach den vorangegangenen Vorträgen erübrigt es sich hier, 
auf die im Naturschutzrecht verankerten Ziele weiter einzu· 
gehen. Hervorzuheben ist aber noch einmal das im§ 1 Abs. 2 
ausgesprochene Abwägungsgebot. Dabei stehen nebenein· 
ander die Abwägung der sich aus dem Naturschutz ergeben­
den verschiedenen Anforderungen und die Abwägung mit 
den Nutzungsansprüchen, die die Allgemeinheit an Natur 
und Landschaft stellt. Dieser Abwägungsprozeß setzt die 
Verwendung geeigneter Wertmaßstäbe voraus, die so ge­
staltet sein müssen, daß eine weitgehende Berücksichti· 
gung der Naturschutzziele gewährleistet ist. Das Bundesna· 
turschutzgesetz hat im § 2 einige Ziele des Naturschutzes 
aufgezählt , dabei aber deutlich gemacht, daß es sich nicht 
um einen vollständigen Zielkatalog handelt. 

Weil ein vollständiger und überall anwendbarer Zielkatalog 
nicht vorliegt und auch nicht zweckmäßig ist, kann hier auch 
die Frage nicht beantwortet werden, ob die vielen Konflikte 

. zwischen den verschiedenen Landschaftsnutzungen und 
dem Naturschutz vornehmlich auf das Fehlen eines solchen 
umfangreicheren Zielkataloges zurückzuführen sind oder 
auf eine aus der Sicht des Naturschutzes fehlerhafte Ge­
wichtung bei der Abwägung der einzelnen Anforderungen. 
Nach SCHMIDT·ASSMANN (1979) kommt es neben der Ab­
wägungsbereitschaft auch auf eine differenzierte Abwä· 
gung und Berücksichtigung der besonderen Merkmale der 
Raumsituation sowie der persönlichen Verhältnisse der dort 
lebenden Menschen an. 

Eine Skizze von Einzelzielen des Naturschutzes kann man 
aus dem § 2 des Bundesnaturschutzgesetzes ableiten. Da­
bei wären zu nennen: 

- Erhaltung und Verbesserung der Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes, 

Schutz, Pflege und Entwicklung der unbebauten Berei­
che als Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushaltes usw., 

sparsame Nutzung der Naturgüter, 

Erhaltung des Bodens, also Verhinderung von Erosionen, 
Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit, was man auch immer 
darunter verstehen mag, 

- Vermeidung der Vernichtung wertvoller Landschaftsteile 
oder Landschaftsbestandteile beim Abbau von Boden· 
schätzen, 

- Rekultivierung von ausgebeuteten Landschaften, aus 
der Sicht des Naturschutzes wäre einer Renaturierung 
der Vorzug zu geben, 
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- Erhaltung von Wasserflächen usw. 

- Verbesserung der Luftqualität durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege, d. h. Ausnut­
zung der Fähigkeiten der Natur zur Reinigung der Luft, 

- Erhaltung der Pflanzendecke im allgemeinen, 

- Schutz und Pflege der wildwachsenden Pflanzen und 
wi ldlebenden Tiere, 

- Erhaltung der Landschaft für die Erholung, 
- Erschließung der Landschaft für die Erholung usw„ 

Im Schleswig-Holsteinischen Landschaftspflegegesetz sind 
außerdem noch gesondert aufgefüh rt: 

Bedeutung, Anlage und Pflege von Schutzpflanzungen in 
der Landschaft, 
Notwendigkeit und Pflege von Knicks und Windschutz­
pflanzungen, 

Schutz von Mooren, Sümpfen und Brüchen, 
- Schutz und Erhaltung von Grünflächen und Bäumen in-

nerhalb bebauter Ortsteile, 
- natürliche Entwicklung von Steilufern. 

Im Regelfall gilt für die Einzelziele die Durchführung von 
Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen. Diese drei 
Begriffe sollen sicherstellen, daß ein funkt ionsfähiger Zu­
stand von Natur und Landschaft erhalten und damit Natur 
und Landschaft als Lebensraum für Menschen, Tiere und 
Pflanzen funktionsfähig bleibt. 

Die Tatsache, daß trotz eines vorhandenen Naturschutz· 
rechtes in den letzten Jahrzehnten - auch in den letzten 10 
Jahren - ein erheblicher Verlust an Pflanzen- und Tierarten 
zu beobachten ist, deutet darauf hin, daß im Naturschutz­
recht erhebliche Lücken bestehen müssen oder die Möglich­
keiten des Naturschutzrechtes nicht ausgeschöpft werden. 
Bei den verschiedenen Untersuchungen über die Ursachen 
des Aussterbens von Pflanzen- und Tierarten is t zu letzt bei 
einem Kolloquium über den Biotopschutz für wirbellose 
Tierarten deutlich geworden, daß der Artenschutz trotz der 
Vorschriften in den §§ 21 und 22 des Bundesnaturschutzge· 
setzes offensichtlich gar nicht in der Lage ist, die Gefähr­
dung von Pflanzen· und Tierarten zu begrenzen. Auch die 
entsprechenden Paragraphen in den verschiedenen Länder· 
gesetzen reichten in der Vergangenheit für einen vollkom· 
menen Schutz offensichtlich nicht aus. Der praktisch nur in 
Naturschutzgebieten durchgeführte Biotopschutz hat aus 
mehrerlei Gründen nicht ausgereicht, alle Pflanzen· und 
Tierarten am Leben zu erhalten. Das Naturschutzrecht 
nimmt auf den Schutz von Lebensräumen zwar insoweit 
Rücksicht, als zum Beispiel im Schleswig-Holsteinischen 
Landschaftspflegegesetz und wohl auch in anderen Landes­
gesetzen hervorgehoben ist, daß das Ziel des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege durch den Schutz, die Pf lege, die 
Wiederherstellung oder d ie Entwicklung »wildwachsender 
Pflanzen und wildlebender Tiere sowie ihrer Lebensstätten, 
Lebensgemeinschaften und Lebensräume« erreicht werden 
soll, und auch im§ 20 des Bundesnaturschutzgesetzes wird 
ausgeführt, daß die Vorschriften dieses Abschn ittes dem 
Schutz und der Pflege der ... Lebensstätten, Lebensräume 
und Lebensgemeinschaften als Teil des Naturhaushaltes 
dienen. In der Praxis hat sich jedoch herausgestellt, daß die· 
ses Ziel im wesentlichen nur in Naturschutzgebieten er­
reicht werden kann, während in der freien Landschaft dieser 



Schutz nicht gewährleistet ist. Für den »Überlebensschutz« 
vieler Lebewesen reicht aber der Schutz in Naturschutzge­
bieten nicht aus. Dem Naturschutzrecht fehlt, zumindest im 
angewandt praktischen Bereich, die Möglichkeit des flä­
chendeckenden Schutzes wichtiger Biotope. Die Land­
schaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne reichen 
zur Schaffung und Erhaltung der für einen wirkungsvollen 
Schutz aller Pflanzen und Tiere erforderlichen Lebensräume 
offensichtlich nicht aus. Es hat sich nämlich gezeigt, daß 
die überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege zum jetzigen Zeitpunkt und beim jetzigen Er­
kenntnisstand der Wissenschaft in Landschaftsrahmenplä­
nen offensichtlich nur lückenhaft und mangelhaft darzustel­
len sind. Dazu fehlt u. a. ein Modell zur Darstellung der ge­
samtökologischen Systemzusammenhänge sowie allge­
mein anerkannter und zweifelsfreier Methoden zur Erfas­
sung und Bewertung von Landschaften, Eingriffen in den 
Naturhaushalt und Landschaftspflegemaßnahmen. 

Über die Landschaftsplanung wurde schon von anderen Vor­
tragenden berichtet. Die Effektivität des Landschaftsplanes 
hängt natürlich entscheidend von dem Können und der Qua­
lität des Planverfassers ab, der seinerseits von den Inhalten 
und Methoden wissenschaftlicher Grundlagenforschung ab­
hängig ist. Hier hat es in den vergangenen Jahren erhebli­
che Fortschritte gegeben, die sich nach und nach auch in 
der Landschaftsplanung niederschlagen. Neben der be­
schreibenden Bestandsaufnahme setzt sich zunehmend die 
Bewertung von Natur und Landschaft hinsichtlich der Be­
deutung einzelner Systemelemente für das System insge­
samt und als Lebens- und Nutzungsgrundlage des Men­
schen im besonderen entsprechend dem Gesetzesauftrag 
durch. Darüber hinaus hat die Landschaftsplanung Pro­
blemfelder aufgegriffen, die im weitesten Sinne dem Um­
weltschutz zugeschrieben werden (Lärm-, Emissions-Kata­
ster usw.). Zur Vereinheitlichung der Planungsaussagen 
(Vergleichbarkeit) und zur Beschleunigung der Anwendung 
weitgehend ausgereifter Planungsmethoden (Biotopkartie­
rung, Erholungsbewertung, Nutzwertbestimmungen für ver­
schiedene Nutzungen usw.) und zur Weiterentwicklung neu­
er Methoden (Risikoanalyse, Umweltverträglichkeitsprü­
fung, Ökobilanzierung usw.) ist vielleicht der Erlaß einer 
Landschaftsplanungsverordnung notwendig bzw. zweckmä­
ßig. 

Welche Konflikte sind schon im Naturschutzrecht veran­
kert? Die Mehrzahl der bei der Nutzung von Natur und Land­
schaft entstehenden Konflikte hängt zweifellos mit der 
Nichtbeachtung der im Naturschutzrecht verankerten 
Grundsätze und Rechtsnormen in der Praxis zusammen; ein 
nicht unerheblicher Konfliktbereich ergibt sich aus dem Ab­
wägungsgebot, insbesondere gegen die sonstigen Anforde­
rungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft. Einige 
Konflikte sind aber auch im Naturschutzrecht selbst veran­
kert, etwa solche für den Naturschutz und für die Erholung 
- hier vor allem in Landschaftsschutzgebieten -, dann 
aber vor allem zwischen Naturschutz und Landwirtschaft 
bzw. auch zwischen Naturschutz und Forstwirtschaft. Wei­
tere Konflikte ergeben sich u. a. aus den Einschränkungen 
gemäß§ 38 Bundesnaturschutzgesetz und hier insbesonde­
re im Zusammenhang mit der Nutzung der Landschaft für 
Zwecke der Landesverteidigung und der Nutzung durch den 
Verkehr, insbesondere bei der Nutzung von Gewässern als 
Wasserstraße. 

Der Konflikt zwischen Naturschutz und Landwirtschaft er­
gibt sich schon aus der unterschiedlichen Bewertung des 
Begriffes Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes. Wäh­
rend die Landwirtschaft darunter letztlich die Ertragsfähig­
keit eines bestimmten Standortes versteht, beschränkt sich 
dieser Begriff für den Naturschutz nur ganz selten aus­
schl ießlich auf ein einzelnes Ökosystem und dabei prak-

tisch nie auf die Biomassenproduktion, sondern erstreckt 
sich nahezu immer auf eine ganze Landschaft mit ihrer ge­
samten Vielfalt an ökologischen Erscheinungen. Besonders 
kraß klaffen die Ziele von Naturschutz und Landwirtschaft 
auseinander, wenn es um Schutz, Pflege bzw. Erhaltung der 
Pflanzen- und Tierwelt geht. Die Landwirtschaft hat hier aus­
schließlich ein Interesse an der Förderung der Kulturpflan­
zen, der kulturpflanzen-ähnlichen Grünlandpflanzen und der 
Nutztiere und sie greift in die Lebensräume der Wildpflan­
zen und Wildtiere nahezu regelmäßig zu deren Nachteil ein. 
Schließlich hat die Landwirtschaft auch kein spezifisches 
Interesse an Schutz, Pflege bzw. Erhaltung der Vielfalt, Ei­
genart und Schönheit von Natur und Landschaft. Sie wird in 
diesen Bereichen sogar zu Eingriffen bereit sein, wenn ihre 
ökonomisch ausgerichteten Ziele damit leichter erreicht 
werden können. Auch die Ausübung einer tatsächlich ord­
nungsgemäßen landwirtschaftlichen Bodennutzung verrin­
gert bestenfalls die Konflikte zwischen Naturschutz und 
Landwirtschaft, ohne sie zu beseitigen. Ein besonders kras­
ses Mißverhältnis zwischen den Zielen des Naturschutzes 
und jenen der Landwirtschaft hängt mit dem Wasserhaus­
halt zusammen. Für die Landwirtschaft hat das Wasser fast 
ausschließlich als Wachstumsfaktor für die angebauten 
Kulturpflanzen Bedeutung, Trinkwasser für die Nutztiere 
wird im Extremfall ebenso der Wasserleitung entnommen 
wie das für bestimmte Produktionsprozesse benötigte 
Brauchwasser. Damit verbunden ist die geringe Bewertung 
von Feuchtflächen und das starke Bestreben, Feuchtwiesen 
durch Melioration wenigstens weidetest zu machen oder bei 
bestimmter Betriebsstruktur auch ackerfähig. Diese Um­
wandlung verändert dann den ganzen ökologischen Charak­
ter der Landschaft und stellt den Schutz von Pflanzen und 
Tieren gemäß§ 20, § 21 und§ 22 Abs. 1 und 2 in Frage; recht­
lich gebilligt wird diese Handlungsweise durch den § 22 
Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes. 

Aus der Landwirtschaft der Gegenwart sind verschiedene 
ertragssteigernde und ertragsstützende Maßnahmen nicht 
mehr wegzudenken. Damit sind aber meistens auch Auswir­
kungen auf Flächen außerhalb der bewirtschafteten Nutzflä­
chen verbunden, weil z. B. der Herbizideinsatz durch Abdrift 
nicht auf d ie landwirtschaftliche Nutzfläche beschränkt 
bleibt. Hinzu kommt, daß die Nutzung von Feldrainen und 
Wegrändern, die in der Vergangenheit u. a. von Klein- und 
Nebenbetrieben vorgenommen wurde, heute fast nirgends 
mehr durchgeführt wird und selbst die Nutzung von Feldge­
hölzen, insbesondere aber von feldbegrenzenden Hecken, 
weitgehend unterbleibt und bei Erreichung eines bestimm­
ten Entwicklungszustandes für die Landwirtschaft lästig 
wird. Es gibt keine rechtliche Möglichkeit, diese Land­
schaftspflege zu erzwingen wie es auch keine Möglichkeit 
gibt, eine bestimmte Extensität der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu erzwingen und damit die Erhaltung selten ge­
wordener Grünlandpflanzengesellschaften zu erreichen. 
Weil die Landwirtschaft einige der erwähnten Landschafts­
bestandteile negativ bewertet, wird sie, soweit es nachbar­
schaftsrechtlich und technisch möglich ist, in vielen Fällen 
die Beseitigung solcher Landschaftsbestandteile und die 
Umwandlung auch dieser Flächen in landwirtschaftliche 
Nutzfläche anstreben. Das s ind noch nicht alle durch die 
landwirtschaftliche Bodennutzung vorgegebenen Konflikte 
zum Naturschutz - als Beleg, daß mit den§§ 1 (3) und 8 (7) 
Konflikte innerhalb des Bundesnaturschutzgesetzes veran­
kert sind, mögen diese Hinweise ausreichen. Die Konflikte 
zwischen Naturschutz und Forstwirtschaft sind zwar ande­
rer Natur, sie lassen sich aber ebenfalls auf einen gewissen 
Zwang der Forstwirtschaft zu ökonomischer Denkweise zu­
rückführen. 

2. Möglichkeiten und Schwierigkeiten bei der Zielerfüllung 

Die Möglichkeiten zur Erfüllung der Ziele von Naturschutz 
und Landschaftspflege können - wie während dieses Sym-
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posiums mehrfach ausgeführt wurde - von der Land­
schaftsplanung eröffnet und in den verschiedenen Fachpla­
nungen mehr oder weniger ausreichend verankert werden. 
Die Ziele des Naturschutzes können jedoch nur erreicht wer­
den, wenn sich jede Nutzung ganz allgemein im Rahmen ei­
ner Umweltverträglichkeit hält und Eingriffe in Natur und 
Landschaft unterlassen oder ausgeglichen werden. Obwohl 
für nahezu alle Nutzungen eine rechtlich verankerte Pflicht 
zur Berücksichtigung der Ziele des Naturschutzes besteht, 
entwickelt sich die Landschaft jedoch praktisch immer in 
Richtung Verarmung weiter. Stichwortartig sind fo lgende 
Schwierigkeiten zu nennen, die sich mit vielen Hinweisen in 
der Naturschutzliteratur belegen lassen: 

Besiedlung: 

Obwohl in F- und B-Planungen die ökologischen Belange in­
nerstädtischer Bereiche wie der Randbereiche immer stär­
ker berücksichtigt werden, ist die Ausdehnung der Siedlun­
gen in die freie Landschaft aus der Sicht des Naturschutzes 
in vielen Fällen als Nachteil zu bewerten. Die in Wort und 
Schrift vorgetragenen Sorgen lassen kein eindeutiges Urteil 
darüber zu, ob es sich bei den negativen Entwicklungen nur 
um ein Vollzugsdefizit oder eine mangelhafte Effizienz des 
Naturschutzrechtes handelt. 

Transport- und Verkehrswege: 

Die Entwicklung der verschiedenen Verkehrswege führt 
selbst bei Berücksichtigung der Besonderheiten einzelner 
Landschaften immer zu erheblicher Veränderung der land­
schaftsökologischen Bedingungen eines Raumes, wobei 
der Barrierewirkung eine besondere Bedeutung zukommt. 
Selbst in Umweltverträglichkeitsprüfungen wird die schwer­
wiegende Folge der von Straßen begründeten Landschafts­
parzel lierung kaum erwähn t, obwohl der damit verbundene 
lsolatlonseffekt von großer Bedeutung ist. Das Naturschutz­
recht ist offensichtlich In seiner Auswirkung auf den Stra­
ßenbau so schwach, daß es weder die zunehmende Land­
schaftszersplitterung verhindern kann noch in weiter von 
der Straße entfernten Räumen Ausgleichsmaßnahmen er­
zwingen kann, so daß viele der sogenannten Ausgleichs­
maßnahmen vollkommen wirkungslos bleiben müssen, weil 
etwa die durch den Straßenbau gestörten Lebewesen nur in 
einer Ruhezone leben können, die eben nur in entsprechen­
der Entfernung von einem Verkehrsweg existieren kann. 

Ver- und Entsorgung: 

Der Bau von Wasserwerken, Kraftwerken, die Anlage von 
Mülldeponien und Kläranlagen und die Errichtung des aus­
gedehnten Netzes an Freileitungen sind zwar nur möglich, 
wenn F- und B-Pläne sowie eigene Fachpläne die land­
schaftsökologischen Bedürfnisse berücksichtigen, weil sol­
che Maßnahmen aber das Mosaik an Ökosystemen verän­
dern, sind die Folgen solcher Eingriffe für den Naturschutz 
mit den erwähnten Plänen häufig gar nicht oder nicht hinrei­
chend erfaßt bzw. erfaßbar. Hinzu kommt, wie aus verschie­
denen Berichten im Naturschutzschrifttum zu entnehmen 
ist, die relativ geringe Gewichtung der Naturschutzansprü-
che im Abwägungsprozeß. · 

Abbau bzw. Gewinnung von nichtreproduzierbaren 
Naturgütern: 

Der Abbau von Kies und Sand hat sich in vielen Gebieten 
trotz landschaftspflegerischer Begleitpläne zu einem gro­
ßen Nachteil für den Naturschutz entwickelt, weil diese Ein­
griffe in die Landschaft an vielen Stellen der Landschaft vor­
genommen werden und die Veränderungen in der Regel irre­
versibel s ind. Hinzu kommt, daß, wie z.B. im Schleswig-Ho l-
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steinischen Landschaftspflegegesetz, die Genehmigung 
erst bei Eingriffen von mehr als 1000 m2 oder einer Vertie­
fung von mehr als 3 m erforderlich ist und daß bei der Wie­
dereingliederung der zum Abbau genutzten Landschaftstei­
le in die Natur der Rekultivierung der Vorzug gegeben wird, 
obwohl aus landschaftsökologischer Sicht hier rechtlich ei­
ne einwandfreie Renaturierung und stellenweise sogar die 
Herstellung ganz neuer Lebensräume vorgeschrieben wer­
den sollte. 

Küstenschutz: 

Der dem Schutz der Menschen und ihres Hab und Gutes die­
nende Küstenschutz ist eine nahezu ausschließlich tech­
nisch begründete Maßnahme, die mit dem Naturschutz sehr 
häufig in Konflikt steht, weil bei der praktischen Küsten­
schutzarbeit die Belange des Naturschutzes schwierig und 
stellenweise wohl auch gar nicht erfüllt werden können. 

Land- und Forstwirtschaft: 

Land- und Forstwirtschaft betreiben die Gewinnung von re­
produzierbaren Naturgütern, sie sind jedoch stark den öko­
nomischen Gesetzmäßigkeiten unterworfen, die häufig von 
einer überstaatlichen Agrarpolitik bestimmt werden. Auf 
den landwirtschaftlich genutzten Flächen sind die Möglich­
keiten der Erfüllung von Naturschutzzielen Oberhaupt nicht 
gegeben und die zwischen den landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen gelegenen Landschaftsteile bzw. Landschaftsbestand­
teile unterliegen teilweise einer so starken anthropogenen 
Beeinflussung, daß auch hier die Naturschutzziele nicht rea­
lisiert werden können. Verschiedene agrarstrukturelle Maß­
nahmen engen die Realisierung des Naturschutzes in der 
Agrarlandschaft weiter ein, der landschaftspflegerische Be­
gleitplan bei Flurbereinigungsverfahren enthält in aller Re­
gel kein Biotopschutzkonzept und auch die qualitative und 
quantitative Bewertung des ökologischen Netzes fehlt nahe­
zu immer. Obwohl die Formulierung eines Nutzungsanspru­
ches des Naturschutzes an Wegrändern, Feldrainen, in Feld­
gehölzen und Hecken, in Tümpeln, Bächen usw. von der 
Landwirtschaft nur schwer hingenommen würde, ist eine 
entsprechende Verankerung dieses Nutzungsanspruches 
im Naturschutzrecht auf die Dauer wohl notwendig, d. h. die 
negative Beeinflussung solcher Landschaftsbestandteile 
kann nicht mehr als ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung angesehen werden. Um den schwerwiegen­
den Konflikt zwischen Landwirtschaft und Naturschutz zu 
verkleinern, ist die Aufführung der grundsätzlichen Tatbe­
stände einer Landnutzung zweckmäßig, die nicht mehr als 
ordnungsgemäße Landwirtschaft anzusehen sind. 

Erholungsnutzung: 

Die Erholungsnutzung als eigenständiger Nutzungsan­
spruch an die Landschaft überlagert v iele andere Nutzungs­
ansprüche, und für bestimmte Formen hat sie eigene Flä­
chenansprüche. Auf diesen Flächen sind die klassischen 
Ziele des Naturschutzes, nämlich die Erhaltung von Lebens­
räumen von Pflanzen und Tieren, in der Regel nicht mehr er­
füllbar und von diesen Flächen geht eine mehr oder weniger 
ausgedehnte negative Fernwirkung auf naturnahe Land­
schaftsteile aus. Der Störeinfluß auf Natur und Landschaft 
Ist vielgestaltig und reicht, wegen des großen Interesses der 
Erholungssuchenden an Natur und Landschaft, z. B. auch in 
die Naturschutzgebiete hinein. Da die Erholungsnutzung 
kein eigenes Fachplanungsinstrumentarium besitzt, muß 
sie im Rahmen aller Landschaftsplanungen Berücksichti­
gung finden und so entwickelt werden, daß die Ziele des Na­
turschutzes erfüllbar bleiben. Eine der wesentlichen Schwie­
rigkeiten liegt jedoch in der Zie lsetzung vieler Gemeinden, 
ein »Erholungsgewerbe« auf- und auszubauen, wodurch in 
aller Regel der Konflikt mit dem Natu rschutz vorbereitet 



wird. Die Befriedigung der Naturschutzbedürfnisse durch 
Betretungsverbote bzw. begrenzte Betretungsrechte kann 
grundsätzliche Planungsfehler nicht mehr ausgleichen. 

Naturschutznutzung: 

Die Erfüllung der Naturschutzziele in den Gebieten mit 
Schutzstatus ist zwar rechtlich abgesichert, streng genom­
men ist sie aber nicht einmal in den Naturschutzgebieten 
problemfrei möglich, weil z. B. die differenzierten Land­
schaftspflegemaßnahmen aus Gründen der unzureichenden 
personellen und sächlichen Ausstattung der unteren Land­
schaftspflegebehörden nicht in jedem Falle durchgeführt 
werden. Eine so dichte Ausstattung der Länder mit Fachper­
sonal wie in Baden-Württemberg besteht nicht überall. 
Nicht erreicht werden die Ziele des Naturschutzes in Natur­
schutzgebieten z. B. dadurch, daß vor allem die älteren Ge­
biete kleiner sind, als es dem Minimumareal für das Funktio­
nieren entspricht, daß diesen Gebieten die für das Funktio­
nieren notwendigen Rahmenbedingungen der umgebenden 
Umwelt fehlen bzw. Fernwirkungen von außen als schwer­
wiegende Störgrößen wirksam werden. Landschaftsschutz­
gebiete erfüllen ihre Aufgabe in vielen Fällen unzureichend, 
weil die hier von den verschiedenen Flächennutzern vorge­
nommenen Maßnahmen den Charakter dieser Gebiete zu­
nächst zwar nicht sichtbar verändern, durch Änderungen 
von Teilen des Landschaftshaushaltes aber langfristig doch 
zu einer Verschiebung des Gebietscharakters in Richtung ei· 
ner z. B. landwirtschaftlichen Produktionslandschaft füh­
ren. Nicht selten führt eine solche Entwicklung schließlich 
zu einer Entlassung von Teilflächen aus dem Landschafts­
schutz und, weil eine solche Art verkleinerte Landschaft die 
Funktionen des Landschaftsschutzes nicht mehr ausrei­
chend wahrnehmen kann, wird dadurch die Gesamtaufgabe 
des Schutzgebietes in Frage gestellt. Die damit angeschnit­
tene Problematik ist weniger auf eine Lücke im Naturschutz­
recht als mehr auf ein Vollzugsdefizit zurückzuführen. 

3. Praktikabilität der Naturschutzregelungen im 
Naturschutzrecht 

Der Naturschutz muß, wie ausgeführt, unter erschwerten 
Bedingungen praktiziert werden. Zum erfolgreichen Natur­
schutz gehört ein Konzept mit eindeutiger Zieldarstellung 
und Beschreibung der Durchführungsmöglichkeiten und 
Durchführungswege. Das Bundesnaturschutzgesetz wi ll 
dieses Konzept in Landschaftsprogrammen, Landschafts­
rahmenplänen und schließlich in Landschaftsplänen erar­
beiten lassen. Auch das Landschaftspflegegesetz von 
Schleswig-Holstein aus dem Jahre 1973 hat Landschafts­
rahmenpläne und Landschaftspläne als ein solches Kon­
zept vorgesehen. Bis zur Erstellung eines das ganze Land 
überdeckenden Konzeptes ist es aber bis zum heutigen Ta­
ge in Schleswig-Holstein nicht gekommen, und auch in an­
deren Bundesländern gibt es auf diesem Gebiet mehr 
Lücken als erfüllte Pläne. Inzwischen hat sich der Natur­
schutz in den einzelnen Bundesländern mit einem Ersatz­
konzept geholfen; eine Biotopkartierung soll den fortschrei­
tenden und wegen der Beeinflussung durch verschiedene 
Eingriffsplanungen auch als planmäßig zu bezeichnenden 
Verlust an Lebensräumen für Pflanzen und Tiere beenden. 

Das Naturschutzrecht zeigt seine Praktikabil ität am voll­
kommenst en in den Naturschutzgebieten, und zwar dort, 
wo, wie in Schleswig-Holstein und anderswo, eine Betreu­
ung von Naturschutzgebieten durch Naturschutzverbände 
und die Überwachung dieser Betreuung gesetzlich geregelt 
ist. In Landschaftsschutzgebieten ist wegen des Fehlens 
von Landschaftswarten das Naturschutzrecht schon weni­
ger gut praktizierbar, in der freien Landschaft werden auch 
schwerwiegende Verstöße gegen das Naturschutzrecht oft 

nur zufällig entdeckt und die Wiederherstellung des alten 
Zustandes ist dann oft gar nicht mehr möglich oder führt 
nicht mehr zur Wiederherstellung der früheren Ökosystem­
funktionen in dieser Landschaft. Die Höhe von Bußgeldern 
steht oft nicht im abgewogenen Verhältn is zu den ökologi­
schen Folgen des Eingriffes, so daß Eingriffe trotz zu erwar­
tender Bußgelder durchgeführt werden. Ersatzmaßnahmen 
s tellen in den meisten Fällen keinen echten Ersatz dar, wei l 
deren Funktionen in der Landschaft ganz anderer Art sind. 
Eine Rodung einer Wallhecke z. B. ist durch eine Anpflan­
zung von Sträuchern und Bäumen zu ebener Erde und an an­
derem Orte in keinem Falle ausgleichbar. 

4. Effizienz der Naturschutzregelungen 

Die Effizienz der Naturschutzregelungen ist mit verschiede­
nen Maßstäben meßbar, etwa mit der Ermittlung der Land­
schaftsveränderung, der Aussterberate von Pflanzen und 
Tieren, der Umweltqualität usw. Man kann sie auch ableiten 
aus der Zahl an Einwendungen gegen Planungen in Natur 
und Landschaft. In der Literatur der letzten Jahre wurde 
mehrfach der Beweis erbracht, daß die Landschaft trotz vor­
handener Naturschutzgesetze fortschreitend verarmt, und 
zwar auch an Landschaftsbestandtei len, die ausdrücklich 
als solche geschützt sind, wie etwa die Knicks In Schleswig­
Holstein, verschiedene Kleingewässer und Tümpel usw. Die 
Verlustraten bei solchen Landschaftsbestandteilen sind be­
sorgniserregend und sie können die Bemühungen des Arten­
und Biotopschutzes stark unterlaufen, zumindest belegen 
sie die unzureichende Wirkung des Naturschutzrechts. Daß 
die Effizienz des Naturschutzrechts auch im Bereich von 
Großplanungen nicht allzu groß ist, kann an verschiedenen 
Bauplanungen im norddeutschen Raum ebenso studiert 
werden wie in anderen Bundesländern. Straßenbau, Küsten­
schutz und Gewässerausbau sind klassische Beispiele für 
die geringe Effizienz des Naturschutzrechtes. Eingriffe in 
die Landschaft bei Flurbereinigungsverfahren, planmäßige 
Entwässerung ausgedehnter Niederungen, standardisierte 
Begrünung von durch Baumaßnahmen vegetationsfrei ge­
wordenen Flächen an Straßen, Kanälen usw„ Befestigun­
gen von Ufern an Fließgewässern mit Bongossiholz, 
Schwarzdecken auf den meisten Feldwegen und vieles an­
dere mehr sind durch das Naturschutzrecht praktisch kaum 
steuerbar. 

Da es sich bei den Veränderungen nicht um böswillige und 
absichtliche Störungen bzw. Belastungen von Natur und 
Landschaft handelt, muß die Ursache dafür in Unkenntnis, 
fehlerhafter Abwägung der Anforderungen des Naturschut­
zes und der Allgemeinheit, falscher Beurteilung der Eingriffe 
und der Ersatzmaßnahmen, personeller Unterbesetzung der 
Behörden usw. gesucht werden. Tatsächl ich wird nicht sel­
ten davon ausgegangen, daß die den Eingriff auslösenden 
Bedürfnisse allen anderen Bedürfnissen im Range vorange­
hen, und außerdem wird der Eingriff in seiner Wirkung miß· 
verstanden, da meistens ein hoher Flexibilitätsgrad der Na­
tur und ein daran gekoppeltes hohes Regenerationsvermö­
gen angenommen wird. Die Sicherung landschaftsökologi­
scher Funktionen von einzelnen Landschaftsbestandteilen 
wird allgemein zu gering berücksichtigt. 

Aus meiner Tätigkeit als Landesbeauftragter für Natur­
schutz und Landschaftspflege in Schleswig-Holstein ist der 
Schluß zu ziehen, daß die verschiedenen Eingriffsdiszipl i­
nen bestenfalls am Anfang eines landschaftsökologischen 
Lernprozesses stehen und daß die Bedürfnisse von Natur 
und Landschaft meistens nicht erkannt oder falsch einge­
schätzt werden und daher die Rechtsnormen des Natur­
schutzrechtes zu gering bewertet werden. Die fortschreiten­
de ·Parzellierung der Landschaft du rch Straßenbau und die 
damit verbundene Zerstörung ökologischer zusammenhän­
ge sowie die Belastung umweltempfindlicher Räume sind 
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als Beispiel zu nennen, aber auch die Bevorzugung agro­
technischer Ziele bei der Flurbereinigung bei gleichzeitiger 
Benachteiligung landschaftsökologischer Belange, was 
stellenweie mit gravierenden Änderungen ökosystem-be­
stimmender Faktoren verbunden ist, etwa mit dem Wasser­
haushalt. Der Ausbau der Fließgewässer einschließlich der 
Uferbefestigung ist ebenso nachteilig wie die bevorzugte 
Ausdehnung der Erholung in Landschaftsschutzgebieten, 
was oft eine Möblierung der Landschaft mit sich bringt, und 
schließlich nicht selten in eine Ausweitung der Bautätigkeit 
einmündet. Da die Landschaftsschutzgebietsverordnungen 
in der Regel keine näheren Schutzziele nennen und die Kon­
fliktpotentiale fast immer ausgeklammert werden, ist ihre 
Schutzwirkung heute vergleichsweise gering. Es kommt zu­
dem zur Entlassung von Schutzgebieten, vorwiegend von 
Teilen von Landschaftsschutzgebieten mit anschließender 
Änderung der Nutzung, wei l man hier am ehesten die Be­
dürfnisse neuer Siedlungen, Mülldeponien usw. befriedigen 
kann. Als letztes Beispiel für die geringe Wirkung des Natur­
schutzrechtes ist zu nennen, daß der Schutz von Pflanzen 
und Tieren nicht nur durch § 22 Abs. 3 des Bundesaatur-

schutzgesetzes abgeschwächt wird, sondern auch dadurch, 
daß bestimmte landwirtschaftliche Nutzungsformen nicht 
fixiert werden können, etwa die Beibehaltung von Feucht­
wiesen und deren Extensivnutzung. 

Die Effizienz des Naturschutzrechtes nimmt von den Natur­
schutzgebieten über die Naturdenkmale, Naturparke und 
Landschaftsschutzgebiete ab. Auch die Moore, Sümpfe, 
Brüche, Seen, Flüsse, Bäche, Teiche, Tümpel, Wälder, 
Hecken, Knicks usw. bef inden sich in der aufgezählten Rei­
henfolge in ständiger Gefahr. 

Die mangelnde Effizienz des Naturschutzrechts hängt mit 
Fehleinschätzungen der ökologischen Situation ebenso zu­
sammen, wie mit der Fehleinschätzung der Bedürfnisse von 
Pflanzen und Tieren wie von Ökosystemen. Für viele Bürger 
stellt sich die Wirkungslosigkeit der Naturschutzgesetze 
aber auch im Nichtverfolgen von Gesetzesverstößen dar, 
und dafür ist die in den verschiedenen Bundesländern nur 
zögernde Bestellung von Landschaftswarten ebenso verant­
wortl ich wie die im Vergleich zum angerichteten Schaden 
viel zu niedrigen Bußgelder. 

Ehemaliger Steinbruch, der heute dank seines Gehölzbestandes für Erholungszwecke genutzt werden kann. Foto: Olschowy 
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Eckard Rehbinder 

Die Kontrolle der Pestizidanwendung durch das Recht des Naturschutzes 
und der Landespflege 

1. Einleitung 

Das OVG Münster hat in der Tormona-80-Entscheidung 1 die 
Auffassung vertreten, die nach§ 3 der Verordnung Ober An­
wendungsverbote und -beschränkungen für Pflanzenschutz­
mitte12 i.V.m. der zugehörigen Anlage 3 Nr. 15 erforderl iche 
Zustimmung zum Versprühen von 2, 4, 5-T3 vom Flugzeug 
aus dürfe nicht unter Berufung auf die generelle Gefährlich­
keit dieses Mittels versagt werden, weil sonst die Zulassung 
eines Pflanzenbehandlungsmittels im Verfahren nach § 8 
PflSchG i.V.m. der Verordnung über die Prüfung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln4 unterlaufen werde; viel mehr 
könne die Versagung der Zustimmung nur auf besondere 
Gefahren gestützt werden, die sich bei einem konkreten Ein­
satz aus der spezifischen Anwendungsart ergäben. Insoweit 
ist dem OVG Münster sicherlich zu folgen. Der Gesetzgeber 
hat der Zulassung eines Pflanzenbehandlungsmittels Allge­
meinverbindlichkeit zuerkannt. Die Ermächtigungsg rundla­
ge des§ 6 PflSchG gestattet die Beschränkung bestimmter 
Pflanzenbehandlungsmittel durch Verordnung nur, soweit 
dies zum Schutze der menschlichen Gesundheit oder zur Ab­
wehr von Schäden, insbesondere für die Gesundheit von Tie­
ren und Pflanzen, erforderlich ist; dabei darf das bei der Zu­
lassung vorgesehene Anwendungsgebiet nicht ausge­
schlossen werden(§ 6 Abs. 3 PflSchG). All das läßt nur den 
Schluß zu, daß im erwähnten Zustimmungsverfahren nicht 
nochmals die Frage überprüft werden kann, ob ein Pflanzen· 
behandlungsmittel wegen seiner generellen Gefährlichkeit 
von der Anwendung auszuschließen ist. 

Das OVG Münsters hat sich jedoch nicht auf eine spezifisch 
pflanzenschutzrechtliche Argumentation beschränkt (und 
im Hinblick auf die Begründung für die Versagung der Zu­
st immung des Landes Nordrhein-Westfalen beschränken 
können). Es hat vielmehr festgestellt, die Ableh nung der Zu­
stimmung dürfe auch nicht generell auf ökologische Gründe 
oder Gründe der Landschaftshygiene und Forstästhetik ge­
stützt werden; auch seien die vom zuständigen Ministergel­
tend gemachten Gründe des Natur- und Landschaftsschut­
zes - Verseuchung von Flächen mit Beeren- und Pilzvor­
kommen, Abdriftgefahr, Beeinträchtigung eines Erholungs­
gebiets - im konkreten Fall nicht stichhaltig, da nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, wie bei anderen Arbei­
ten im Wa ld auch, zunächst die zeitweilige Sperrung des Ge­
bietes in Betracht zu ziehen sei. 

Die Entscheidung ist vor Erlaß des Bundesnaturschutzge­
setzes ergangen. Auf § 47 Abs. 1 Nr. 1 Landschaftsgesetz 
Nordrhein-Westfalen hatte sich der zus tändige Minister, da 
es sich im konkreten Fall um Waldflächen handelte, nicht 
berufen, so daß diese Vorschrift in der Argumentation der 
Parteien und des Gerichts keine Rolle spielte. 

Die Entscheidung wirft die Frage nach dem Verhältnis zwi­
schen dem Pflanzenschutzrecht und verwandten stoffbezo­
genen Regelungen (wie z.B. für Bekämpfungsmittel gegen 
Hygieneschädlinge § 41 BSeuchG)6 einerseits und dem 
Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege ande­
rerseits auf. Konkreter formuliert geht es um die Frage, ob 
und in welchem Umfang die Anwendung von zugelassenen 
Schädlingsbekämpfungsmitteln einer Kontrolle durch das 
Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege unter­
liegt. Diese Frage besitzt angesichts der erheblichen Aus­
wirkungen des zunehmenden Einsatzes von Schädlingsbe-

kämpfungsmitteln auf die Artenviel fa lt eine erhebliche prak­
tische Bedeutung. 

II. Kompetenzfragen 

Das Bundesnaturschutzgesetz enthält nur in sei nem fünften 
Abschnitt, der den Artenschutz regelt, eine ausdrückl iche 
Bestimmung über das Verhältnis zum Pflanzenschutzge­
setz. Nach § 20 Abs. 3 BNatSchG bleiben die Vorschriften 
des Pflanzenschutzrechts von den Regelungen über den Ar­
tenschutz unberührt. Abgesehen von dieser, sicherlich der 
Interpretation bedürftigen Vorschrift f inden sich keinerlei 
Regelungen, so daß sich die Entscheidung der Grundsatz­
f rage nach dem Verhältnis beider Rechtsmaterien zueinan­
der nur auf allgemeine Überlegungen stützen kann. 

1. Parallelen im Wasserrecht 

Anhaltspunkte fü r die Lösung der Verhältnisproblemat ik 
können sich aus den Erfahrungen ergeben, die in einem pa­
rallelen Rechtsgebiet , nämlich dem Wasserrecht, gemacht 
worden sind. Hier hat sich seit langem eine feste Meinung 
dahin gebildet, daß das Wasserhaushaltsgesetz und die 
Landeswassergesetze unabhängig von der Zulassung eines 
Schädlingsbekämpfungsmittels anwendbar sind, wenn ein 
Verbotstatbestand (gegebenenfalls mit Erlaubnis- oder Be­
freiungsvorbehalt) des Wasserrechts gegeben ist. Das Was­
serrecht ist als speziellere Regelung gegenüber dem Pflan­
zenschutzrecht hinsicht l ich der Verwendung von Schäd· 
lingsbekämpfungsmitteln anwendbar, auch wenn der Stoff 
besonderen Beschränkungen nach der Verordnung Ober An­
wendungsverbote- und -beschränkungen unterliegt?. 

»Normaler« Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmitteln in 
der Land- und Forstwirtschaft und im Gartenbau ist zwar 
kein Einleiten in das Grundwasser i. S. des § 3 Abs. 1 Nr. 5 
WHGB. Auch ein Einbr ingen in oberirdische Gewässer i. S. 
des § 3 Abs. 1 Nr. 4 WHG liegt regelmäßig nicht vor. Eine 
Ausnahme gilt bei Maßnahmen der Gewässerentunkrau­
tung, die direkt der Unterhal tung der Gewässer dienen 10. Je­
doch kann die Anwendung von Schädlingsbekämpfungsmit­
teln unter den Tatbestand des§ 3 Abs. 2 Nr. 2 WHG fa llen. 
Pestizideinsätze in Land- und Forstwirtschaft oder in der 
freien Landschaft, die nicht »normal« sind, sondern unter 
besonders gefährlichen Umständen erfo lgen, wie z.B. ei n 
großflächiger Einsatz vom Flugzeug aus in einem Gebiet mi t 
Gewässern, können i. S. der genannten Vorschrift Maßnah­
men darstellen, die geeignet sind, in einem nicht nur uner­
heblichen Ausmaß schädliche Veränderungen der Beschaf­
fenheit des Wassers herbeizuführen. Maßstab für d ie Er­
laubniserteilung ist § 6 WHG. Für die Erlaubnisfähigkeit 
(nicht aber die Erlaubnisbedürftigkeit) spielt eine Rolle, daß 
das Mittel generel l zugelassen Ist 12. 

Daneben kann der Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmit­
teln auch in Wasserschutzverordnungen nach § 19 Abs. 2 
Nr. 1 WHG verboten oder beschränkt werden. Dies gilt unab· 
hängig davon, ob nach Pf lanzenschutzrecht (Verordnung 
über Anwendungsverbote und -beschränkungen) Beschrän­
kungen zum Schutz von Wasserschutzgebieten bestehen 13. 
Von den Verboten und Beschränkungen zum Schutz eines 
konkreten Wasserschutzgebiets kann eine Ausnahmege­
nehmigung erteilt werden14, wobei jedoch besonders stren­
ge Voraussetzungen gelten 15. Auch insoweit erfolgt d ie 
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Wertung unabhängig vom Pflanzenschutzrecht. Die Begrün­
dung für diese Bestimmung des Verhältnisses zwischen 
Wasser- und Pflanzenschutzrecht liegt darin, daß die Vor­
schriften des Pflanzenschutzrechts, auch soweit sie dem 
Schutz von Wasserschutzgebieten dienen, genereller Natur 
sind und nicht auf die Besonderheiten eines einzelnen Ge­
biets Rücksicht nehmen und überdies keine konkreten was­
serrechtlichen Kriterien für die Zulassung der Anwendung 
eines Mittels enthalten 1s. 

2. Folgerungen für das Naturschutzrecht 

Geht man von diesen Grundsätzen aus, so.liegt es nahe, das 
Verhältnis zwischen Pflanzenschutzrecht und verwandten 
stoffbezogenen Regelungen und dem Recht des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege nach ähnlichen Ge­
sichtspunkten zu bestimmen: Danach stünde die Zulassung 
eines Schädlingsbekämpfungsmittels und die generelle Be­
schränkung bestimmter Anwendungsarten dieses Mittelsei­
ner (darüber hinausgehenden) Kontrolle über seine Anwen­
dung nach dem Bundesnaturschutzgesetz und den Landes­
naturschutzgesetzen nicht entgegen, soweit die Anwen­
dung unter einen Verbotstatbestand (gegebenenfalls mit Er­
laubnis- oder Befreiungsvorbehalt) fällt17. Jedoch wäre bei 
der Entscheidung, ob die Anwendung zu erlauben oder zu 
untersagen ist, zu berücksichtigen, daß die generellen Um­
weltwirkungen des Mittels bereits geprüft worden sind. 

Indessen ist die Übertragbarkeit der im Wasserrecht ent· 
wickelten Grundsätze insofern zweifelhaft, als hier nicht al­
lein das Verhältnis einer stoffbezogenen zu einer aktivitäts­
und wirkungsbezogenen Regelung des Bundesrechts, son­
dern auch das Verhältnis zwischen Bundes· und Landes­
recht in Frage steht. Hier ist folgendes zu erwägen: 

Das Pflanzenschutzrecht enthält nur generelle Regelungen 
hinsichtlich der Auswirkungen der Anwendung von Pflan­
zenbehandlungsmitteln auf Natur und Landschaft. Dies gilt 
grundsätzlich auch insoweit, als die Anwendung eines Mit­
tels in der Verordnung über Anwendungsverbote und -be­
schränkungen geregelt ist ; diese Verordnung enthält keinen 
spezifischen Schutz von Natur und Landschaft. Selbst die in 
einigen wenigen Fällen niedergelegten Beschränkungen für 
das Versprühen aus Luftfahrzeugen tragen nur der generel­
len Gefährlichkeit einer bestimmten Anwendungsart (Ab· 
driftgefahr), nicht jedoch der konkreten Schutzwürdigkeit 
bestimmter betroffener Gebiete oder eines bestimmten Be· 
stands von Pflanzen oder Tieren unabhängig von der Anwen­
dungsart Rechnung. Spezielle landesrechtliche Regelungen 
über die Beschränkung der Anwendung von solchen Mitteln 
aus naturschutzrechtlichen Gründen betreffen daher wohl 
schon nicht den gleichen Gegenstand i. S. von Art. 31 GG 
und werden vom Bundesrecht nicht verdrängt18. 

Spezialität in diesem Sinne ist jedenfalls dann gegeben, 
wenn das Landesrecht nicht generell den Pestizideinsatz 
auf bestimmten Flächen untersagt, sondern Verbote oder 
Genehmigungsvorbehalte unter einschränkenden, an der 
konkreten Schutzwürdigkeit eines Gebiets oder Bestands 
an Tieren oder Pflanzen orientierten Tatbestandsvorausset­
zungen ausspricht. Dies ist z. B. der Fall, wenn das Landes­
recht die Zulassung des Pestizideinsatzes in der freien 
Landschaft außerhalb von land- oder forstwirtschaftlich ge­
nutzten Flächen an die Bedingung knüpft, daß der Einsatz 
im öffentlichen Interesse geboten ist und nicht überwiegen­
de Gründe des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
entgegenstehen. Dabei genügt es, wenn die spezifisch na­
turschutzrechtlichen Bedingungen nicht schon im Verbots-, 
sondern erst im Genehmigungs- oder Befreiungstatbestand 
enthalten sind. Daher sind z.B. auch die Regelungen der 
§§ 47 Abs. 1 Nr. 1 des Landschaftsgesetzes von Nordrhein­
Westfalen und 23 Abs. 3 des Hessischen Naturschutzgeset­
zes verfassungskonform. 

522 

Selbst wenn man aber der Ansicht wäre, daß in diesen Fäl­
len Bundes- und Landesrecht den gleichen Gegenstand ha­
ben, so bliebe die Frage zu stellen, ob das Bundesrecht eine 
erschöpfende Regelung darstellt, die das Landesrecht ver­
drängen soll 19. Ob das der Fall ist, muß aufgrund einer Ge­
samtwürdigung des Bundesrechts durch Auslegung ermit­
telt werden. 

Auch unter diesem Gesichtspunkt scheidet ein grundsätzli­
cher Vorrang des Pflanzenschutzrechts aus. Soweit ein Mit­
tel unbeschränkt zugelassen ist, kann daraus schlechter­
dings nicht der Wille des Gesetzgebers entnommen werden, 
daß dieses Mittel in jeder Dosierung, Anwendungsart und 
-s ituation ohne Rücksicht auf die Auswirkungen im Einzel­
fall angewendet werden darf. Sofern die generelle Zulas­
sung des Mittels nicht angetastet wird, ist hier eine natur­
schutzrechtliche Kontrolle bezüglich Art und Umfang des 
Ei nsatzes durch Landesrecht völlig legitim. Im Ergebnis gilt 
das gleiche, soweit ein Mittel nach der Verordnung über An­
wendungsverbote und -beschränkungen besonders auch na­
turschu tzrechtlich motivierten Beschränkungen unterliegt, 
da die Wertungsgesichtspunkte des Naturschutzrechts um­
fassender und zugleich spezifischer sind. Wenn z. B. das 
Versprühen eines Mittels vom Flugzeug aus unter einen Zu­
stimmungsvorbehalt gestellt ist, so ergeben sich die Wer­
tungsgesichtspunkte für die behörd liche Entscheidung zwar 
aus§ 6 PflSchG, wonach es u.a. gi lt, Schäden, insbesondere 
für die Gesundheit von Pflanzen und Tieren, abzuwehren. 
Für die notwendige Spezifizierung muß aber das Natur­
schutzrecht herangezogen werden20. Naturschutzrechtlich 
kann darüber hinaus Veranlassung bestehen, auch die An­
wendung vom Boden aus zu beschränken. 

Die Ablehnung eines Vorrangs des Pflanzenschutzrechts er­
scheint jedenfalls dann unabweisbar, wenn ein zugelasse­
nes Mittel objektiv zielbezogen zur Vernichtung oder Dezi­
mierung eines schützwürdigen Bestands (auch außerhalb 
formell geschützter Gebiete) eingesetzt wird. Wenn das Na­
turschutzrecht z. B. das Abbrennen von Vegetation an unbe­
wirtschafteten Böschungen untersagen kann, so ist kein 
Grund ersichtlich, weshalb es den noch radikaler wirkenden 
Einsatz von chemischen Mitteln zu dem gleichen Zweck nur 
deshalb dulden müßte, weil das Mittel zugelassen ist und 
daher als generell ökologisch unbedenklich gilt. zweifelhaft 
kann allenfalls die Erfassung von Nebenwirkungen eines Pe­
stizideinsatzes sein, der nicht objektiv fina l auf einen be· 
stimmten schutzwürdigen Bestand bezogen ist. Auch inso­
weit kann dem Pflanzenschutzrecht nur die Aussage ent· 
nommen werden, daß solche Folgen generell hinnehmbar 
sind, ni;;ht jedoch, daß sie auch in bezug auf den betreffen­
den schutzwürdigen Bestand hingenommen werden müs­
sen. 

Als Grenzfall kann man daher allenfalls die Regelung des 
§ 25 Abs. 3 des Naturschutzgesetzes von Bremen ansehen, 
die generell den Umfang des Einsatzes von Schädlingsbe· 
kämpfungsmitteln auf land- und forstwirtschaftlich genutz· 
ten Flächen zu kontrollieren versucht. Kompetenzrechtlich 
unzulässig wäre diese Regelung aber nur, wenn das Pflan· 
zenschutzrecht zur Anwendung jedes zugelassenen Mittels 
in beliebigem Umfang ermächtigte oder selbst die Kontroll· 
maßstäbe enthielte. Beides ist indes nicht der Fall. lnsbe· 
sondere ist nicht davon auszugehen, daß der Bundesgesetz­
geber mit§ 8 Abs. 4 PflSchG oder der Verordnung über An· 
wendungsverbote und -beschränkungen seine Kompetenz, 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln zu regulieren, po­
sitiv oder negativ ausgeschöpft hat. 

Im Ergebnis ist daher davon auszugehen, daß eine natur­
schutzrechtliche Kontrolle über den Pestizideinsatz grund· 
sätzlich möglich ist. 



III. Allgemeine naturschutzrechtliche Kontrolle 

1. Systematischer Standort 

Abgesehen vom Gebietsschutz nach den§§ 12 ff. BNatSchG 
kommt eine naturschutzrechtliche Kontrolle über den Pesti· 
zideinsatz unter zwei konkurrierenden Gesichtspunkten in 
Betracht: unter dem Gesichtspunkt des Eingriffs in Natur 
und Landschaft nach § 8 Abs. 1 BNatSchG und unter dem 
Gesichtspunkt des Artenschutzes nach§§ 20 ff. BNatSchG. 

Die Länder sind in dieser Frage verschiedene Wege gegan· 
gen. Die meisten Ländergesetze bzw. -entwürfe enthalten 
Regelungen, die eine Kontrolle über den Einsatz von Pestizi· 
den ermöglichen sollen. Einige Bundesländer sehen dabei 
den Einsatz von Pestiziden grundsätzlich als Eingriff in Na· 
tur und Landschaft an und haben zu seiner Kontrolle beson­
dere Regelungen im Anschluß an die Regelungen über Ein· 
griffe getroffen21. Überwiegend setzen die Pestizidregelun· 
gen der Länder jedoch systematisch nicht beim Eingriff in 
Natur und Landschaft, sondern beim Artenschutz an und er­
fassen den Einsatz von Pestiziden als eine spezifische Be­
einträchtigung wildwachsender Pflanzen und wildlebender 
Tiere22. 

Es ist äußerst zweifelhaft, ob der Einsatz von Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln ein Eingriff i. S. von§ 8 Abs. 1 BNatSchG 
sein kann. Das hängt damit zusammen, daß sich§ 8 Abs. 1 
BNatSchG zwar an die süddeutschen Naturschutzgesetze 
anlehnt, jedoch die in diesen Gesetzen enthaltene Definition 
des Eingriffs durch formale Kriterien einschränkt: Ein Ein­
griff liegt nicht schlechthin bei jeder Einwirkung auf Grund­
flächen vor, die die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beein­
trächtigen kann, sondern nur bei Veränderungen der Gestalt 
oder Nutzung von Grundflächen. 

Unter Gestalt von Grundflächen ist das äußere Erschei­
nungsbild der Erdoberfläche mit ihrem Pflanzenwuchs, z.B. 
Wald, Schilf, Wiesen, zu verstehen23. 

Die Beseitigung von Hecken oder von Schilf durch Einsatz 
von Herbiziden kann daher wie jede andere Art der Beseiti­
gung sicherlich als Eingriff i. S. des § 8 Abs. 1 BNatSchG 
qualifiziert werden 24. Die bloße Änderung der Zusammen­
setzung der Pflanzendecke einer Grundfläche durch Herbi­
zideinsatz kann man dagegen wohl kaum als Gestaltände­
rung ansehen. 

Auch die Erfassung des Pestizideinsatzes unter dem Ge­
sichtspunkt der Änderung der Nutzung von Grundflächen 
wird von den Kommentatoren des BNatSchG25 verneint, 
weil mangels Änderung der Zweckbestimmung der behan­
delten Grundfläche der Pestizideinsatz keine solche Ände­
rung zur Folge habe2s. In der Diskussion um die Tragweite 
der Landwirtschaftsklausel des bayerischen Naturschutzge­
setzes ist dagegen allgemein angenommen worden, daß die 
Anwendung von Schädlingsbekämpfungsmitteln einen Ein­
griff in Natur und Landschaft darstelle27. 

Bei der Entscheidung darüber, welche Auffassung den Vor­
zug verdient, ist zu berücksichtigen, daß nach dem Bayeri­
schen Naturschutzgesetz bereits jede Einwirkung auf 
Grundflächen ein Eingriff sein kann und daher die Boden­
nutzung a ls solche unter den Eingriffsbegriff fällt, wenn zu­
sätzlich das qualifizierende Merkmal der potentiellen Beein­
trächtigung des Naturhaushalts oder der Gestaltung der 
Landschaft erfüllt ist. Da§ 8 BNatSchG - bei leicht verän­
derter Formulierung - den süddeutschen Naturschutzge­
setzen nachgebildet worden ist, sollte man die Vorschrift 
aber nicht ohne Not abweichend von den Vorbildern im Lan­
desrecht interpret ieren. Für eine weite Interpretation spricht 
auch die Überlegung, daß die intensive rechtspolitische Dis­
kussion um die Landwirtschaftsklausel in § 8 Abs. 7 
BNatSchG und in diesem Zusammenhang besonders über 

die Zweckmäßigkeit einer naturschu tzrech tlichen Kontrolle 
über den Pestizideinsatz in der Land- und Forstwirtschaft 
sinnlos wäre, wenn man davon ausginge, daß der Einsatz 
von Pestiziden grundsätzlich überhaupt nicht dem Eingriffs­
begriff unterfä11t 2a. Es ist daher zu erwägen, der gegenwärti­
gen Änderung der Nutzung einer Grundfläche die Gefähr­
dung der langfristigen Nutzungsfähigkeit gleichzustellen. 
Die Begriffe Gestalt- und Nutzungsänderung in § 8 
BNatSchG dürfen nicht isoliert, sondern müssen in Wech­
selwirkung mit dem sie qualifizierenden Tatbestandsmerk· 
mal der potentiellen Beeinträcht igung der leistungsfähig· 
keit des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes inter­
pretiert werden. Bei dieser Sichtweise stellen auch Einwir· 
kungen auf Grundflächen, die deren langfristige Nutzungs· 
fähigkeit beeinträchtigen, Eingriffe dar. Soweit etwa ein 
kontinuierlicher Pestizideinsatz derartige Folgen haben 
kann, wäre er danach als Eingriff zu qualifizieren. 

In rechtspolitischer Sicht ist jedoch zu bedenken, daß auch 
bei enger Interpretation des Eingriffsbegriffs eine Kontrolle 
des Pestizideinsatzes über den Artenschutz möglich ist. 
Vor- und Nachteile beider Alternativen scheinen ausgewo­
gen: Im Bereich des Artenschutzes ist der Spielraum für die 
Landesgesetzgebung eher größer als bei § 8 Abs. 1 
BNatSchG. § 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BNatSchG verbietet zwar 
nur die »Sonstige Beschädigung« besonders geschützter Ar­
ten, worunter auch eine Beschädigung durch chemische 
Mittel zu verstehen ist. Jedoch steht es den Ländern kompe­
tenzrechtlich frei, den im BNatSchG nur begrenzt geregelten 
allgemeinen Schutz von Tieren und Pflanzen (§ 21 
BNatSchG) durch Pestizidregelungen zu verstärken29. Wie 
sich aus § 8 Abs. 9 BNatSchG ergibt, stellt § 8 Abs. 1 
BNatSchG dagegen eine abschließende Regelung dar3o und 
kann nicht beliebig erweitert werden. 

Der in § 20 Abs. 3 BNatSchG aufgenommene, in § 8 
BNatSchG dagegen fehlende Vorbehalt zugunsten des 
Pflanzenschutzrechts macht kaum ei nen Unterschied aus. 
Dieser Vorbehalt bedeutet nicht, daß die Anwendung von 
nach Pflanzenschutzrecht zugelassenen Mitteln sich außer­
halb der Kontrolle der Vorschriften über den Artenchutz voll­
ziehen kann. Er hat vielmehr nur den Sinn, dem Pflanzen­
schutzrecht in den Fällen einen Vorrang einzuräumen, in de­
nen bestimmte Maßnahmen zur Bekämpfung von Schador­
ganismen gesetzlich geboten sind. 

Die Landwirtschaftsklausel gilt sowohl bei Eingriffen in Na· 
tur und Landschaft (§ 8 Abs. 7 BNatSchG) als auch im Er­
gebnis beim Artenschutz. Nach § 22 Abs. 3 BNatSchG be­
schränkt sich die Anwendbarkeit der Landwirtschaftsklau­
sel auf den Schutz besonders geschützter Arten und gilt 
nicht für den allgemeinen Schutz von Pflanzen und Tieren. 
Man wird sie jedoch analog auf Regelungen des allgemei· 
nen Artenschutzes anwenden müssen, die über § 21 
BNatSchG hinausgehen. § 21 BNatSchG bedurfte einer sol­
chen Einschränkung nicht, weil der Tatbestand dieser Vor­
schrift subjektive Elemente - »Ohne vernünftigen Grund« 
bzw. »mutwillig« - enthält, die restriktiver sind als die Land­
wirtschaftsklausel. Wird der allgemeine Schutz von Pflan­
zen und Tieren über diese Vorschrift hinaus ausgedehnt, so 
kann er im Verhältnis zur Land- und Forstwirtschaft kaum 
weitergehen als der besondere Artenschutz31. 

Schließlich ist zu bedenken, daß die im Rahmen des Arten­
schutzes getroffenen Pestizidregelungen potentiell eine um­
fassende Kontrolle des Pestizideinsatzes ermöglichen, so­
weit der Schutz des Naturhaushalts betroffen ist; auf die 
Beeint rächtigung des Landschaftsbildes und allgemein auf 
den Erholungsschutz können Entscheidungen im Rahmen 
des Artenschutzes wohl nicht gestützt werden. Das ist die 
dem Artenschutz immanente Schwäche. § 8 Abs. 1 
BNatSchG erfaßt dagegen auch bloße Beei nträcht igungen 
des Landschaftsbildes. Jedoch beschränkt§ 8 Abs. 2 und 3 
BNatSchG die Pf licht zum Ausgleich und auch die 
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Untersagungsbefugnis32 grundsätzlich auf Maßnahmen, die 
bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften einer behördli· 
chen Kontrolle unterliegen (§ 8 Abs. 2 S. 2 BNatSchG). Das 
ist beim Pestizideinsatz regelmäßig nur bei den wenigen 
Mitteln der Fall, die nach§§ 2 und 3 der Verordnung über An· 
wendungsverbote und -beschränkungen einer behördlichen 
Kontrolle unterliegen; im übrigen bestehen beim Flugzeug­
einsatz vielfach landesrechtl iche Anzeigepflichten. Von der 
Möglichkeit, Eingriffe in weitergehendem Umfang einer be· 
hördl ichen Kontrolle zu unterwerfen(§ 8 Abs. 9 BNatSchG), 
haben viele Länder keinen Gebrauch gemacht. Die erwei­
ternde Auslegung des Eingriffsbegriffs würde darüber hin­
aus allerdings praktische Bedeutung für Maßnahmen erlan­
gen können, die von der öffentlichen Hand durchgeführt 
werden (§ 8 Abs. 6 BNatSchG). 

Insgesamt besteht daher m. E. zwar ein gewisses, aber kein 
besonders starkes Bedürfnis nach einer erweiternden Ausle· 
gung des Eingriffsbegriffs. Entscheidend ist, daß auch bei 
systematischer Verortung von Regelungen Ober den Pesti­
zideinsatz beim Artenschutz im allgemeinen ausreichende 
Kontrollmöglichkeiten vorhanden sind; die einzige Schwä­
che ist hier der Erholungsschutz. 

2. Inhaltliche Kontrollmaßstäbe 

Grenzen für eine Kontrolle Ober den Pest izideinsatz durch 
das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege er­
geben sich Insbesondere aus der Landwirtschaftsklausel 
der §§ 8 Abs. 7, 22 Abs. 3 BNatSchG. Schädlingsbekämp­
fung im Rahmen der ordnungsmäßigen land-, forst- und 
fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung ist nicht als Ein­
griff in Natur und Landschaft anzusehen bzw. begrenzt die 
gesetzlichen Verbote im Rahmen des Artenschutzes. Inwie­
weit das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspfle­
ge dennoch eine effektive Kontrolle des Pestizideinsatzes 
auf land-, forst- und fischereiwirtschaftlich genutzten Flä­
chen ermöglicht, entscheidet sich nach der Auslegung die­
ser Klausel und den Konsequenzen, die die Länder hieraus 
gezogen haben. 

Ausgangspunkt muß die Überlegung sein, daß der Begri ff 
der Ordnungsmäßigkeit nicht schlechthin als gegenwärtig 
übliche Art der Bodenbearbeitung zu verstehen, sondern im 
lichte der ökologischen Grundsätze des Gesetzes, d.h. ins­
besondere der§§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Nrn. 1, 4, 6, 8, 9 und 10 
BNatSchG, auszulegen ist33. Wenngleich der Gegensatz 
zwischen Landwirtschaft und Naturschutz nicht aufhebbar 
ist, so bedeutet das tendenziell einen Vorrang zugunsten 
ökologischer Kriterien bei der Best immung dessen, was im 
Einzelfall ordnungsgemäß ist. Zwar nehmen §§ 8 Abs. 7, 22 
Abs. 3 BNatSchG die ordnungsmäßige land- und forstwirt­
schaftliche Bodennutzung von den strikten Anforderungen 
der§§ 8, 22 BNatSchG aus, indessen ist diese Ausnahme im 
lichte der grundlegenden Ziele des Gesetzes insgesamt zu 
interpretieren. Der Gesetzgeber hat diese Wechselwirkung 
dadurch unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, daß er 
in § 8 Abs. 7 BNatSchG auf die »im Sinne dieses Gesetzes 
ordnungsgemäße« Bodennutzung verweist. Im gleichen Sin­
ne dürfte§ 22 Abs. 3 BNatSchG zu verstehen sein. 

In der Sache wollen diesen Gedankengang wohl auch dieje· 
nigen Autoren zum Ausdruck bringen, die auf das Pri nzip der 
nachhaltigen Bodennutzung abstellen 34. Jedoch ist mit der­
artigen Formulierungen nicht deutl ich genug gemacht, daß 
nicht isoliert von der jeweils in Anspruch genommenen 
Grundfläche ausgegangen werden darf, sondern ökologi­
sche Auswirkungen insgesamt in Rechnung zu stellen 
sind35. Deshalb ist die Aussage, die Anwendung von Pflan­
zenschutzmitteln gehöre (nur dann und immer dann) zur ord­
nungsgemäßen Bodennutzung, wenn es sich um zugelasse­
ne Mittel handele und diese in der richtigen, sachgerechten 
Weise angewendet würden36, für sich wenig aussagekräftig, 
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wei l zuerst zu bestimmen ist, was sachgerechte Anwendung 
ist. Wenn diese Formulierung nur bedeutet, daß bei Beach­
tung der nach Pflanzenschutzrecht, etwa durch eine Auflage 
für Anwendungshinweise (§ 8 Abs. 1 PflSchG), vorgeschrie· 
benen oder empfohlenen Art der Anwendung per se ord­
nungsgemäße Bodennutzung vorliege, so wäre dem nicht zu 
folgen. Allerdings darf das Naturschutzrecht bei der Anwen­
dungskontrolle auch nicht davon ausgehen, daß ein zuge­
lassenes Mittel generell ökologisch unerwünscht ist. Viel­
mehr ist es erforderlich, die Kontrolle über die Anwendung 
des Mittels auf die besonderen Gegebenheiten des Einzel­
falls zu beschränken. Dies kann das Verlangen nach Ver­
wendung von ökologisch weniger bedenklichen Mitteln ein­
schließen. Insbesondere ist eine Kontrolle über den Umfang 
des Einsatzes von Schädlingsbekämpfungsmitteln mög­
lich37 (und, da das Pflanzenschutzrecht d iese Frage nicht re­
gelt, auch kompentenzrechtllch zulässig). 

Soweit man vom Eingriff in Natur und Landschaft ausgeht, 
ergeben sich die maßgeblichen Kontrol lmaßstäbe aus § 8 
Abs. 3 BNatSchG. Danach ist, wenn die Beeinträchtigung 
nicht zu vermeiden oder nicht im erforderlichen Maße auszu­
gleichen ist, der Eingriff zu untersagen, wenn die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Ab· 
wägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft im 
Range vorgehen. 

Diesem Abwägungsgrundsatz widerspricht es, wenn das 
OVG Münster in der Tormona-80-Entscheidung38 von einem 
fast absoluten Vorrang der Interessen des Waldbesitzers an 
der Durchführung von Forstschutzmaßnahmen ausgeht und 
die Sperrung der betroffenen Waldfläche als die im Regelfall 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechende 
Maßnahme ansieht. In einem vielbesuchten Erholungswald, 
auch wenn er nicht formal unter Schutz gestellt ist, kann ein 
das Landschaftsbiid39 auf erhebliche Zeit, wenngleich nicht 
auf Dauer, verunstaltender großflächiger Herblzideinsatz 
nach der Abwägungsklausel unzulässig sein, weil das an 
sich mögliche Sperren der Fläche d iese der Erholung entzie­
hen würde. Insoweit kann die vom Landwirtschaftsminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen herangezogene Forstäs­
thetik nach geltendem Recht durchaus ein relevanter Ge­
sichtspunkt sein. In gleicher Weise lassen sich andere Si­
tuationen denken, in denen die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege vorrangig sind, insbesondere bei 
der Beeinträchtigung von Lebensräumen seltener Arten. 

Die beiden modernen Länderregelungen, die bei der Kontrol­
le der Anwendung von Pestiziden systematisch beim Ein­
griff in Natur und Landschaft einsetzen, entsprechen weit­
gehend den entwickelten Gedankengängen. Einmal nehmen 
sie nicht etwa, wie dies viele andere Landesregelungen tun, 
die Land- und Forstwirtschaft gänzlich aus der Regelung 
heraus, sondern ziehen die Grenze bei der Ordnungsmäßig­
keit der Nutzung. Die nach diesen Regelungen erforderliche 
Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Anwendung der che­
mischen Mitte!"im öffentlichen Interesse erforderl ich ist und 
nicht überwiegende Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege entgegenstehen4o. 

Soweit die Kontrolle über die Anwendung von Pestiziden sy­
stematisch beim Artenschutz angesiedelt wird, ergeben 
sich - abgesehen von der Bindungswirkung der bundes­
rechtlichen Landwirtschaftsklausel - die Kontrollmaßstä· 
be erst aus dem Landesrecht. Mit einer Ausnahme 41 enthal­
ten diese Regelu ngen Einschränkungen, die bundesrecht­
lich nicht geboten sind. Sie streben nur eine Kontrolle über 
den Pestizideinsatz in der freien Landschaft außerhalb der 
land· und forstwirtschaftlichen Nutzung an42. Die Kontrolle 
beschränkt sich damit praktisch auf den Einsatz von Herbi· 
ziden zum Freihalten von Verkehrsanlagen und von Bekämp­
fungsmitteln gegen Hygieneschädlinge (z.B. Stechmücken) 
in der freien Landschaft. Diese Regelungen vermögen einem 
wesentlichen Problem der Anwendung von Schädlingsbe-



kämpfungsmitteln, nämlich der Bedrohung der Pflanzen-und 
Tierwelt durch übermäßigen Einsatz auf land- und forstwirt­
schaftlich genutzten Flächen, nicht gerecht zu werden. Es 
kommt hinzu , daß keine einzige dieser Regelungen einen 
Genehmigungsvorbehalt enthält43. Überwiegend f inden sich 
Verbotstatbestände mit Befreiungsmöglichkeit. Diese Ver­
botstatbestände sind in der Regel an unbestimmte ein­
schränkende Voraussetzungen geknüpft, die als Genehmi­
gungsvoraussetzungen einen Sinn machen, als Tatbe­
standsmerkmale eines Verbots aber überaus problematisch 
sind. Es steht daher zu befürchten, daß die Verbote weitge­
hend wirkungslos bleiben werden, weil der Anwender mit gu­
tem Gewissen davon ausgehen kann, daß seine Maßnahme 
nicht unter das Verbot fällt44. 

Immerhin ist festzustellen, daß sämtliche Landesregelun­
gen den Willen des Landesgesetzgebers dokumentieren, 
dem Problem der Pestizidanwendung zumindest in der frei­
en Landschaft außerhalb der land- und forstwi rtschaftlich 
genutzten Flächen, die vielfach als Lebensräume für be­
drohte Arten in Betracht kommen, erhöhte Aufmerksamkeit 
zu schenken. Die in den Landesregelungen gewählten Kon­
trollmaßstäbe - seien es Tatbestandsmerkmale des Ver­
bots oder Genehmigungs- oder Befreiungsvoraussetzungen 
- gehen nicht einseitig von einem Vorrang der Zulassung 
nach dem Pflanzenschutzrecht aus, sondern gestatten und 
erfordern eine Abwägung des öffentlichen Interesses am 
Pestizideinsatz mit den Belangen des Natur- und Land­
schaftsschutzes. Dies ist angemessen und verstößt auch 
dann nicht gegen Bundesrecht, wenn der landesrechtliche 
Verbotstatbestand absolut gefaßt ist und die Abwägung 
erst im Rahmen der Entscheidung über die Befreiung statt­
findet. 

IV. Kontrolle des Pestizideinsatzes in Schutzgebieten 

Stärker ist die Position des Natur- und Landschaftsschutzes 
gegenüber dem Einsatz von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
in Gebieten, die einer der Schutzkategorien des Vierten Ab­
schnitts des BNatSchG angehören. Bei der Festlegung von 
Natur- und Landschaftsschutzgebieten, flächenhaften Na­
turdenkmälern und geschützten Landschaftsbestandteilen 
müssen in der jeweiligen Schutzverordnung auch.die zur Er­
reichung des Schutzzwecks erforderlichen Verbote und Be­
schränkungen festgelegt werden(§§ 13 Abs. 2, 14 Abs. 2, 15 
Abs. 2, 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 BNatSchG). Dazu können auch 
Beschränkungen hinsichtlich der Anwendung von Schäd­
l ingsbekämpfungsmitteln gehören. Insoweit gilt die Land­
wirtschaftsklausel des§ 8 Abs. 7 BNatSchG nicht45. 

Dies folgt einmal daraus, daß das Gesetz bezüglich der for­
mal geschützten Gebiete nicht beim Eingriff in Natur und 
Landschaft ansetzt; es können auch Handlungen untersagt 
werden, die keinen Eingriff i. S. des § 8 Abs. 1 BNatSchG 
darstellen. Der Schutz wird dadurch verwirklicht, daß die 
Schutzverordnungen die Handlungen nennen müssen, die in 
dem Gebiet zur Erreichung des Schutzzweckes geboten 
sind. Zum anderen ergibt sich aus § 15 Abs. 2 BNatSchG, 
daß in den - schwächeren Schutz erfordernden - Land­
schaftsschutzgebieten die Schutzbestimmungen nur »Unter 
besonderer Beachtung des§ 1 Abs. 3u zu formulieren sind. 
Diese Bestimmung stellt eine Art abgeschwächter Landwirt­
schaftsklausel dar und wäre unverständlich, wenn§ 8 Abs. 7 
BNatSchG auch in den Schutzgebieten gälte46. In beson­
ders geschützten Gebieten genießen die Belange der Land­
und Forstwirtschaft daher keine besondere Privilegierung. 
Jedoch ist in Landschaftsschutzgebieten auf s ie möglichst 
Rücksicht zu nehmen; in anderen Schutzgebieten stellen sie 
einen abwägungserheblichen Belang i. S. des § 1 Abs. 2 
BNatSchG dar48. 

Im Landesrecht ist - unabhängig von einer konkreten 
Schutzverordnung - der Einsatz von Pestiziden in bestimm­
ten Schutzkategorien (Naturschutzgebiete, z. T. auch flä­
chenhafte Naturdenkmäler) vielfach bereits gesetzlich un­
tersagt49. Dadurch wird der nach dem BNatSchG gegebene 
Schutz noch verstärkt. 

V. Ergebnis 

Eine naturschutzrechtliche Kontrolle über die Anwendung 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln ist nach geltendem 
Recht nur begrenzt möglich. Durchgreifende kompetenz­
rechtliche Bedenken gegen das geltende Recht bestehen 
nicht. Die gegenwärtig vorhandenen oder geplanten Rege­
lungen des Bundes- und Landesrechts sind - bei all ihren 
Unvollkommenheiten - immerhin ein Schritt in die richtige 
Richtung. Es wird jetzt vor allem darauf ankommen, diese 
Regelungen auch zu praktizieren und Erfahrungen für eine 
künftige Erweiterung zu sammeln. Langfristig ist allerdings 
zu überlegen, ob der Bundesgesetzgeber nicht in Ausschöp­
fung seiner pflanzenschutzrechtlichen Kompetenz die An­
wendung von Pflanzenschutzmitteln umfassend regeln soll­
te. 
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Berndt Heydemann 

Arten- und Biotopschutz - seine Grundlagen und ein Vergleich 
des Naturschutzrechts von Bund und Ländern 

1. Allgemeines 

Die Diskussion des Themas zeigt, daß man sich zunächst ei­
nen Einblick in den funktionalen Au fbau von Ökosystemen 
und damit über die realen Voraussetzungen von Artenschutz 
und Biotopschutz in der Bundesrepublik verschaffen muß. 

Es gibt so etwas wie den »Selbstschutz von Arten« in Ökosy­
stemen - also Schutz von Arten durch ihre eigenen Mecha­
nismen, um innerhalb der Ökosysteme langfrist ig bestehen 
zu können. Es gibt weiter den Schutz von Arten durch Me­
chanismen der Ökosysteme, in denen sie leben, mit deren 
Hilfe die Existenz von Arten durch Funktionsprinzipien der 
Ökosysteme gesichert werden. Beide Strategien ergänzen 
sich. Darauf beruht in entscheidendem Maße die Funktions­
fähigkeit von natürlichen Systemen. 

Ich gehe in meinem Referat nicht vorrangig von der jurist i­
schen Seite der Biotopschutz- und Artenschutzprobleme 
aus, sondern mehr von biologischen Gesichtspunkten. Ich 
versuche wichtige Fehlbereiche des Biotop- und Artenschut­
zes aufzuzeigen, um eine verbesserte Effizienz auf diesem 
Gebiet zu erreichen. 

Die Unsicherheit im Rahmen von Entscheidungen zum Ar­
ten- und Biotopschutz - Herr Salzwedel hat dazu bereits ei­
niges ausgeführt - scheint mir besonders eklatant zu sein. 
Für den Artenschutz gi lt dies trotz der Bundesartenschutz­
verordnung; dies gilt auch trotz des Bundesnaturschutzge­
setzes: Gerade letzteres ist - in bezug auf Arten- und Bio­
topschutz - als Rahmengesetz in seiner Regelungskompe­
tenz gegenüber den Ländern erheblich eingeschränkt. Die 
Ausfüllung des Bundesnatu rschutzgesetzes stellt aber ge­
rade eine Aufgabe mit Schwerpunkten im Biotop- und Arten­
schutz dar. Die spezifischen rechtlichen Regelungen müs­
sen dazu insbesondere durch die Ländergesetze vorgenom­
men werden. Leider wird aber der Biotopschutz durch die 
Ländergesetze mit sehr unterschiedlicher legislat iver Quali­
tät wahrgenommen, der Artenschutz sogar gleichmäßig 
schlecht. 

2. Bestandsaufnahme der Arten und Ökosysteme als Basis 
für den Artenschutz und Biotopschutz 

Zunächst etwas zur Bestandsaufnahme der Arten als Vor­
aussetzung für den Artenschutz. Hier geht es um Fragen 
wie: Was müssen wir an Arten schützen, um welche Ökosy­
steme zu erhalten? Was müssen wir und wie müssen wir 
Ökosysteme schützen, um Arten zu erhalten? Von welcher 
ökologischen Diversität in seinen Ansprüchen ist das biolo­
gische Potential, das geschützt werden soll? Natürlich muß 
der Schutz der Ökosysteme und der Schutz der Arten den 
Mittelpunkt des gesamten Naturschutzes darstellen. 

In Mitteleuropa können wir von insgesamt etwa 130 Ökosy­
stem-Typen ausgehen - wenn wir eine Grobeinteilung der 
Ökosysteme zugrunde legen -. davon 80 terrestrische Sy­
steme und etwa 50 aquatische Systeme (vgl. HEYDEMANN 
& NOWAK 1980). 

Die Differenzierung der Ökosysteme ist im terrestrischen 
Bereich größer als im aquatischen Bereich. Die aquatischen 
Ökosysteme des Süßwassers verteilen sich ungleichgewich­
tig auf die Länder der Bundesrepublik Deutsch land: Sie t re­
ten besonders in Schleswig-Holstein (Ostholsteinische 

Seenplatte, Lauenburgische Seenplatte) und in Baden-Würt­
temberg (Bodenseegebiet) hervor. Die marinen Ökosysteme 
finden sich im wesent lichen in zwei Bundesländern: in Nie­
dersachsen und in Schleswig-Holstein, mit geringerem An­
tei l auch in den Stadtstaaten Hamburg (Elbeästuar, Schar­
hörn) und im Bereich Bremen (Weserästuar). 

3. Flächenpotential der Ökosysteme 

Für die Planung des Schutzes von Ökosystemen stellt sich 
zunächst die Frage, wieviel Flächen die verschiedenen Öko­
systeme in der Bundesrepublik zur Verfügung haben? Auf 
den 55 % Fläche, die zum Agrar- und Gartenbaubereich ge­
hören, finden sich nur etwa 6-8 Ökosystem-Typen. Im 
Agrarbereich gebraucht man Ökosysteme, um d ie Nah­
rungsproduktion für den Menschen zu sichern. Man steigert 
die Produkt ion der Agrarökosysteme vor allem durch die 
Mittel der Monotonisierung und hohen Näh rstoffzuf uhr, so­
weit die Stoffwechselintensit ät der Pflanzen dies jeweils zu­
läßt. Dieses ökonomische Produktionsziel in Agrarsystemen 
stellt genau das Gegenteil von Trends dar, die wir in der bio­
log ischen Evolution von Ökosystem-Funktionen kennen: 
statt Monotonisierung wi rd in der Natur die jewei ls höchst­
mögliche »Polytonisierung«, also größte Diversität des Ar­
teninventars angestrebt. Die Einzelart übernimmt dabei nur 
eine kleine Rolle im Zusammenspiel vieler Kräfte. 

Es läßt sich in der natürlichen Selektion auch das Gegentei l 
zum Züchtungszie l des Menschen in bezug auf die Mästung 
von Tieren - wie sie im Rahmen der Agrarproduktion statt­
findet - feststellen: In Naturbiotopen haben in der Mehrheit 
kleinere Formen ohne Übergewicht von Reservestoffen im 
Rahmen der Überlebensstrategien die größere Chance zu 
bestehen. 

Von der Gesamtfläche der Bundesrepublik stehen neben 
den 55 % Fläche für die 6-8 Agrarökosysteme noch 30 % 
der Fläche für die 12-14 Forstökosysteme zur Verfügung. 
Auf 85 % der Fläche der Bundesrepublik wird also mit etwa 
20 Ökosystemen biologische Rohstoffherstellung betrieben. 
Auf rd. 2 % der Fläche wird diese Produktion verteilt (Ver­
kehrswege) und auf 10 % der Fläche (Ballungszentren, Sied­
lungen, Industriegebiete) wird diese Produktion verbraucht 
oder umgesetzt. 

Bei dieser Flächenbilanz fal len - unter Ökosystem-Ge­
sichtspunkten betrachtet - ungewöhnliche Phänomene 
auf: Eine tote, betonierte oder asphaltierte Fläche wird zur 
Verteilung der biologischen Produktion benutzt. Wenn bei­
spielsweise ein großes Waldökosystem unter naturnahen 
Gegebenheiten seine erzeugte Produktionsmasse verteilt, 
so geschieht dies meist durch mobile laufende oder flugakti­
ve Organismen über biologisch funktionsfähige Unterlagen, 
Ober den Boden, über die Vegetation usw. Nur biologisch ak­
tive Zonen sind in Ökosystemen auf die Dauer erhaltungs­
und konkurrenzfähig. Der Biotopschutz wird durch den 
wachsenden Anteil betonierter oder asphalt ierter Zwischen­
regionen immer erfolgloser. 

4. Minimalflächen für den Biotopschutz 

Nach Abzug der anthropogen genutzten Gebrauchsflächen 
bleiben in der Bundesrepub lik noch 3 % ungenutzte Flächen 
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übrig. Diese Flächen sind der Rest an Lebensraum für alle 
anderen 110 Ökosystem-Typen. Das bedeutet, daß Ober 
80 % aller Ökosystem-Typen in der Bunderepubl ik infolge 
Flächenminderung gefährdet sind. Das bedeutet auch eine 
Reduzierung auf etwa 7000 ha Fläche pro Ökosystem-Typ. 
In diese Fläche müssen sich die Einzelbestände teilen, die 
zum jewei ligen Ökosystem gehören. Viele Einzelbestände ei­
nes einzelnen Ökosystem-Typs befinden sich bereits unter 
der typischen Minimalgrenze von 200-300 ha; für einige 
Ökosystem-Typen liegt die Minimalgrenze aber weit dar­
über, nämlich bei 5- 800 ha für den Einzelbestand. Unter· 
halb der Min imalgröße sind nicht alle Habitate und nicht alle 
Konstituenten als »Betriebseinheiten« dieses Ökosystems 
vorhanden. Dabei ist zu beachten, daß der Minimalrauman­
spruch eines gesamten Ökosystems aus Hunderten oder 
Tausenden von Arten ein gänzlich anderer als der Minima/· 
raumanspruch einer seiner Arten, und auch ein gänzlich an· 
derer als der Anspruch eines der Individuen einer Art ist. Die 
folge davon ist , daß man für den Bereich »Artenschutz« und 
für den Bereich »Ökosystemschutz« oft von ganz unter­
schiedlichen Minimalarealen als Schutzerfordernissen aus­
gehen muß. Hier benötigen wir noch sehr vie l umfangreiche· 
re Datenmengen als bisher vorhanden. 

5. Anteil der Naturschutzgebiete an der Gesamtfläche 

Nun zur Frage, wieviel Möglichkeiten für die Unterschutz· 
stellung von Ökosystemen genutzt wurden. 0,8 % der Flä· 
ehe der Bundesrepublik - also von den 3 % nicht genutzter 
Fläche etwa ein Viertel - stehen unter Naturschutz. In die· 
se Fläche teilen sich die gesamten 110 Ökosystem-Typen -
allerdings einige vorrangig, da nicht alle Biotoptypen gleich· 
gewichtig als Naturschutzgebiete vertreten sind - auch 
nicht gleichgewichtig im Verhältnis zu ihrem flächenhaften 
Vorkommen. Das liegt an einem hohen Maß an Zufälligkei­
ten bei der Unterschutzstellung. 

Eine besondere Tendenz besteht heute im Naturschutz in 
Richtung der Entwicklung eines »Feuchtgebietsschutzes«. 
Das ist verständlich, weil man mehr Trockenlegungen von 
Feuchtgebieten vorgenommen hat, als Vernässungen durch 
Aufstauungen von Trockengebieten. Aber zukünftig muß der 
Ökosystemschutz auch vermehrt den Trockengebieten zu­
kommen, denn künstliche Beregnungen von Ackersystemen 
und die dadurch entstehende Abdrift von Wasser (durch d ie 
Luft oder durch den Boden) haben auch den umgekehrten 
Effekt auf angrenzende Trockengebiete: Sie befeuchten 
Trockengebiete und verändern dadurch die Arten-Kombina· 
tlon. Trockene Feldraine, trockene Böschungen, also der 
Biotoptyp von Trockenrasen und Halbtrockenrasen kann 
von Beregnungsmaßnahmen erheblich gestört werden. Ne­
ben dem Schutz gegen Nährstoffabdrift (etwa fü r Magerra­
sen), w ird es also zukünftig vermehrten Schutz gegen künst­
liche Regenabdrift geben müssen. 

Insgesamt bewirkt die Landwirtschaft eine Monotonisie· 
rung des Feuchtigkeitszustands der Landschaft und ergibt 
damit umfangreiche Ursachen für eine Zerstörung von Öko· 
systemen, die im Rahmen einer diversen Feuchtigkeitsskala 
zur Existenz eine andere Feuchtigkeitsstufe benötigen als 
sie fü r die Landwirtschaft wichtig ist. 

6. Verteilung der Arten auf Ökosysteme und die Zuordnung 
der Arten zu taxonomischen und ökologischen Gruppen 

110 Ökosystem-Typen müßten auf jeden Fall repräsentativ 
in Naturschutzgebieten vertreten sein, weil s ie alle schon 
durch die Folge der Flächenminderung als gefährdet anzu­
sehen sind. Verteilt auf alle Ökosystem-Typen, gibt es in Mit· 
teleuropa et wa 77000 Arten, davon gehören rd. 5000 Arten 
zu den verschiedenen Agrarökosystemen, 80 % von diesen 
5000 Arten zum Grünlandbereich. 
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Innerhalb der letzten 25 Jahre hat sic h offens ichtlich -
nach neueren Untersuchungen In Ag rarökosystemen -
schon an manchen Standorten eine Reduzierung der Arten­
zahl in diesen Bereichen auf 10-30 % ergeben. Die Verän· 
derung der Arteninventare wird durch d ie Verstärkung der 
mechanischen und chemischen Einflüsse bewirkt. Die Ver­
ringerung der Artenzahlen hat die Tragfähigkeit von Selbst­
regulationsprozessen in Agrarökosystemen entscheidend 
eingeschränkt. 

Vom Gesamtbestand von 77000 Organismen-Arten als taxo· 
nomische Grundeinheiten entfallen 60000 Arten auf die Fau­
na. Die Arten zeigen eine sehr unterschiedliche Verteilung 
auf die verschiedenen Größentypen. Die Funktionen des 
Ökosysteme werden - in bezug auf die Lebensformtypen 
- vornehmlich von Arten unter 3 cm Körpergröße bzw. un­
terhalb von 5 g Körpergewicht bestritten. Nur 0,8 % der Ar­
ten (500 Arten) gehören zu den größeren Formen, also vor al­
lem zu den Wirbeltieren. 99,2 % der Tier-Arten entfallen auf 
Wirbellose. Entscheidende Stoffkreislaufprozesse - Ober 
mindestens 3 verschiedene Konsumentenstufen - laufen 
im Bereich der Wirbellosen ab, dagegen meist nur 1- 2 Stu­
fen über den Bereich der Lebensformtypen Ober 3 cm Kör­
pergröße. Letztere Organismenarten kann man - im Rah· 
men des Artenschutzes - wegen ihrer Körpergröße leichter 
einzeln schützen: Sie sind leichter erkennbar, leichter be· 
stimmbar, ihr Fehlen ist leichter bemerkbar. Die Gefähr· 
dungsgrade liegen bei über 40 % der Pflanzenarten und zwi­
schen 55 und 70 % bei den Tierarten. 

7. Schwierigkeit der Unterscheidung der Arten - ein 
Faktor im Artenschutz 

zweifellos ist die Mehrheit der Organismen-Arten schwer be­
stimmbar. Dies erschwert für solche Formen den Arten­
schutz beträchtlich. Inwieweit müssen wir für den Arten­
schutz aber »Arten« als taxonomisch unterscheidbare Ein­
heiten zugrunde legen? Können wir möglicherweise nicht 
mit anderen Taxa, wie »Gattungen« oder »Familien« arbei· 
ten, wenn bestimmte Arten einer Gattung oder Familie 
schwer erkennbar sind? Diese Frage läßt sich mit Ei n· 
schränkungen bejahen. Es kann mit dem Artenschutz nicht 
so lange gewartet werden, bis die Artenunterscheidung für 
jeden Nichtspezialisten einfach geworden ist. Wahrschein­
lich wird dies niemals der Fall sein. Statt dessen muß mit 
größeren taxonomischen Einheiten gearbeitet werden, wenn 
eine Bestimmung bis zur Art nicht möglich ist. Als Leitsatz 
muß gelten, daß lieber eine Art zuviel, als eine Art zu wenig 
geschützt w ird. In jedem Fall ist Artenschutz der Wirbello· 
sen besonders bedeutsm, weil die Funktion aller Ökosyste­
me von diesen 99 % der Arten besonders abhängig ist. Die­
se Abhängigkeit beruht nicht allein au f dem hohen Artenan· 
tei l, sondern vor allen Dingen auch darauf , daß der Stoff­
kreislauf allein im Bereich der Wirbellosen Ober mindestens 
3 Konsumentenstufen geführt und damit innerhalb der Öko· 
systeme stabilisiert wi rd. Keine andere Organismengruppe 
ist in soviel verschiedenen Konsumentenst ufen gleichzeitig 
vertreten. 

ß_ Ein Grundproblem des Biotopschutzes: »Die 
ordnungsgemäße Landwirtschaft« 

Die Land· und Forstwirtschaftsklausel im BNatSchG, die die 
sogenannte »ordnungsgemäße Land- und Forstwirtschaft« 
generell von der Bewertung als »Eingrif f« in Natur und Land­
schaft ausnimmt, basiert mit dieser Regelung nicht auf öko­
logischen Befunden, sondern stell t dazu nicht mehr und 
nicht weniger als eine »politische Ausnahmeregelung« dar. 
Die »intensive« Landwirtschaft von heute kann im gesetzli· 
chen Sinne als ebenso »ordnungsgemäß« bezeichnet wer­
den wie d ie extensive landwirtschaftliche Nutzungsform, die 
heute nu r noch in k leinen Bereichen der Agrarsyst eme ange-



wendet wird. Intensive landwirtschaftliche Nutzung einer 
Fläche ist im Zuge der Weiterentwicklung der Produktivität 
einem ständigen Wandel unterworfen. Dabei können in sol­
chen Ökosystemen spezifische Artenschutz- oder Ökosy­
stemschutz-Gesichtspunkte schwer oder gar nicht zum Tra­
gen kommen. Insofern ist die immer wieder politisch herbei­
geredete »Integration des Naturschutzes in die Landwirt­
schaft« - ohne Änderung der Bewirtschaftungspr inzipien 
- eine inhaltsleere und zugleich eine ökologisch falsche Er­
klärung. 

Von der Bedrohung durch die Intensivierung der Landwirt­
schaft sind insbesondere folgende Ökosysteme betroffen: 

8.1 landwirtschaftlich extensiv bewirtschaftete 
Ökosysteme 

Sie können trotz BNatSchG jederzeit in intensiv bewirtschaf­
tete Systeme auf »ordnungsgemäßem Wege« umgewandelt 
werden. Vor allem gehören hierher die Ökosysteme der 
Streuwiesen, die Fruchtfolgeäcker mit eingeschobener Bra­
che, die ungedüngten Feuchtwiesen, Trocken-, Halbtrocken­
und Magerrasen, die nicht-mineralisch gedüngten, extensiv 
beweideten Feucht- und Magerweiden, extensiv gepflegte 
Obstanlagen, extensiv beweidete Salzwiesen-Ökosysteme 
(Salzrasen). 

8.2 Forstwirtschaftlich extensiv bewirtschaftete 
Ökosysteme: 

Dazu gehören: 
Bruchwälder 

- Niederwälder, Kratts 

- naturnahe Mischwälder verschiedenen Altersaufbaus 
- Waldlichtungen mit Waldsaum-Systemen. 

8.3 Alle im Rahmen land· oder forstwirtschaftlicher 
Betriebsmaßnahmen chemisch behandelten Systeme 
incl. der Systeme mit starken Randwirkungen, 

insbesondere: 

8.3.1 Die chemisch direkt behandelten Ökosysteme (be­
züglich der Begleitfauna und Begleitflora), vor allem die 
Acker-Ökosysteme (Halmfrucht, Ölfrucht-, Hackfrucht-Öko­
systeme, Mais-Äcker). 

8.3.2 Feldraine, Hecken, Säume an Feldern und Säume von 
Feldgehölzen, Ökosysteme der Krautschicht und Obstanla­
gen als indirekt behandelte oder in direkter Abdrift liegende 
Systeme. 

8.4 Alle aquatischen Steh- und Fließgewässer-Systeme 

als Abflußsysteme der mit organischem oder mit Mineral­
dünger behandelten (eutrophierten) oder mit Bioziden be­
frachteten (veränderten) Medien, die mit dem Wasserabfluß 
aus Agrar-Systemen in Berührung kommen. Die aquatischen 
Steh- und Fl ießgewässer werden wegen ihrer hohen Vernet­
zung ökologisch besonders stark durch Auswirkungen in 
Agrar-Ökosystemen betroffen. 

9. Artenschutz im Vergleich 

Die Bemühungen sind unverkennbar, durch Gesetze und 
Verordnungen einen verbesserten Artenschutz aufzubauen. 
Die Resultate dieser Anstrengungen im Naturschutzrecht 
sind infolge zahlreicher Widerstände noch recht beschei­
den. Eine Synopse des Status quo scheint angebracht. Zu­
nächst ist erkennbar, daß es eine starke Differenzierung in 
der Intensität des Arten- und Biotopschutzes in den einzel­
nen Ländern der Bundesrepublik, aber auch im innereuro­
päischen Vergleich gibt. 

Eine Differenzierung von Recht und Praxis im Artenschutz in 
den einzelnen Ländern der Bundesrepublik und in Europa ist 
im Interesse eines wirksamen Schutzes soweit wie möglich 
abzubauen, da sonst eine effiziente Kontrolle der Ursachen 
der Artengefährdung oder Möglichkeiten ihres Schutzes nur 
schwer oder gar nicht durchführbar sind. Artenschutz-Ge­
sichtspunkte findet man in der Bundesrepublik und in den 
Länder-Naturschutzgesetzen nur sehr beschränkt. Hier do· 
minieren die Biotopschutz-Aspekte. Die Bundes-Arten· 
schutzverordnung greift andererseits nur bestimmte gefähr· 
dete Artengruppen heraus. 

Die Auswahlkriterien für die Arten in der Bundes-Arten­
schutzverordnung betreffen solche Arten, die unmittelbar 
wirksamen Zugriffshandlungen nach § 22 Abs. 2 des 
BNatSchG besonders ausgesetzt sind. Arten, die alleine 
durch Eingriffe in ihrem Biotop bedroht sind oder nur durch 
Umweltgifte, sind nicht aufgenommen worden. 

Die Bundesländer können in Ergänzung zur Bundes-Arten­
schutzverordnung weitere Arten wildwachsender Pf lanzen 
oder wildlebender Tiere ganz oder teilweise unter besonde· 
ren Schutz stellen (nach § 22 Abs. 5 BNatSchG). 

Wichtig ist der Erlaß von Besitz- und Verkehrsverboten nach 
§ 22 Abs. 1 Nr. 4 des BNatSchG für fo lgende Tierarten: Wild­
katze, Luchs, Fischotter, Großtrappe und alle heimischen 
Greifvögel (in Ergänzung der Bundes-Artenschutzverord­
nung). 

Es ist sehr zu bedauern, daß bestehende und künftige jagd­
rechtliche Regelungen von den Vorschriften des Artenschut­
zes ausgenommen bleiben, so daß die Jagd hier wieder eine 
Ausnahmeposition erhält. Auch das Aneignungsrecht der 
Jagdberechtigten gegenüber geschützten Arten bleibt ge­
mäß§ 1 Abs. 5 Bundes-Jagdgesetz leider bestehen. Dies ist 
gerade im Hinblick auf den Schutz der heimischen Greifvö­
gel besonders bedenklich, da von zahlreichen Jagdberech­
tigten oder Jagdverbänden Abschuß oder Fang von Habicht 
und Rohrweihe und anderen Greifvogelarten verlangt wird. 
Daraufhin ist beispielsweise wieder in Schleswig-Holstein 
- zunächst für ein Jahr - der Fang des Habichts (wenn 
auch nur mit Genehmigung) er laubt. Beispielsweise ist es 
möglich, allein in einem Jahr die Population des Habichts 
wieder so zu verringern, daß dadurch die ein Jahrzehnt ge­
förderte Aufwärtsentwicklung von Greifvögeibeständen zu­
nichte gemacht werden kann. Hier hat also die Bundes-Ar­
tenschutzverordnung folgenschwere Lücken. 

Die Regelung der Rechtsfolgen bei Verstoß gegen Besitz ge­
schützter Arten bleibt den Ländern überlassen. Wenn man 
den Besitz von Individuen geschützter Arten zum Zeitpunkt 
des lnkrafttretens des Gesetzes nachweist, gilt das Verbot 
des Besitzes von Exemplaren dieser Arten nicht. Auch die­
ses ist eine höchst bedenkliche Regelung. 

Ausnahmeregelungen vom Artenschutz für durch Ausrot­
tung gefährdete Arten dürfen von den Ländern im übrigen 
nicht gegeben werden. Dafür ist es allerdings erforderlich, 
daß für die von Ausrottung bedrohten Arten eine gesonderte 
Liste erstellt wird. 

Bedauerlicherweise ist in der Bundes-Artenschutzverord­
nung auch eine Ausnahme vom Artenschutz gegenüber dem 
traditionellen Pflücken bestimmter, an sich geschützter 
Pflanzenarten gemacht. Diese Ausnahmegenehmigung 
kann von den Ländern weiter erteilt werden. Unter Gesichts­
punkten eines sinnvollen Artenschutzes ist dies eine nicht 
zu tolerierende Ausnahme, zumal gerade die regelmäßig 
wiederkehrenden traditionellen Zugriffshandlungen bei 
ständig kleiner werdenden natürlichen Biotopräumen eine 
wesentliche Vernichtungsursache darstellen. 

Zum Fang und Halten für private Zwecke können die Länder 
zukünftig auch bestimmte Säugetiere, Amphibien und Rept i­
lien freigeben. Dies ist fü r einige der angegebenen Arten, 
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z. B. fü r die Waldeidechse (Lacerta vivipara) bedenklich, da 
sich die Bestände dieser Art kaum in Gefangenschaft fort­
pflanzen. 

Über diese Bedenken hinaus ist eine Ergänzung der Artenli· 
ste in der Bundes-Artenschutzverordnung vor allem für Wir­
bellose-Tierarten (Evertebrata) erforderlich und dringend 
notwendig. 

Im folgenden wird diese Ergänzungsliste gegeben: 

Wirbellose 

9.1. Cnidaria (Nesseltiere) 

9.1.1. Hydrozoa 
- Sertularia spec. 

- Hydrallmannia spec. 

zum Schutz gegen •Seemoos-Fischerei• 

9.2. Gastropoda (Schnecken) 

Marine Arten: 
- Neptunea antiqua - Neptunschnecke 
- Buccinum undatum - Wellhornschnecke 

zum Schutz gegen gewerbsmäßige Fischerei 

9.3. Bivalia (Muscheln) 

- Cerastoderma edule - Herzmuschel 
- Modlolus modiolus - Große Miesmuschel 

zum Schutz gegen gewerbsmäßige Fischerei 

9.4. Arthropoden (Gliederfüßler) 

9.4.1 Arachnoidea (Spinnenartige) 

- Argiope ssp. - Wespenspinne (Gießharz-Objekt) 

9.4.2. Crustacea (Krebsartige) 

- Homarus vulgaris - Hummer 
- Brachyura - Kurzschwanzkrebse, alle Arten 

zum Schutz gegen Luxuskonsum und Andenkenhandel 

außer: 

- Carcinus maenas - Strandkrabbe 
Portunus holsatus - Schwimmkrabbe 

- Eriocheir sinensis - Wollhandkrabbe 

- Eupagurus bernhardus - Einsiedlerkrebs 

9.4.3. lnsecta 

9.4.3.1. Ensi fera (Laubheuschrecken), alle freilebenden Ar· 
ten 

zum Schutz gegen Handel als Gießharz-Objekte 

9.4.3.2. Grylloidea (Grillen), alle freilebenden Arten 

zum Schutz gegen Handel 

9.4.3.3. Hymenoptera (Hautflügler) 
- Cimbicoidea (Keulenwespen), alle Arten 

- Vespoidea (Faltenwespenartige), alle Arten 

- außer: Paravespula germanica, Paravespula vulgaris und 
Vespa rufa 

- Sphecoidea (Grabwespenartige), alle Arten 

- Pompiloidea (Wegwespenart ige), alle Arten 

9.4.3.4. Coleoptera (Käfer) 
- Staphylinidae (Kurzflügelkäfer) mit folgenden Arten: 
- Staphylinus ssp. 

- Emus hirtus 

- Ontholestes ssp. 
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- Creophilus maxillosus 

Schutz gegen Sammeln 

- Cerambycidae (Bockkäfer), alle Arten bis auf die Holz-
schädlinge (länderweise unterschiedlich) 

- Chrysomelidae (Blattkäfer), alle Arten 

Schutz gegen Andenkenhandel 

außer: 
potentiellen Schädlingen wie 
Leptlnotarsa decemlineata - Kartoffelkäfer 
Agelastica alni - Erlenblattkäfer 
Galerucella vlburni - Schneeballblattkäfer 
Lochmaea capreae - Weidenblattkäfer 
Lema-Arten (Blattkäfer-Hähnchen) 
alle Halticinae - Erdflöhe 
- Dytiscidae (Gelbrandkäfer) 
alle Dytiscus-Arten - Große Gelbrandkäfer 

9.4.3.5. Lepidoptera (Schmetterlinge) 

- Bombicoidea (Spinnenartige), alle Arten 
(mit regionalen Ausnahmen bei schädlichem Auftreten ein­
zelner Arten) 
- Cossidae - Wurzelbohrer, alle Arten 
(mit regionalen Ausnahmen bei schädlichem Auft reten ein­
zelner Arten) 

- Drepanidae (Sichelflügler), alle Arten 
- Lithosiidae (Flechtenspinner), alle Arten 

9.4.3.6. Diptera - Zweiflügler 

- Syrphidae - Schwebefliegen, alle Arten 
(bis auf schädliche Arten, wie Lampetia (Merodon) equestris 
= Gr. Narzissenfliege, Eumerus tubercu latus und E. striga­
tus = Kleine Narzissenfliege) 
- Asilidae - Raubfliegen, alle Arten 

- Tachin ldae - Raupenfliegen, alle Arten 

Auch die Liste der »Vom Aussterben bedrohten Tierarten« in 
der Bundes-Artenschutzverordnung ist viel zu eng gefaßt. 
An dieser Stelle wird aus Zeit- und Platzgründen auf Vor­
schläge zur Erweiterung der Liste verzichtet. 

10. Gesetzliche Regelungen des Biotop· und 
Artenschutzes im Ländervergleich 

Um die Lücken im Biotop- und Artenschutz innerhalb der ge­
setzlichen Regelungen zu erkennen, ist es erforderlich, ei­
nen Vergleich der Länderregelungen vorzunehmen. In die· 
sem Zusammenhang werden hier nur die auffallenden Be­
sonderheiten registriert. 

10.1. Landschaftspflegegesetz Baden-Württemberg 
(Landesnaturschutzgesetz v. 24. 10. 75) 

Es wird die Empfehlung gegeben, daß die Lebensstätten ge­
fährdeter Arten vermehrt käuflich erworben werden (§ 27). 
Darüber hinaus ist es bemerkenswert, daß in diesem Gesetz 
die Wiederansiedlung von Tierarten besonders gefördert 
werden kann(§ 27). Man sollte aber nicht übersehen, daß zu 
einer solchen Wiederansiedlung eine sehr große ökologi· 
sehe Erfahrung gehö rt. Das Basiswissen über die natü rliche 
oder potentielle geographische Verbreitung der Arten und 
deren ökologische Verteilung (auf die Biotope) ist oft nur ge· 
ring. Dabei wird in mehreren anderen Landschaftspflegege­
setzen gerade die Wiederansiedlung von Tierarten aus­
drücklich untersagt oder es bedarf einer besonderen Zulas· 
sung der Naturschutzbehörden. 

Für den allgeme inen Artenschutz ist in diesem Landschafts­
pflegegesetz sogar eine besondere Artengruppe - die Pilze 
- besonders hervorgehoben : Die Pilze werden möglicher­
weise auch als besondere Habitate für Tierarten aufgefaßt , 



wie auch die zu schützenden Hänge und Böschungen. Wei­
terhin werden als besonders zu schützende Biotope die 
»Hecken« und »Röhrichte« herausgestellt(§ 29). Es wird die 
Aufstellung eines »Artenschutz-Programms« vorgeschrie­
ben(§ 28). Darin sollen Verzeichnisse der vorhandenen Flora 
und Fauna, Verzeichnisse der verschiedenen gefährdeten 
Ökosysteme, Vorschläge für die Schutzmaßnahmen und 
den Grunderwerb von schutzwürdigen Gebieten gemacht 
werden und Richtlinien für Pflege- und Überwachungsmaß­
nahmen aufgestellt werden. 

Es können auch solche Arten geschützt werden, die im eige­
nen lande (Baden-Württemberg) gar nicht gefährdet sind 
(§ 30). Dadurch genießen auch solche Arten in Baden-Würt­
temberg Schutz, die nur in anderen Ländern der Bundesre­
publik Deutschland gefährdet sind. Arten sollten nämlich 
gerade dort geschützt und gefördert werden, wo sie noch 
häufig und in gesicherten Beständen vorkommen. Hier liegt 
also ein positiver Ansatz im Artenschutz vor. 

Darüber hinaus können solche Arten geschützt werden, die 
in den Nachbarländern keinen speziellen Schutz genießen. 
Das ist eine bemerkenswerte länderübergreifende Sicht des 
Artenschutzes - hoffentlich mit lnitiativwirkung. Die Natur­
schutzbehörden können bestimmte Maßnahmen verbieten, 
die die Bestandsdichte von gefährdeten Arten schmälern 
können. 

Die Besitz- und Verkehrsverbote(§ 31) lehnen sich ungefähr 
an die Bundes-Artenschutzverordnung an. Der Herkunfts­
nachweis für gezüchtete und gekaufte Arten wird darin ver­
langt. Diese Anforderung ist aber in ihrem Wert fraglich, da 
niemand sicher zu erkennen vermag, ob eine Art vor 5 Jah­
ren oder vor 30 Jahren konserviert wurde. So lassen sich die 
Fundortetiketten jederzeit fälschen. Es müßten neue Überle­
gungen darüber angestellt werden, wie ein generelles Unter­
laufen der geforderten Herkunftsnachweise für unter Arten­
schutz stehende Arten vermieden werden kann. 

10.2. Bayern (Bayerisches Naturschutzgesetz v. 27. 7. 1973) 

Wesentlich ist das Vorkaufsrecht für den Freistaat Bayern 
(sowie die Bezirke, Landkreise, Gemeinden, kommunalen 
Zweckverbände) für Grundstücke, die bewaldet sind (Art. 1 
des Forstgesetzes), auf denen oberirdische Gewässer lie­
gen, die Öd- und Umland sind, die an oberirdische Gewässer 
angrenzen oder sich in deren unmittelbarer Nähe befinden, 
die in Naturschutzgebieten und Nationalparken liegen oder 
auf denen Naturdenkmäler stehen (Art. 34). 

Es kann auch eine »Förmliche Enteignung« zugunsten des 
Freistaates Bayern oder der Bezirke, Landkreise, Gemein­
den oder der kommunalen Zweckverbände durchgeführt 
werden, soweit diese sich den Belangen des Naturschutzes, 
der Landschaftspflege und der öffentlichen Erholung wid­
men und wenn Gründe des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege es zwingend erfordern (Art. 35). Durch diese 
Regelungen der Artikel 34 und 35 kann der Biotop- und Ar­
tenschutz wesentlich erleichtert werden. Einzelne Biotope 
werden in diesem Gesetz nicht genannt. Auch sind keine be­
sonderen Maßnahmen im Rahmen von nArtenschutzpro­
grammen« geregelt. 

Die oberste Naturschutzbehörde kann mit Rechtsverord­
nung Vorschriften über den Schutz von Hecken, lebenden 
Zäunen, Feldgehölzen, Gebüschen, einzelnen Bäumen, 
Rohr- und Schilfbeständen sowie der Bodendecke erlassen. 

10.3. Landschaftspflegegesetz Berlin 

Der Begriff »Ökotop« wird in diesem Gesetz im Zusammen­
hang mit Ausgleichsmaßnahmen eingeführt. Das ist ein 
richtungsweisender Ansatz, denn im Rahmen von »Aus­
gleichsmaßnahmen« bedeutet die Schaffung eines nÖko­
topsu soviel wie die Schaffung einer Raumstruktur für die 

Ansiedlung einer Lebensgemeinschaft (einer Biozönose). 
Der Begriff »Biotop« umfaßt mehr als der Begriff »Ökotop«, 
weil er bereits Pflanzen (wie Bäume) als Raumstruktur-Ele­
mente beinhaltet. Einen »Ökotop« kann man beispielsweise 
durch Ausbaggern eines Wasserlochs als potentielles Ge­
biet für das Aufwachsen eines »Biotops« als nWeiher« 
schaffen. Aber der Biotop nWeiher« ist durch Ausbaggern 
noch nicht erstellt. Er bedarf nach Schaffung seiner topo­
graphischen Struktur einer selbständigen biologischen Ent­
wicklung. Insofern ist im Berliner Landschaftspflegegesetz 
die Einführung des Begriffs »Ökotop« als reale Klarstellung 
für die Möglichkeiten von »Ersatzmaßnahmen« zu begrüßen. 

Es wird ebenfalls im Zusammenhang mit einem Arten­
schutzprogramm in diesem Gesetz(§ 28) gefordert, daß eine 
umfassende Darstellung von Flora und Fauna im Gebiete 
Berlins erfolgen muß. Dabei sollen auch die Biotope in ihren 
Wechselwirkungen erfaßt werden. Es sollen darin auch Aus­
sagen gemacht werden, wie die Änderung der Populationen 
einer Art durch Faktoren bewirkt werden, die ursächlich mit 
der Veränderung zusammenhängen. Man erkennt, daß hin­
ter diesem Konzept erfreulicherweise ein ökologisch-wis­
senschaftliches Grundprogramm steht. 

Es soll auch eine Zustandsbewertung der Biotope mit be­
sonderem Bezug auf die verschiedenen Ökosysteme und die 
gefährdeten Arten durchgeführt werden. Und es soll in dem 
Artenschutzprogramm Richtlinien für die Pflege der geför­
derten Ökosysteme geben - als Basis für Maßnahmen zur 
Bestandserhaltung. Damit ist dieses Landschaftspflegege­
setz - besonders im Hinblick auf Arten- und Biotopschutz 
- umfassend ausgelegt. Man erkennt, daß der Artenschutz 
auf jeden Fall Ökosystemschutz voraussetzt und umge­
kehrt. Man kann nicht sagen, was zuerst geschehen muß 
oder welcher Typ von Schutz unter dem Blickwinkel dieser 
beiden Naturschutzprinzip ien der wichtigere ist. Man kann 
auch zumeist keines von beiden Prinzipien zuerst" in Angriff 
nehmen, weil Biotop- und Artenschutz Hand in Hand gehen 
müssen. In der biologischen Evolution waren sicher zwar Ar­
ten vor den Ökosystemen vorhanden, aber fast »im gleichen 
Atemzug« muß auch die Basis eines Ökosystems nach Ent­
stehen der »2. Art« gelegt worden sein. 

Das Berliner Gesetz zählt noch typische schützenswerte 
Biotope über diejenigen Ökosysteme hinaus auf, die auch in 
anderen Landschaftspflegegesetzen genannt werden (wie 
Sümpfe und Moore). Es nennt z. B. Röhrichte, Teiche, Tüm­
pel, Quellbiotope, Waldwiesen und Waldlichtungen als be­
sonders schützenswert. Ein Prinzip lautet dabei: nicht alles 
aufforsten, sondern besonnte Anteile im Wald-Ökosystem 
belassen oder wiederherstellen. 

In den Landschaftsplänen(§ 8) werden spezifische Biotop­
schutzmaßnahmen, wie Herrichtung von Baumgruppen, Ein­
zelbäumen, Hecken und Flurgehölzen besonders vorge­
schrieben. Als Eingriffe werden hervorgehoben: das Verroh­
ren von Fließgewässersystemen, der Ausbau von Gewässer­
Ökosystemen, die Ableitung und der Aufstau von Gewässer­
Ökosystemen, die Abgrabung und die Aufschüttung von Bö­
den über 30 m2 Grundfläche. Als Eingriff wird ebenfalls die 
Entwässerung von Mooren, Sümpfen, Pfuhlen und anderen 
Feuchtgebieten wie von Verlandungsbereichen gewertet. 

In einem besonderen Abschnitt (§ 29) wird das Einbrin­
gungsverbot chemischer Mittel auf die Bodendecke in Wie­
sen, Feldrainen, ungeschütztem Gelände und in Ruderal­
stellen ausgesprochen. 

10.4. Landschaftspflegegesetz Bremen (Gesetz über 
Naturschutz und Landschaftspflege vom 3. 10. 79) 

Als Eingriff(§ 11) wird die Entwässerung von Auen und Brü­
chen gewertet, ebenfalls das Aufstauen, Absenken und Um­
leiten von Grundwasser (Schutz von Quell-Biotopen), der 
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Ausbau und das Verrohren von Gewässern, Veränderung der 
Ufervegetation oder der Schilfrohrbestände. 

In einem umfangreichen Abschnitt über »Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege« (§ 2) wird darauf 
hingewiesen, daß nach Möglichkeit ein rein technischer 
Ausbau von Gewässern vermieden und durch biologische 
Wasserbaumaßnahmen ersetzt wird. 

Bei den Naturdenkmalen findet der Schutz folgender Ökosy­
stemtypen besondere Erwähnung(§ 21): Quellen, Gewässer, 
Dünen, Heiden, Moore, Brüche, Sümpfe, Tümpel, Waldwie­
sen, Feldgehölze u. a. Damit ist dieses die einzige direkte 
Aufzählung von vielen Ökosystemtypen unter dem Ab­
schnitt »Naturdenkmäler« in den Landschaftspflegegeset­
zen der Bundesrepublik. Das Bremer Gesetz gibt damit Emp­
fehlungen zum Schutz von vielen gefährdeten Kleinbestän­
den bestimmter Ökosystemtypen. Die genannten Biotope 
sind auch als Lebensstätten für Pflanzen und Tiere im Ab­
schnitt »Allgemeiner Schutz von Pflanzen und Tieren„ (§ 28) 
als nzu erhalten« oder »neu zu schaffen« herausgestellt. 
Nach diesem Abschnitt Ist es außerdem verboten, in der frei­
en Natur chemische Pflanzenbehandlungsmittel und chemi­
sche Ungeziefervernichtungsmittel zu verwenden. Auf land­
wirtschaftlich, gartenbaulich oder forstwirtschaftlich ge­
nutzten Flächen dürfen diese Mittel nur in dem Umfang ver­
wendet werden, wie dies nicht den überwiegenden Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege widerspricht. 

Das Vorverkaufsrecht der Gemeinden von naturschutzwürdi­
gen Arealen wird gesondert geregelt (§ 36). Dazu kommt 
auch eine Enteignung in Betracht(§ 37). Bedeutsam in den 
realen Auswirkungen In bezug auf Biotop- und Artenschutz 
dürfte auch das Klagerecht der Verbände sein (§ 44) - wie 
dies in ähnlicher (wenn auch eingeschränkter Weise) auch 
für das Hessische Landschaftspflegegesetz gilt. 

10.5. Landschaftspflegegesetz Hamburg 

In den Landschaftsplänen soll die Anlage oder Anpflanzung 
von Flurgehölzen, Hecken, Büschen und Baumgruppen fest­
gelegt werden. Außerdem ist darin ausdrücklich die Mög­
lichkeit der Anpflanzung von Röhricht in Uferbereichen vor­
gesehen (§ 6, Abs. 4). Es wird ein besonderes Artenschutz­
programm ausgewiesen(§ 26), das Teil des Landschaftspro­
grammes ist. Es ist so umfassend wie das Berliner Gesetz 
geregelt. Wie auch in manchen anderen Landschaftspflege­
gesetzen, wird die vorläufige Sicherstellung von gefährde­
ten Ökosystemen empfohlen (§ 22), bevor eine Verordnung 
als »Naturschutzgebiet« erlassen ist. In einem besonderen 
Abschnitt »Allgemeiner Schutz von Tieren und Pflanzen« 
(§ 27) wird ein ökologisches Schutzprogramm (wie in Berlin) 
geregelt. 

10.6. Landschaftspflegegesetz Hessen 
(Hessisches Landschaftspflegegesetz) 

Das Landschaftspflegegesetz Hessen hat den Schutz wich­
tiger Lebensräume gesondert geregelt(§ 24). Beachtenswert 
ist dabei, daß in Hessen generell alle Feuchtgebiete als ge­
schützt gelten. Dabei wird ebenfalls geregelt, daß keine Ge­
wässer der 2. oder 3. Ordnung begradigt oder durch Bau­
maßnahmen verändert werden dürfen. Es ist wesentlich, 
daß alle Feuchtgebiete auch noch einmal durch Einzelbe­
nennungen im Gesetz aufgeführt werden. Außerdem werden 
Ökosystemtypen wie Hecken, Gebüsche, Röhrichte, Wiesen 
und Feldraine unter den besonders geschützten Lebensräu­
men genannt (§ 24). In diesem Bereich dürfen keine Boden­
decken-Veränderungen durchgeführt und keine Fremdmittel 
eingebracht werden. Die Ausnahmen vom Artenschutz kön· 
nen (wie in manchen anderen Landschaftspflegegesetzen 
auch) für Forschungs- und für Lehrzwecke durchgeführt wer­
den. Als wichtig für den Biotop- und Artenschutz wird sich 
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das in Hessen gesetzlich verankerte Klagerecht der Verbän­
de erweisen (ähnlich wie in Bremen). 

10.7. Landschaftspflegegesetz Niedersachsen 
(Niedersächsisches Naturschutzgesetz) 

Der Wal/hecken-Schutz wird in einem besonderen Paragra­
phen geregelt. Das entspricht der regionalen Bedeutung die­
ses Biotoptyps. Darüber hinaus wird in einem besonderen 
Artenschutz-Abschnitt (§ 28) die Wiederansiedlung und die 
Neuschaffung von Lebensstätten gefordert. Dabei sollen im 
Rahmen dieses Programms besonders die Ursachen der Be­
drohung bestimmter Pflanzen- und Tierarten herausgestellt 
werden. Es sollen außerdem Vorschläge für die Ansiedlung 
bedrängter und bedrohter Arten gamacht werden. 

10.8 Landschaftspflegegesetz Nordrhein-Westfalen 
(Landschaftsges. v. 6. 5. 80) 

Dieses Landschaftspflegegesetz weist einen gesonderten 
Abschnitt für Brachflächen (§ 14) aus. Damit ist ausnahms­
weise ein Trockenökosystem als bedeutsam für den Biotop­
schutz benannt worden. Es wird auch einiges über die Not­
wendigkeit der natürlichen Entwicklung von Brachf/ächen 
gesagt - daher ist erfreulicherweise nicht nur von Auffor­
stung dieser Brachflächen die Rede. Das Gesetz bringt vor 
allem detaillierte Festlegungen für die forstliche Nutzung 
von Brachflächen. Dabei muß festgelegt werden, ob über­
haupt eine forstliche Nutzung erfolgen sol l und gegebenen­
falls wie hoch der Anteil an Laubholzbeständen sein muß. 
Es wird gesetzlich gefordert, daß bei der Planung kein Zl,J ho­
her Anteil an Fichten vorgesehen wird (§ 15). Auch zur Be­
grenzung der Umwandlung von Laubholzbeständen in Na­
delholzbestände gibt es Umwandlungsvorschriften. Damit 
besteht in einem Landschaftspflegegesetz erstmals eine ge­
setzliche Regelung über Neuaufforstungen unter umfassen­
deren ökologischen Gesichtspunkten. 

Außerdem gibt es in diesem Gesetz noch einen eigenen Ab­
schnitt (§ 16) Ober die Entwicklungs-, Erschließungs- und 
Pflegemaßnahmen von Biotopen. Hier ist der Ansatz für den 
Schutz eines besonderen Habitattyps, dem der Bienenwei­
de-Gehölze, zu verzeichnen. Diese sollen auch in besonde­
rem Umfange neu geschaffen werden. Außerdem wird der 
großräumige Komplex von Hang- und Ta/wiesen neben den 
Uferbereichen unter Schutz gestellt. 

10.9. Landschaftspflegegesetz Rheinland-Pfalz 
(Landesgesetz Ober Naturschutz und 
Landschaftspflege vom 5. 2. 79) 

Dieses Gesetz erwähnt das Verbot des Abbrennens von 
Stoppelfeldern und auch der Bodendecke auf Wiesen, Feld­
rainen, ungenutztem Gelände, Hecken oder Hängen in ei­
nem gesonderten Abschnitt (»Schutz von Pflanzen und Tie­
ren«; § 24). Es dürfen außerdem keine Röhricht- oder Schilf­
bestände beseitigt werden. Die Verwendung »chemischer 
Mittei<c wird ebenfalls in einem eigenen Abschnitt geregelt. 
Chemische Mittel zur Bekämpfung von Pflanzen und Tieren 
sowie Wirkstoffe, die den Entwicklungsablauf von Pflanzen 
oder Tieren beeinträchtigen können, dürfen in der freien 
Landschaft nur mit Genehmigung der Oberen Landschafts­
pflegebehörde angewendet werden (gilt nicht für den Ein­
satz chemischer Mittel im Rahmen der sog. »ordnungsgemä­
ßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Bodennut­
zung« sowie auch nicht im Rahmen der Gewässerunterhal­
tung aufgrund wasserrechtlicher Erlaubnis). 

10.10. Landschaftspflegegesetz Saarland 
(Gesetz vom 31 . 1. 79) 

Hier sind nur Gewässer unter Gesichtspunkten von Biotop­
und Artenschutz in besonderer Weise ausgewiesen(§ 16). 



10.11. Landschaftspflegegesetz Schleswig-Holstein 
(Gesetz für Naturschutz und Landschaftspflege 
vom 16. 4. 73) 

Über das neue, an das Bundesnaturschutzgesetz angepaßte 
Landschaftspflegegesetz Schleswig-Holstein kann noch 
nicht referiert werden, da s'elbst der Entwurf dieses Geset­
zes noch nicht zugänglich ist. Das bisherige Landschafts­
pflegegesetz sieht folgende besondere Gesichtspunkte für 
den Biotop- und Artenschutz vor: 

Gewässer (im Sinne des§ 1, Abs. 1 des Landeswassergeset­
zes) dürfen nur so ausgebaut werden, daß die Entwicklungs­
möglichkeit der Lebensgemeinschaften von Pflanzen und 
Tieren erhalten bleibt (§ 10). Knicks und Windschutzpflan· 
zungen sind durch das Gesetz besonders geschützt (§ 19). 
Es ist verboten, die Knicks zu beschädigen, zu roden, abzu­
brennen oder durch chemische Bekämpfungsmittel zu zer· 
stören. Als Beschädigung gilt auch das Ausbrechen von 
Zweigen, das Verletzen des Wurzelwerkes oder jede andere 
Handhabung, durch die der Fortbestand des Knicks beein­
trächtigt wird. Es sind auch besondere Regelungen über die 
Pflegemaßnahmen vorgesehen. 

Steilufer stellen namentlich an der Ostseeküste besondere 
Biotoptypen in Schleswig-Holstein dar. 1 hr Schutz wird in ei­
nem besonderen Absatz geregelt(§ 21). 

In einem Abschnitt über »Allgemeiner Schutz der Nist-, 
Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten« wildlebender Tiere ist 
das Roden, Abschneiden oder eine anderweitige Zerstörung 
auch von Hecken, lebenden Zäunen, Bäumen, Gebüschen 
oder Röhrichtbeständen untersagt (§ 30). Dasselbe gilt für 
die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, ungenutztem Ge­
lände an Hecken oder Hängen. 

Eine besondere Schutzregelung wird für den Meeresstrand 
ausgewiesen(§ 41). Dies gilt insbesondere für das Begehen 
von Dünen oder Strandwäl/en bzw. Grundflächen der Küste, 
die mit Schutzpflanzungen wie Bäumen, Sträuchern oder 
Gräsern versehen sind. Es ist ebenfalls untersagt, dort Vieh 
zu weiden. Vorkaufsrechte sind für das Land, die Kreise, die 

Abb. 1 Kopf eines Bockkäfers (Cerambycidae spec.). 
Bockkäfer gehören wegen ihrer Größe und eindrucksvollen 
Chiton-Struktur zu den gehandelten Insekten-Arten. 

Foto B. Heydemann 

Landschaftspflegeverbände und die Kreise in ihren Gebie· 
ten beim Verkauf von Grundstücken eingeräumt, die in Na­
turschutzgebieten liegen, auf denen Erholungs· oder Schutz­
wälder oder in denen Seen liegen, die durch Abbau oder Ab­
grabungen entstanden sind (§ 46). Die »Einstweilige Sicher­
stellung« bis zum Erlaß von Schutzverordnungen kann die 
Eingriffe in Natur und Landschaft, sowie in Pflanzen- und 
Tierbeständen, auf die Dauer von 2 Jahren durch Verord­
nung untersagen, wenn zu befürchten ist, daß durch diese 
Eingriffe der Zweck der beabsichtigten Unterschutzstellung 
gefährdet wird (§ 59). Eingriffe in Moore, Brüche, Sümpfe 
dürfen nicht vorgenommen werden (mit Ausnahmen)(§ 12). 

Besonders geschützte Biotope in den Landschaftspflegege­
setzen der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

Gesetze Besonders geschützte Biotope oder 
Biotop-Komplexe 

1) Baden- Hänge, Böschungen, Hecken, Röhrichte 
Württemberg 

2) Bayern (Verordnungen können erlassen werden 
zum Schutz von): Hecken, lebenden Zäu· 
nen, Feldgehölzen, Gebüschen, einzel­
nen Bäumen, Rohr· u. Schilfbeständen, 
Bodendecke 

3) Berlin Röhrichte, Teiche, Tümpel, Quellbioto· 
pe, Verlandungsbereiche, Waldwiesen, 
Waldlichtungen 

4) Bremen 

5) Hamburg 

6) Hessen 

Quellbiotope, Dünen, Heiden, Moore, 
Brüche, Sümpfe, Tümpel, Waldwiesen, 
Feldgehölze (Vorwiegend als mögl. Na· 
turdenkmäler erwähnt) 

Röhricht, Flurgehölze, Hecken, Büsche, 
Baumgruppen · 

alle Feucht_gebiete, außerdem Hecken, 
Gebüsche_, Röhrichte, Wiesen, Feldsäu· 
me 

7) Niedersachsen Wallhecken 

8) Nordrhein­
Westfalen 

9) Rheinland­
Pfalz 

10) Saarland 

11) Schleswig­
Holstein 

Brachflächen, bienenreiche Gehölze, 
Hang- und Talwiesen, Uferbereiche 

Röhricht- und Schilfbereiche, Schutz 
der Bodendecke auf Wiesen, in Feldrai­
nen, in ungenutztem Gelände in Hecken 
und an Hängen 

Gewässer 

Gewässer, Knicks, Windschutzpflan­
zungen, Hecken, lebende Zäune, Moore, 
Brüche, Sümpfe, Röhricht-Bestände, 
Meeresstrand, Strandwälle, Dünen 

11. Gesetzliche Regelungen des Biotop- und 
Artenschutzes von Nachbarländern der 
Bundesrepublik Deutschland 

Es ist für unsere Belange wesentlich zu wissen, in welcher 
Weise in den Nachbarländern der Bundesrepublik Biotope 
und Arten geschützt werden. Leider weist die Mehrheit der 
Nachbarländer noch keine geeigneten Gesetze für den Bio­
top- und Artenschutz auf. Es ergibt sich folgender Überblick: 
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11.1. Dänemark: 

Das Land hat bisher keine besonderen Regelungen für Bio­
top· und Artenschutz getroffen. 

11.2. Schweden: 

Das Land hat bisher keine besonderen Regelungen für Bio­
top- und Artenschutz festgelegt. 

11.3. Niederlande: 

Das Land hat bisher keine besonderen Regelungen für Bio­
top- und Artenschutz festgelegt. 

11.4. Liechtenstein: 

Das Land hat nur geringfügige Regelungen zum Artenschutz 
im Gesetz. Danach ist die Mehrheit aller Vogel- und Säuge­
tier-Arten geschützt. Auch 14 wirbellose Tierarten stehen 
unter Artenschutz, darunter sogar die häufigste Marienkä­
fer-Art Europas: Coccinella septempunctata. 

11.5. Schweiz: 

Dieses Land hat schon 1960 ein damals im Hinblick auf Bio­
top- und Artenschutz sehr fortschrittliches Gesetz erlassen. 
Hier findet man zahlreiche Formulierungen, wie man sie 
heute in den Landschaftspflegegesetzen etwa in Berlin und 
Hamburg in ähnlicher Weise formuliert hat. 

12. Schlußbemerkung: 

Die Konsequenz aus den sehr unterschiedlich weit gefaßten 
Regelungen zum Biotopschutz in den verschiedenen Land­
schaftspflegegesetzen ist: Wir benötigen einen sehr diffe­
renzierten Katalog für den Biotopschutz in den Landschafts­
pflegegesetzen auf der Basis einer »Biotopschutzverord­
nung« seitens des Bundes. Die einzelnen Biotope können 
dabei in einer Anlage zu den Landschaftspflegegesetzen be­
sonders beschrieben werden (vgl. die umfangreichen natur­
wissenschaftlichen Beschreibungen als Anlage zur nTA­
Luftcc). Die bisherigen Biotop- und Habitat-Schutzregelungen 
sind In den Ländergesetzen weitgehend systemlos und 
meist eine Wirkung einzelner Initiativen von Sachverständi­
gen, Verbänden oder legislativer Zufälle. Hin und wieder zei­
gen diese Regelungen landschaftsspezifische Besonderhei­
ten auf. Es ist daher dringend zu fordern, daß neben einer 
umfangreichen Ergänzung der Bundes-Artenschutzverord­
n ung auch eine Erstellung einer »Biotopschutz-Verordnung« 
(»Ökosystem-Schutzverordnung«) erfolgt, um hiermit eine 
bundeseinheitliche Rahmenkonzeption zu ermöglichen, in 
die ländertypische Besonderheiten eingearbeitet werden 
können. 

Die »Bundes-Artenschutzverordn.ung«. ist wesentlich zu er­
gänzen. Die Artenschutzregelungen im Zusammenhang mit 
einem spezifischen Habitat-Schutz innerhalb von Biotopen 
müssen in den Ländergesetzen erheblich verbessert wer­
den. Die ökologischen Ausführungen zum Biotop- und vor al­
lem Habitat-Schutz sind in den Gesetzen noch nicht dazu 
geeignet, den Artenschutz entscheidend zu verbessern. 

Zusammenfassung 

Arten- und Biotopschutz muß sich in seiner Zeitplanung und 
Intensität am Gefährdungsgrad der Arten und Ökosysteme 
ausrichten. Fast 31 % der Farn- und Blütenpflanzen und et­
wa 50 % der Tierarten sind in der Bundesrepublik entweder 
kurz vor ihrer Ausrottung oder doch gefährdet. Das bedeu­
tet, daß über 800 Pflanzenarten und fast 30000 Tierarten des 
besonderen Artenschutzes bedürfen. Zunächst muß man 
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sich dabei auf die durch direkte Zugriffshandlungen gegen­
über den Populationen einer Art besonders gefährdeten Or­
ganismenarten konzentrieren. 

Die weit überwiegende Mehrheit der Arten ist nur durch ei­
nen kurzfristig sehr stark intensivierten Biotopschutz zu er­
halten. Von 130 Ökosystemen sind in der Bundesrepublik 
rund 110 Ökosystem-Typen gefährdet. In ihnen leben über 
90 % der vorhandenen Organismenarten. Die Bundes-Arten­
schutzverordnung bedarf einer erheblichen Ergänzung 
durch weitere gefährdete Tierarten. Gefährdete jagdbare 
Tierarten sollten aus dem Jagdrecht entlassen werden und 
der Bundes-Artenschutzverordnung zugeordnet werden. Das 
Bundesnaturschutzgesetz kann als Rahmengesetz nur we­
nig für den Biotopschutz leisten. Die Naturschutzgesetze 
der Länder weisen keine systematischen Ansätze für den 
Schutz gefährdeter Biotope auf, sondern stellen in dieser 
Hinsicht vorwiegend fragmentarische Regelungen dar. Eine 
»Biotopschutz-Verordnung« mit Aufführung der einzelnen 
gefährdeten Biotoptypen (Ökosystem-Typen) wird für eine 
wichtige, kurzfristig zu erfüllende Aufgabe angesehen. 
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Josef Schillinger 

Die Bedeutung eines Naturschutzfonds 

Das Bestehen eines Naturschutzfonds war nach dem alten 
Naturschutzrecht eine Besonderheit von Baden-Württem­
berg. Schon durch das Gesetz vom 3. Oktober 1951 (Badi­
sches Gesetz- und Verordnungsblatt 1951, S. 159) hatte das 
frühere Land Baden eine solche Stiftung begründet und 
zwar »Zur Bestreitung des sachlichen Aufwands für die Auf­
gaben, die von der höheren Naturschutzbehörde und den 
Naturschutzstellen zu erfüllen sind«. Die Verwaltung dieses 
Fonds lag bei einem Verwaltungsrat, dessen Mitglieder 
durch das Ministerium jeweils auf die Dauer von fünf Jahren 
berufen wurden. Der Fonds wurde gespeist durch Haus­
haltsmittel, gesetzlich vorgesehene Abgaben, Beiträge von 
öffentlichen Rechtsträgern, Vereinen oder Privatpersonen, 
oder aus Erträgen von Lotterien, Veranstaltungen, Veröf­
fentlichungen u. a. m. 

Nach Bildung des Landes Baden-Württemberg wurde diese 
badische gesetzliche Regelung übernommen und ausge­
dehnt durch das Baden-württembergische Gesetz zur Ergän­
zung und Änderung des Relchsnaturschutzgesetzes vom 8. 
Juni 1959 (Ges.Bl.S. 53). Dieses Gesetz hat gleich fünf Natur­
schutzfonds eingeführt, nämlich je einen bei den vier Regie­
rungspräsidien als den höheren Naturschutzbehörden und 
einen beim Ministerium als der obersten Naturschutzbehör­
de. § 4 dieses Gesetzes lautet: 

»Na tu rsc h utzf onds 

(1) Zur Mithilfe bei der Erfüllung der Aufgaben und bei de'r 
Bestreitung der Geschäftsbedürfnisse des staatlichen 
Naturschutzes wird durch dieses Gesetz bei der ober­
sten und bei den höheren Naturschutzbehörden jeweils 
eine selbständige Stiftung des öffentlichen Rechts mit 
der Bezeichnung nNaturschutzfondS« gegründet. 

(2) Die Verwaltung der Stiftungen wird unter der Aufsicht 
der Behörden, bei denen sie errichtet worden sind, durch 
Verwaltungsräte geführt, deren Mitglieder von der Auf­
sichtsbehörde jeweils auf fünf Jahre berufen werden. 

(3) Der Verwaltungsrat beschl ießt Ober die Anlegung des 
Vermögens und die Verwendung der Mittel, wobei zur 
Deckung von Ausgaben auch das Stiftungsvermögen 
selbst in Anspruch genommen werden kann. Im übrigen 
regelt die oberste Naturschutzbehörde die Verwaltungs­
führung. 

(4) In den Naturschutzfonds fließen: 
1. Zuwendungen, 
2. Erträgnisse von Veröffentlichungen, Ausstellungen 

oder sonstigen Veranstaltungen oder Unternehmun­
gen der Stiftung oder von öffentlichen Lotterien oder 
Sammlungen, die zugunsten der Stiftung veranstaltet 
werden, 

3. die Erträgnisse des Stiftungsvermögens.« 

Von diesen fünf verschiedenen Fonds wurden in der Folge­
zeit jedoch nur zwei aktiv tätig und dabei vor allem der Na­
turschutzfonds beim Regierungspräsidium in Freiburg, des­
sen Verwaltungsrat es verstand, erhebliche Einnahmen si­
cherzustellen aus dem Werbefunk und den Sammlungen bei 
dem jährlich durchgeführten »Tag der Heimat«. Mit diesen 
Mitteln konnte der Fonds beträchtliche Aktivitäten entfalten 
nich t nur auf dem Gebiet einer wirksamen Öffentlichkeitsar­
beit , sondern vor allem auch beim Erwerb naturschutzwich-

tiger Grundstücke. Der Fonds in Freiburg hatte bis zum Jah­
re 1975 Grundstücke im Verkehrswert von über 2 Mio. DM er­
worben. Mit dem Wegfall des »Tages der Heimat« und dem 
daraus fließenden Aufkommen erlahmten jedoch auch die 
Aktivitäten dieses Fonds. 

Aufbauend auf diesen Erfahrungen der Nachkriegszeit hat 
der Gesetzgeber In Baden-Württemberg in § 50 des Natur­
schutzgesetzes vom 21. 10. 1975 (Gas.BI. S. 654) diese fünf 
Naturschutzfonds überführt in die beim Ministerium errich­
tete öffentlich-rechtliche Stiftung »Natu rschutzfonds« und 
hat diese Stiftung mit einer einmaligen Grundausstattung 
von 300000 DM versehen. Außer den Erträgen des Stlftungs­
vermögens hat der Gesetzgeber dem Fonds auch laufende 
Einnahmen zugestanden. Im einzelnen sieht die gesetzliche 
Regelung wie folgt aus: 

»§ 50 
Naturschutzfonds 

(1) Die bei dem Ministerium bestehende Stiftung »Natur­
schutzfonds« ist eine rechtsfähige Stiftung des öffentli­
chen Rechts. 

(2) Das Land bringt in das Vermögen der Stiftung als einma­
lige Grundausstattung den Betrag von 300000 DM ein. 

(3) Außer den Erträgen des Stiftungsvermögens und den Zu­
wendungen Dritter fließen in den Naturschutzfonds 
1. Erträgnisse von öffentlichen Lotterien und Ausspie­

lungen, Ausstellungen, Veranstaltungen oder von 
Sammlungen und 

2. die Ausgleichsabgaben(§ 11 Abs. 5 und § 25 Abs. 5 
Nr. 2). 

(4) Der Naturschutzfonds fördert die Bestrebungen für die 
Erhaltung der natürlichen Umwelt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen und trägt zur Aufbringung der benö­
tigten Mittel bei. Er hat insbesondere die Aufgabe, 

1. die Forschung und modellhafte Untersuchungen auf 
dem Gebiet der natürlichen Umwelt anzuregen und zu 
fördern, 

2. das Ministerium bei der Planung und Verwendung der 
verfügbaren Forschungsmittel zu beraten, 

3. Maßnahmen zur Aufklärung, Ausbildung und Fortbil­
dung zu unterstützen und zu fördern, 

4. richtungweisende Leistungen auf dem Gebiet der Er­
haltung der natürlichen Umwelt auszuzeichnen, 

5. den Erwerb von Grundstücken für Zwecke des Natur­
schutzes oder der Erholungsvorsorge zu finanzieren 
und 

6. Maßnahmen zum Schutz der Natur und zur Pflege der 
Landschaft zu fördern. 

(5) Der Naturschutzfonds wird durch einen Stiftungsrat ver­
waltet. Den Vorsitz des Stiftungsrats führt der Minister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt oder der von 
ihm bestimmte Vertreter. Die Mitglieder des Stiftungs­
rats werden von dem Ministerium jeweils auf fünf Jahre 
berufen; eine erneute Berufung ist zulässig. Bei der Beru­
fung sollen Mitglieder der Im Landtag vertretenen Frak­
tionen, die Regierungspräsidenten, Vertreter der kommu­
nalen Selbstverwaltung, der Naturschutzverbände, der 
Wirtschaftsverbände, der wissenschaftlichen Fachberei-
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ehe der Universitäten und Hochschulen sowie der Kul­
tusverwaltung berücksichtigt werden. Das Ministerium 
bestellt einen Geschäftsführer. Im übrigen beschließt 
der Naturschutzfonds eine Satzung, die der Genehmi­
gung der Rechtsaufsichtsbehörde bedarf. 

(6) Die Stiftung steht unter der Aufsicht des Landes. Die 
Aufsicht beschränkt sich darauf, die Rechtmäßigkeit der 
Verwaltung sicherzustellen (Rechtsaufsicht). Rechtsauf­
sichtsbehörde ist das Ministerium.« 

Die Zuweisung laufender Einnahmen für den Fonds geschah 
in der Erkenntnis, daß eine Stiftung dieser Art nur lebensfä­
hig ist und Wirkung entfalten kann, wenn sie Ober ein auf 
Dauer gesichertes Vermögensaufkommen verfügt. 

Die Wirksamkeit des Fonds wird außer dieser finanziellen 
Absicherung auf zweifache Weise sichergestellt: 
a) Durch einen möglichst breitgestreuten Vertreterkreis im 

Stiftungsrat unter dem persönlichen Vorsitz des Umwelt­
ministers und 

b) durch eine Aufgabenstellung umfassender Art, die von 
der wirksamen Öffentlichkeitsarbeit über die Intensivie­
rung der Forschung, die Finanzierung von Grunderwerb 
bis zur Förderung der »Maßnahmen zum Schutz der Na­
tur und der Pflege der Landschaft« reicht. 

So wurde die Stiftung mit Aufgaben langfristiger staatlicher 
Umweltvorsorge betraut und ihr d ie Aufgabe des Brücken­
schlages zwischen Praxis und Wissenschaft zugewiesen. 
Hierfür war es besonders wichtig, eine diesen Aufgaben ge­
recht werdende Zusammensetzung des Stiftungsrates zu er­
reichen. Um eine rationelle Arbeit sicherzustellen, wurde der 
Kreis der Mitglieder des Stiftungsrates gleichgesetzt mit 
dem Mitgliederkreis des Naturschutzbeirates des Landes, 
den das Naturschutzgesetz gleichzeitig eingeführt hat. Der 
Mitgliederkreis des Landesbeirats wurde noch erweitert um 
die vier Regierungspräsidenten des Landes und um vier Ver­
treter von berührten Ministerien. Diesem Landesbeirat gehö­
ren an: 
je ein Mitglied der im Landtag vertretenen Fraktionen, 
drei Vertreter der kommunalen Landesverbände, 
ein Vertreter der Regionalverbände, 
drei Vertreter des Landesnaturschutzverbandes und 
je zwei Vertreter der Landwirtschaft und Forstwirtschaft, 
je ein Vertreter des Weinbaus, der Jagd, der Fischerei und 
des Gartenbaus, 
zwei Vertreter der Wirtschaft, 
ein Vertreter der Arbeitnehmer, 
ein Vertreter der Wasserwirtschaftsverbände und der Archi­
tektenkammer. 
Hinzu kommen vier Vertreter der Wissenschaft. 
Der gesamte Stiftungsrat hat damit ohne den Vorsitzenden 
eine Mitgliederzahl von 35. 

Nach gut zwei Jahren praktischer Tätigkeit dieses Natur­
schutzfonds kann heute schon gesagt werden, daß die ge­
setzliche Regelung sich bewährt hat. Die Stiftungsarbeit ist 
nicht nur angelaufen, sie hat schon gute Ergebnisse aufzu­
weisen. Der Haushalt 1979 hatte in Einnahmen und Ausga­
ben ein Volumen von 1210000 DM und der Haushalt 1980 ein 
solches von 1400000 DM. Haupteinnahmen des Natur­
schutzfonds sind seine Beteiligung am Aufkommen aus 
dem Spiel 77 mit rd. 900000 DM jährlich, und an zweiter Stel­
le steht das Aufkommen aus der Ausgleichsabgabe, wel­
ches 1979 insgesamt 272000 DM betragen hat und im Haus­
halt 1980 mit 450000 DM veranschlagt ist. 

Schon im Haushalt 1979 konnte auf dem Sektor der Öffent­
lichkeitsarbeit Vorbildliches erreicht werden. Mit 200000 DM 
wurden zwei Naturschutzfilme f inanziert über die Themen 
»Landschaftsverbrauch« und »Biotopschutz« in Baden-
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Württemberg. Die Filme sind nunmehr fertiggestellt und 
können als gelungen bezeichnet werden. Beide Fiime wer­
den mit 60 Kopien in allen Land- und Stadtkreisen über die 
Kreisbildstellen den Schulen, der Erwachsenenbildung und 
der Vereinsarbeit zur Verfügung stehen und sollen so für die 
Belange eines wirksamen und modernen Naturschutzes 
werben und die dringend notwendige Breitenwirkung entfal­
ten. Als zweite größere Öffentlichkeitsarbeit fördert die Stif­
tung Ober mehrere Jahre hinweg die Herausgabe eines drei­
bändigen Werkes über die Vogelwelt in Baden-Württemberg: 
»Avi fauna«, in enger Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Bund für Vogelschutz. Weitere Erwähnung verdienen die 
Förderung der Veröffentlichungen der »Optima« Ober die Or­
chideenkartierung in Mittel- und Südeuropa sowie ein ge­
plantes Handbuch für den Naturschutzdienst. Für 1981 und 
1982 sind je ein Taschenbuch über die geschützten Pf lanzen 
und ein solches über die geschützten Tiere in Baden-Würt­
temberg vorgesehen, und zwar im Anschluß an die Arten­
schutzverordnungen des Bundes und des Landes. 

An praktischen Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege wurden insbesondere mit Mitteln aus der 
Ausgleichsabgabe durchgeführt die Beseitigung von Land­
schaftsschäden, Wiederherstellung von Feuchtgebieten, 
Maßnahmen des Artenschutzes (Schutzmaßnahmen für Am­
phibien) und zahlreiche Landschaftspflegemaßnahmen zur 
Beseitigung von Landschaftsschäden (z. B. am Feldberg) 
und zur Pf lege von Schutzgebieten (darunter Modellvorha­
ben von Landkreisen und Gemeinden). 

Zur Sicherung gefährdeter Naturschutzgebiete werden 1980 
allein für den Erwerb von annähernd 200 ha naturschutz­
wichtiger Grundstücke auf dem Feldberg und eines großen 
Feuchtgebietes unmittelbar am Stadtrand der Stadt Isny 
750000 DM aufgebracht. Auch der Erwerb naturschutzwich­
tiger Grundstücke durch private Verbände wird mit annä­
hernd 100000 DM bezuschußt. 

Der Naturschutzfonds selbst erwirbt keine Grundstücke, er 
fördert vielmehr den Grunderwerb durch das Land, die Kom­
munen und die Verbände. Diese Förderung statt dem Eigen­
erwerb hat den Vorteil, daß die Stiftung nicht mit Verwal­
tungsaufgaben überfordert w ird, sich vielmehr des einge­
spielten Verwaltungsapparates der Staatlichen Liegen­
schaftsverwaltung bedient, welche den Grunderwerb durch­
führt, während die staat liche Naturschutzverwaltung Ober 
die ordnungsgemäße Pflege des so erworbenen Grundbesit­
zes die Verantwortung trägt und diese Pf lege in Jährlichen 
Pflegeprogrammen der Kreise, Regierungsbezirke und des 
Landes festlegt. 

Im Rahmen der Gesamtfinanzierung erbringt die Aus­
gleichsabgabe nach dem Naturschutzgesetz nur einen be­
scheidenen Tei l der Fondsmittel. Trotzdem erscheint gerade 
diese Regelung besonderer Erwähnung wert. Leider wird 
das Wesen unserer Ausgle ichsabgaberegelung immer noch 
verkannt, und diese Mißverständnisse sind auch der Grund 
immer noch andauernder Auseinandersetzungen zwischen 
dem Bund und dem Lande Baden-Württemberg. Nach der 
gesetzlichen Regelung des Naturschutzgesetzes von Ba­
den-Württemberg steht bei Eingriffen die Pfl icht des Verur­
sachers zum Ausgleich in Natur immer im Vordergrund, sei 
es am Ort des Eingriffes, sei es an anderer Stelle. Nur dort 
wo beide dieser Möglichkei ten ausscheiden, muß der Verur­
sacher - und dann zu Recht - eine Ausgleichsabgabe ent­
richten. Die Ausgleichsabgabe ist das letzte Glied des Verur­
sacherprinzips. Um diese Ausgleichsabgabenregelung hin­
sichtlich einer gerechten und zweckgebundenen Verwen­
dung des Ausgleichsabgabeaufkommens sicherzustellen, 
erscheint ein Naturschutzfonds die optimale Einrichtung. 
Der Naturschutzfonds in Zusammenarbeit mit der Natur­
schutzverwaltung kann sicherstellen, daß diese Mittel ganz 
wieder dem Ausgleich der Natur und Landschaft zugefügten 
Schäden zugeführt werden. Gerade diese zentra le Clearing-



stelle vermag den sinnvollen Einsatz mit bestmöglichem Ef­
fekt zu lenken, und darauf ist entscheidend Wert zu legen. 

Nach zweijähriger Arbeit unseres jetzigen Naturschutzfonds 
und den langjährigen Erfahrungen seiner Vorgänger darf ge­
sagt werden, daß sich solche öffentlich-rechtliche Stiftun­
gen voll bewähren und dort, wo sie heute noch fehlen, errich­
tet werden sollten. Über diese Stiftungen ist nicht nur eine 
besonders wirksame Öffentlichkeitsarbeit zu verwirklichen 
und eine größere Aufgeschlossenheit für die Belange der 
Naturschutzfragen in der Bevölkerung zu erreichen; durch 
die breite Beteiligung der Parteien, der Berufsverbände und 
der Wissenschaft im Stiftungsrat wird über die Beratung der 
obersten Naturschutzbehörden des Landes hinaus das In­
teresse dieser Mitglieder geweckt und erhalten dadurch, 
daß sie ihre Gedanken und Anregungen unmittelbar in die 
Praxis umzusetzen in die Lage versetzt werden und so sicht­
bare Erfolge erzielen können. Durch abgesicherte, laufende 
Finanzierungsmittel neben einer Grundausstattung muß der 
Fonds allerdings in der Lage sein, auch bedeutende, rich­
tungsweisende Aufgaben anzupacken und Leistungen zu er­
bringen, die in der Öffentlichkeit auch Beachtung und Wi­
derhall finden. Dies scheint in Baden-Württemberg inzwi­
schen gelungen zu sein. 

Zum Schluß sei noch eine Übersicht zum Stand der Regelun­
gen in den verschiedenen Bundesländern angefügt: 

Bisher bestehen neben Baden-Württemberg Naturschutz­
fonds in Hessen, Rheinland-Pfalz, dem Saarland und Schles­
wig-Holstein. Mit Ausnahme des Saarlandes, wo d ie private 
St iftung »Naturlandstiftung-Saar« seit 1976 besteht, haben 
die genannten Länder rechtsfähige Stiftungen des öffentli­
chen Rechts errichtet, teils durch Gesetz (Baden-Württem­
berg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein), teils durch Be­
schluß der Landesregierung wie im Saarland. 

Die höchste Grundausstattung des Naturschutzfonds sieht 
das Land Hessen vor mit 10 Mio., es folgt Rheinland-Pfalz 
mit 2 Mio., Schleswig-Holstein mit 1,5 Mio. und Baden-Würt­
temberg mit 500000,- DM. 

Die höchsten laufenden jährlichen Zuwendungen erhalten 
der Naturschutzfonds in Schleswig-Holstein und Baden­
Württemberg mit rd. 900000,- DM Spieleinnahmen. Hinzu 
kommen in Schleswig-Holstein jährlich 150000,- DM Haus­
haltsmittel und in Baden-Württemberg das Aufkommen aus 
der Ausgleichsabgabe, das vom jeweiligen Anfall der festge­
setzten Ausgleichsabgaben abhängig ist. 

Bayern hat in dem Entwurf einer Novelle zum Naturschutz­
gesetz eine öffentlich-rechtliche Stiftung Naturschutzfonds 
vorgesehen mit einer Erstausstattung von 5 Millionen; an 
laufenden Zuwendungen sind Spenden und Spieleinnahmen 
vorgesehen, jedoch keine laufenden Zuwendungen aus 
Haushaltsmitteln. 

Auch die Stadt Berlin beabsichtigt noch in diesem Jahre 
durch Gesetz eine »Stiftung Naturschutz Berlin« zu errichten 
mit einer Grundausstattung von 2 Mio. DM. Der Stiftung sol­
len weitere Zuwendungen nach Maßgabe der jeweiligen 
Haushaltspläne und die Ausgleichsabgaben für nicht ver­
meidbare Eingriffe in Natur und Landschaft(§ 14 Abs. 6 Na­
turschutzgesetz von Berlin) zufließen. 

Damit hat sich die Institution von Naturschutzfonds bundes­
weit etabliert. Die Fonds werden sicherlich dazu beitragen, 
nicht nur das Bewußtsein der Öffentlichkeit für die Ziele und 
Aufgaben eines modernen Naturschutzes zu wecken und zu 
fördern, sie werden auch in der Lage sein, eine erfreuliche 
praktische Naturschutzarbeit in Gang zu bringen und lau­
fend zu verstärken. Dieser Nutzen wird von bleibendem Wert 
sein. 

SATZUNG 

DER STIFTUNG NATURSCHUTZFONDS 
IN BADEN-WÜRTTEMBERG 

(§ 50 NatSchG) 

in der Fassung des Beschlusses des Stiftungsrats vom 19. 
Januar1978 

1. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Name, Rechtsform, Sitz 

Die Stiftung Naturschutzfonds ist eine Stiftung des öffentli· 
chen Rechts bei dem Ministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft und Umwelt (Ministerium). Der Sitz ist Stuttgart. 

§2 
Stiftungszweck 

(1) Zweck der Stiftung ist es, die Bestrebungen für die Erhal­
tung der natürlichen Umwelt und der natürlichen Lebens­
grundlagen zu fördern und zur Aufbringung der benötig­
ten Mittel beizutragen. 

Die Stiftung hat insbesondere die Aufgabe 
1. die Forschung und modellhafte Untersuchungen auf 

dem Gebiet der natürlichen Umwelt anzuregen und zu 
fördern, 

2. das Ministerium bei der Planung und Verwendung der 
verfügbaren Forschungsmittel zu beraten, 

3. Maßnahmen zur Aufklärung, Ausbildung und Fortbil­
dung zu unterstützen und zu fördern, 

4. richtungsweisende Leistungen auf dem Gebiet der 
Erhaltung der natürl ichen Umwelt auszuzeichnen, 

5. den Erwerb von Grundstücken für Zwecke des Natur­
schutzes oder der Erholungsvorsorge zu finanzieren 
und 

6. Maßnahmen zum Schutz der Natur und zur Pflege der 
Landschaft zu fördern. 

(2) Die Stiftung kann weitere Aufgaben übernehmen, die 
dem Stiftungszweck entsprechen. 

(3) Soweit Forschungergebnisse veröffentlicht werden, sol­
len sie in die Veröffentlichungen der Landesanstalt für 
Umweltschutz - Institut für Ökologie und Naturschutz 
- aufgenommen werden. 

§3 
Gemeinnützigke,it 

(1) Die Stiftung dient ausschließlich und unmittelbar ge­
meinnützigen Zwecken im Sinne der steuerlichen Be­
stimmungen. 

(2) Ausgaben dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
geleistet werden. 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck 
der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 
hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§4 
Vermögen, Erträge 

(1) Die Stiftung erfüllt ihre Zwecke aus 

1. den Erträgen der Grundausstattung von 300000,-
DM, 

2. sonstigen Erträgen, 

3. den Ausgleichsabgaben und 

4. den Zuwendungen Dritter (z. B. Spenden, Erträgnisse 
von Lotterien, Zuweisungen auf Veranlassung von 
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Gerichten oder Behörden, gegebenenfalls Zuwendun­
gen des Landes nach Maßgabe des Staatshaushalts­
plans). 

(2) Das Geldvermögen der Stiftung ist bis zur Verwendung 
ertragbringend anzu legen. 

(3) Die Ausgleichsabgaben sind in der Regel entsprechend 
ihrem regionalen Aufkommen zu verwenden. 

(4) Bedingungen oder Auflagen im Zusammenhang mit Zu­
wendungen Dritter sind zu beachten. 

(5) Der Aufsichtsbehörde sind im voraus anzuzeigen 

1. die Aufnahme von Darlehen, die Übernahme von 
Bürgschaften, die Veräußerung und Belastung von 
Grundstücken und die Begründung sonstiger Ver­
pflichtungen, wenn die Erfüllung der Verpflichtungen 
das Stiftungsvermögen besonders belasten kann, 

2. unentgeltliche Zuwendungen an die Stiftung, die 
nicht der Erfüllung des Stiftungszwecks dienen, 

3. die Annahme unentgeltlicher Zuwendungen, wenn sie 
mit das Stiftungsvermögen besonders belastenden 
Bedingungen oder Auflagen verbunden sind und 

4. Rechtsgeschäfte der Stiftung mit Mitgliedern von 
Stiftungsorganen. 

Eine Maßnahme, die nach Satz 1 anzuzeigen ist, darf erst 
durchgeführt werden, wenn die Aufsichtsbehörde ihre 
Rechtmäßigkeit bestätigt oder die Maßnahme nicht in­
nerhalb von zwei Wochen beanstandet hat. 

(6) Die Verwaltung und die Verwertung von bedeutenden Sa­
chen und Rechten, die der Stiftung zugewendet werden, 
sind auf Beschluß des Stiftungsrats in einem Verwal­
tungsabkommen mit dem Land Baden-Württemberg zu 
regeln. 

§5 
Stiftungshaushalt 

(1) Vor Beginn eines jeden Haushaltsjahres ist ein Haus­
haltsplan aufzustellen. Der Haushaltsplan muß alle im 
Haushaltsjahr zu erwartenden Einnahmen, voraussicht­
lich zu leistenden Ausgaben und voraussichtlich benö­
tigten Verpfllchtungsermächtigungen enthalten. Er ist in 
Einnahme und Ausgabe auszugleichen. 

(2) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde. 

(3) Im übrigen richtet sich das Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen nach§ 105 Abs. 1 LHO. 

(4) Beauftragter für den Stiftungshaushalt im Sinne des § 9 
der Landeshaushaltsordnung (LHO) Baden-Württemberg 
ist der Geschäftsführer(§ 12). 

II. Stiftungsorgane 

Organe der Stiftung sind: 
1. der"Stiftungsrat und 
2. der Geschäftsführer. 

§6 
Organe 

§7 
Aufgaben des Stiftungsrats 

(1) Der Stiftungsrat stellt den Haushaltsplan fest. Er ent­
scheidet über Satzungsänderungen und In den sonst in 
dieser Satzung bestimmten Fällen. 

(2) Der Stiftungsrat überwacht die Rechtmäßigkeit, Zweck­
mäßigkeit und Wirtschaftlickeit der Stiftungsgeschäfte. 
Er entscheidet über die allgemeinen Richtlinien zur Erfüi-
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lung des Stiftungszwecks und über die wichtigen finan­
ziellen Angelegenheiten der Stiftung. Er beschließt über 
Grundsätze zur Anlage des Stiftungsvermögens (§ 4 Abs. 
2), über Bewilligungsgrundsätze und Verwendungsnach­
weise. 
Er kann dem Geschäftsführer Weisungen erteilen. 

(3) Der Stiftungsrat beschließt ferner über 

1. jährliche und mehrjährige Programme, 
2. die Übernahme weiterer und die Einstellung bisheri­

ger Aufgaben im Rahmen des Stiftungszwecks, 
3. außergewöhnliche, über den Rahmen der laufenden 

Geschäfte hinausgehende Rechtsgeschäfte und 
Maßnahmen, die die Stellung und Tätigkeit der Stif­
tung erheblich beeinflussen können, und 

4. den Abschluß von Verträgen, die der Stiftung Ver­
pflichtungen über eine Zeit von mehr als einem Jahr 
auferlegen, soweit sie nicht im Rahmen der üblichen 
Geschäfte liegen oder im genehmigten Haushalts­
plan ausdrücklich vorgesehen sind. 

(4) Der Stiftungsrat kann für best immte Arten von Rechtsge­
schäften und Maßnahmen seine Zustimmung allgemein 
erteilen. 

(5) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung nicht 
bis zur nächsten Sitzung des Stiftungsrats aufgescho­
ben werden kann, entscheidet der Vorsitzende des Stif­
tungsrats. Die übrigen Mitglieder des Stiftungsrats sind 
unverzüglich zu unterrichten. 

§8 
Zusammensetzung des Stiftungsrats 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus dem Minister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Umwelt (Minister) und aus höch­
stens fünfunddreißig Mitgliedern, die ihr Amt ehrenamt­
lich ausüben. Den Vorsitz des Stiftungsrats führt der Mi­
nister oder der von ihm bestimmte Vertreter. 

(2) Der Stiftungsrat setzt sich nach Maßgabe des BeiratsVO 
zusammen aus 

1. den Mitgliedern des Landesbeirats für Naturschutz, 

2. den Regierungspräsidenten und 

3. je einem Vertreter der Kultus-, der Finanz- und der 
Wirtschaftsverwaltung. 

(3) Die Mitglieder des Stiftungsrats nach Absatz 2 Nr. 1 wer­
den von dem Ministerium jeweils auf fünf Jahre berufen; 
eine erneute Berufung ist zulässig. Nach Ablauf der 
Amtszeit bleiben sie im Amt bis Neuberufungen durchge­
führt sind. 

(4) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes können die Mit­
glieder des Stiftungsrats nach Absatz 2 Nr. 1 vorzeitig 
von ihrer Mitgliedschaft entbunden werden. Scheidet ein 
Mitglied vorzeitig aus, so Ist ein Nachfo lger für die restli­
che Amtsdauer zu berufen. 

(5) Die stellvertretenden Mitglieder des Landesbeirats für 
Naturschutz werden von dem Ministerium auch zu stell­
vertretenden Mitgliedern des Stiftungsrats bestellt. Die 
übrigen Mitglieder des Stiftungrats können sich im Falle 
der Verh inderung durch Angehörige ihrer Verwaltungen 
vertreten lassen. Für die Stellvertreter gelten die Vor­
schriften über die Mitglieder des Stiftungsrats entspre­
chend. 

(6) Der Stiftungsrat kann Ausschüsse zur Vorbereitung sei­
ner Entscheidungen und für bestimmte Angelegenheiten 
mit eigener Entscheidungsbefugnis einsetzen. Er kann 
zu seiner Beratung Sachverständige zuziehen. 

(7) Die Entschädigung und die Reisekostenvergütung für die 
Mitg l ieder des Sti ftungsrats richten sich nach den allge· 



meinen Bestimmungen Ober die Abfindung der Mitglie­
der von Beiräten, Ausschüssen und Kommissionen in der 
Landesverwaltung in der jeweils geltenden Fassung. 

§9 
Geschäftsordnung des Stiftungsrats 

Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung geben, in 
der auch Zuständigkeit und Verfahren der Ausschüsse nä­
her geregelt werden. 

§ 10 
Sitzungen des Stiftungsrats und seiner Ausschüsse 

(1) Der Stiftungsrat wird vom Vorsitzenden nach Bedarf, 
mindestens jedoch einmal jährlich einberufen. Die Einla­
dung zu den Sitzungen erfolgt unter Übersendung der Ta­
gesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wo­
chen. Auf Antrag von mindestens zehn Mitgliedern hat 
der Vorsitzende eine Sitzung unter Angabe des beantrag­
ten Tagesordnungspunktes einzuberufen. 

(2) Die Mitglieder des Stiftungsrats benachrichtigen im Fal­
le ihrer Verhinderung unverzüglich ihre Stellvertreter und 
den Vorsitzenden. Sind auch die Stellvertreter verhindert, 
unterrichten diese unverzüglich den Vorsitzenden. 

(3) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn mindestens 
zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend oder vertreten 
sind. 

(4) Beschlüsse des Stiftungsrats werden mit der Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen gefaßt. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(5) Über jede Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
vom Vorsitzenden und dem Geschäftführer zu unter­
zeichnen ist. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für die Ausschüsse entspre­
chend. 

§ 11 
Geschäftsführer 

(1) Der Geschäftsführer leitet die Geschäfte der Stiftung, 
legt dem Stiftungsrat den Entwurf des Haushaltsplans 
vor, bereitet die Sitzungen des Stiftungsrats und der Aus­
schüsse vor und vollzieht die Beschlüsse und den Stif­
tungshaushalt. 

(2) Zu den Aufgaben der Geschäftsführung gehören ferner 
1. die Geschäfte der laufenden Verwaltung, 

2. die Fertigung der Niederschriften, 

3. die Anlage des Stiftungsvermögens, 
4. die Kassen- und Rechnungsführung, 
5. die Vorbereitung der Jahresrechnung, 

6. die Vorbereitung des Geschäfts- und Rechenschafts­
berichts und 

7. die Prüfung der Verwendungsnachweise. 

(3) Den Geschäftsführer bestellt das Ministerium. 

§ 12 
Vertretungsbefugnis 

(1) Der Geschäftsführer, im Falle seiner Verhinderung sein 
Vertreter, vertritt die Stiftung gerichtlich und außerge­
richtlich. 

(2) In wichtigen Angelegenheiten ist die vorherige Zustim­
mung des Vorsitzenden des Stiftungsrats einzuholen. 

III. Sonstige Bestimmungen 

§ 13 
Rechnungslegung, Rechnungsprüfung und Entlastung 

(1) Über die Einnahmen und Ausgaben, Ober das Vermögen 
und über Verpflichtungsermächtigungen der Stiftung ist 
alljährlich durch den Gechäftsführer Rechnung zu legen. 
Unbeschadet des gesetzlichen Prüfungsrechts des 
Rechnungshofs Baden-Württemberg ist die Jahresrech­
nung von einer geeigneten sachkundigen Person oder 
Prüfungseinrichtung zu prüfen. Den Prüfer bestimmt der 
Stiftungsrat. 

(2) Dem Stiftungsrat, der Stiftungsaufsichtsbehörde und 
dem Rechnungshof ist zum Schluß des Kalenderjahres 
ein Geschäfts- und Rechenschaftsbericht und das Er­
gebnis der Rechnungsprüfung vorzulegen. 

(3) Für die Entlastung gilt§ 109 Abs. 3 LHO. Beschlußorgan 
ist der Stiftungsrat. 

§ 14 
Satzungsänderung 

Änderungen der Satzung beschließt der Stiftungsrat mit ei­
ner Mehrheit von zwei Dritteln aller Mitglieder. Die Beschlüs­
se werden erst mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
rechtswirksam. 

§15 
Heimfall 

Bel der Aufhebung der Stiftung fällt das Stiftungsvermögen 
dem Land Baden-Württemberg anheim. Ein nach Abzug aller 
Verbindlichkeiten verbleibender Überschuß ist unmittelbar 
für Zwecke des Naturschutzes zu verwenden. 

§ 1.6 
· Aufsicht 

Die Stiftung steht unter der Rechtsaufsicht des Landes. Auf­
sichtsbehörde ist das Ministerium. 

§ 17 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Genehmigung durch die 
Stiftungsaufsichtsbehörde in Kraft. 
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Erich Gassner 

Die Erholung in Natur und Landschaft und das Betretensrecht 

Gliederung 

1. Das Recht auf Erholung 

1.1. Verfassungsrechtliche Begründung 
1.1.1. Das Grundrecht auf Naturgenuß nach Art. 141Abs.3, 

Satz 1, Bayer. Verfassung 
1.1.2. Eine Ausprägung des Grundrechts nach Art. 2 Abs. 1 

GG 
1.1.3. Ausfluß der Sozialstaatsklausel nach Art. 20 Abs. 1 

GG (Erholungsvorsorge) 

1.2. Ausformung des Rechts auf Erholung im einfachen 
Recht, insbesondere im 

1.2.1. Raumordnungs- und Planungsrecht 
1.2.2. andere Rechtsbereiche 

1.3. Rechtstatsachen 
1.3.1. Bedürfnis nach landschaftsgebundener Erholung 
1.3.2. Pol itischer Anspruch auf Erholung und Erholungsvor-

sorge 

2. Das Betretensrecht 

2.1. Rechtstheoretische Einordnung 
2.2. Gewohnheitsrecht 

2.3. Das Rahmenrecht des Bundes 
2.3.1. § 14 BWaldG 
2.3.2. § 27 BNatSchG 
2.3.3. Allgemeine Ausführungen zum Rahmenrecht des 

Bundes 
2.4. Die Betretensregeiung der Länder 
2.4.1. Allgemeine Aspekte 
2.4.2. Das Reiten im Walde 

3. Realisierung des Rechtes auf Erholung in Natur und 
Landschaft 

3.1. Die entscheidende Substanz geeigneter Landschaft 
3.2. Finanzielle Aspekte 

3.3. Erholungsvorsorge durch Planung 
3.3.1. Die Aufgabe der Landschaftsplanung bezüglich der 

Erholung 
- als Fachplanung 
- als Mitwirkung bei anderen Fachplanungen und 

der Gesamtplanung 
3.3.2. Die Bedeutung der Interessenabwägung in der Pla­

nung für die Erholung und den Schutz von Natur und 
Landschaft 

4. Entschädigungsfragen 

4.1 Grenze der Sozialbindung des Eigentums 
4.2. Die allgemeinen Regelungen der Enteignung und des 

Schadenersatzes 

4.3. Sonderregelungen 

5. Stellungnahme zur Fortentwicklung des Rechtes auf 
Erholung und des Betretensrechtes 

1. Das Recht auf Erholung 

1.1 Verfassungsrechtliche Begründung 

1.1.1. Das Grundrecht auf Naturgenuß nach Art. 141 
Abs. 3, S. 1 BV 

Verfassungsrang hat ein Recht auf Erholung lediglich in der 
Bayerischen .Verfassung erhalten. Das dort verankerte 
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Recht auf Naturgenuß ist, wie der Bayer. Verfassungsge­
ri chtshof bereits am 13. 10. 1951 festgestellt hat, ausdrück­
lich durch den Willen des Verfassungsgebers zu einem 
Grundrecht erhoben worden. Es hat auch nach dem lnkraft· 
t reten des Grundgesetzes seine landesverfassungsmäßige 
Geltung behalten (VfGH 4, S. 206 ff.). Zweck des gewährten 
Rechts zum Betreten von Wald und Bergweide und zum Be­
fahren der Gewässer ist, die Erholung in der freien Natur 
und den Genuß der Naturschönheiten zu ermöglichen. Aus 
diesem Zweck ergaben sich die Schranken des Grundrechts: 
Das Betreten ist jedermann nur gestattet, soweit es dem Na­
turgenuß und der Erholung dient; wirtschaftliche, sportliche 
und andere Interessen sind durch das Recht nicht gedeckt. 

1.1 .2. Eine Ausprägung des Grundrechts 
nach Art. 2 Abs. 1 GG 

Die Erholung in ihren typ ischen Formen dient anerkannter· 
maßen der Entfaltung des Menschen, dies gilt insbesondere 
auch für die Erholung in Natur und Landschaft. Der Begriff 
der Erholung umfaßt nicht nur die physiologische Regene­
rierung im Sinne der Arbeitsmedizin, sondern - wie der Bei· 
rat für Naturschutz und Landschaftspflege beim BML fest­
gestellt hat - darüber hinaus jede Art geistigen, seelischen 
und körperlich-gesundheitlichen Wohlbefindens, das mit 
dem Erlebnis der Landschaft oder dem Aufenthalt und der 
Betätigung in der Landschaft in Zusammenhang stehf. 

Die so verstandene Erholung wird daher vom Regelungsbe­
reich des Art. 2 GG erfaßt. Das Recht auf Erholung ist da· 
nach eine Ausprägung des Rechts auf die freie Entfaltung 
der Persönlichkeit. Diese Auffassung ist mit der Rechtspre· 
chung des Bundesverfassungsger ichts vereinbar, das in 
Art. 2 Abs. 1 GG die Handlungsfreiheit im umfassenden Sin· 
ne geschützt sieht (BVerfG 6, 36). 

Das Recht auf Erholung findet konsequenterweise seine 
Grenzen da, wo das gleiche Recht anderer verletzt wird. Das 
folgt aus Art. 2 Abs. 1, 2. Halbsatz GG, der das Freiheits­
recht enden läßt, wo das Recht anderer verletzt oder gegen 
die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz ver· 
stoßen wird. 

Die Ausübung des Rechts auf Erholung findet offensichtlich 
häufig ihre Schranken in der Wahrne hmung des gleichen 
Rechts durch andere. 

1.1.3. Ausfluß der Sozialstaatsklausel 
nach Art. 20 Abs. 1 GG 

Die Bedeutung der Erholung für den Menschen, die Volksge· 
sundheit und die allgemeine Wohlfahrt, überhaupt für Ge­
sellschaft, Wirtschaft und Kultur legt es nahe, die Erho­
lungsvorsorge als Auftrag des sozialen Staates zu verste· 
hen. Inwieweit hieraus ein Recht des einzelnen auf Erholung 
hergeleitet werden kann, mag hier dahinstehen. Für die wei­
teren Überlegungen ist der sozialstaatliche Aspekt vor allem 
für das Tätigwerden der öffentlichen Hand und insbesonde­
re der öffentlichen Planungen wichtig . Sicherlich kann die 

• Inhalte und Verfahrensweisen der Landschaftsplanung. Stellung· 
nahme des Beirates für Naturschutz und Landschaftspflege beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Fors ten, 1976 



Erholung der Daseinsvorsorge im Sinne FORSTHOFFS zu­
gerechnet werden. 

1.2. Ausformung des Rechts auf Erholung im einfachen 
Recht 

1.2.1. Raumordnungs- und Planungsrecht 

Recht auf Erholung und Erholungsvorsorge - auch in Be­
zug zu Natur und Landschaft - finden ihre Umsetzung u. a. 
im Raumordnungsgesetz, das in§ 2 Abs. 1 Nr. 7 die Siche­
rung und Gestaltung von Erholungsgebieten ausdrücklich 
erwähnt. Bemerkenswert ist, daß dieses Gesetz in§ 1 Abs. 1 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft 
zum Maßstab nimmt. 

Die Grundsätze des § 2 Abs. 1 ROG gelten unmittelbar fü r 
die Landesplanung. 

In der Bauleitplanung ist der Erholung nach den Grundsät­
zen des§ 1 Abs. 6 BBauG ebenfalls Rechnung zu t ragen. 

1.2.2. Andere Rechtsbereiche 

Im Naturschutzrecht finden sich Ausprägungen des Erho­
lungsrechts und der Erholungsvorsorge nicht nur im Betre­
tensrecht, auf das noch näher einzugehen ist, sondern auch 
in den Zielen und Grundsätzen des BNatSchG sowie der Na­
turschutzgesetze der Länder, ferner in Gebietsschutzkate­
gorien wie den Naturparken und Landschaftsschutzgebie­
ten, aber auch im gesetzlichen Auftrage an die Gebietskör­
perschaften, Grundstücke für die Erholung bereitzustellen, 
insbesondere auch Ufergrundstücke. Aus dem Forstrecht 
sind hier insbesondere die forstliche Rahmenplanung, die 
Bewirtschaftungsgrundsätze und insbesondere die Erklä­
rung zu Erholungswald - neben dem Betretensrecht - zu 
nehmen. Im Wasserrecht sind die Bestimmungen über den 
Gemeingebrauch zu nennen, im Flurbereinigungsrecht vor 
allem die Grundsätze über die Neugestaltung der Flurberei­
nigungsgebiete und die Regelung über den Wege- und Ge­
wässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan, im 
Berg- und Abgrabungsrecht die Rekultivierungsregelungen 
und im engeren Umweltschutzrecht das BlmSchG, das AbfG 
sowie die Lärmgesetze, die auch Bezug zur Erholung haben. 

1.3. Rechtstatsachen 

1.3.1. Bedürfnis nach landschaftsgebundener Erholung 

Das Bedürfnis nach iandschaftsgebundener Erholung ist 
sowohl bezüglich der Nah-, wie der Wochenend- und Ferien­
erholung evident. Die Massenbesuche in den einschlägigen 
Gebieten, die Übernachtungszahlen sowie auch die Über­
sichten über Mitgliedszahlen und Aktivitäten der Wanderver­
eine belegen dies eindrucksvoll, von Massentourismus in 
den Alpen, an größeren Seen und am Meer, und zwar nicht 
nur an der deutschen Küste, ganz zu schweigen. 

Diese Erscheinungsformen sind auf Steigerungen im Ein­
kommen, in der Freizeit und in der Mobilität, aber auch auf 
die Belastungen am Arbeitsplatz und im Wohnumfeld, etwa 
durch Lärm und andere Streßfaktoren, zurückzuführen. 

1.3.2. Politischer Anspruch auf Erholung und 
Erholungsvorsorge 

Aus dem gesamten Bündel von Ursachen, Bedürfnissen und 
Motivationen resultiert ein politischer Anspruch auf Erho­
lung und auf Erholungsvorsorge, dem sich kein Gemeinwe­
sen entziehen kann. Er bildet den realen Hintergrund für das 
Recht auf Erholung. 

2. Das Betretensrecht 

2.1. Rechtstheoretische Einordnung 

Rechtstheoretisch ist das Betretensrecht ein Mittel zur Ver­
wirklichung des Rechts auf Erholung und Konsequenz des­
selben. Aufgrund seines instrumentalen Charakters und der 
Tatsache, daß es in hohem Maße auf konkrete Ausgestal­
tung angewiesen ist, weil sich das Betreten einer Fläche 
nach deren natürlicher Beschaffenheit und Nutzung richten 
muß, erscheint es als eine technische Weiterentwicklung 
und Ausformung des Rechts auf Erholung. Daher haben 
auch abstrakte Aussagen zum Betretensrecht so wenig In­
halt und Wert. 

2.2. Gewohnheitsrecht 

Die Begründung eines Gewohnheitsrechts für das Betreten 
der Flur und des Waldes ist schwierig und nur mit Ein­
schränkungen anerkannt. Für Bayern ist ein Gewohnheits­
recht zum Betreten von Wald und Bergweiden durch den 
Bayer. Verfassungsgerichtshof konstatiert worden (VerfGH 
4, 208). Für das Reiten im Walde hat das gleiche Gericht ein 
Gewohnheitsrecht, auch ein bundesrechtliches, verneint 
(BayGVBI Nr. 1011975, Seite 202 ff.). Die Regierungsbegrün­
dung zum BWaldG geht davon aus, daß es unklar sei, inwie­
weit das Recht des Waldbesitzers durch Gewohnheitsrecht 
eingeschränkt sei (Bundesrats-Drucksache 207/73, S. 27). 

Die Regierungsbegründung zum BNatSchG geht dagegen 
davon aus, daß das Betreten bestimmter Grundstücke -
nicht jedoch von Grünland und Privatwegen - durch Ge­
wohnheitsrecht gestattet sei . (Bundesrats-Drucksache 
311172, Seite 38). 

Vor diesem Hintergrund lag es nahe, durch positive Recht­
setzung Klarheit zu schaffen. 

2.3. Rahmenrecht des Bundes 

2.3.1. § 14 BWaldG 

Zunächst erging das Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975. 
Die Rahmenvorschrift für die Landesgesetzgebung gestat­
tet das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung. Das 
Reiten im Walde ist nur auf Straßen und Wegen gestattet, 
ebenso das Radfahren und das Fahren mit Krankenfahr­
stühlen. Die Länder regeln die Ei nzelheiten. Sie können das 
Betreten aus wichtigem Grunde einschränken. 

2.3.2. § 27 BNatSchG 

Im Aufbau ähnlich enthält das Naturschutzgesetz - eben­
falls in Form einer Rahmenvorschrift für die Landesgesetz­
gebung - zunächst den Grundsatz, daß das Betreten der 
Flur auf Straßen und Wegen sowie auf ungenutzten Grund­
flächen zum Zwecke der Erholung gestattet ist. 

Einschränkungen sind auch hier aus wicht igem Grunde 
möglich. 

Weitergehende Vorschriften der Länder und Befugnisse 
zum Betreten von Teilen der Flur bleiben unberührt. 

2.3.3. Allgemeine Ausführungen zum Rahmenrecht 
des Bundes 

Der gesetzte Rahmen ist mittlerweile von den meisten Län­
dern ausgefüllt, zum Teil hatten sie schon vor Erlaß dieser 
Regelungen eigene Vorschriften, insbesondere für den 
Waid. Bemerkenswert ist , daß das als Landesrecht fortgel­
tende Reichsnaturschutzgesetz keine Bestimmungen über 
die Erholung und daher auch nicht über das Betreten ent­
hält. 

541 



Seine Zielsetzung galt lediglich dem Gebiets- und Arten­
schutz. Offenbar bestand zur Zeit seines Erlasses (1935) 
noch kein ausreichend starkes Bedürfnis für solche Rege­
lungen. 

Die Vorschriften des BWaldG und BNatSchG verstehen sich 
als Konkretisierung der Sozialbindung des Eigentums nach 
Art. 14 Abs. 2 GG. Durch die Möglichkeiten der Einschrän­
kung des Betretens soll sichergestellt werden, daß erhebli­
che Beeinträchtigungen des Eigentümers und Nutzungsbe­
rechtigten, also Eingriffe in den Wesensgehalt des Eigen­
tums nicht erfolgen. Damit ist auch vereinbar, daß die Betre­
tensregelungen über die Verkehrssicherungspflicht jedes 
Grundstückseigentümers hinaus keine weiteren Siche­
rungspflichten begründen. Vielmehr bestimmen die Rah­
mengesetze, daß durch die Eröffnung von Wald und Flur für 
die Erholungsuchenden keine zusätzliche Haftung des Ei­
gentümers entsteht. Das Betreten geschieht auf eigene Ge­
fahr. 

Die Rechtsposit ion des Eigentümers verlangt, daß der Ei­
gentümer oder sonstige Berechtigte aus wichtigem Grunde 
selbst das Betreten durch Sperren verwehren kann. Aller­
dings bedürfen solche Sperren der behördlichen Genehmi­
gung, um Willkür zu vermeiden. Die Voraussetzungen der 
Sperren und das behördliche Verfahren sind Im Landesrecht 
zu regeln (vgl. z. B. § 39 ff. NatSchG Baden-Württemberg, 
§ 43 Brem. Landesstraßengesetz). 

Die Konkurrenz zwischen der Betretensregelung und den 
Verkehrsgesetzen Ist m. E. wie folgt zu lösen: Die Geltung 
der Verkehrsvorschriften wird nicht berührt, was die Landes­
naturschutzgesetze auch ausdrücklich feststellen. Diese 
wollten nur eine öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrän­
kung und Duldungspflicht postulieren, die als Ausfluß der 
Sozialbindung verstanden wird. 

Bei dieser Betrachtungsweise bezieht sich der Regelungs­
gehalt des Betretensrechts lediglich auf die Rechte bzw. 
Pflichten des Eigentümers und nicht auf Ziele des Verkehrs­
rechts oder der Verkehrspolitik. 

Dennoch hat die Betretensregelung verkeh rsrechtliche Kon­
sequenzen. Sie gestattet bestimmte Verkehrsarten im Wal­
de und in der Flur. Diese Gestattung führt dort, wo sie über 
das Gewohnheitsrecht hinausgeht, zur Eröffnung eines tat­
sächlichen Verkehrs, an dem jedermann teilnehmen kann, 
so z. B. auf Privatwegen- und plätzen. Mit dem tatsächlichen 
Verkehr Dritter aber sind die Voraussetzungen für die An­
wendung des Verkehrsrechts, insbesondere der StVO gege­
ben mit der Folge, daß auch die entsprechenden Verkehrs­
zeichen anzubringen sind und gelten. Dies Ist sachlich be­
gründet, denn das Verkehrsregime muß dem öffentlichen 
Verkehr überall dorthin folgen, wo er stattfindet, um den 
Schutz der Verkehrsteilnehmer zu sichern und der Störung 
von Verkehrsabläufen vorzubeugen oder eingetretene Ver­
kehrskomplikationen aufzulösen, etwa an Kreuzungen und 
im Verhältnis der verschiedenen Verkehrsarten untereinan­
der. Aber auch im Hinblick auf die Benutzung schwerer Ma­
schinen etwa im Walde, die, wenn sie am öffentlichen Ver­
kehr partizipieren, den Normen der StVZO genügen müssen, 
sind die Verkehrsteilnehmer vor Gefahren zu schützen. Auf 
die Sonderfragen bezüglich des Duldens der Anbringung der 
Verkehrszeichen und der Tragung der Kosten hierfür, die im 
Grundsatz den Träger der Straßenbaulast treffen, sei hinge· 
wiesen. 

Neben dem Verkehrsrecht ist auch das Straßen- und Wege­
recht zu beachten, d. h. insbesondere, daß die jeweil ige Wid­
mung eines Weges maßgeblich ist. Über diese erkennbare 
Widmung darf der Verkehr nicht hinausgehen. Im Hinblick 
auf das Reiten im Walde ergeben sich hierzu Zweifelsfragen, 
die aber durch die Landesgesetze zunehmend geklärt wer­
den. 
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§ 13 Abs. 2 Satz3 des Waldgesetzes von Niedersachsen, wo· 
nach die Benutzung der privaten Wege nicht als öffentlicher 
Verkehr gilt, scheint mir gern. Art. 31 GG nicht haltbar, da 
das Straßenverkehrsrecht des Bundes vorgeht. 

2.4. Die Betretensrege/ung der Länder 

2.4.1. Allgemeine Aspekte 

Der Rahmen der Betretensregelung ist den Ländern durch 
den Bund vorgegeben. Dessen Überschreitung hätte nach 
Art. 31 GG die Unwirksamkeit der Vorschrift zur Folge. 

Der Einschränkung des Betretensrechts sind aber auch an· 
dere Schranken gesetzt. Das Betretensrecht ist , wie oben 
gezeigt, eine Ausprägung des Rechts auf Erholung und so· 
mit letztlich im Freiheitsrecht des Art. 2 Abs. 1 GG begrün­
det. Somit hat es Tell an der Garantie dieses Grundrechts 
und dem daraus abzuleitenden Schutz, so dem des Über­
maßverbotes. Danach darf dieses Recht nur eingeschränkt 
werden, wenn die Einschränkung zum Schutze eines ande­
ren von der verfassungsmäßigen Ordnung gedeckten 
Zweckes erforderlich, geeignet und verhältnismäßig Ist. Ein 
solcher Zweck kann, wie der Bayer. Verfassungsgerichtshof 
am 5. 11. 1979 zum Befahren der Osterseen entschieden hat, 
der Naturschutz sein. 

Auf dieser Grundlage haben die Länder Einzelregelungen er­
lassen, die den regiona len Gegebenheiten Rechnung tra­
gen. Spezielle lokale Erfordernisse werden insbesondere in 
den Naturschutz- und Landschaftsschutzverordnungen be­
friedigt. In diesen Verordnungen kann das Betreten gern. 
§ 13 Abs. 2 und§ 15 Abs. 2 BNatSchG beschränkt werden. 

Die gesetzlichen Regelungen der Länder enthalten meist 
auch eine Aufzählung der Betretensarten, wie Ski- und 
Schlittenfahren oder Spielen. Die Frage, ob das Reiten dem 
Betreten zuzurechnen ist, was z. B. in der Begründung zum 
Regierungsentwurf für das BWaldG verneint, andererseits 
im Urteil des Bayer. Verfassungsgerichtshof vom 16:6. 1975 
bejaht wird, erscheint weniger ergiebig, da die Länder bei 
Zweifeln an dieser Frage sie positiv durch Gesetz regeln, so 
z. B. § 39 NatSchG Baden-Württemberg. Naheliegend ist 
auch, daß Schleswig-Holstein das Betreten des Meeres­
strandes und den Gemeingebrauch an Gewässern im Zu­
sammenhang mit dem Betreten regelt. 

Wald, dessen Anteil an der Landesfläche in Schleswig-Hol­
stein erheblich geringer als In den anderen Flächenstaaten 
der Bundesrepublik ist, darf hier nur auf Waldwegen und an· 
grenzenden unbestockten Waldflächen betreten werden. 
Nur im Erholungswald erstreckt sich dieses Recht auch auf 
die übrigen Flächen. 

Die Vereinbarkeit dieser Regelung mit dem Wortlaut des 
§ 14 BWaldG ist daher fragli ch. CARLSEN lei tet aus der Ent­
stehungsgeschichte des § 14 BWaldG die Ermächtigung 
des Landesgesetzgebers her, in Gebieten mit weniger als 
10 % Bewaldung das Betreten auf die Wege zu beschränken 
(Natur und Recht 1979, S. 62). Für das Betreten der Flur auf 
ungenutzten Grundstücken wi rd in Schleswig-Holstein eine 
Gesetzänderung vorbereitet, so daß insoweit bald mit einer 
Anpassung des Landesrechts an§ 27 BNatSchG zu rechnen 
ist. 

In Niedersachsen ergibt sich der Umfang des Betretensrech­
tes einmal aus dem Waldgesetz, zum anderen aus dem Feld­
und Forstgesetz i. d. F. vom 19. 7. 1978, das in § 4 Abs. 2 von 
dem herkömmlichen Gemeingebrauch des Grundstücks 
ausgeht, also wohl auf Gewohnheitsrecht basiert . Der präzi­
se Umfang des Betretensrechts ist daher schwer zu bestim­
men. 

Die übrigen Länder regeln das Betreten - nicht das Reiten 
- nur in begrenztem Umfang regional unterschiedlich. Of­
fenbar gibt es insoweit auch kaum praktische Schwierigkei-



ten. Wie die Begründung zum Gesetzentwurf des Bundesra­
tes ausführt, ist es dem Landesgesetzgeber überlassen, den 
Begriff des »ungenutzten Grundstücks« näher zu konkreti­
sieren. 

In Bayern ist das Betreten der Flur außerhalb der Wege weit 
über diesen Begriff hinaus gestattet. Bemerkenswert ist, 
daß nicht nur das Betreten von landwirtschaftlichen Flä- · 
chen, sondern auch von Sonderkulturen (insbesondere des 
Garten-, Obst- und Weinbaus) in den Grenzen des Art. 25 
Bayer. NatSchG erlaubt ist, eine Möglichkeit, die§ 37 Abs. 1 
Satz 3 NatSchG Baden-Württemberg ausdrücklich aus­
schließt und die in den Regelungen Nordrhein-Westfalens, 
des Saarlandes, von Rheinland-Pfalz sowie von Hessen 
(nach dem vorliegenden Gesetzentwurf), ferner Bremens 
und Berlins, die lediglich das Betreten ungenutzter Grund­
stücke zulassen, nicht enthalten ist. Nordrhein-Westfalen 
enumeriert dabei die Fälle ungenutzter Grundstocke, kon­
kretisiert also diesen Begriff näher. 

2.4.2. Das Reiten im Walde 

Enorme Schwierigkeiten bereitet jedoch die Regelung des 
Reitens im Walde. 

Während der Entwurf der Bundesregierung zum BWaldG 
das Reiten nur gestatten wollte, soweit hierfür eine beson­
dere Befugnis vorliege oder Wege und sonstige Flächen da­
zu besonders bestimmt seien, eine Regelung, die an die 
forstrechtliche Tradition der Länder anknüpfen konnte, traf 
der Deutsche Bundestag die Entscheidung des§ 14 Abs. 1 
Satz 2 BWaldG, die das Reiten nur auf Straßen und Wegen 
gestattet. Nach§ 14 Abs. 2 WaldG sind Beschränkungen zu­
lässig. 

Dieser Rahmen wurde von den Ländern sehr unterschiedlich 
ausgefüllt. Es lassen sich folgende Gruppen bilden: 

1. Grundsätzliche Beschränkung des Reitens im Wald auf 
bestimmte Wege und Straßen, z. B. in: 

- Schleswig-Holstein 
(§ 5 a LWaldG: Reiten nur auf besonders gekenn­
zeichneten Waldwegen und den privaten Straßen, wo­
bei letztere definiert werden als Straßen mit Beton­
und Bitumenbelag, die im Eigentum eines Waldbesit­
zers stehen und nicht dem öffent l ichen Verkehr ge­
widmet sind). 

- Niedersachsen 
(§ 23 LWaldG: Reiten nur auf öffentlichen Straßen, be­
sonders ausgewiesenen Reitwegen sowie auf priva­
ten Wegen, die für den öffentlichen Verkehr nicht ge­
sperrt sind). 

Nordrhein-Westfalen 
(§§ 36 ff. Landschaftsgesetz. Reiten nur auf gekenn­
zeichneten Wegen. 
Ausnahmen: 
Wanderwege, Wanderpfade, Sport- und Lehrpfade. In 
Gebieten mit regelmäßig nur geringem Reitaufkom­
men freies Reiten). 

2. Grundsätzliche Freigabe des Reitens im Wald, auf Stra­
ßen und Wegen mit weiten Bereichsausnahmen, z. B. in 

- Rheinland-Pfalz 
(§§ 11 , 12 LFG. Ausnahmen: Fuß- und Wanderwege. In 
Naturparken und Naturschutzgebieten sowie in Nah­
erholungsgebieten nur auf ausgewiesenen Straßen 
und Wegen). 

- Saarland 
(§ 25 LWaldG. Ausnahmen: Fuß- und Wanderwege. In 
Verdichtungsräumen, in Naturschutzgebieten, im Er­
holungswald und in Waldgebieten, wo erhebliche 

Beeinträchtigungen von Fußgängern entstehen wor­
den, nur auf ausgewiesenen Waldwegen). 

- Baden-Württemberg 
(§§ 37, 39 LWaldG. Ausnahmen: Wander- und Fuß­
wege, Sport- und Lehrpfade. In Verdichtungsräumen, 
Naturschutzgebieten und im Erholungswald nur auf 
ausgewiesenen Waldwegen). 

3. Grundsätzliche Freigabe des Reitens im Wald, auf Stra­
ßen und Wegen mit eng begrenzten Ausnahmetatbestän­
den, z. B. in: 

- Hessen 
(§ 25 LFG. Ausnahmen: Aufgrund schützenswerter In­
teressen der Waldbesitzer und zur Entmischung des 
Besucherverkehrs möglich). 

- Bayern 
(Zugangsrecht zur freien Natur in weitem Umfang, 
Art. 141 Absatz 3 S. 1 Bayer. Verfassung in Verbin­
dung mit Art. 21 - 33 BayNatSchG). 

Diese Regelungen, die sich in ihrer Ausgestaltung stark un­
terscheiden, werden von den Reitern z. T. heftig angegriffen. 
So sind Verfassungsbeschwerden gegen die Vorschriften 
von Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Saarland erho­
ben. Die Verfassungsbeschwerden berufen sich insbeson­
dere auf Verstoß gegen Bundesrecht. Dabei spielt die Frage 
eine Rolle, ob die Landesregelung auch faktisch bewirkt, 
daß das Reiten im Grundsatz auf Straßen und Wegen er­
laubt Ist. Denn das Prinzip des § 14 Abs. 1 Satz 2 BWaldG, 
das als solches auch in der Regierungsbegründung darge­
stellt wird, wäre in sein Gegenteil verkehrt, bestünden für 
den überwiegenden Teil des Landes Beschränkungen des 
Reitens auf Wegen. Die Entscheidung des Bundesverfas­
sungsgerichts zur respektiven Entsprechung von rechtli­
chem Grundsatz und tatsächlich bestehender Möglichkeit 
zur Ausübung des Rechts, also auch quantitativen Aspek­
ten, wird von besonderem Interesse sein. 

In diesem Zusammenhang verdient Erwähnung, daß der 
Bayer. Verfassungsgerichtshof durch Entscheidung vom 16. 
6. 1975 die Regelung des Bayer. NatSchG für richtig erklärt 
hat, weil sie das Reiten grundsätzlich verbot mit der Chance, 
eigens auf Wegen zugelassen zu werden. Das Verbot mit Er­
laubnisvorbehalt widerspreche im übrigen auch dem Grund­
satz des § 14 Abs. 1 Satz 2 BWaldG (BayGVBI Nr. 1011975, 
Seite 202 ff.). 

3. Realisierung des Rechts auf Erholung in Natur und 
Landschaft 

3.1 Die entscheidende Substanz geeigneter Landschaft 

Das Recht auf Erholung und Betreten von Wald und Flur 
setzt voraus, daß es erholungsgeelgnete Landschaften gibt. 
Es umschließt nicht das Recht auf Schutz, Pflege und Ent­
wicklung bzw. Schaffung solcher Landschaft. Sein Wert ist 
also entscheidend von der vorhandenen Substanz der Land­
schaft abhängig. Daraus ergibt sich die Nähe des Erho­
lungsbelanges zu den Naturschutz- und Landschaftspflege­
interessen. Deshalb ist ihre Behandlung in einem Gesetz wie 
dem BNatSchG oder den Landesnaturschutzgesetzen ge­
rechtfertigt und geboten. 

3.2. Finanzielle Aspekte 

Die Sicherung und Errichtung schutzwürdiger Teile von Na­
tur und Landschaft, die auch zur Erholung geeignet sind, er­
fordert Finanzmittel, die oft nicht zur Verfügung stehen. Es 
ist daher auch Aufgabe der Erholungsvorsorge, die Mittel zu 
beschaffen. Angesprochen sind die Haushalte aller Gebiets­
körperschaften, in welcher Form die Mittel auch ausgewie-
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sen werden. In Betracht kommen auch die neu eingerichte­
ten Naturschutzfonds. 

3.3. Erholungsvorsorge durch Planung 

3.3.1. Die Aufgabe der Landschaftsplanung bezüglich 
der Erholung 

Die Belange der Erholung in der Landschaft müssen in der 
Landschaftsplanung geltend gemacht werden. Unter Land­
schaftsplanung verstehen wir heute, trotz gewisser definito­
rischer Schwierigkeiten, auf die Prof. Stich hingewiesen hat, 
letztlich wohl umfassend jegliche Planung für Naturschutz 
und Landschaftspflege. Die Erholungsvorsorge bildet - ne­
ben dem Naturschutz im engeren Sinne - eines der beiden 
Hauptziele. 

Landschaftsplanung äußert sich einmal als Mitwirkungspla­
nung - in Raumordnung und Bauleitplanung, aber auch in 
einzelnen Fachplanungen - , sie ist zum anderen selbstän­
dige Fachplanung. Bei der Mitwirkungsplanung geht es dar­
um, die Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege 
schrittweise in den Planungsprozeß der genannten Planun­
gen zu integrieren, dabei z. B. auf nachteilige Folgewirkun­
gen in Natur und Landschaft bei Realisierung einer Planung 
hinzuweisen und weniger schädliche Alternativen vorzu­
schlagen. Bei der Mitwirkung in Fachplanungen kommt in 
späteren Phasen - z. B. wenn eine Straßentrasse plane­
risch festgelegt ist - der landschaftspflegerische Begleit· 
plan hinzu, der die notwendigen Maßnahmen zum Ausgleich 
von Landschaftsschäden enthält. Die Belange der Erholung 
sind in der Mitwirkungsplanung Teilaspekt und können je 
nach örtlichen Gegebenheiten auch eine dominierende Be­
deutung haben. Im Vordergrund steht bei der Mitwirkungs­
planung die Sicherung der Erholungslandschaft; im Rahmen 
des landschaftspflegerischen Begleitplans können aber 
auch konkrete Gestaltungsmaßnahmen für die Erholung 
vorgeschlagen werden. Nach § 8 Abs. 4 BNatSchG ist der 
landschaftspflegerische Begleitplan Teil des Fachplanes. 

Landschaftsplanung ist daneben - auf den zur Verfügung 
stehenden Freiflächen - sektorale Fachplanung für die Er· 
holungsvorsorge in der Landschaft, meist in enger Verbin-

. dung oder in Einheit mit der Fachplanung Naturschutz. Bei­
spiele sind etwa die Planungen für Naturparke. Inhalte der 
Fachplanung Erholungsvorsorge sind vor allem Land­
schaftsbewertungen unter Aspekten der Erlebniswirksam­
keit und anderer Erholungseignungen, Abgrenzungen und 
funktionale Zonierung von Erholungsgebieten sowie 
schließlich Vorschläge für praktische Gestaltungsmaßnah· 
men. 

3.3.2. Die Bedeutung der Interessenabwägung 

Die Planungsziele für die Erholung unterliegen wie jede an­
dere Planung einem Abwägungsprozeß gegenüber evtl. an­
deren Nutzungsansprüchen. 

Eine derartige Abwägung kann - fach intern - auch gegen­
über divergierenden Zielen des Naturschutzes möglich sein, 
etwa des Arten- und Biotopschutzes. In der Mehrzahl der 
Fälle sind diese Ziele jedoch miteinander vereinbar - evtl. 
bei räumlicher Funktionstrennung im Detail - und unter­
stützen sich gegenseitig. Hier, aber vor allem gegenüber an­
deren Fachplanungen stellt sich die Frage, wie stark die Zie­
le der landschaftsgebundenen Erholung gewichtet werden. 
Sie haben in der Regel den Nachteil, daß sie nicht durch po· 
tente Wirtschaftsgruppen vertreten werden, im Gegensatz 
etwa auch zur kommerziellen Fremdenverkehrsnutzung. Der 
sichtbare Druck großer Teile der Bevölkerung auf die Erho· 
lungsgebiete, vor allem in Nähe der großen Städte und das 
wachsende Umwelt· und Landschaftsbewußtsein lassen 
diese Belange jedoch mehr und mehr auch zum Gegenstand 
politischen Kalküls werden, was gerade in jüngster Zeit zur 
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Streichung einiger Straßenbauprojekte geführt hat, mit de· 
nen sich heute weniger Popularität erlangen läßt als noch 
vor einigen Jahren. 

Im übrigen wird es in Zukunft w ichtig sein, in der sachlichen 
Auseinandersetzung mit Vert retern anderer Nutzungsan· 
sprüche das Instrumentarium der Argumente für die Erho­
lungslandschaft zu stärken. Daten Ober die derzeitige quan­
titative Beanspruchung durch Erholungsuchende sind 
schon heute relativ leicht zu erm itteln. Schwieriger schon 
wird es bei den einzelnen Bedürfnissen, Verhaltensweisen 
und Präferenzen der Besucher der Landschaft. Noch in den 
Anfängen stehen die Methoden einer praktikablen und den­
noch hinreichend aussagefähigen Landschaftsbewertung 
für Erholungszwecke, etwa in potentiellen Erholungsgebie· 
t en. 

Seitens des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten haben wir begonnen, durch ein Universi­
tätsinstitut für Psychologie Methoden zur Erfassung der Er· 
lebniswirksamkeit von Landschaften und Landschaftsele­
menten sowie über die negativen Auswirkungen von Ein grif· 
fen erarbeiten zu lassen. Sehr wünschenswert wäre es, künf· 
tig auch von medizinischer Seite Entscheidungshilfen zu er· 
halten, etwa Hinweise auf Typen benötigter Erholungsland­
schaften - z. B. nach Klima, Höhenlage, Vegetation, Bo­
denbeschaffenheit und allgemeiner Umweltsituation - , die 
sich aus medizinisch erkennbaren Bedarfsstrukturen zu er­
geben hätten. Hier stehen wi r leider noch nicht einmal am 
Anfang. 

4. Entschädigungsfragen 

4.1. Grenze der Sozialbindung des Eigentums 

Aus der Sicht des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten 
stellt sich oft die Frage nach der Grenze seiner Pflichtigkeit, 
Insbesondere der Land- und Forstwirtschaft. Zu denken ist 
u. a. an die Waldbrandgefahr, aber auch an die zusätzlichen 
Aufwendungen für die Bewirtschaftung der Flächen, z. B. 
bezüglich der Wegerandbepflanzung, der Einzäunung von 
Kulturen, der Durchführung der Endnutzungshiebe, der 
Wildbewirtschaftung. Die bekannten Fragen, wann ein Son­
deropfer vorliegt oder die Zumutbarkeitsgrenze überschrit· 
ten ist, sollen hier nicht aufgeworfen werden. Jedoch ist si­
cherlich anzuerkennen, daß der Situationsgebundenheit des 
Eigentums, die hier maßgeblich zu berücksichtigen ist, nicht 
zu weit in Anspruch genommen werden darf, soll die Eigen­
tumsgarantie nicht in Frage gestellt werden. 

Es wird letztlich auf die verfassungsrechtlich zutreffende 
Ausbalancierung der Erholungsbedürfnisse und der Erfor· 
dernisse einer ordnungsgemäßen und rentablen Forst· bzw. 
Landwirtschaft ankommen (BADURA, nDer Forst- und Holz­
wirt« vom 10. 7. 1976, Seite 243). BADURA bejaht eine Ent­
schädigungspflicht der öffentlichen Hand, wenn der Eigen­
tümer das Betreten des Waldes du lden muß, weil ihm eine 
Sperrung seines Grundstücks versagt wurde, obwohl sie 
forstwirtschaftlich erforderlich, auch verhältnismäßig gewe­
sen wäre (BADURA, a. a. 0.). 

Es kommt also darauf an, die sachlichen Voraussetzungen 
für die Sperrung eines Grundstocks in den Landesgesetzen 
auch unter Berücksichtigung der betrieblichen Belange aus­
reichend zu normieren, wozu die Rahmenvorschriften des 
Bundes genügend Spielraum geben. 

4.2. Die allgemeinen Regelungen des Enteignungs-
und Schadenersatzrechtes 

Soweit Belastungen aufgrund des Betretensrechts enteig­
nende Wirkung haben, wird nach allen Landesgesetzen an­
gemessene Entschädigung gewährt. Dies ergibt sich aus 
Art. 14 GG. 



Die Bemessung des Schadens erfolgt häufig entsprechend 
den Vorschriften der§§ 93 ff. BBauG, Zweifelsfragen im Zu­
sammenhang mit dem Recht des Eigentümers, die Übernah­
me des Grundstücks durch den Begünstigten zu verlangen, 
erörtert VON SCHALBURG in NJW 1978, S. 307. 

4.3. Sonderregelungen 

Von den Sonderregelungen der Länder zur Entschädigung, 
die hier nicht vollständig behandelt werden können, seien le­
diglich zwei erwähnt. 

§ 35 Abs. 3 Saarländisches NatSchG ist interessant, weil er 
;:war auch auf die§§ 93 ff. BBauG verweist, jedoch anderer­
seits eine gesamtschuldnerische Haf tung der Veranlasser 
und Begünstigten einer Maßnahme sowie die Entscheidung 
der Obersten Naturschutzbehörde über Grund und Höhe der 
Entschädigung vorsieht. 

§ 37 Abs. 3 Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen be­
stimmt, daß nicht unerheblicher Schaden, der durch den Er­
holungsverkehr entstanden ist, auf Antrag durch die untere 
Landschaftsbehörde zu ersetzen ist. 

Das OVG Münster hat dazu bereits 1974 entschieden, daß 
nicht nur Schaden auf Flächen, die betreten werden dürfen, 
sondern jeder Schaden im Walde zu ersetzen ist, der durch 
den Erholungsverkehr verursacht ist (OVG Münster IX A 

1061/72). Al lerdings ist in solchen Fällen der Kausalitäts­
nachweis schwierig. Der Anspruch besteht z. B. nicht, wenn 
der Schaden aus Rache am Grundstückseigentümer began­
gen wurde. 

Bei der Anwendung dieser Vorschrift, die dem Grundstücks­
eigentümer auch dann einen Entschädigungsanspruch ge­
währt, wenn der Schädiger nicht feststellbar ist, wird man 
jedoch von einer gewissen Typizität der Schäden ausgehen 
müssen, die durch den Erholungsverkehr eintreten. 

Sinn und Zweck der Regelung sind m. E. geeignet, die Ak­
zeptanz des Betretensrechts durch die Grundstückseigentü­
mer zu fördern. 

5. Stellungnahme zur Fortentwicklung des Rechts auf 
Erholung und des Betretensrechts 

Der Umstand, daß einige Länder ihr Naturschutzrecht noch 
nicht dem BNatSchG angepaßt haben und zum Teil die Lan­
desparlamente einschlägige Entwürfe beraten, ferner daß 
die Landschaftsplanung sich noch in der Praxis bewähren 
muß und schließlich, daß wichtige Fragen des Waldbetre­
tungsrechts der höchstrichterlichen Entscheidung harren, 
liegt es nahe, sich derzeit nicht dem Rufe nach dem Bundes­
gesetzgeber anzuschließen. 

Ausschnitt aus einem rekultivierten Kiesabbaugebiet in Günster/Herzogtum Lauenburg, wo ein wertvolles Fischgewässer entstanden ist. 
Foto: Olschowy 
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Wolfgang Weitzel 

Die Mitwirkung von Beiräten und Beauftragten für Naturschutz im Recht der 
Länder; die Regelung der Bürgerbeteiligung in der Planung für Natur und 
Landschaft unter besonderer Berücksichtigung des Bundesbaugesetzes 

Zwei Begriffe scheinen derzeit für die Politiker aller Richtun­
gen eine besondere Faszination zu besitzen: Bürgerbeteili­
gung und Entbürokratisierung. Für den ersteren ist »Demo­
kratisierung« eine beliebte Ersatzvokabel, für den zweiten 
»Eindämmung der Gesetzesflut«. ·-

Beides ist löblich und legitim, häufig aber nicht miteinander 
vereinbar. Die Bürgerbeteiligung im Bereich des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege, und hierzu gehören letztlich 
auch die Beiräte und Beauftragten - aber auch noch eine 
ganze Reihe anderer Mitwirkungsrechte - müssen als Ver­
such der Demokratisierung begrüßt werden; Demokratisie­
rung hier in dem Sinne gebraucht, daß von seilen des Staa­
tes versucht wird, eine breitere Basis in der Öffentlichkeit 
für seine Entscheidung zu finden. 

Gleichzeitig aber beschert uns diese - wenn Ich so sagen 
darf - »Ent-Hoheitlichung cc eine ganze Reihe neuer Vor­
schriften In Gesetzen und noch mehr Durchführungsvor­
schriften in den jeweils zugehörigen Rechtsverordnungen. 

Ich möchte hier nur darauf hinweisen, daß selbstverständ­
lich auch jede Mitwirkung der Verbände, aber auch das Kla­
gerecht, letztlich Formen der Bürgerbeteiligung sind, die ih­
re Effizienz nicht nur aus der Stimmenzahl, sondern In be­
sonderem Maße aus dem kollektiven Wissen herleiten. Gera­
de in Hessen kommt dieser Form der Bürgerbeteiligung tra­
ditionell eine ganz besondere Bedeutung zu. Es darf auch 
nicht vergessen werden, daß die überwiegende Mehrzahl de­
rer, die als natürliche Person in der einen oder anderen Form 
am Naturschutz mitwirken, Mitglied eines oder häufig sogar 
mehrerer Verbände sind. 

Die Naturschutzbeiräte und -beauftragten sind keine Erfin­
dung der im letzten Jahrzehnt angelaufenen Novelllerungs­
welle im Bereich des Naturschutzrechts. Man mag einwen­
den, daß das im Widerspruch zu dem steht, was ich ein­
gangs zur Demokratisierung gesagt habe. Ich glaube aber, 
der Widerspruch läßt sich auflösen. Als 1935 das Relchsna­
turschutzgesetz geschaffen wurde, das solche Regelungen 
enthält, war wohl der Geist der Zeit - und in Diktaturen ist 
dies der Ungeist der Mächtigen - allenfalls in einer perver­
tierten Form darauf bedacht, die Legitimation staatli chen 
Handels zu verbessern. 

Schon die Person des Reichsforstmeisters, der mit dem 
Reichsnaturschutzgesetz auch noch »Relchsnaturschutz­
meistercc wurde, läßt gar keine andere Interpretation zu. Wor­
um es damals ging, war etwas anderes: Zwar gab es einige 
landesrechtliche Vorläufer; mit dem Reichsnaturschutzge­
setz kamen aber auf die Behörden eine Fülle von neuen Auf­
gaben zu, deren fachlich-wissenschaftliche Bewältigung sie 
überfordert hätten. Wie richtig und gleichzeitig zeitlos diese 
Überlegungen waren, zeigt sich schon daran, daß auch heu­
te alle Bundesländer vergleichbare Insti tutionen in ihren Ge­
setzen verankert haben. Dabei spielt natürlich auch eine 
Rolle, - wenn Sie mir diese kritische Bemerkung erlauben 
- daß sich die Situation der Naturschutzbehörden, zumin­
dest relativ, gemessen an ihren Aufgaben, nicht wesentlich 
geändert hat. Zwar verfügen wir heute mit Landesanstalten 
oder Landesämtern für Ökologie über eine geradezu luxuriö­
se Ausstattung, gemessen am Standard von 1935; wir haben 
uns aber auch mit unvergleichlich größeren Problemen aus­
einanderzusetzen. 

Es ist nicht nur vom Arbeitsaufwand her ein Unterschied, ob 
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sich die Naturschutzbehörde zur Schutzwürdigkeit eines 
Feuchtgebietes äußert oder zum Bau der Burgwald-Auto­
bahn Stellung nehmen soll. 

Ich will mich hier nicht zu den Einzelheiten der reichsgesetz­
lichen Regelung äußern; dies ist der Schnee vergangener 
Jahrzehnte; wichtig aber ist das Grundmuster, das in den 
landesrechtlichen Regelungen immer wieder durchscheint: 

Jeder Naturschutzbehörde auf den verschiedenen Verwal­
tungsebenen ist ein Gremium aus ehrenamtlich tätigen Per­
sonen zugeordnet, dem im wesentlichen die fachliche Bera­
tung der Behörde obliegt. Im Reichsnaturschutzgesetz war 
dies die Naturschutzstelle des§ 8; heute heißen diese Stel­
len »Beiräte«, »Naturschutzbeiräte«, »Sachverständigenbei­
räte für Naturschutz und Landschaftspflege« oder »Beiräte 
für Naturschutz«. 

Die Beauftragten für Naturschutz, die nach dem Reichs­
recht Geschäftsführer der Naturschutzstelle waren, beste­
hen in den meisten Ländern ebenfalls fort. Ihre organistori­
sche Verknüpfung mit den Beiträgen Ist jedoch ganz ver­
schieden geregelt. 

Ich darf an dieser Stelle kurz auf die immer wieder geäußerte 
Kritik eingehen, das Naturschutzrecht sei durch die grund­
gesetzliche Zuweisung an die Länder - der Bund hat ledig­
lich eine Rahmenkompetenz - zersplittert und unbedingt zu 
vereinheitlichen. Ich teile diese Auffassung nicht. Wenn 
man den Föderalismus akzeptiert, sollte man weniger auf 
die damit verbundenen Nachteile schauen, sondern versu­
chen, die Vorteile konsequent zu nutzen. Zu letzterem gehört 
auch die Möglichkeit, im Bereich der Legislative zu versu­
chen, andere - möglicherweise auch neue - Wege zu ge­
hen, in der Hoffnung, es besser als andere Länder zu ma­
chen. Daneben tritt noch der Effekt auf, daß einige Länder 
auf bestimmten Gebieten als »Trend-Leadercc bezeichnet 
werden können. 
Hier tritt häufig aufgrund der Konkurrenzsituation eine all­
mähliche Angleichung an die beste Regelung ein. Dies soll­
te man nicht unterschätzen. Was spricht denn dagegen, 
wenn nur zwei oder drei Länder ein Klagerecht für Verbände 
einführen? Fällt denn der Himmel ein, wenn hier in einem be­
grenzten Bereich versucht wird, Erfahrungen zu sammeln? 

Doch nun zu den Regelungen der einzelnen Länder - oder 
besser - zu den Nuancen, die noch festzustellen si nd. 

Ein Politikum in diesem Zusammenhang ist schon die Zu­
sammensetzung der Beiräte. Hier war für die Länder die 
grundsätzliche politische Frage zu ent scheiden, ob die Bei­
räte allein die Belange von Naturschutz und Landschafts­
pflege zu vertreten haben oder ob, in welchem Rahmen auch 
immer, bereits hier ein Ausgleich mit gegenläufigen, meist 
wirtschaftlichen Interessen, versucht werden soll. 

Man kann mit Einschränkungen feststellen, daß die Länder 
der Versuchung widerstanden haben, die Beiräte durch eine 
Besetzung mit Vertretern konfligierender Interessen von 
vornherein zu schwächen. Dabei darf aber nicht verkannt 
werden, daß deutliche Ansätze in dieser Richtung vorhan­
den sind. Ich halte ein solches Vorgehen schon aus politi­
schen Erwägungen für verfehlt. Der Ausgleich verschiede­
ner öffentlicher und privater Interessen und - nachfolgend 
- das Fällen von Entscheidungen mit Wirkungen für den ei­
nen und gegen den anderen, gehört zum Kernbereich staatli­
chen Tuns überhaupt, ja, es ist das, was" Hoheit« ausmacht. 



Hier müssen sich die öffentlichen Entscheidungsträger zu 
ihrer verfaßten Verantwortung bekennen und dem Versuch, 
artikulierte Meinungsvielfalt durch die Vorgabe lähmender 
Kompromißlösungen zu ersetzen, widerstehen. 

Das schließt nicht aus, daß einzelne Vertreter vorwiegend 
wirtschaftlich orientierter Gruppen Mitglied im Beirat sind; 
entscheidend ist, ob sie nach dem Willen des Gesetz- oder 
Verordnungsgebers an der Sache des Naturschutzes mitwir­
ken sollen oder ob sie den Vertretern des Naturschutzes 
schon im Beirat den Kompromiß mit ihren wirtschaftlichen 
Interessen abfordern. 

Unter diesem Aspekt mag man noch Verständnis haben, 
wenn Hamburg einen Vertreter des Wasser- und 
Schiffahrtswesens im Beirat für erforderlich hält - Bremen 
hat bei ähnlicher Ausgangslage hierauf verzichtet -; daß 
aber Berlin eine solche Regelung für notwendig hielt, ruft zu­
mindest bei mir Bedenken hervor. Kann man bei den ge­
nannten Ländern - wenigstens nach dem Wortlaut des Ge­
setzes - noch unterstellen, daß diese Vertreter ihren Bei­
trag zu Naturschutz und Landschaftspflege leisten sollen, 
so ist für das Saarland selbst diese Fiktion nicht mehr halt­
bar. Dort heißt es: 

»Außerdem sind Vertreter der von Naturschutz und Land­
schaftspflege betroffenen Wirtschaftsbereiche in den 
Beirat zu berufen.« 

Eine solche Regelung führt die Idee der Beiräte ad absur­
dum. Soviel zur Zusammensetzung der Beiräte. 

Ähnlich wichtig, wie die Zusammensetzung der Beiräte, ist 
das Verfahren zur Berufung der Mitglieder. Die Mehrheit der 
Länder hat diese Frage in eine Durchführungsverordnung 
verlagert. Obwohl noch nicht alle Regelungen vorliegen, 
kann jedoch davon ausgegangen werden, daß im wesentli­
chen das reichsrechtliche Verfahren beibehalten wird, wo­
nach die jeweil ige Behörde Ihren Beirat beruft. 

Unterschiede gibt es in der Frage des Vorschlagsrechts. 
Während Nordrhein-Westfalen - ohne Angabe einer Quote 
- den Naturschutzverbänden grundsätzlich ein Vorschlags­
recht einräumt, sieht der Entwurf der Hessischen Landesre­
gierung vor, daß mindestens die Hälfte der Mitglieder von 
den nach§ 29 des Bundesnaturschutzgesetzes anerkannten 
Verbänden zur Berufung benannt werden. 

Ganz wesentlich ist natürlich die Frage nach der Macht der 
Beiräte. Hier befindet sich der Gesetzgeber in einem Dilem­
ma. Einerseit s ist es der politische Wille - zumindestens in 
einigen Ländern - die Beiräte durch Machtzuwachs effekti­
ver als die Naturschutzstellen des Reichsnaturschutzgeset­
zes zu machen, andererseits scheut man sich - wohl zu 
Recht - hoheitliche Befugnisse im Wege der Auftragsver­
waltung zu delegieren. Dies wurde eingangs schon angedeu­
tet. 

Zwei Länder haben den so verbleibenden Spielraum auszu­
schöpfen versucht. Sowohl Bayern als auch der hessische 
Entwurf räumen den Beiräten das Devolu tivrecht ein. Dies 
bedeutet, daß beispielsweise eine untere Naturschutzbehör­
de nicht gegen das Votum des Beirates entscheiden kann, 
ohne In der Sache die Weisung der vorgesetzten Natur­
schutzbehörde einzuholen. Ich halte dies prinzipiell für ei ne 
bessere Lösung, als die bloße - mehr oder weniger starke 
- Befugnis zur Äußerung der Beiräte gegenüber den Natur­
schutzbehörden. Daß derartige Regelungen zusätzlichen 
Verfahrensaufwand erfordern und damit vordergründig 
nicht zur Entbürokratisierung beitragen, wird nicht verkannt. 
Andererseits, und wer die Praxis kennt, wird dies bestätigen 
können, erspart eine solche Formalisierung auch erhebliche 
Reibungsverluste. Es kann - zumindest für Hessen - da­
von ausgegangen werden, daß von dieser Regelung auch ein 
positiver Zwang zur Einigung auf der unteren Ebene aus-

geht, denn die Beiräte werden klug genug sein, das Devolu­
tivrecht nicht zu mißbrauchen. 

Auf der anderen Seite geht natürlich von der Entscheidung 
der nächsthöheren Instanz eine gewisse Befriedungsfunk­
tion für die untere Ebene aus, was der Tagesarbeit nur för­
derlich sein kann. 

Nun zu den Naturschutzbeauftragten: 

Die geschichtliche Entwicklung des Instituts des Natur­
schutzbeauftragten ist eher von Fakten als von Rechtsvor­
schriften geprägt. Nach dem Reichsrecht war er Geschäfts­
führer der Naturschutzstelle; er konnte die Behörde namens 
der Stelle beraten. Auch war er dadurch hervorgehoben, daß 
er - im Gegensatz zu den übrigen Mitgliedern der Stelle -
von der nächsthöheren Behörde berufen wurde. 

Die Praxis nach dem Kriege sah aber anders aus: Vielfach 
führten die Naturschutzstellen ein kümmerliches Dasein, 
teilweise waren sie überhaupt nicht existent. Stets tätig, ein 
Übermaß an Arbeit verrichtend, waren jedoch die Natur­
schutzbeauftragten. Zwar hat sich - zumindest in Hessen 
- »praeter legem« die Praxis entwickelt, nach der Gebiets­
reform die Naturschutzbeauftragten der Altkreise beizube­
halten; dies ändert aber nichts daran, daß sie im wesentli­
chen als Einzelperson ihre Stellungnahme gegenüber den 
Naturschutzbehörden abgaben. 

Die Grundtendenz der Ländergesetzgebung geht nun dahin, 
den Beauftragten wieder zu dem zu machen, was er war, 
nämlich »Princeps inter pares« der Beiratsmitglieder. We­
gen der Fülle der Aufgaben, die teilweise eine hohe Speziall­
sierung erfordern, sieht darüber hinaus beispielsweise der 
hessische Entwurf vor, daß die Beiräte aus ihrer Mitte meh­
rere Beauftragte für sachliche oder räumliche Teilbereiche 
wählen können. Grundsätzlich haben diese Beauftragten 
dann auch die Vertretu ngsmacht für ihren Aufgabenbereich. 
Auch andere Länder sehen mehrere Beauftragte tor den Zu­
ständigkeitsbereich einer Behörde vor. Ich glaube, und für 
Hessen kann ich es m it Bestimmtheit sagen, daß dies kein 
aus der Not geborener Kompromiß ist. Das Problem, das es 
vorerst mit legislativen Mitteln zu lösen galt, war, eine der 
Bedeutung des Einzelfalls angemessene Beteiligung des 
Beirates sicherzustellen. Einerseits ist es sicher nicht mög­
lich, den Beirat, der ja nicht ständig tagen kann, mit jeder 
Entscheidung der Naturschutzbehörde zu befassen, ande­
rerseits gibt es aber auch Fälle, die aufgrund ihrer Komplexi­
tät im Plenum behandelt werden müssen. Daß damit eine er­
hebliche innerorganisatorische Veran twortung auf die Bei­
räte zukommt, ist nicht verborgen geblieben. Aber das muß 
kein Nachteil sein. Beiräte bestehen aus Menschen mit Stär­
ken und Schwächen; ein derartiges offenes Modell ist viel­
leicht am ehesten geeignet, für jeden Beirat die richtige Lö­
sung zu finden. 

Wegen der Verzahnung von Beiräten einerseits und Beauf­
tragten andererseits, kann ich erst hier auf ihre Aufgaben 
eingehen. Mehr oder weniger gleichlautend ist ihnen in den 
Landesgesetzen die wissenschaftliche und fachliche Bera­
tung bei allen oder wichtigen Entscheidungen der Natur­
schutzbehörde zugewiesen. 

Einige Länder, z. B. Berlin und das Saarland, heben darüber 
hinaus als weitere Aufgabe die Förderung des allgemeinen 
Verständnisses für den Gedanken des Naturschutzes her­
vor. 

Erstaunlicherweise haben sich aber nur wenige Länder be­
reit gefunden, die Mitwirkung - zumindest in bestimmten 
Fällen - zwingend vorzuschreiben. So ist nach saarländi­
schem Recht der Naturschutzbeauftragte auf Verlangen zu 
hören; nach hessischem Recht ist der Beirat in bestimmten 
Fällen rechtzeitig zu unterrichten und zu beteiligen. Auch 
diese Frage ist jedoch in einigen Ländern den Durchfüh­
rungsbestimmungen vorbehalten, so daß mir ein Vorbehalt 
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angebracht erscheint. Es steht zu hoffen, daß die bürger­
schaftliche Mitwirkung aus der Unverbindlichkeit von 
»Kann-Bestimmungen« in die Rolle des gleichberechtigten 
Partners wächst. 

Der Umstand, daß in diesem Referat zwei Themen zu behan­
deln sind, zwingt zum Sehen von Schwerpunkten. Hierfür bit­
te ich um Verständnis. 

Für den, der sich nicht mit dem Naturschutzrecht befaßt, der 
bei diesem Thema allenfalls an geschützte Pflanzen oder 
Naturschutzgebiete denkt, muß die Verknüpfung der Begrif­
fe »Natur« und »Bauen« wenig einleuchtend erscheinen; 
handelt es sich hierbei doch nach landläufigem Verständnis 
um Gegensätze. Wir alle hier wissen, daß dieser Standpunkt 
- zumindest theoretisch - überwunden Ist. Welche prakti­
schen Erfolge wir haben werden, zeigen wohl erst die näch­
sten 10 oder 20 Jahre. Es liegt aber auf der Hand, daß jedes 
moderne Naturschutzkonzept zumindest einen wichtigen 
Grund hat, den besiedelten Bereich stärker zu berücksichti­
gen als bisher, nämlich die Stadtflucht zu vermindern und 
damit zwangsläufig zur Schonung des Umfeldes der Städte 
beizutragen. Daß hierfür die Bürgerbeteiligung im Rahmen 
des Bauleitverfahrens eine Möglichkeit ist, bestreitet heute 
niemand mehr. 

Schon im Hessischen Landschaftspflegegesetz von 1973 
war bestimmt, daß die Gemeinden im Rahmen der Bauleit­
planung Landschaftspläne aufstellen. Dieser Grundgedan­
ke wurde im Rahmen des Bundesnaturschutzgesetzes wie­
der aufgegriffen, wo den Ländern in § 6 eingeräumt wird, 
das Verhältnis der Landschaftsplanung zur Bauleitplanung 
zu regeln und zu bestimmen, daß Darstellungen des Land­
schaftsplanes als Darstellungen oder Festsetzungen in die 
Bauleitpläne aufgenommen werden. 

Die meisten Länder - Ausnahmen bestätigen auch hier die 
Regel - sind denselben Weg gegangen wie Hessen; sie ha­
ben die Landschaftsplanung dem Träger der Bauleitplanung 
zugewiesen und so sichergestellt, daß die beiden Planwerke 
aufeinander abgestimmt sind. Ich halte dieses Verfahren 
auch für richtig . Abgesehen von der Tatsache, daß es 
schwer sein dürfte, verbindliche Planung gegen den Willen 
der Kommunen zu betreiben, ist die Zuweisung dieser Kom­
petenz an einen anderen als den Träger der Bauleitplanung, 
schon aus Gründen der Verwaltungsökonomie nicht sachge­
recht. 

Darüber hinaus kann wohl kein ernsthaftes Interesse daran 
bestehen, die nicht mehr überschaubare Vielzahl von hori­
zontal, vertikal, querschn itts- oder fachlich orientierten Pla­
nungen weiter zu bereichern. Hier kommen wir wohl allmäh­
lich zu der Einsicht, daß etwas weniger etwas mehr sein 
könnte. 

Wegen der Verknüpfung des Landschaftsplanes mit der 
Bauleitplanung kommt es allerdings regelmäßig auch in 
zweifacher Hinsicht zu einer Bürgerbeteiligung. Soweit der 
Landschaftsplan Ober den Bebauungsplan - dann häufig 
Grünordnungsplan genannt - allgemeinverbindlich ist, ist 
in § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes bereits zwingend 
vorgeschrieben, daß die anerkannten Verbände zur Mitwir-
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kung befugt sind. Weiter kann unterstellt werden - teilwei­
se hat dies der Gesetz- oder Verordnungsgeber ausdrücklich 
bestimmt-, daß die Beiräte oder Naturschutzbeauftragten 
zu den Landschaftsplänen zu hören s ind. Ich darf insoweit 
auf den ersten Teil meines Referates hinweisen. 

Hervorzuheben unter den Länderregelungen bleibt das Land 
Berlin, das im Naturschutzgesetz die Bürgerbeteiligung aus­
drücklich geregelt hat. Ganz ähnlich - wenn auch nicht so 
ausgeprägt - ist die Rechts lage in Nordrhein-Westfalen. 

Neben den spezifisch naturschutzrechtlichen Beteiligungs­
pflichten tritt die Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla­
nung nach § 2 a des Bundesbaugesetzes. Nach dieser Vor­
schrift findet bereits in einem frühen Planungsstadium eine 
Anhörung statt. Erst danach Ist der gegebenenfalls geän­
derte Entwurf des Bauleitplanes mit dem Erläuterungsbe­
ri cht einen Monat öffentlich auszulegen. 

Man kann hier einwenden, dies sei zuviel Bürgerbeteiligung. 
Ich gebe aber zu bedenken, daß die Beteiligungspflichten 
und die dadurch repräsentierten Interessen auf gänzlich ver­
schiedenen Ebenen liegen können. Es ist keineswegs so, 
daß sich Bebauungspläne nur mit Wohngebieten befassen; 
hier kann man sich noch vorstellen, daß die Interessen eines 
Naturschutzbei rates und der Bevölkerung weitgehend über­
einstimmen; beide wollen schließlich eine menschenwürdi­
ge Umwelt. Ganz anders können die Dinge liegen, wenn es 
beispielsweise um Gewerbegebiete geht, hier wird man re­
gelmäßig auf eine Konflikts ituation zwischen handfesten 
wirtschaftlichen Interessen und den ökologischen Belangen 
stoßen. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß die Bürgerbeteili­
gung an der Bauleitp lanung im wesent lichen dazu dient, die 
verschiedenen privaten Interessen kennenzulernen und 
nach Möglichkeit auszugleichen, während die Beteiligung 
nach dem Naturschutzrecht nach dem Willen des Gesetzge­
bers stets Wahrnehmung öffentlicher Interessen durch Pri­
vate ist. 

Lassen Sie mich zum Schluß auf eines hinweisen: Ich sehe 
eine große Gefahr darin, daß von verschiedener Seite der 
Versuch unternommen wird, die Bürgerbeteiligung bei Fra­
gen des Naturschutzes und der Landschaftspflege als das 
Hobby einiger überzogener »Grüner« abzuwerten. 

Dem muß in aller Deutlichkeit widersprochen werden. Natür­
lich betreiben die Naturschutzverbände ihre Arbeit nicht aus 
purer Lust an der Förderung des Gemeinwesens, und ganz 
sicher empfinden viele Mitg lieder auch subjektive Befried i­
gung bei ihrer Tätigkeit. Das darf aber nicht mit der Wahr­
nehmung eigener Interessen verwechselt werden. Was die 
privaten Organe des Naturschutzes, und aus ihren Reihen 
kommen ja die Bürger, die hier ihren Fachverstand in die 
Waagschale werfen, tun, ist zumindest der Intention nach 
auf die Erhaltung unserer Umwelt gerichtet und nicht auf 
die Erhaltung eines privaten Refugiums, um abseits der Zeit­
probleme persönlichen Interessen nachzugehen. 

Es scheint mir die Aufgabe der Stunde, diese Erkenntnis 
auch jenen zu vermitteln, die, teilweise sicher unvermeid­
lich, unsere Umwelt belasten. 



Christoph Sening 

Die Verbandsbeteiligung und die Verbandsklage nach den Naturschutzgesetzen 
im Bund und in den Ländern 

Ein Referat zur Verbandsbeteiligung und Verbandsklage zer­
fällt zwangsläufig in einen mehr rechtsbeschreibenden Teil 
im Bereich der Verbandsbeteiligung, die bereits eingeführt 
ist, und in einen rechtspolitischen Teil im Bereich der Ver­
bandsklage, die bisher nur in Bremen besteht. 

1. Die Verbandsbeteiligung 

1. Entstehungsgeschichte, Sinn und Zweck der Regelung 

Die Regelung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 1 

über die Mitwirkung von Verbänden in § 29 knüpft an be­
stimmte Vorschriften in Naturschutzgesetzen der Länder an 
wie z. B. § 50 des Landschaftspflegegesetzes Schleswig­
Holstein2, § 37 des Landespflegegesetzes Rheinland·Pfalz3 
oder Art. 42 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (Bay­
NatSchG)4. Der Bundesgesetzgeber hat sich für eine Mitwir­
kung von rechtsfähigen Vereinen, die bestimmte Vorausset­
zungen erfüllen, in der Form entschieden, daß diesen Ver­
einen Gelegenheit zur Äußerung sowie zur Einsicht in ein­
schlägige Sachverständigengutachten zu geben ist, ehe be­
stimmte Entscheidungen durch die Behörden getroffen wer­
den. Der grundlegende Gedanke für die Regelung ist, die 
Verbände vorher zu beteiligen, ihren Sachverstand vor der 
Entscheidung zu nutzen und auf ihre zum Teil klärende, zum 
Tei l die Vielfalt der Meinungen bündelnde, zum Teil ausglei­
chende Funktion im Willensbildungsprozeß aufzubauen. 

§ 29 BNatSchG geht Ober die allgemeinen Vorschriften des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes und der inhalt­
lich gleichen Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder hin­
aus. Diese Regeln beschränken sich nämlich in§ 28 auf die 
Anhörung lediglich der Beteiligten und in§ 29 auf die Akten­
einsicht durch Beteiligte. 

§ 29 BNatSchG gibt den Verbänden unter bestimmten Vor­
aussetzungen ein originäres, nicht abgeleitetes Beteili­
gungsrecht, obwohl sie nicht im Sinne einer der Fallgruppen 
des§ 13 VwVfG berührt werden. 

Die Gewährung des Mitwirkungsrechts kann rechtstheore­
tisch durch die daraus erwachsende, ja dafür als Vorausset­
zung notwendige Verantwortung der Verbände und deren 
fachliche Qualifikation begründet werden. Letztlich wird da­
mit wohl auf ihre tatsächliche öffentliche Funktion und ih­
ren Beitrag zum Gemeinwohl in einem pluralistischen Ge­
meinwesen abgestellt. Der Zusammenhang zwischen Rech­
ten auf der einen Seite und Verantwortung sowie Qualifika­
tionsniveau auf der anderen Seite wird durch die Verpflich­
tung des Verbandes hergestellt, vorwiegend die Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu fördern. Diese 
Verpflichtung ist fundamental. Ihr Mangel führt zu den Sank­
tionsfolgen der Rücknahme bzw. des Widerrufs der Anerken­
nung nach § 29 Abs. 5 BNatSchG. 

2. § 29 BNatSchG und /andesrechtliche Vorschriften über 
die Verbandsbeteiligung 

§ 29 BNatschG gilt nach § 4 Satz 3 BNatSchG unmittelbar. 
Alle bisher bestehenden landesrechtlichen Regelungen 
Ober die Verbandsbeteiligung sind nach Art. 31 GG deshalb 
seit dem 24. 12. 1976 (§ 40 BNatSchG) aufgehoben. Sie gel­
ten wegen des Vorbehaltes in § 29 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG 
nur insoweit noch fort, als das Landesrecht (wie beispiels­
weise Art. 42 BayNatSchG) über die Fälle des § 29 Abs. 1 

Nrn. 1 mit 4 BNatSchG hinaus noch die Mitwirkung von Ver­
bänden zuläßt. Das bedeutet, um ein praktisches Beispiel zu 
bilden, daß anerkannte Verbände etwa in Bayern bei schwer­
wiegenden Eingriffen in Landschaftsschutzgebiete, die über 
eine Befreiung zugelassen werden sollen, im Verwaltungs­
verfahren für die Befreiung zu beteiligen sind, obwoh l das 
nach § 29 BNatSchG nicht nötig ist. 

Der Vorbehalt in § 29 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG bezieht sich 
aber nur auf weitergehende Formen der Mitwirkung aner­
kannter Verbände. Soweit Landesrecht wie Art. 42 Bay­
NatSchG auch nur als Sollvorschrift ein Anhörungsgebot für 
nicht anerkannte Verbände enthält, ist es durch § 29 
BNatSchG aufgehoben worden. 

3. Umfang der Beteiligung der Verbände 

Die Mitwirkung der Verbände ist bundesrechtlich lediglich 
für folgende Maßnahmen vorgesehen: 

1. die Vorbereitung von Verordnungen und anderen im Ran­
ge unter dem Gesetz stehenden Rechtsvorschriften der 
für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Be­
hörden, 

2. die Vorbereitung von Programmen und Plänen im Sinne 
der §§ 5 und 6 BNatSchG, soweit sie dem einzelnen ge­
genüber verbindlich sind, 

3. Befreiungen von Verboten und Geboten, die zum Schutze 
von Naturschutzgebieten und Nationalparken erlassen 
sind, 

4. Planfeststellungsverfahren über Vorhaben, die mit Ein­
griffen in Natur und Landschaft im Sinne des§ 8 verbun­
den sind. 

Es fäl lt auf, daß die Mitwirkungsbefugnisse der Verbände 
weit sind, wenn Verordnungen (meist solche zum Schutze 
bestimmter Gebiete) erlassen oder Maßnahmen der Land­
schaftsplanung vorgenommen werden sollen, daß die Mit· 
wirkungsbefugnisse aber sehr eng sind, wenn in Natur ein­
gegriffen wird. Hier wird in geradezu typischer Weise die 
Kopflastigkeit des Naturschutzrechtes zugunsten des auf 
Nutzung von Natur gerichteten Interesses sichtbar. Auf die­
se strukturelle Eigentümlichkeit des Naturschutzrechtes 
wird bei der Verbandsklage noch eingegangen. 

Planungen und Maßnahmen im Sinne von § 29 BNatSchG 
fallen in der Verwaltungspraxis auf Bundes- und auf Landes­
ebene in sehr unterschiedlichem Umfang an. So spielen die 
Vorbereitung von Programmen und Plänen im Sinne der§§ 5 
und 6 BNatSchG und die Befreiung von Ge- und Verboten im 
Gebietsschutz auf Bundesebene kaum eine Rolle. Auch sind 
Planfeststellungsverfahren des Bundes, die über das Gebiet 
eines Landes hinausgehen und mit Eingriffen in Natur und 
Landschaft verbunden sind, auf Bundesebene äußerst sei· 
ten, allenfalls bei Binnenwa!:!serstraßen und Planungen der 
Bundesbahn (vgl. Art. 87 Abs. 1 GG, Art. 89 Abs. 2, § 36 Abs. 
3 Bundesbahngesetz,§ 14 Bundeswasserstraßengesetz). 

Auf Landesebene dagegen sind alle Arten der Beteiligungs­
fälle des § 29 BNatSchG gegeben und in einer Vielzahl von 
Fällen zu bewältigen. 

4. Voraussetzungen für die Anerkennung 

Der Gesetzgeber wollte die aktive Beteiligung des Bürgers 
und damit seiner bewährten Verbände verstärken. Deshalb 
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verbietet sich eine prinzipiell enge Auslegung des § 29 
BNatSchG. 

Zu den einzelnen Voraussetzungen ist auszuführen: 

§ 29 Abs. 2 Nr. 1 

Diese Bestimmung will sicherst ellen, daß lediglich Verbän· 
de anerkannt werden, die vorwiegend die Ziele des Natur· 
schutzes und der Landschaftspflege fördern. Der Schwer· 
punkt der satzungsgemäßen Zielsetzung des Verbandes 
muß im Naturschutz und in der Landschaftspflege liegen. Er 
darf von keinem anderen an Bedeutung übertroffen werden 
und muß die Gesamttätigkeit des Verbandes prägen. 
Die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege er· 
geben sich aus § 1 Abs. 1 BNatSchG. Nicht jeder Verband 
muß aber alle dort aufgeführten Ziele gleichermaßen erfül· 
len; vielmehr reicht es aus, wenn ein insgesamt bedeutender 
Ausschnitt aus diesen Zielen verfolgt wird. Das ist z. B. beim 
Deutschen Bund für Vogelschutz der Fall. Die Ziele des Ver­
bandes müssen ferner Ideell sein, d. h. der Verband darf 
nicht für sich oder seine Mitglieder Gewinne erzielen wollen 
(§ 22 BGB). Ferner muß der Verband die ideellen Ziele dau­
ernd verfo lgen. 

§ 29 Abs. 2 Nr. 2 

Der Tätigkeitsbereich des Verbandes muß mindestens das 
Gebiet eines Landes umfassen; für die Anerkennung durch 
den Bund muß dieser Tätigkeitsbereich Ober das Gebiet ei· 
nes Landes hinausgehen. Damit soll gewährleistet werden, 
daß grundsätzlich nur größere Verbände anerkannt werden. 

§ 29 Abs. 2 Nr. 3 

Im Hinblick auf die Funktionen, die ein anerkannter Verband 
wahrnehmen muß, muß die Gewähr für eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung durch den Verband geboten sein. Dabei 
sind Art und Umfang seiner bisherigen Tätigkeit, der Mitglie· 
derkreis sowie die Leistungsfähigkeit des Verbandes zu be· 
rücksichtigen. Zielsetzung und bisherige Tätigkeit des Ver· 
bandes müssen sich entsprechen. Bei neu gegründeten Ver· 
bänden versagt die bisherige Tät igkeit als Anhaltspunkt für 
fachliche Qualifikation. Daß die bisherige Tätigkeit nach 
Halbsatz 2 der Vorschrift nur eines von mehreren möglichen 
Kriterien darstellt, wird man bei ihnen am besten auf die 
Qualifikation der in den Organen tätigen Personen abstel· 
len, weil sich danach die Leistung des Verbandes zwangs­
läufig richten wird. 

§ 29 Abs. 2 Nr. 5 

Von wesentlicher Bedeutung ist die Eintrittsmöglichkeit für 
jedermann, der die Ziele des Verbandes unterstützt. Die Ein· 
trittsmöglichkeit muß auch für juristische Personen, also für 
andere Verbände, gegeben sein, vorausgesetzt, die Ziele des 
anderen Verbandes entsprechen den Zielen des Verbandes, 
der seine Anerkennung beantragt. Problematisch ist, ob ein 
bloßer Dachverband, der nur den Eintritt anderer Verbände 
vorsieht, unter Nr. 5 fallen kann. Man wird die Frage bejahen 
müssen, weil das Engagement des Bürgers, das Nr. 5 si· 
ehern will, Ober den Mitgliedsverband auch Im Dachverband 
w irken kann. 

5. Rücknahme und Widerruf der Anerkennung 

Dem Rechtsanspruch des Verbandes auf die Anerkennung 
entspricht die Verpflichtung der Behörde zur Rücknahme, 
falls die Voraussetzungen für die Anerkennung nicht vorge· 
legen haben und der Mangel sich auch nicht beheben läßt. 
Fällt eine Voraussetzung nacht räglich weg, so ist die Aner­
kennung zu widerrufen. Mit der unanfechtbaren Aufhebung 
der Anerkennung endet das Mitwirkungsrecht des Verban­
des. 

6. Abschließende Wertung 

Zum praktischen Wert des § 29 BNatSchG und der Mitwir· 
kung von Verbänden im Verwaltungsverfahren kann mange-
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genwärtig noch nichts aussagen. Es müssen erst Erfahrun­
gen mit diesem Institut gesammelt werden. Bayern hat bei· 
spielsweise noch keinen Verband anerkannt, weil Art. 42 
BayNatSchG eine Anerkennung nicht vorsieht und die nach 
§ 29 Abs. 4 BNatSchG nötige landesrechtl iche Zuständig· 
keitsvorschrift noch feh lt. 

7. Unterlassene Beteiligung von Verbänden 

Mit der für die Verwaltungsbehörden bestehenden Beteil i· 
gungspflicht anerkannter Verbände korrespondiert zwangs­
läufig ein Beteiligungsrecht der Verbände, wie sich nament· 
lieh aus § 29 Abs. 2 BNatSchG ergibt. Wurde ein Verband, 
der in einem Verwaltungsverfahren betei l igt werden muß, 
nicht beteiligt, so verletzt ihn eine Entscheidung nach§ 29 
Abs. 1 Nr. 3 und 4 BNatSchG in seinem Beteil igungsrecht. Er 
kann deswegen Rechtsbehelfe nach der VwGO ergreifen, 
die allerdings nur auf die Verletzung des Beteiligungsrechts 
gestützt werden können. Diese Klage ist Verletztenklage im 
Sinne von Art. 19 Abs. 4 Satz 1GG, §42 Abs. 2, § 113 Abs. 1 
Satz 1 VwGO, nicht bloße lnteressentenklage. Sie wirft des· 
halb grundsätzliche Fragen der Vereinbarkeit einer Ver­
bandsklage mit dem auf Individualrechtsschutz zielenden 
Klagesystem der Verwaltungsgerichtsordnung nicht auf. 

II. Die Verbandsklage 

1. Notwendigkeit einer Ausdehnung der Verfolgbarkeit des 
Naturschutzrechtes 

So anerkennenswert die gesetzliche Einführung der Ver· 
bandsbeteiligung im Naturschutzrecht ist, ihre praktische 
Wirksamkeit für eine größere Durchschlagskraft dieses 
Rechtes gegenüber ökonomischen Interessen ist nicht zu 
überschätzen. Dem Naturschutzrecht haftet nämlich eine 
entscheidende Schwäche an, die ihre Wurzel in einer Eigen· 
art unserer Rechtsordnung hat. Der Bürger kann sich an die 
Verwaltungsgerichte nur wenden, wenn Normen verletzt 
werden, die zumindest auch ihn schützen. Ob das der Fall 
ist, bestimmt sich nach einer nahezu einhellig i n der Recht· 
sprechung vertretenen, im Schrifttum aber zunehmend um­
strittenen Unterscheidung danach, ob der Kreis der von der 
Norm begünstigten Personen zumindest hinreichend be· 
stimmt ist und ob der Kläger jeweils zu diesem Personen· 
kreis zählt (sog. Schutznormtheorie). Eine Klage ohne Rück· 
sieht auf individuelle rechtliche Betroffenheit des jeweiligen 
Klägers kennt unser Recht nicht (vgl.§ 42 Abs. 2, § 113 Abs. 
1 Satz 1, Absatz 4 Satz 1, § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO), es 
schließt sie aber auch, wie der Vorbehalt in § 42 Abs. 2 
VwGO zeigt, nicht grundsätzlich aus. 

Bel Normen zum Schutze der Natur wird al lgemein ange· 
nommen, sie dienten nur dem öffentlichen Interesses. Als 
Folge dieser Differenzierung kann gegen die Verletzung von 
solchen Normen nicht Rechtsschutz begehrt werden, mö­
gen der Rechtsverstoß und seine ökologischen Folgen auch 
noch so gravierend sein. In dieser Struktur unserer Rechts· 
ordnung liegt die Wurzel für jene namentlich in der Zeit nach 
dem 2. Weltkrieg einsetzende Zerstörung gerade der land· 
schaftlich wie ökologisch hochwertigen Bereiche durch ein 
permanentes Übergewicht ökonomischer Interessen gegen­
über ökologischen Belangen. 

Wer diese Schwäche beheben will, hat im Prinzip zwei Mög· 
lichkeiten: Entweder ändert er die Theorie oder das Gesetz. 
Beide Wege stehen gleichwertig nebeneinander. Die Mög· 
lichkeit der Änderung der Theorie6 ist hier nicht zu erörtern. 
Sie zielt auf eine Bürgerklage für den, der zwar faktisch, 
nach gängiger Betrachtung Ober die Schutznormtheorie 
aber nicht rechtlich betroffen wird. 

Die Änderung des Gesetzes ziel t auf einen Gebrauch des 
Vorbehalts in§ 42 Abs. 2 VwGO. Sie soll fü r den Bereich des 



Naturschutzrechtes für eine neue Institution oder tor bereits 
vorhandene Institutionen eine Klagemöglichkeit schaffen. 

Die Frage, wie das am besten geschehen kann, und in wel­
chem Umfang es geschehen muß, ist untrennbar geknüpft 
an die allgemeine Frage, warum eine Möglichkeit geschaf­
fen werden muß, gegen Rechtsverstöße der öffentlichen 
Hand im Bereich des Naturschutzrechts vorzugehen. Erst 
wenn das »Warum« geklärt ist, kann die Frage des »Wie« 
sinnvoll beantwortet werden. 

Die Verfolgbarkeit des materiellen Naturschutzrechtes muß 
heute aus zivi lisationsökologischen Gründen ausgedehnt 
werden. Sie sind im einzelnen systemdynamischer, energeti­
scher und organisatorischer Art. 

a) Systemdynamische Gründe 

Geben die für den Vollzug des Naturschutzrechtes zuständi­
gen Stellen dem Druck sozioökonomischer Interessen nach 
und lassen sie diesem Interesse entgegenstehendes Recht 
außer Betracht, indem sie rechtswidrige Vorhaben zulassen 
oder zumindest dagegen nicht einschreiten, so lösen sie au­
tomatisch weiteren sozioökonomischen Druck aus, der sei­
nerseits neue Nachgiebigkeit der Verwaltung zu Lasten der 
Naturgüter mit der Folge eines immer rascheren Verschlei­
ßes erzeugt. Es entsteht ein sogenannter positiv rückgekop­
pelter Regelkreis. 

Von einer Rückkoppelung 7 sprich t man, wenn in einem Sy­
stem eine Wirkung auf die Ursache zurückgreift oder anders 
ausgedrückt, die Ausgangsgröße zur Eingangsgröße wird. 
Wirkt dabei die Ausgangsgröße gleichsinnig mit der Ein­
gangsgröße im Sinne einer Verstärkung oder Abschwä­
chung, so spricht man von einer sog. positiven Rückkoppe­
lung. Sie führt ungehemmt entweder zu unbegrenzter Expan­
sion eines Ablaufes nach oben ins Unendliche ( = Aufschau­
keln) oder zur Blockierung aller Aktivitäten ( = Abschau­
keln), d. h. zu einer Entwicklung gegen Null. Beispielsweise 
für positive Rückkoppelungen nach oben bilden etwa unge­
hemmte Populationszunahmen von Lebewesen, die Lohn­
Preis-Spirale, Wechselwirkungen zwischen Verkehrsschlie­
ßung und Siedlungsentwicklung, der Ablauf von Suchter· 
krankungen. Beispiele für eine positive Rückkoppelung 
nach unten bilden Muskelerschlaffung, sozialer Abstieg 
durch sinkenden Erfolg, deflatorische Vorgänge. Jeder posi­
tiv rückgekoppelte Vorgang, gleichgültig ob er nach oben 
oder nach unten gerichtet ist, kann immer nur kurzfristig 
dauern. Ein positiv rückgekoppelts System ist deshalb nicht 
dauernd bestandsfähig. Es löscht sich selbst aus und kann 
damit anderen Teilen einer Gemeinschaft nicht mehr gefähr­
lich werden, was sonst bei einer nach oben gerichteten posi­
tiven Rückkoppelung der Fall wäre (Gesetz vom Ausschei­
den störender Teilsysteme). 

Bei dem der positiven Rückkoppelung entgegengesetzten 
Prinzip der sog. negativen Rückkoppelung wirkt die Aus­
gangsgröße entgegengesetzt zur Eingangsgröße. Ein sol­
ches System erreicht nie einen Ruhepunkt, vielmehr pendelt 
es um einen Gleichgewichtspunkt, den es im Mittel aufrecht 
erhält. Beispiele für negative Rückkoppelung bilden die 
Raumheizung mittels Temperaturregler, der Fliehkraftregler, 
die Jäger-Beute-Beziehung in der Tierwelt. Ein negativ rück­
gekoppeltes System befindet sich innerhalb bestimmter Be­
lastbarkeitsgrenzen in einem Gleichgewichtszustand. Nur 
negativ rückgekoppelte Systeme sind auf Dauer bestandsfä­
hig. 

Die Schutznormtheorie führt bei der Nutzung der Naturgüter 
systemdynamisch gesehen zu einer nach oben gerichteten 
positiven Rückkoppelung zwischen ökonomischen Interes­
sen und administrativer Nachgiebigkeit. Mag die Nutzung 
wie beispielsweise die Zersiedlung wertvoller Erholungsge­
biete auch gegen Rechtsvorschriften verstoßen, das auf Er­
haltung solcher Naturgüter gerichtete Interesse kann sich 

mangels Klagebefugnis rechtlich nicht durchsetzen: Weil 
die Verwaltung nachgibt, wird Druck ausgeübt, weil Druck 
ausgeübt wird, wird nachgegeben. Der geradezu atemberau­
bende Verschleiß an Naturgütern in Deutschland, der zwar 
die Gewohnheit, nur zu häufig aber nicht das Recht für sich 
hat und den man treffend als Raumnutzung am ökologisch 
falschen Platz bezeichnen kann, stellt sich systemdyna­
misch als unvermeidliche Folge einer nach oben gerichteten 
positiven Rückkoppelung dar, ausgelöst durch fehlende Kla­
gebefugnis Dritter. 

Aus dieser Erkenntnis folgt für das Naturschutzrecht zweier­
lei: 

Die Ausdehnung der Verfolgbarkeit des Rechtes zum Schut­
ze der Natur ist der entscheidende Angelpunkt, wenn man 
dem weiteren Verbrauch ökologisch wertvoller Natur wir­
kungsvoll entgegentreten will. Sie führt, weil sich nun auch 
das gegen die Nutzung gerichtete Interesse notfalls verwal­
tungsgerichtlich artikulieren kann, zu einer negativen Rück­
koppelung des bisher positiv rückgekoppelten Systems und 
damit zu einem Gleichgewichtszustand einander entgegen­
gesetzter Interessen. Gleichgewichtszustände sind ein Cha­
rakteristikum auf Dauer bestandsfähiger Systeme. 

Eine bloße Ausweitung des materiellen Rechtes, namentlich 
durch die so beliebten Generalklauseln (vgl. beispielsweise 
§§ 1, 2 BNatSchG, Art. 1, 2 BayNatSchG) oder die mit soviel 
Akribie betriebene Definition von Belangen, die ein Vorha­
ben zu beachten hat (vgl. beispielsweise § 1 Abs. 6 BBauG), 
kann eine Ausdehnung der Verfolgbarkeit des Rechtes für 
Dritte im Naturschutz nicht ersetzen, weil die geschilderte 
systemdynamische Wirkung nicht eintritt. Gleiches gilt für 
eine verstärkte Beteiligung des Bürgers oder einschlägiger 
Verbände, wie sie neuere Gesetze jetzt vorsehen (vgl. § 2 a 
Abs. 2 BBauG, § 29 BNatSchG). 

Nur durch eine Ausdehnung der Verfolgbarkeit des Natur­
schutzrechtes läßt s ich die Uneffektivität dieses Rechtes, 
die auf einer bisher nicht erkannten positiven Rückkoppe­
lung beruht, beseitigen. 

b) Energetische Gründe 

Das Zurückdrängen der natürlichen Umwelt durch den Men­
schen, die Zerstörung ihrer ökologischen Wechselbeziehun­
gen einschließlich einer Überlastung ihrer Regenerationsfä­
higkeit, stellt s ich energetisch gesehen als Folge eines 
durch den Menschen künstlich erhöhten Energiedurchflus­
ses dar. Jedes Umweltproblem beruht letztlich auf einer 
EnergiedurchflußerhöhungB. Der Artenschwund von Fauna 
und Flora signalisiert, daß die Grenze der dauernd mögli­
chen Umweltbelastung in der Bundesrepublik Deutschland 
schon überschritten ist, weil die Fähigkeit der Natur, sich 
selbst zu regenerieren, überschritten wird9. Wird die Ver­
folgbarkeit des Rechtes im Sektor des Naturschutzes aus­
gedehnt, so wird die derzeit über die Schutznormtheorie 
ausgelöste Kopflastigkeit des Rechtes zugunsten des auf 
Nutzung der Natur gerichteten, immer an Energieeinsatz ge­
bundenen Interesses entscheidend geschwächt. Anders als 
bisher kann sich nun das auf Erhaltung der Natur gerichtete 
Interesse stärker durchsetzen. Für die Folgen eines Energie­
einsatzes in der Umwelt in Gestalt der dadurch eingetrete· 
nen Veränderung und der gleichzeitig damit untrennbar ver­
bundenen Dekonzentration von Energie in eine nicht mehr 
nutzbare Form hat sich die Bezeichnung »Entropie« einge­
bürgert. Eine Ausdehnung der Verfolgbarkeit des Natur­
schutzrechtes senkt also die Entropie und erhält, wenn man 
auf den noch nicht durch Energieeinsatz beeinflußten Zu­
stand der Umwelt abstellt, die natürliche Ordnung als eine 
Form der Energieakkumulat ion. Energetisch gesehen wird 
Energie doppelt gespart. 

Hinzu kommt eine bisher nicht erkannte informationstheore­
tlsche Folge: Bekann tlich besitzt 1 nformation eine Doppel-
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natur: Sie ist einerseits das Produkt eingesetzter Energie, 
die derjenige, der die Information beschafft, und derjenige, 
der sie auswertet, aufwenden müssen. Sie ist andererseits 
aber auch einsetzbare Energie, weil derjenige, der sich der 
Informat ion bedient, mit ihrer Hilfe Kräfte freisetzen und 
steuern kann. Jede Information erfordert Energie, jeder Ein­
satz von Energie Information. Information, Energie und na­
türl iche Ordnung sind gleichbedeutend mit potentieller, d. h. 
nutzbarer Energie 10. 

Wird die Rechtsverfolgbarkeit im Naturschutzrecht ausge­
dehnt, so wird ein Rechtsbereich, der für den Fortbestand 
der Umwelt entscheidend ist, aber bisher nicht Gegenstand 
intensiver gedanklicher Beschäftigung war, in weit stärke­
rem Maße als bisher von Wissenschaft und Rechtsprechung 
bearbeitet, wobei zwangsläufig ökologische Fragen über die 
Wechselbeziehungen zwischen Leben und Umwelt im Vor­
dergrund stehen. Energetisch betrachtet wird eine Zunahme 
der Entropie durch schädliche Erhöhung des Energiedurch­
flusses am ökologisch falschen Platz umgewandelt in den 
Gewinn nützlicher Information. Die Entropie wird gesenkt, 
die Information erhöht. Aus ökologischer Sicht gewinnt die 
Gesellschaft dadurch sogar an Stabilität, weil wertvolle Na­
tursubstanz, von der sie existentiell abhängt, n icht mehr so 
rasch und in dem Umfang wie bisher verbraucht wird. Die im­
mer wieder namentlich im Zusammenhang mit der Ver­
bandsklage aufgestellte Behauptung, eine Ausdehnung der 
Rechtsverfolgbarkeit im Naturschutzrecht lähme die Wirt­
schaft, Ist falsch. Nicht jede wirtschaftliche Tätigkeit wird 
damit beschränkt, sondern nur rechtswidrige und nur solche 
in ökologisch wertvollen Teilen des Staatsgebiets. Dort 
überwiegt aber heute bereits das Interesse an der Erhaltung 
der Natur das Interesse der Wirtschaft an der Nutzung der 
Natur. Die geradezu maßlose Überschätzung der Bedeutung 
von Wirtschaft und technischer Zivilisation bei gleichzeiti­
ger Ignoranz gegenüber dem, was diese Zivilisation in der 
Natur unwiderbringlich zerstört, ist ei n Charakteristikum un­
serer Zeit. 

c) Organisatorische Gründe 

Leben verlangt für das Individuum immer Raum - Lebens­
raum - , aus dem es seine Lebensnotdurft schöpft. Nach 
dem Lebensbedürfnis, das gedeckt werden muß, hat der 
Raum unterschiedlichen Charakter und muß auch unter­
schiedlichen Voraussetzungen genügen, je nachdem, ob er 
klimatischer, respiratorischer, hygienischer oder photischer 
Natur ist, je nachdem, ob er als Nahrungs-, Brut-, Siedlungs­
oder Bewegungsraum dient. Der Mensch benötigt Raum als 
Erwerbs-, Siedlungs-, Ruhe- und Erlebnisraum. Raumquali­
tät und -quantität sind artgebunden, wobei sich die Räume 
für die einzelnen Lebensbedürfnisse nicht decken müssen, 
sondern auseinander fallen können 11. 

Steht fü r das Individuum nicht mehr genügend Raum zur 
Verfügung, um auch nur ein Lebensbedürfnis zu decken, so 
gehen entsprechend dem Liebig'schen Minimumgesetz, wo­
nach die Entwicklung von Leben immer durch den Faktor be­
grenzt wird, der im geringsten Maß vorhanden ist 12, die da­
von betroffenen Individuen unter, denn Raum Ist ein limitie­
render Faktor für Leben. In der Natur führt eine derartige kri­
tische Situation allerdings dann nicht zum Untergang der 
davon betroffene Individuen, wenn sich die Sozietät insge­
samt auf einer höheren Stufe organisiert, um die für die alle 
Individuen gestiegene Dichte zu meistern, wie das Schau­
bild13 zeigt. 

Mit der Organisation auf höherer Ebene wird die kritische Si­
tuat ion überwunden 14. 

In der Bundesrepublik Deutschland herrscht heute bereits 
ein akuter Mangel an hochwertiger Natur namentlich im 
Nahbereich der Ballungsgebiete. Der nicht mehr umkehrba­
re Verlust solcher Natur, die eine Komplementärfunktion zu 
den Ballungsgebieten erfüllt, bedroht die Bevölkerung phy­
sisch und psychisch. Er kann nicht durch Zivilisation aus· 
geglichen werden. Wertvolle Natur bildet einen limit ieren­
den Faktor, der eine kritische Situation entstehen läßt, wenn 
sie weiter verkleinert wird. 

Wird die Verfolgbarkeit des Naturschutzrechtes ausge­
dehnt, so organisiert sich die Gesellschaft auf einer höheren 
Ebene, um dem zivilisationsökologisch untragbaren Raum­
verbrauch entgegenzuwirken. Sie paßt sich gestiegener zivi­
lisatorischer Dichte durch weniger natürlichen Raum an. Die 
neue Ordnung vermittelt der Gesellschaft typische Eigen­
schaften reifer Systeme der belebten Natur1s, nämlich 
1. Stabilität durch ein sich selbst regulierendes Gleichge­

wicht einander entgegengesetzter Interessen auf Nut­
zung und auf Erhaltung von Natur, 

2. eine hohe innere Kontrolle 16 durch Varietät der Mecha­
nismen, die artverschieden gleiche Funktion wahrneh­
men, indem sie die Erhaltung wertvoller Natur überwa­
chen, 

3. einen hohen Stand an Information Ober den limitieren­
den Faktor Natur, zu dem Streitigkeiten Ober Eingriffe in 
wertvolle Natur führen werden, 

4. schließlich als Folge von 1 mit 3 auch einen höheren 
energetischen Wirkungsgrad 17, weil weniger nur schädli­
che Energie für Landnutzung am ökologisch falschen 
Platz eingesetzt wird und gleichzeitig die in solcher Na­
tur vorhandene Ordnung als eine Form der Energieakku­
mulation 1s erhalten bleibt. 

Die Gesetzmäßigkeit 2, die sich auch als Gesetz der Stabili­
tät eines Systems durch Bilden von miteinander verknüpften 

Individuen, deren durch konzentrische Kreise dargestellte Mindestle­
bensräume sich überschneiden, befinden sich in einer kritischen Si· 
tuation. 
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Untersystemen beschreiben oder auf die knappe Formel 
»Mikro· statt Makrosysteme« bringen läßt, ist teilweise im 
staatsrechtlichen Aufbau der Bundesrepublik Deutschland 
bereits verwirklicht und hat sich dort bewährt: Sie liegt der 
Trennung der Gewalten (Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG), dem bun­
desstaatlichen Prinzip (Art. 20 Abs. 1 GG), der Verteilung der 
Gewalt auf unmittelbare und mittelbare Staatsverwaltung 
(namentlich der Gemeinden Art. 28 Abs. 2 GG), den Grund­
rechten, dem Pluralismus der Medien und Parteien und der 
freien Wirtschaft zugrunde. Dieses Prinzip der Stabilität 
durch Gliederung wi rd konsequent fortgeführt, wenn die 
Verfolgbarkeit des materiellen Naturschutzrechtes ausge­
dehnt wird. 

Die organisatorische Rolle einer erweiterten Rechtsverfolg­
barkeit im Naturschutzrecht widerlegt gleichzeitig die demo­
kratietheoretischen Einwendungen, die häufig gegen die 
Verbandsklage vorgetragen werden: Entweder ändert eine 
Sozietät ihre Organisation, wenn das wegen gestiegener 
Dichte nötig ist, und paßt sich damit der gestiegenen Dichte , 
an, oder sie unterläßt diesen Schritt und scheitert. Die Be­
deutung der Organisationsform einer Sozietät wird in fataler 
Weise überschätzt, wenn man ihretwegen eine Anpassung 
an gestiegene zivilisatorische Dichte unterläßt. Organisa­
tion ist immer ein Mittel zur Erfüllung von Aufgaben, nicht 
aber Selbstzweck. 

2. Möglichkeiten der Ausdehnung der Verfolgbarkeit des 
Naturschutzrechtes 

Klammert man die Änderung der Schutznormtheorie als Mit­
tel, die Verfolgbarkeit des Naturschutzrechtes auszudeh­
nen, als Möglichkeit aus, so läßt sich das Ziel nur mehr da· 
durch erreichen, daß man entweder neue Institutionen 
schafft, die zur Wahrung des Naturschutzrechtes Rechtsbe· 
hel fe ergreifen können, oder diese Befugnis bestehenden In· 
stitutionen überträgt. 

Umweltbeauftragte 

In die erstgenannte Richtung zielt die Figur eines staatli­
chen Umweltbeauftragten 19. Für eine solche Einrichtung 
könnte . der Bundesbeauftragte für Asylangelegenheiten 
nach§ 35 AuslG Vorbild sein. Das zunächst bei dem Gedan­
ken an eine solche Institution sich einstellende Unbehagen, 
der Umweltbeauftragte unterliege letztlich als Teil eines 
Fachressorts der Verwaltung den Weisungen des zuständi­
gen Ministers, läßt sich dadurch ausräumen, daß man ihn 
ähnlich wie den Oberbundesanwalt beim Bundesverwal­
tungsgericht(§ 35 Abs. 1 Satz 3 VwGO) von Weisungen des 
Ministers freistellt und allenfalls an Weisungen der gesam­
ten Regierung bindet. Auch wenn man ihn sogar von der 
letztgenannten Bindung freistellt, so daß er rechtlich seine 
Befugnisse völlig unabhängig ausüben würde, wird er trotz­
dem faktisch seine Aufgabe, das bisher bestehende grund­
sätzliche Übergewicht ökonomischer 1 nteressen über ökolo­
gische Belange auszuschalten, nicht erfüllen können: Die 
enorme Masse von Vorgängen, die aus der Bevölkerung an 
ihn herangetragen werden, führt zwangsläufig dazu, daß er 
sich auf wenige Fälle von Bedeutung konzentriert wie bei­
spie lsweise großtechnische Vorhaben des Verkehrswege­
baus. Die Masse scheinbar kleinerer Fälle wie beispielswei­
se Bauleitplanungen in hochwertigen Landschaften, proble· 
matische Nutzungsintensivierungen der Landwirtschaft, Re­
l iefveränderungen durch Abgrabungen oder Aufschüttun­
gen wird er kaum erfassen können, obwohl sie für die ökolo· 
gische Gesamtentwicklung nicht minder bedeutsam sind 
als spektakuläre Großvorhaben. Um die nötige Sachinforma­
tion auch historischer Art, die die Würdigung eines Vorha­
bens erfordert, zu bekommen, kann er nicht auf Fachbehör­
den der beteiligten Träger öffentlicher Gewalt zurückgrei­
fen, weil er dort keine andere Information erhält als diejeni· 
ge, die schon im Verfahren eingeführt ist. Den Rückgriff auf 

die Information privater Beteiligter verbietet seine öffentli­
che Stellung. Eigene sachliche wie rechtliche Information 
kann er in dieser Lage nur durch umfangreiche Ausstattung 
mit sachlichen Hilfsmitteln und Personal gewinnen, was 
Zeit und Kosten erfordert. Letztlich entsteht eine schwerfäl· 
lige Makrostruktur, wo eine bewegliche Mikrostruktur nötig 
wäre. Insgesamt kann er, weil er nur in wenigen Fällen und 
dann auch noch mit zwangsläufig unzureichender Informa­
tion arbeiten muß, nicht die Schlüsselstellung ausfüllen, die 
er aus systemdynamischen, energetischen und organisato­
rischen Gründen beweglich in einer Vielzahl von Fällen 
wahrnehmen muß. 

Beiräte 

Ähnliche Schwächen haften dem mitunter zu hörenden Vor­
schlag an, die Naturschutzbeiräte mit Klagebefugnissen 
auszustatten. Zwar sind sie in der Regel örtlich sachkundig, 
doch hängt häufig der Entschluß, den Rechtsweg zu be­
schreiten, auch von der Kennti1is der Rechtslage ab. Da die 
Beiräte rein fachlich zusammengesetzt s ind, besteht die Ge­
fahr, daß sie in Unkenntnis der Rechtslage sachlich gebote­
ne und rechtlich aussichtsreiche Rechtsbehel fe nicht einle· 
gen. Weiter ist nicht von der Hand zu weisen, daß die die Bei­
ratsmitglieder berufenden Verwaltungsstel len nur solche 
Personen auswählen, die nicht für eine allzu kritische Hai- · 
tung bekannt sind. 

Verbände 

Die genannten Schwächen treten nicht auf, wenn man be­
stehenden Verbänden die Möglichkeit gibt, Rechtsbehelfe 
im Bereich des Naturschutzes einzulegen: Sie sind von 
staat lichem Einfluß unabhängig, besitzen über fachlich qua­
lifizierte und interessierte Mitarbeiter bis in die örtli che Ebe­
ne hinein ein konkretes auch historisches Wissen um die 
Problematik eines Vorhabens. Sie müssen sich nicht nur auf 
wenige Großvorhaben konzentrieren, sondern können auch 
scheinbar kleine, für eine Gesamtentwicklung aber wesentli­
che Fälle aufgreifen. Ihr hoher Informationsstand in sachli­
cher und - über anwaltliche Vertretung - rechtlicher Hin­
sicht schwächt entscheidend den sozioökonomischen 
Druck, der hinter einem Vorhaben steht, und führt im Streit 
zum Gewinn neuer Information. 

Um einerseits der Gefahr nicht genügend fachlich fundierter 
Rechtsbehelfe vorzubeugen und andererseits den Informa­
tionsfluß innerhalb der Verbände aber auch nicht zu schwer­
fällig werden zu lassen, sollte die Klagebefugnis einerseits 
nur Verbänden mindestens auf Landesebene, andererseits 
aber nicht nur Dachverbänden oder gar nur einem Dachver­
band gegeben werden. Eine Beschränkung der Rechtsver­
folgbarkeit für einen oder mehrere Dachverbände hemmt 
den Informationsfluß und führt, ähn lich wie eine Konzentra­
tion auf nur eine öffentliche Stel le, zu fehlender Flexibilität, 
weil eine makrostrukturierte zentrale Organisation zwangs­
läufig nicht an allen Stellen präsent sein kann. 

3. Voraussetzungen und Reichweite der Verbandsklage 

Die Koppelung des Klagerechts der Verbände an eine vor­
herige Beteiligung am Verwaltungsverfahren ist sinnvoll; sie 
löst zugleich die Frage des Laufs von Rechtsmitte lfristen, 
weil den Beteiligten die Entscheidung zuzustellen ist(§ 41 
Abs. 1 VwVfG). 

Wenn das Klagerecht aber die Wirkung haben soll, die es 
aus zivil isationsökoiogischen Gründen haben muß, muß es 
alle Fälle rechtswidriger Landnutzung am ökologisch fal· 
sehen Platz erfassen, ohne Rücksicht darauf, in welcher 
Form in die Natur zufällig eingegriffen wird und ob die Natur 
naturschutzrechtlich förmlich in irgend einer Weise beson­
ders geschützt ist. Deshalb muß davor gewarnt werden, die 
Verbandsklage ähn lich wie § 44 BremNatSchG20 auf Fälle 
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zu beschränken, in denen Verbände nach§ 29 Abs. 1 Nrn. 3 
und 4 BNatSchG (§ 43 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 BremNatSchG 
decken sich mit dieser Vorschrift) anzuhören sind. Solche 
Bestrebungen laufen gegenwärtig in Hessen21 und auf Bun­
desebene22. Erst recht sind Regelungen abzulehnen, die die 
ohnedies schon schmalen Klagemöglichkeiten bei Anleh­
nung an§ 29 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 BNatSchG nur auf Verstöße 
gegen rein naturschutzrechtliche Normen begrenzen (§ 37 
Nr. 1 des Hessischen Gesetzentwurfs, § 44 Abs. 1 Brem­
NatSchG) oder noch weitergehend Maßnahmen des Bundes 
ausnehmen (§ 44 Abs. 1 BremNatSchG). 

Die äußerst ungünstige ökologische Gesamtsituation, die in 
der Bundesrepublik Deutschland im Artenschwund von Flo­
ra und Fauna beispielhaft sichtbar wird, ist nicht eingetre­
ten, weil über einen langen Zeitraum häufig rechtswidrig in 
Naturschutzgebiete eingegriffen wurde oder weil bei Plan­
feststellungen ökologische Belange entgegen speziellem 
Naturschutzrecht nicht genügend gewürdigt wurden. Sie ist 
vielmehr die Folge einer lang daue.rnden, allgemeinen Miß­
achtung des die Natur schützenden Rechts. 

Die trotz bestehenden Rechts sich immer weiter verschlech­
ternde ökologische Gesamtsituation Deutschlands droht 
heute zu einer Legitimitätskrise zu führen, weil die innere 
Anerkennung des Staates als eines im großen und ganzen 
doch vernünftigen Gemeinwesens bei breiten Bevölkerungs­
gruppen in Gefahr gerät. Diese Krise muß sich zwangsläufig 
noch weiter vertiefen, wenn der Gesetzgeber bei der Ver­
bandsklage im Naturschutzrecht nur pro forma zur Be­
schwichtigung der Öffentlichkeit eine Regelung schafft, die 
ökologisch nichts hilft. 

Quellen 

(Aus Raumgründen können die Quellenangaben nur knappe 
Hinweise enthalten) 

1 Vom 20. 12. 1976 BGBI 1 S. 3574. 
2 Vom 16. 4. 1973 GVBI S. 12. 
3 Vom 14. 6. 1973 GVBI S. 147. 
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BVerwGE 54, 211/219. 
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trächtigungen im Bereich der Grundrechte, 1970, S. 149 
mit 152; Mayer-Tasch, Nachbarschutz und Bauaesthetik, 
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Herrmann Soell 

Kritische Gesamtwürdigung des Bundesnaturschutzgesetzes 
und der Ländernaturschutzgesetze 

1. 

Im Bundesnaturschutzgesetz finden sich, wie an einigen be· 
sonders markanten Fällen gezeigt werden soll , eine Reihe 
von Minimalregelungen, Regelungsverzichten oder gar 
Lücken, die verantwortlich dafür sind, daß die Naturschutz­
gesetze der Länder ihrem Inhalt nach teilweise erheblich di· 
vergieren. 

Haben also diejenigen recht behalten, die eine konkurrieren­
de Gesetzgebungsbefugnis für den Bund forderten, weil ein 
Rahmengesetz nicht die erforderliche Rechtseinheit im Bun­
desgebiet herstellen und gewährleisten könne? 

Ich bin nach wie vor der Ansicht, daß die seinerzeit für die 
konkurrierende Kompetenz des Bundes geltend gemachten 
Gründen nicht genügend konsensfähig waren 1. Entschei­
dend ist für mich vor allem aber, daß dann, wenn der Bund 
seine Regelungsbefugnis voll ausgeschöpft hätte, die wich­
tigsten Normierungsdefizite hätten vermieden werden kön­
nen. 

1. Zwar müssen Rahmengesetze darauf angelegt sein, durch 
Landesgesetze ausgefüllt zu werden. Bundesgesetze sind 
Rahmengesetze nur dann, »wenn sie nach Inhalt und Zweck 
der Ausfüllung durch freie Willensentscheidung des Lan­
desgesetzgebers fähig und bedürftig in dem Sinne sind, daß 
erst mit dieser Ausfüllung das Gesetzgebungswerk über den 
zu ordnenden Gegenstand in sich geschlossen und vollzieh­
bar wird2. 

Das Rahmengesetz darf also nicht ausschließlich Vorschrif· 
ten enthalten, die der Ausfüllung nicht fähig und nicht be­
dürft ig sind. 

2. Innerhalb dieser Grenzen bleibt aber für den Bundesge­
setzgeber ein großer Normierungsspielraum. Insbesondere 
ist er befugt, Einzelvorschriften mit unmittelbarer Verbind­
lichkeit zu erlassen, die keiner Ergänzung durch den Landes­
gesetzgeber mehr bedürfen, solange nur das, was den Län­
dern zu regeln übrig bleibt, von »substantiellem Gewicht« 
ist3. 

Geht man von diesen Maßstäben aus, dann hätte das Bun­
desnaturschutzgesetz Regelungen treffen dürfen, die nach 
Dichte und Umfang mit derjenigen des Reichsnaturschutz­
gesetzes mindestens vergleichbar gewesen wären 4 . 

3. Stärkere Zurückhaltung hat der Bund allerdings bei orga­
nisatorischen Vorschriften zu üben5. Es war deshalb nicht 
möglich, in das Bundesnaturschutzgesetz eine Regelung 
über die Organisation der Landesnaturschutzbehörden auf· 
zunehmen, wie sie in dem Entwurf der Arbeitsgruppe für Na­
turschutz und Landschaftspflege - der allerdings eine kon­
kurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes für erfor­
derlich hielt - vorgeschlagen wurde. Danach sollten die 
Aufgaben von Naturschutz und Landschaftspflege durch 
Landespflegebehörden als Sonderbehörden mit dreistufi· 
gern Verwaltungsaufbau wahrgenommen werdenB. 

Über die Zweckmäßigkeit des Vorschlages kann man übri­
gens geteilter Meinung sein. Denn er widerspricht eigentlich 
den Zielen der Vewaltungsreform in den vergangenen Jah­
ren, deren Bestreben es u. a. war, Sonderverwaltungen in die 
allgemeine innere Verwaltung zurückzugliedern. Auch eine 
Behörde, die eine Querschnittsaufgabe wie Naturschutz 
und Landschaftspflege wahrnimmt, sollte in der allgemei-

nen inneren Verwaltung angesiedelt sein, um schon von da­
her der Komplexität der von ihr wahrgenommenen Aufgaben 
gerecht werden zu können. 

M. E. war es daher berechtigt, wenn der Entwurf der Bundes­
regierung, der ebenfalls noch auf der Basis einer konkurrie­
renden Gesetzgebungsbefugnis konzipiert war7, sich darauf 
beschränkte, einen dreistufigen Aufbau der für Naturschutz 
und Landespflege zuständigen Behörden zu fordern, im übri­
gen aber die Zuständigkeits- und Organisationsregelung 
den Ländern überlassen hatte. 

4. Nicht geregelt auf der Grundlage der Rahmenkompetenz 
konnte ferner ein selbständiges Landespflegeprogramm 
des Bundes werden, wie das in dem Entwurf der Arbeits­
gruppe für Naturschutz und LandschaftspflegeB und im 
Regierungsentwurf9 vorgesehen war. 

Dieses Landespflegeprogramm des Bundes sollte einen ei­
genständigen Charakter haben, d. h. qualitativ etwas ande­
res sein als eine reine Zusammenfassung der Länderpro­
gramme. 

Eine solche Regelung müßte aber auch dann, wenn der 
Bund eine konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis besitzen 
würde, erheblichen allgemeinen Bedenken begegnen. 

a) Zunächst ist schon fraglich , was in einem solchen Pro­
gramm mit entsprechend großem Maßstab so geregelt 
werden könnte, daß es qualitativ etwas Neues gegen­
über den Länderprogrammen enthielte, diese aber nicht 
unterliefe. 

Unklar wäre ferner das Verhältnis des Bundesprogram­
mes zu den bereits in großem Maßstabe entworfenen 
Länderprogrammen. 

b) Problematisch ist vor allem, ob der Bund nicht durch ein 
Landespflegeprogramm, das vom Inhalt her mehr sein 
will als eine Zusammenfassung der Länderprogramme, 
sich auf diesem Wege eine Kompetenz verschaffen wür­
de, die wegen ihrer Auswirkungen auf Raumordnung und 
Landesplanung weit über§ 4 Abs. 1 BROG hinausginge, 
wo dem Bund eine zusammenfassende Darstellung der 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen nach § 3 
Abs. 1 ROG ermöglicht wird. 

II. 

So ist vor allem zu fragen, ob der Bund nicht über sein ei­
genes Landespflegeprogramm Einfluß auf die Verkehrs­
und lnfrastrukturplanungen, sowie auf die allgemeine 
Struktur- und Wirtschaftspolitik der Länder nehmen, d. h. 
entgegen der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
weitgehende »programmatische Festlegungen« für 
Fachaufgaben der Länder treffen könnte 10. 

Die wichtigsten Fälle unbefriedigender Regelung im Bun­
desnatu rsch utzgesetz 

1. An der Spitze steht die Frage, ob nicht die gesetzliche 
Wertgrundlage selbst mitverantwortlich dafür ist, daß der 
Gesetzesvollzug hinter bestimmten Zielen und Erwartungen 
zurückbleibt11. So hebt beispielsweise das Umweltgutach­
ten 1978 als besonders gravierendes Vollzugsdefizit die Ge­
fährdung der Naturschutzgebiete hervor11. 

Das Bundesnaturschutzgesetz ist, wie§ 1 Abs. 1 BNatSchG 
klar zum Ausdruck bringt, rein anthropozentrisch konzipiert. 
Denn es heißt dort: 
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»Natur und Landschaft im besiedelten und unbesiedel­
ten Bereich sind so zu schützen, zu pflegen und zu ent­
wickeln, daß 

1. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes, 
2. die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 
3. die Pflanzen- und Tierwelt sowie 
4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 

Landschaft« 

als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung 
für seine Erholung in Natur und Landschaft nachhaltig gesi­
chert sind. 

Nicht der Schutz von Ökosystemen als solchen ist also das 
erklärte Ziel des Bundesnaturschutzgesetzes aber auch mo­
derner Landesnaturschutzgesetze, sondern die Gewährlei­
stung angemessener Lebensgrundlagen. Sind aber mensch­
liche Bedürfnisse der innere Legitimationsgrund des moder­
nen Naturschutzes, dann gerät ein so orientierter Schutz all­
zu schnell, wie Eckard REHBINDER mit Recht hervorgeho­
ben hat 12, in Konkurrenz mit anderen menschlichen Bedürf­
nissen, insbesondere solcher ökonomischer Art. Auch wenn 
man die Natur nicht im religiösen Sinne als »Gabe Gottes« 
begreifen will, muß man ihr ein eigenes Recht und eigene 
Würde zubilligen. 

Denn nur dann, wenn die Verwaltung die Eigenständigkeit 
von Natur und Landschaft zu respektieren hat, insbesonde­
re dort, »WO sie im Rahmen ihres Entwicklungsauftrages ge­
staltend tätig wird, den Eigenwert ihres Regelungsgegen­
standes nicht aus den Augen verlieren darf«, wird Natur­
schutz mehr sein als »ressourcen-ökonomischer Interessen­
schutz« 13_ 

Leider ist diese Direktive gegen den Utilitarismus und die 
nunter Planern nicht seltene Machbarkeitsgläubigkeit« aus 
§ 1 BNatSchG nicht zu erschließen, wie SCHMIDT-ASS­
MANN meint. Denn die »Eigenart von Natur und Land­
schaft« in § 1 Abs. 1 Ziff. 4 ist im Zusammenhang mit 
»Schönheit« und »Vielfalt« nicht als ethische Forderung ge­
meint, die in einen rechtlichen Maßstab transformiert wird, 
sondern soll woh l nur das äußere Erscheinungsbild von Na­
tur und Landschaft umschreiben. Ich stimme deshalb 
REHBINDER 14 und KOLODZIEJCOK/RECKEN 15 zu, daß die 
Anerkennung eines Eigenwertes nicht aus § 1 BNatSchG 
herausgelesen werden kann 16, was jedoch für die sachge­
rechte Abwägung im Rahmen planerischer Gesamtentschei­
dung unbedingt erforderlich wäre17. 

Eine klare Aussage über den Eigenwert von Natur und Land­
schaft hätte das Bundesnaturschutzgesetz auch als Rah­
mengesetz treffen können und müssen. 

2. Nicht zu befriedigen vermag auch die Regelung der Verur­
sacherhaftung. Nach dem Entwurf der Arbeitsgruppe für Na­
turschutz und Landschaftspflege aus dem Jahre 1971 18 soll­
ten alle Einwirkungen auf Natur und Landschaft, die geeig­
net sind, Wirkungsgefüge, ihre Eigenart und ihre Schönheit 
zu gefährden oder zu beeinträchtigen, erfaßt werden. 

Dagegen kommt nach dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 8), 
wie auch schon nach dem Regierungsentwurf19, eine Verur­
sacherhaftung nur für diejenigen Eingriffe in Betracht, die 
nach anderen Vorschriften einer Erlaubnis, Bewilligung, Ge­
nehmigung, Zustimmung, Planfeststellung, einer sonstigen 
Entscheidung oder einer Anzeige an eine Behörde bedürfen. 

Unzulängl ich ist vor allem die Lösung in denjenigen Fällen, 
in denen die tatsächlichen Verhältnisse einen Ausgleich 
nicht, oder nicht in ausreichendem Maße zulassen. Hier 
sieht § 8 Abs. 3 BNatSchG vor, daß der Eingriff zu untersa­
gen ist, wenn die Beeinträcht igungen nicht zu vermeiden 
oder nicht in dem erforderlichen Maße auszugleichen s ind 
und die Belange des Naturschutzes bei Abwägung aller An­
forderungen an Natur und Landschaft im Range vorgehen. 
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In Fällen mangelnder Ausgleichsmöglichkeit soll also der 
Eingriff nur dann untersagt werden dürfen, wenn nach einer 
Gesamtabwägung aller anderen öffentlichen und privaten 
Interessen die Belange des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege einmal ausnahmsweise vorgehen. Das wird, 
wie PIELOW mit Recht hervorgehoben hat2D, um so weniger 
der Fall sein, je größer und wirtschaftlich bedeutender das 
Projekt ist. 

Im Ergebnis führt das aber zu einer »bemerkenswerten Un­
ausgewogenheit« der ganzen Eingriffsregelung: Wo ein Aus­
gleich möglich ist, greift das Verursacherprinzip in vollem 
Umfang, auch wenn das mit einer erheblichen Kostenbela­
stung verbunden ist. Ist dagegen aus tatsächlichen Grün­
den ein Ausgleich nicht möglich, was vor allem bei vielen 
Großprojekten der Fall sein wird, entfällt die Verursacher-

. haftung im al lgemeinen ganz21_ 

Einige Länder haben deshalb, bei nicht ausgleichbaren Ein­
griffen, die Regelung der Verursacherhaftung aufgrund der 
Ermächtigung gemäß§ 8 Abs. 9 BNatSchG ergänzt. 

Dabei gibt es zwei Modelle. Das Modell Baden-Württemberg, 
dem die Länder Berlin, Bremen, Hamburg, Hessen, Nieder­
sachsen und beschränkt das Saarland gefolgt sind22, sieht 
ausgleichende Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle und, 
wenn das nicht möglich ist, eine Ausgleichsabgabe23 vor. 
Dagegen kennt Rheinland-Pfalz nur das Modell der ausglei­
chenden Ersatzmaßnahme24. 

Auf die Probleme der ausgleichenden Ersatzmaßnahmen 
und die Ausgleichsabgabe will ich hier im einzelnen nicht 
eingehen. Sie sind von PIELOW25, SCHROETER26 und 
FICKERT27 und auch auf diesem Symposium angesprochen 
worden. 

Entscheidend in unserem Zusammenhang ist nur, daß die 
Rechtseinheit bei der Verursacherhaftung für Eingriffe in 
Natur und Landschaft nicht völlig gewahrt is t, der Bund da­
zu jedoch auf der Grundlage der Rahmenkompetenz durch 
eine entsprechende Regelung in§ 8 BNatSchG imstande ge­
wesen wäre. 

3. Das Bundesnaturschutzgesetz scheint, wenn man§ 5 un­
befangen liest, von einer dreistufigen Konzeption der Land­
schaftsplanung auszugehen2B_ Alle Länder, außer Nord­
rhein-Westfalen, haben daher die drei Planungsebenen, 
nämlich Landschaftsprogramm (für das ganze Land), Land­
schaftsrahmenpläne (für Regionen) und Landschaftspläne 
(für den örtlichen Bereich) in der Anpassungsgesetzgebung 
berücksichtigt. 

Dagegen hatte es der nordrhein-westfäl lsche Regierungs­
entwurf fü r das Änderungsgesetz des Landschaftsgeset­
zes29 abgelehnt, ei n spezielles Landschaftsprogramm für 
das ganze Land aufzustellen. Die Begründung beruft sich 
auf den Wortlaut des§ 5 Abs. 1 BNatSchG, wo es heißt, daß 
die überörtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Natursch utzes und Landschafts­
pflege für den Bereich eines Landes in Landschaftspro­
grammen einschließlich Artenschutzprogrammen oder für 
Teile des Landes in Landschaftsrahmenp länen darzustellen 
sind. Aus dem Wort »oder« wird also abgeleitet, es stehe 
den Ländern, abgesehen von der Stadtstaatenklausel in§ 5 
Abs. 3 BNatSchG, frei, entweder nur Landschaftsrahmen­
pläne, oder ein Landschaftsprogramm aufzustellen oder 
auch nebeneinander einzuführen. 

Gleichzeitig wird jedoch in der Begründung des Regierungs­
entwurfes betont, daß den landesweiten Belangen des Na­
turschutzes und der Landschaf tspflege hinreichend durch 
das Landesentwicklungsprogramm vom 19. 3. 1974 Rech­
nung getragen werde. 

Der nordrhein-westfälische Regierungsentwurf geht den­
noch selbst davon aus, daß es neben den regiona len Erfor­
dernissen und Maßnahmen zur Erreichung des Naturschut-



zes und der Landschaftspflege auch landesweite, jedenfalls 
überregionale gibt. 

Im übrigen macht§ 5 Abs. 2 BNatSchG deutlich, daß die Pla· 
nung im Bereich des Naturschutzes und der Landschafts· 
pflege selbständig neben den Plänen der Raumordnung und 
Landesplanung steht. Denn§ 5 Abs. 2 BNatSchG bestimmt, 
daß die raumbedeut.samen Erfordernisse und Maßnahmen 
der Landschaftsprogramme und Landschaftsrahmenpläne 
in die Programme und Pläne i. S. d. § 5 Abs. 1, S. 1, 2 und 
Abs. 3 ROG aufgenommen werden. Das aber kann nur be· 
deuten, daß das Bundesnaturschutzgesetz die Planung auf 
dem Gebiet Naturschutz und Landschaftspflege als mehr 
und qualitativ als etwas anderes ansieht als die Aufstellung 
von Zielen der Raumordnung und Landesplanung. 

Dabei zeigt sich auch, daß die Annahme des nordrhein·west· 
fäl ischen Regierungsentwurfes, den landesweiten Belangen 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege werde durch 
das Landesentwicklungsprogramm hinreichend Rechnung 
getragen, zumindest in Teilbereichen nicht zutriff t. Das Lan· 
desentwicklungsprogramm, das gemäß § 12 LPlanG die 
Grundsätze und allgemeinen Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung für die Gesamtentwicklung des Landes und 
für alle raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ent· 
hält, trifft beispielsweise keine Aussagen zu so bedeutsa· 
men Bereichen wie ... oder Tier· und Pflanzenwel t30. 

4. Während die abweichende Konzeption der Landschafts· 
planung in Nordrhein·Westfalen auf einer eigenwilligen und 
m .E. nicht überzeugenden Interpretation des Bundesnat ur· 
schutzgesetzes durch dieses Land beruht, ist für die unter· 
schiedliche Ausgestaltung des Verhältnisses von Land· 
schaftsplan und kommunaler Bauleitplanung in den Landes· 
naturschutzgesetzen ein Regelungsverzicht des Bundesge· 
setzgebers verantwortlich. 

a) Denn das Bundesnaturschutzgesetz läßt die Rechtswir· 
kung des Landschaftsplanes offen und auch für die Ver· 
zahnung mit der Baulei tplanung ist ein zu weiter Spiel· 
raum gelassen, wenn es in§ 6 Abs. 3 BNatSchG lediglich 
heißt, daß auf die Verwertbarkeit des Landschaftsplanes 
für die Bauleitplanung Rücksicht zu nehmen ist. 

Es bleibt also den Ländern überlassen, ob s ie bestimmen 
wollen, daß die Darstel lungen des Landschaftsplanes 
als »Darstellungen oder Festsetzungen« in die Bauleit· 
pläne aufgenommen werden. Wünschenswert wäre aber 
eine bundeseinheitliche Regelung gewesen, wie sie sich 
beispielhaft im Naturschutzgesetz von Rheinland·Pfalz 
findet. Vorgesehen ist dort nämlich die Integration des 
La ndschaftsplanes In den Flächennutzungsplan und des 
Grünordnungsplanes in den Bebauungsplan31. 

Die Vorteile einer solchen Integration des Landschafts· 
planes in die Bauleitplanung liegen einmal darin, daß 
Streit um die Rechtsnatur des Landschaftsplanes ver· 
mieden und auf eine eigene Verfahrensregelung verzieh· 
tel werden kann. 

Bei einer materiellen Integration besteht zudem die grö· 
ßere Chance, daß der Landschaftsplan im Vollzug der 
Bauleitplanung verwirklicht wird, als wenn er in Form der 
Fachplanung selbständig neben Flächennutzungs· und 
Bebauungsplan steht32. 

Der Bund hätte eine solche Lösung auch im Bundesna· 
turschutzgesetz treffen können, gestützt auf seine Rah· 
menkompetenz und Art. 74 Ziff. 18 GG. 

b) Spezifische Fragen ergeben sich aus dem Verhältnis von 
Landschaftsplan und Flächennutzungsplan in Nord· 
rhein·Westfalen. Der Landschaftsplan wird dort bekannt· 
lieh von den Kreisen und kreisfreien Städten unter Be· 
achtung der Ziele und Erfordernisse der Raumordnung 
und Landesplanung a ls Satzung beschlossen33. 

Welche Rechtswirkungen entfaltet nun ein Landschafts· 
plan bei erstmaliger Aufstellung oder Änderung eines 
Flächennutzungsplanes durch die Gemeinde? 

§ 23 Abs. 1 LandschaftsG enthält insoweit nur die Rege· 
lung, daß die nach§ 12 LandschattsG festgelegten Ent· 
wicklungsziele für die Landschaft bei allen behördlichen 
Maßnahmen im Rahmen der dafür geltenden gesetzli· 
chen Vorschriften berücksichtigt werden sollen. Was 
das bedeutet, ist einerseits klärungsbedürftig, anderer· 
seits von erhebl icher Tragweite. 

PIELOW/BAUER34 weisen darauf hin, daß der Land· 
schaftsplan nicht nur eine ortsrecht liche Manifestation 
der »natürlichen Gegebenheiten, der Entwicklung der 
Landschaft, der Landschaft als Erholungsraum sowie 
der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspfle· 
ge« i. S. von§ 1 Abs. 6 BBauG darstellt, also nicht nur ein 
zu beachtender Belang im Prozeß der planerischen Ab· 
wägung ist, sondern »als Satzung auch geltendes Recht« 
Ist, Ober dessen Einhaltung durch den Träger der Bauleit· 
planung die Aufsichtsbehörde wache. 

Welche Wirkung die »Satzung als geltendes Recht« ge· 
gen über der Flächennutzungsplanung der Gemeinde ent· 
faltet, ist damit aber noch nicht hinreichend geklärt. 

Maßgebend ist insoweit § 5 Abs. 6 BBauG, wonach Pla· 
nungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach an· 
deren gesetzlichen Vorschriften festgesetzt sind, nach· 
richtlich In den Flächennutzungsplan übernommen wer· 
den sollen. 

Da der Landschaftsplan in Nordrhei n·Westfalen die Ge· 
biete außerhalb der im Zusammenhang bebauten Orts· 
teile i. .S .. d. § 34 BBauG und des Geltungsbereiches von 
Bebauungsplänen, also den gesamten Außenbereich 
umfaßt, hat das zur Folge, daß die Planungshoheit der 
kreisangehörigen Gemeinden je nach Inhalt und Dichte 
der Festlegungen des Landschaftsplanes für eben die· 
sen Außenbereich weit gehenden Bindungen unterworfen 
werden kann. Unter Umständen kön nte das dazu führen, 
daß für eine Gemeinde d ie weitere bauliche Entwicklung 
in den Außenbereich hinein durch entgegenstehende 
Fest setzungen im Landschaftsplan unmöglich gemacht 
wird. 
Inhalt lich stellt sich damit die Landschaftsplanung nord· 
rhein·westfälischer Art als eine Form der Höherstufung 
eines wichtigen Teilbereiches der Bauleitplanung von 
den Gemeinden auf d ie Landkreise und kreisfreien Städ· 
te dar. Zu Ende gedacht könnte durchaus eine Konstella· 
tion eintreten, die mit derjenigen vergleichbar ist, die 
dem Urteil des OVG Rheinland·Pfalz vom 6. 3. 197935 zu· 
grunde lag, nämlich daß für eine Gemeinde die weitere 
bauliche Entwicklung in den Außenbereich hinein durch 
entgegenstehende Festsetzungen im Landschaft splan 
blockiert wi rd. 

Zu einer Verletzung des Selbstverwaltungsrechtes kann 
es In Nordrhein·Westfalen letztendlich aber deshalb 
nicht kommen, wei l § 21 des Landschaftsgesetzes eine 
Pflicht zur Änderung oder Anpassung des Landschafts· 
planes statu iert, wenn sich im »wesentlichen Umfang die 
Darstellungen und Festsetzungen der Bauleitplanung 
geändert haben«. Mit diesem »Dominanzverhält nisu zu· 
gunsten der Bauleitplanung36 w ird aber die querschnitls· 
orientierte Leitfunktion des Landschaftsplanes stark ab· 
geschwächt, was wiederum gegen die Abkoppelung der 
Landschaftsplanung von der Bauleitplanung spricht37. 
Daß im übrigen die nordrhein·westfälische Konstruktion 
der Landschaftsplanung auch zu einem »zeitl ichen Voll· 
zugsdefizit« führen kann, habe ich an anderer Stelle38 
dargetan. 

5. Unbefriedigend im Hinblick auf die Rechtseinheit im Bun· 
desgebiet ist ferner das Betretungsrecht im Bundesnatur· 
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schutzgesetz behandelt. § 27 BNatSchG gewährleistet das 
Betretungsrecht nur in Form eines Mindeststandards und 
läßt weitergehende Regelungen der Länder unberührt. 

Damit beläßt es der Bundesgesetzgeber bei den divergieren­
den Konzepten in Form der nord· und westdeutschen Lö­
sung einerseits, die grundsätzlich ein allgemeines Betre­
tungsrecht außerhalb von Wegen, Pfaden, Feldrainen, Bö­
schungen, Öd- und Brachflächen sowie anderer landwirt­
schaftlich ungenutzter Flächen nicht kennen und dem prin­
zipiell freien Betretungsrecht der Länder Bayern und Baden­
Württemberg andererseits. 

In Bayern stellt Art. 22 NatSchG im Anschluß an das Grund­
recht des Art. 141 Abs. 3 BV klar, daß 

»alle Teile der freien Natur insbesondere Wald, Bergwei­
de, Fels, Ödungen, Brachflächen, Auen, Uferstreifen, 
Moor und landwirtschaftlich genutzte Flächen . .. von je­
dermann unentgeltlich betreten werden können«. 

Außerhalb der Nutzzeit dürfen deshalb auch Felder und Wie­
sen, anders als nach den nord- und westdeutschen Natur­
schutzgesetzen, betreten und auch zu sportlicher Betäti· 
gung einschließlich des Reitens benutzt werden. 

Eine Regelung, die ein umfassendes Betretungsrecht bun­
deseinheitlich gewährleistet, hätte der Bund auch aufgrund 
seiner Rahmenkompetenz erlassen können. Den Ländern 
hätte ein erheblicher Gestaltungsspielraum für die eigene 
Gesetzgebung bei den Beschränkungsmögl lchkeiten des 
freien Betretungsrechtes verbleiben können. Mit der den 
Ländern belassenen Regelungsbefugnis hätte insbesondere 
den Gefährdungen begegnet werden können, die durch eine 
Übernutzung der Landschaft im Nahbereich entstehen39. 

6. Im Bundesnaturschutzgesetz vermißt man eine Vorschrift 
über die Verwendung chemischer Mittel in der freien Land­
schaft, wie sie sich in den Naturschutz- und Landespflege­
gesetzen Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz findet40. 

Nach § 4c des Landespflegegesetzes Rheinland-Pfalz dür­
fen 

»Chemische Mittel zur Bekämpfung von Pflanzen oder 
Tieren sowie Wirkstoffe, die den Entwicklungsablauf von 
Pflanzen oder Tieren beeinträchtigen können, . .. in der 
freien Landschaft nur mit Genehmigung der oberen Lan­
despflegebehörden angewendet werden; dies gilt nicht 
für den Einsatz chemischer Mittel im Rahmen einer ord­
nungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaft­
lichen Bodennutzung, der Bewirtschaftung von Haus­
und Kleingärten sowie der Gewässerunterhaltung auf­
grund wasserrechtlicher Erlaubnis. Die Genehmigung ist 
zu erteilen, wenn die Anwendung der Mittel im öffentli­
chen Interesse erforderlich ist und nicht überwiegende 
Belange der Landespflege entgegenstehen« 41 . 

7. Das leitet über zu einem weiteren Problemfeld, nämlich 
der Landwirtschaftsklausel im Bundesnaturschutzgesetz. 
Es stimmt bedenklich, daß im Bundesnaturschutzgesetz 
Land- und Forstwirtschaft recht einseitig bevorzugt 
werden42_ § 1 Abs. 3 BNatSchG geht davon aus, daß die 
»ordnungsgemäße Land- und Forstwirtschaft in der Regel 
den Zielen des Gesetzes dient« und die ordnungsgemäße 
land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung 
»nicht als Eingriff in Natur und Landschaft anzusehen ist« 
(§ 8 Abs. 7 BNatSchG). Es sind aber durchaus Fälle denkbar, 
in denen auch Maßnahmen, die zur ordnungsgemäß betrie­
benen Land- und Forstwirtschaft gerechnet werden können, 
als Eingriffe in die Natur zu betrachten sind. So können u. a. 
Kahlschläge landschaftsbestimmender Waldflächen, Um­
bruch wertvoller Feuchtwiesenzonen, Einebnen von Buckel­
wiesen im Gebirge, ordnungsmäßige Land- und Forstwirt­
schaft sein, aber dennoch landschaftsschädigend wirken43. 
Problematisch ist die gesetzliche Vermutung auch, wenn 
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man daran denkt, welche Gefährdung der Pflanzen- und Tier­
welt von der chemischen Düngung, der Verwendung chemi­
scher Mittel zur Unkraut- und Schädlingsbekämpfung aus­
geht. 

Es wäre daher im Anschluß an die Rechtsprechung44 eine 
differenziertere Behandlung der Land- und Forstwirtschaft 
im Verhältnis zu Natur- und Landschaftsschutz geboten ge­
wesen. Die allgemeine Landwirtschaftsklausel des Bundes­
rechtes kann in Zukunft dazu führen, daß land- und forstw irt­
schaftli chen Belangen gegenüber Naturschutzinteressen 
verstärkt der Vorrang eingeräumt wird45. Da die Landwirt­
schaftsklausel des§ 1 Abs. 3 BNatSchG in den Ländern un­
mittelbar gilt, führt sie zu einer Verschlechterung des Natur-

. schutzes in jenen Ländern, die eine derartige Privilegierung 
der Landwirtschaft bisher nicht kannten. 

III. Abschließende Würdigung 

Ich will die Reihe der Mängelrügen abbrechen, obwohl noch 
auf weitere Lücken, etwa in bezug auf die Offenhaltung von 
Durchgängen, Ufergrundstücke, Erholungsschutzstreifen 
und Naturschutzfonds hingewiesen werden könnte. Teilwei­
se wurden die damit zusammenhängenden Fragen ja auf 
diesem Symposium schon behandelt. Auch auf eine ins Ein­
zelne gehende Überprüfung der Anpassungsgesetze der 
Länder habe ich verzichtet. Dieser Aufgabe hat sich Herr 
SALZWEDEL unterzogen. Worum es mir ging war, zu unter­
suchen, inwieweit das Bundesnaturschutzgesetz seine Auf­
gabe erfüllt hat, die Rechtseinheit in zentralen Fragen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu gewährleisten. 

Der Befund ist leider nicht zufriedenstellend. 

Neben Regelungsbereichen, die prinzipiell positiv zu bewer­
ten sind - dazu gehören vor allem die dreistuf ige Konzep­
tion der Landschaftsplanung und die Fortschreibung der In­
strumente des klassischen Naturschutzes - finden sich Re­
gelungsdefizite, die auch in einem Rahmengesetz hätten 
vermieden werden können. 

1. Das gi lt einmal schon für die mangelhaf te Kläru ng der 
Wertgrundlage, weil das Bundesnatu rschutzgesetz es unter­
lassen hat, den Eigenwert von Natur und Landschaft hinrei­
chend klarzustellen. 

2. Das gilt weiter für die Abwehr moderner Gefährdungen. 
Typisch dafür ist das Fehlen einer Vorschrift über die Ge­
nehmigungspflicht der großflächigen Anwendung von Che­
mikalien in der Natur und die zu großzügige Fassung der 
Landwirtschaftsklausel. 

3. Das gilt schließlich fü r die häufige Bescheidung auf einen 
Mindeststandard, oder wie Herr STEIN es einmal formuliert 
hat, auf den nWeg des geringsten Widerstandes«. Beispiel­
haft dafür sind die Vorschriften über die Verursacherhaf· 
tung, das Verhältnis von Landschaftsplan und Bauleitpla­
nung sowie das Betri:tungsrecht. 

in all diesen Fällen - davon bin ich nach wie vor überzeugt 
- ist die Tatsache, daß der Bund nur Ober eine Rahmenge­
setzgebungsbefugnis verfügt, kein legit imierender Grund 
für die unbefriedigende Erfüllung der Gesetzgebungsaufga­
be. Sie beruht vielmehr darauf, daß die verfassungsrechtlich 
gewährten Regelungsmöglichkeiten vom Bund nicht hinrei­
chend wahrgenommen worden sind. In welcher Weise auch 
Rahmengesetze zur Wahrung der Rechtseinheit beitragen 
können, zeigen das Wasserhaushaltsgesetz oder das Beam­
tenrechtsrahmengesetz. 

Die Chance eines Rahmengesetzes, bei aller Vielfalt Im Ein­
zelnen die Einheit im Grundsätzlichen zu wahren und zu ent­
wickeln, ist vom Bundesnaturschutzgesetz bis jetzt nur teil­
weise ergriffen worden. Das aber mag teilweise mit der Ent· 
stehungsgeschichte, nicht zuletzt auch mit dem späten Tä· 
tigwerden des Bundesgesetzgebers, erklärbar sein. 
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eine wesentliche Beschränkung der bedenklich weiten Landwi rt­
schaftsklausel in§ 8 Abs. 7 BNatSchG erreicht worden, wenn nur 
Maßnahmen, deren Durchführung für eine ordnungsgemäße 
land-, forst- und fischerelwirtschaftliche Bodennutzung unum-

gänglich sind, nicht als Eingriff in Natur und Landschaft anzuse­
hen wären. 

45 Diese Befürchtung hegt auch STEIN (oben Fußn. 43). 

Ausschnitt aus den Kalksteinbrüchen in Solnhofen, die unmittelbar benachbart zu einem Wohngebiet angeleg t sind. Foto: Olschowy 
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Wolfram Pflug 

Dürfen Naturschutz und Landschaftspflege Fachplanung für den 
Nutzungsanspruch Erholung sein? 

Das Reichsnaturschutzgesetz aus dem Jahr 1935 kennt den 
Begriff »Erholung« nicht und enthält keine Vorschriften Ober 
das Erholungswesen im Zusammenhang mit Naturschutz 
und Landschaftspflege. Lediglich in den Begründungen, die 
zur Ausweisung von Naturschutzgebieten oder sonstigen 
Landschaftsteilen herangezogen werden können, finden 
sich solche, die indirekt auf den Wert dieser Gebiete für die 
Erholung hinweisen. So konnten Landschaften unter ande­
rem auch »wegen ihrer landschaftlichen Schönheit« als Na­
turschutzgebiet ausgewiesen werden(§ 4 RNG). Dem Schutz 
des Gesetzes konnten Landschaftsteile in der freien Natur 
unterstellt werden, die »zur Zierde und Belebung des Land· 
schaftsbildes« beitragen oder der Schutz konnte sich darauf 
erstrecken, »das Landschaftsbild vor verunsta ltenden Ein· 
griffen zu bewahren« (§ 5 RNG). Auch die Bestimmungen 
des§ 19 RNG, nach denen die Naturschutzbehörde Anord­
nungen treffen kann, »verunstaltende, die Natur schädigen­
de oder den Naturgenuß beeinträchtigende Änderungen von 
ihr fernzuhalten«, fallen in diesen Rahmen. Es kann daher 
festgehalten werden, daß sich das Reichsnaturschutzge­
setz ausschließlich den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege widmete. 

Das neue Naturschutzrecht enthält nun nicht mehr nur Re­
gelungen, mit deren Hilfe dafür gesorgt werden soll, die Vor· 
aussetzungen für eine Erholung in Natur und Landschaft zu 
erhalten oder zu schaffen (z. B. in § 1 BNatSchG die nach· 
haltige Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit von 
Natur und Landschaft). Es enthält auch Regelungen, die die 
Planung und Ausführung von Maßnahmen betreffen, die mit 
dem Nutzungsanspruch Erholung zu tun haben. So be· 
stimmt das Bundesnaturschutzgestz in§ 2 (Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege), daß für Naher· 
holung, Ferienerholung und sonstige Freizeitgestaltung in 
ausreichendem Maße nach ihrer natürlichen Beschaffenheit 
und Lage geeignete Flächen zu erschließen, zweckentspre­
chend zu gestalten und zu erhalten sind. 

Nach dem Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur 
Entwicklung der Landschaft von Nordrhein-Westfalen hat 
der Landschaftsplan demnach auch die »wichtigsten Erho· 
lungseinrichtungen« zu enthalten, als Entwicklungsziel den 
»Ausbau der Landschaft für die Erholung und den Fremden­
verkehr« vorzusehen und Maßnahmen festzusetzen, die u. a. 
die »Ausgestaltung und Erschließung von Uferbereichenu 
und »die Anlage von Wander·, Rad· und Reitwegen sowie 
von Parkplätzen, Liege- und Spielwiesen« betreffen (§§ 17, 
18 und 26 Landschaftsgesetz NW). Das Landesgesetz über 
Natursch utz und Landschaftspflege von Rheinland-Pfalz 
schreibt vor, daß Darstellungen und Festsetzungen der 
»Landschaftsplanung in der Bauleitplanung« u. a. auch Flä· 
chen umfassen, die als »Erholungsraum offenzuhalten oder 
freizulegen sind oder auf denen eine Nutzungsänderung un· 
terbleiben muß« (§ 17 LPflG). 

Nach dem Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
von Berlin setzt der Landschaftsplan u. a. die Anlage von 
Grün· und Erholungsanlagen, Sport- und Spielflächen, Wan­
der-, Rad- und Reitwegen sowie Parkplätzen fest (§ 8 
NatSchGBln). Die Richtlinien für die Ausarbeitung und die 
Förderung von Landschaftsplänen in Bayern vom 31. 10. 
1975 sehen vor, im Landschaftsplan »neben spezifischen 
Zie len des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
. . . auch Nutzungsmöglichkeiten für die Erholung« darzu­
stellen. · 

Der Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
stellt 1976 klar heraus, daß Landschaftsplanung nicht nur 
das Planungsinstrument für die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege, sondern zugleich auch als Auf­
gabe des Naturschutzes und der Landschaftspflege »Sekto­
rale Fachplanung Erholung« ist. Nach Auffassung des Bei· 
rates dient die Landschaftsplanung dem gesellschaftlichen 
Anspruch auf Erhaltung und Entwicklung der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Daraus leitet der Beirat folgende beiden 
Hauptziele der Landschaftsplanung ab: 

»-die Erhaltung und Entwicklung eines ausgewogenen 
Landschaftshaushalts, insbesondere der Pflanzen· und 
Tierwelt, sowie der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter 

- die Erhaltung und Entwicklung der Landschaft als Erleb· 
nis· und Erholungsraum.« 

Aufgabe der Fachplanung Erholung ist daher u. a. auch der 
Einsatz planerischer Mittel zur Entwicklung und Gestaltung 
der Erholungsräume für freiraumbezogene Erholungsaktivi­
täten (Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
1976). 

Erholen ist ein Anspruch des Menschen an Natur und Land· 
schaft. Das gesamte Erholungswesen einschließlich der da­
mit verbundenen Bereiche des Fremdenverkehrs und des 
Tourismus stellt in gleicher Weise wie die Forstwirtschaft, 
die Landwirtschaft, das Wohnen oder der Verkehr (mit den 
Folgen Straßen·, Bahn- und Wasserbau) eine Nutzung dar. 
Mit der Übertragung von Aufgaben, die die Ausweisung von 
Flächen für die Erholung und die Planung von Erholungsein­
richtungen betreffen, auf die Behörden für Naturschutz und 
Landschaftspflege, müssen sich diese für die Nutzungsart 
Erholung einsetzen. Sie sind damit Fachbehörden fü r die 
freiraumbezogene Erholung geworden. 

Das Erholungswesen, der Fremdenverkehr und der Touris­
mus führen seit langem auch zu schweren Belastungen und 
Schäden im Naturhaushalt und im Landschaftsbild. Kilome­
terlange Wohnwagenstädte auf den Uferwiesen zahlreicher 
Fluß· und Bachtäler (auch in Naturparken), Zerstörung alter 
Ortsbilder in Fremdenverkehrsorten durch schlechte Archi­
tektur an Altbauten und bei Neubauten, Zersied lung von 
Landschaften durch Errichtung problematischer Wochen­
endhausgebiete, Feriendörfer und Großbauten der Touris· 
musindustrie, Verschmutzung von Boden, Wasser, Luft und 
Vegetation in den Ballungszent ren der Erholung sowie Er· 
schließung auch der letzten Landschaftsteile mit Straßen, 
Zufahrten und Erholungseinrichtungen aller Art (u. a. mit 
nachteiligen Auswirkungen auf zahlreiche wildwachsende 
Pf lanzen- und wildlebende Tierarten) sprechen eine beredte 
Sprache. Konflikte zwischen Naturschutz und Landschafts­
pflege auf der einen und zahlreichen Sparten des Erholungs­
und Fremdenverkehrswesens auf der anderen Seite sind Le· 
gion. 

Mit der Einsetzung des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege als sektorale Fachplanung Erholung durch das neue 
Naturschutzrecht sind Naturschutz und Landschaftspflege 
zur »Eingriffsplanung« geworden. Sie haben »Erholungsvor· 
sorge« (§§ 5 und 7 Naturschutzgesetz Baden-Württemberg) 
zu treffen. Der Landschaftsplan wird zug leich zum Einrich­
tungs· und Gestaltungsplan, in manchen Ländern auch zum 
Feststellungsplan für das Erholungswesen. 
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Der Irrweg, auf den hier Naturschutz und Landschaftspflege 
geraten sind, zeichnete sich seit langer Zelt ab. Zu den Grün­
den, die zu dieser Entwicklung geführt haben, gehören vor 
allem: 

- Landschaftspläne wurden bereits viele Jahre vor dem 
Zeitpunkt aufgestellt, zu dem sie Kraft Gesetzes zum Pla­
nungsinstrument des Naturschutzes und der Land· 
schaftspflege erklärt wurden. Dieser Zeitpunkt war das 
Jahr 1973, in dem die Länder Bayern, Hessen, Rheinland­
Pfalz und Schleswig-Holstein ihre neuen Naturschutzge­
setze verkündeten. Die seinerzeit ohne gesetzliche 
Grundlage aufgestellten Landschaftspläne enthielten 
als Vorschläge überwiegend oder gar ausschließlich Be­
pflanzungsmaßnahmen und Einrichtungen für die Erho­
lung. Da vor allem die Aufnahme von Planungsvorschlä­
gen für Erholungseinrichtungen in den Landschaftsplan 
und die Aussicht auf ihre Verwirklichung günstige finan­
zielle Möglichkeiten für den mit der Aufstellung des 
Landschaftsplanes beauftragten freischaffenden Land­
schaftsarchitekten enthielt, wurde der Landschaftsplan 
in wachsendem Maße das Fachplanungsinstrument für 
die Erholung und den Fremdenverkehr. Das Leistungs­
und Honorarverzeichnis für Garten- und Landschaftsar­
chitekten, nach dem Planungen u. a. auch nach der Her­
stellungssumme berechnet werden können, hat diese 
Entwicklung begünstigt. 

Das Erholungs- und Fremdenverkehrswesen besaß kein 
eigenes Fachplanungsinstrument für die Erholung in der 
freien Landschaft. Gemeinden, die in ihrem Gemeindege­
biet Einrichtungen für den Fremdenverkehr und das Er­
holungswesen schaffen wollten, ließen sich einen Grün· 
plan, der oftmals auch die Bezeichnung Landschafts­
plan trug, aufstellen mit dem Ziel, Ihre Vorhaben durch 
die in solchen Plänen nachgewiesene »landschaftsge­
rechte Einbindung« leichter in den Flächennutzungs­
oder Bebauungsplan aufgenommen und auch leichter 
genehmigt zu bekommen. In solchen Fällen war der 
Landschaftsplan lediglich ein Fachplan für die Erholung 
und den Fremdenverkehr. 

Die mit der Aufstellung von Landschaftsplänen beauf­
tragten freischaffenden Garten- und Landschaftsarchi­
tekten sind der historischen Entwickung ihres Berufs­
standes und ihrer Ausbildung nach vor allem auch Archi­
tekten, die bauen und gestalten können und wollen. Es 
lag in der Natur der Sache, daß sie sich im Rahmen des 
von ihnen zu erstellenden Landschaftsplanes in beson­
derer Weise des Erholungswesens Im Sinne der Schaf­
fung und Gestaltung von Erholungseinrichtungen annah­
men. 

Unter vielen mit der Landschaftsplanung befaßten Fach­
leuten war vor dem Einsetzen des neuen Naturschutz­
rechts die Auffassung weit verbreitet, nur über die Auf­
nahme von Erholungseinrichtungen in den Landschafts­
plan bestehe eine Chance, in ihrem Gefolge auch Vor­
schläge zum Naturschutz und zur Landschaftspflege ver­
wirklicht zu bekommen. Das Erholungswesen wurde also 
zum Vehikel, um Forderungen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege durchsetzen zu können. 

- Seit der Verkündigung des Naturparkprogrammes im 
Jahr 1956 sind über sechzig Naturparke ausgewiesen 
worden. Es handelt sich dabei um großräumige, durch ih· 
re natürliche Eigenart und Schönheit ausgezeichnete 
Landschaften, die der Erholung in der Natur dienen sol­
len. Dem Naturparkgedanken lag seit seinem Entstehen 
zu Beginn unseres Jahrhunderts der Schutz von Natur 
und Landschaft als unabdingbare Voraussetzung für ei­
ne Erholung in der freien Landschaft, die der Gesundheit 
und dem Wohlbefinden der Erholungsuchenden dienen 
soll, zugrunde. Für zahlreiche Naturparke wurden in den 
sechziger und siebziger Jahren Landschaftspläne aufge-
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stellt, die fast immer zugleich auch Pläne für die 1 nstalla­
t ion von Erholungseinrichtungen waren. Der Land­
schaftsplan wurde hier offiziell als Plan verstanden, mi t 
dessen Hilfe der Nutzungsanspruch Erholung bis hin zur 
Ausweisung und Gestaltung ört lich fixierter Erholungs­
einrichtungen (oder auch die Anerkennung und Verbes­
serung vorhandener Erholungsanlagen) verwirklicht wer­
den sollte. Die Bezeichnung solcher Landschaftspläne 
als »Landschafts- und Einrichtungsplan« oder als »Ent­
wicklungsplan«, z. B. für die Naturparke Schwalm-Nette 
und Nassau (DAHMEN, KIERCHNER, SCHWANN, WEN­
DEBOURG, WESTPHAL und WOLFF-STRAUB 1973 so­
wie DAHMEN und KÜHN EL 1973) zeigt deutlich, daß man 
sich der Probleme, die in der Ausweitung des Land­
schaftsplanes zur Fachplanung Erholung liegen, bewußt 
war. Die Entwicklung der Naturparke zeigt dann auch, 
daß der Nutzungsanspruch Erholung im Vordergrund al­
ler Maßnahmen steht und die Belange des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege stark vernachlässigt wer­
den. Dies kommt u. a. zum Ausdruck in der Legaldefini­
tion des Begriffes Naturpark im Gesetz zur Sicherung 
des Naturhaushaltes und zur Entwicklu ng der Land­
schaft von Nordrhein-Westfalen, in dem der mit dem Na­
turparkbegriff eng verbundene Schutzgedanke nicht 
mehr enthalten Ist(§ 44 LG NW). Hier ist der Naturpark 
lediglich ein Großerholungsraum wie andere Großerho­
lungsräume auch (PFLUG 1980). 

Die wlndungsreichen Erklärungen, die notwendig sind, um 
zu verdeutlichen, warum Naturschutz und Landschaftspfle­
ge zur Fachplanung für frelraumbezogene Erholung ge­
macht wurden, geben einen Einblick in die unhaltbare Situa· 
tion. So äußert sich 1976 der Beirat für Naturschutz und 
Landschaftspflege beim Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu diesem Thema folgenderma­
ßen: »Die Fachplanungen Naturschutz und Erholung weisen 
In der Aufgabenstellung, im sachlichen Bezugsobjekt, im 
wissenschaftlichen Ansatz und in den damit zusammenhän­
genden Arbeitsmethoden deutliche Unterschiede auf. Zwi­
schen Naturschutz einerseits und Erholungsnutzuhg ande­
rerseits können Konflikte bestehen, die innerhalb der Land­
schaftsplanung zu lösen sind. Die Gemeinsamkeiten der 
beiden sektoralen Aspekte untereinander und auch gegen­
über der Gesamt- und Fachplanung, an der die Landschafts­
planung mitwirkt, ergeben sich jedoch aus weitgehend 
gleichgerichteten gesellschaftlichen Interessen. Sie liegen 
darin, Ansprüche für die Sicherung der natürlichen Lebens­
grundlagen zu vertreten, die ständig in Gefahr sind, gegen­
über einseitig ökonomisch-technologischen Interessen zu 
unterliegen. Daraus ergibt sich der gemeinsame Bezug auf 
den begrenzten Freiraum und die Notwendigkeit, die Pla­
nungen und Maßnahmen zum Schutz und zur Entwicklung 
der Landschaft aufeinander abzustimmen. Außerdem unter­
stützen sich häufig die Zielsetzungen und Maßnahmen der 
beiden Fachplanungen gegenseitig.« Angesichts der gänz­
lich verschiedenen Standorte von Naturschutz auf der einen 
und Erholung auf der anderen Seite und angesichts der zwi­
schen Naturschutz und Erholung herrschenden zahlreichen 
und zum Teil schwerwiegenden Konflikte ist es bedenklich, 
von Gemeinsamkeiten dieser »beiden sektoralen Aspekte« 
zu sprechen, die sich »aus weitgehend gleichgerichteten ge­
sellschaftlichen Interessen« ergeben sollen. Gemeinsamkei­
ten zwischen Naturschutz und Erholung, wie sie hier hervor­
gehoben werden, können auch zwischen Naturschutz und 
Forstwirtschaft, Naturschutz und Wasserwirtschaft oder 
gar zwischen Naturschutz und Landwirtschaft, vor allem im 
Vergleich zur Gesamtplanung und zu weiteren Fachplanun­
gen, festgestellt werden. Und es besteht doch wohl kein 
Zweifel darüber, daß dem gesamten Erholungs- und Frem­
denverkehrswesen in gleicher Weise wie allen anderen Nut­
zungsarten nicht gerade geringe nei nseitig ökonomisch­
technologische Interessen« zugrunde liegen, die vielfach zur 



Beeinträchtigung oder gar Zerstörung natürlicher Lebens­
grundlagen geführt haben und noch führen. 

Die Erfüllung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege(§ 1 BNatSchG) kann für die Naturschutz-bzw. 
Landschaftsbehörden doch nur bedeuten, im Rahmen der 
»Erholungsvorsorgeu sich dafür einzusetzen, daß die für ei­
ne Erholung notwendigen Eigenschaften der Landschaften 
erhalten und gegebenenfalls verbessert werden und der an 
Natur und Landschaft herangetragene Erholungsanspruch 
vor allem an der nachhaltigen Sicherung der Leistungsfähig­
keit des Naturhaushaltes, den Notwendigkeiten des Arten­
schutzes und den Erfordernissen des Landschaftsbildes ge­
prüft und entschieden wird. Ziel und Aufgabe des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege kann und darf daher 
nicht die Förderung des Nutzungsanspruches Erholung 
sein, ebenso wie es nicht das Ziel des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege ist, die Forstwirtschaft, die Landwirt­
schaft, die Wasserwirtschaft, den Bergbau, den Städtebau 
oder den Straßenbau zu fördern. Mit den im Bundesnatur­
schutzgesetz und in den entsprechenden Landesgesetzen 
festgelegten Zielen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege ist daher eine »Fachplanung Erholung« als 
Aufgabe des Naturschutzes und der Landschaftspflege un­
vereinbar. 

Es ist nicht einzusehen, warum die Fachplanung Erholung 
nicht auf eine eigene gesetzliche Grundlage gestellt werden 
kann. Der Landschaftsplan befaßt sich als Planungsinstru­
ment des Naturschutzes und der Landschaftspflege an er­
ster Stelle mit der Natur, ihren Erscheinungsformen, ihrer 
Struktur und Funktion. Der Verfasser des Landschaftspla­
nes steht sozusagen auf der Seite der Natur und beurteilt 
von ihr her die an sie herangetragenen Ansprüche des Men­
schen. Die im Landschaftsplan enthaltenen Entwicklungs­
vorschläge gründen sich in erster Linie auf den Naturhaus­
halt, seine Leistungsfäh igkeit und seinen Schutz sowie auf 
das Bild der Landschaft. Im Gegensatz dazu gehen alle an­
deren installierten Planungskategorien in erster Linie von 
den notwendigen oder vermeintlich notwendigen menschli­
chen Bedürfnissen aus und betrachten Natur und Land­
schaft vor allem als Objekt menschlicher Nutzung (PFLUG 
1974, 1975 und 1979). Vom gleichen Standpunkt geht auch 
die Fachplanung Erholung aus. Der Landschaftsplan als 
Planungsinstrument des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege und der Fachplan Erholung sind sich daher ih­
rer Aufgabe und ihrem Inhalt nach wesensfremd. An den 
Grundlagen und Ergebnissen des Landschaftsplanes muß 
vielmehr der Fachplan Erholung geprüft und gemessen wer­
den. 

Grenzt man nicht bald Naturschutz und Landschaftspflege 
eindeutig vom Nutzungsanspruch Erholung und damit den 

Landschaftsplan vom Fachplan Erholung ab, werden Natur­
schutz und Landschaftspflege nicht nur mit den Ergebnis­
sen der Erholungs- und Fremdenverkehrsplanung identifi­
ziert, sondern auch verantwortlich gemacht für die Bela­
stung von Haushalt und Gestalt vieler unserer Landschaften 
durch Auswüchse des Erholungs- und Fremdenverkehrswe­
sens und problematischer oder gar unhaltbarer Erholungs­
einrichtungen aller Art. 
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